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Editorial: Ökonomie des Konsums 


.. durch den Luxus finden 

Millionen Armer sich erhalten. 

Auch durch den Stolz, den alle schalten. 
Nicht minder dient der Neid sowie 

die Eitelkeit der Industrie. 

Die Sucht, sich als modern in Speisen, 
in Kleid und Möbeln zu erweisen, 

stets ein Objekt des Spottes zwar, 

des Handels wahre Triebkraft war. 


... so schrieb Bernard Mandeville 1705 in 
seiner Bienenfabel und führte damit vor 
genau 300 Jahren eine Argumentationsfi- 
gur ein, die den Konsum der Wohlhaben- 
den in ein damals gänzlich neues Licht 
tauchte. Tatsächlich erfolgten im Lauf des 
18. Jahrhunderts Veränderungen im All- 
tagsleben, die Historiker bereits für diese 
Periode in England von einer „Konsum- 
revolution“ sprechen lassen. Anzeichen 
dafür gab es im zunehmenden Verbrauch 
von Tee, dessen Import um das 200fache 
stieg und und die nationale Sitte der tea- 
time begründete, oder im Erfolg des 
Manufaktur-Unternehmers Josiah Wedg- 
wood, der die besseren Kreise mit feinem 
weißen Porzellan und vielfältigsten Mu- 
stern versorgte. Wie Neil McKendrick 
festgestellt hat, wurden aus früheren „Lu- 
xuswaren“ nunmehr „Annehmlichkeiten“ 
und aus diesen bald „Notwendigkeiten“. 
Bis dahin hatten soziale oder religiöse 
Normen für die einzelnen Stände geregelt, 
was ihnen an Unentbehrlichem oder an 
Überflüssigem zustand. Nur für die ober- 
ste Schicht der Gesellschaft galten Prunk 
und Verschwendung als angemessen. Die 
Standesunterschiede sollten sich in der 


Lebensführung abbilden und die mittle- 
ren und niedrigeren Schichten vor den 
Versuchungen einer leichtsinnigen Le- 
bensführung bewahrt werden: indem 
man vorschrieb, wer Samt und Seide 
oder Schnabelschuhe tragen durfte oder 
aber wie viele Gäste höchstens bei einer 
Hochzeit einzuladen waren. 

Zwar dehnten sich kapitalistische Lohn- 
arbeit und Geldwirtschaft aus, doch 
musste die große Masse der Bevölkerung 
genügsam bleiben. Viele puritanische 
Unternehmer begrenzten nicht nur die 
Kaufkraft ihrer Arbeiter durch niedrige 
Löhne, sondern hingen auch selbst den 
Idealen der Sparsamkeit und der Askese 
an. Ihre Gewinne investierten sie eher ins 
eigene Geschäft als sie für Luxus und 
Tand auszugeben. Theateraufführungen 
erschienen ihnen als frivole Vergnügun- 
gen, kostbare Kleidungsstücke als Zei- 
chen verwerflicher Eitelkeit. Der Autor 
der Bienenfabel wurde von seinen Zeit- 
genossen daher heftig getadelt, er würde 
zur „Lasterhaftigkeit“ ermutigen, woge- 
gen er sich verwahrte. Er wolle lediglich 
beweisen, dass die immer neuen Bedürf- 
nisse der Reichen Gewerbe und Handel 
belebten: „Private Vices, Publick Bene- 
fits“. An eine Ausweitung dieser Bedürf- 
nisspiralen auf die ärmeren Schichten, 
auf die Arbeiterschaft in Werkstätten 
und Manufakturen, dachte Mandeville 
gerade nicht: Er sprach ganz offenherzig 
aus, dass die Zahl der Armen, die mit ih- 
rer Arbeit all diese Annehmlichkeiten 
produzierten, den wahren Reichtum ei- 
ner Gesellschaft ausmachen. Was Man- 
deville in die öffentliche Diskussion ein- 
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geführt hatte, war eine neue Legitimati- 
onsebene: die ökonomische Nützlichkeit 
anstelle des sittlich Gebotenen. 
Damaligen wie späteren Autoren schien 
damit eine neue Freiheit (die man be- 
grüßen oder fürchten konnte) anzubre- 
chen. Der Konsum hatte sich seiner so- 
zialen und moralischen Fesseln entledigt. 
Die Idee eines trickle down dieses Kon- 
sums wurde dann von Adam Smith 1759 
in seiner Theory of Moral Sentiments 
formuliert. Gerade durch die selbstsüch- 
tige Verfolgung ihrer Bedürfnisse ver- 
schaffen die Reichen den Armen Be- 
schäftigung und Einkommen. Dass es 
sich dabei weniger um eine wissenschaft- 
liche Beschreibung realer Vorgänge als 
um eine Apologie der bestehenden Zu- 
stände handelte, machte seine unmittel- 
bar folgende Behauptung klar: In diesem 
Prozess würden die Reichen nämlich von 
einer „unsichtbaren Hand“ (von der hier 
zum ersten Mal die Rede ist) zu einer 
Verteilung der Lebensnotwendigkeiten 
geführt, die nur geringfügig anders aus- 
sieht, als wenn die Erde zu gleichen Tei- 
len unter ihre Einwohner aufgeteilt wor- 
den wäre. Immerhin wurde damit aber 
der Anspruch der unteren Schichten am 
wachsenden Konsum anerkannt. Ganz 
anders argumentierte dagegen Thomas 
Malthus einige Jahre später. Einerseits 
rechtfertigte er den ausufernden Konsum 
der nichtkapitalistischen Klassen (Aristo- 
kratie, Kirche) mit dem Argument, nur 
so könnte der wachsende Output der 
immer produktiveren Fabriken und 
Werkstätten abgesetzt und Krisen ver- 
mieden werden. Andererseits forderte er, 
den Konsum der ärmeren Schichten zu 
begrenzen. Dies wäre durchaus im eige- 
nen Interesse der Armen: würde ihr Le 
bensstandard steigen, so würden sie sich 
in einem so hohen Maße vermehren, 
dass die Lebensmittelproduktion nicht 
mehr mithalten könnte und es zu einer 
„Überbevölkerung“ käme, die sich gerade 
auf jene Armen am schlimmsten auswir- 
ken würde. 

Die Entwicklung des Kapitalismus folgte, 
zumindest was den Konsum der unteren 


Klassen anging, in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts eher der von Malthus 
als der von Smith gezeichneten Linie. 
Überlange Arbeitszeiten gingen mit Hun- 
gerlöhnen einher, was Marx und Engels 
im Kommunistischen Manifest zu der 
pathetischen Aussage führten, die Bour- 
geoisie sei „unfähig zu herrschen, weil sie 
unfähig ist, ihrem Sklaven die Existenz, 
selbst innerhalb seiner Sklaverei zu si- 
chern“. Im Kapital war von einer solchen 
absoluten Verelendungstheorie dann aber 
nicht mehr die Rede. Hier begründete 
Marx nicht nur, dass Kapitalgewinn und 
Äquivalententausch vereinbar sind, er 
zeigte mit seiner Theorie des „relativen 
Mehrwerts“, dass steigende Gewinne 
durchaus mit einem steigenden Realein- 
kommen der vom Kapital Beschäftigten 
einhergehen können: dann nämlich, 
wenn zwar die Löhne einen immer ge- 
ringeren Teil des neu produzierten Wer- 
tes umfassen, zugleich aber die Produkti- 
vität steigt, so dass von diesen wertmäßig 
sinkenden Lohn eine zunehmende Men- 
ge an Gebrauchsgütern gekauft werden 
kann. Zugleich machte Marx jedoch die 
Kehrseite dieser schönen neuen kapitali- 
stischen Welt des Konsums deutlich: die 
konkurrenzvermittelte Dynamik von Ak- 
kumulation und Produktivkraftentwick- 
lung bringt durch ihre Tendenz zu 
Überproduktion und Überakkumulation 
nicht nur immer wieder Krisen hervor, 
auch in ihrem ganz normalen Funktio- 
nieren führt eine Produktionsweise, die 
als Zweck allein die Profitmaximierung 
kennt, zu einer zerstörerischen Vernut- 
zung von Mensch und Natur. 


2: 

Der Weg zur Gesellschaft des Massen- 
konsums war auch sonst keineswegs so 
geradlinig, wie er meist dargestellt wird. 
Er bedeutete zwar gelegentlich die Popu- 
larisierung vormaliger Luxusgüter, häufi- 
ger aber noch die Zurückdrängung vieler 
Formen von Eigenversorgung. Seit der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ge- 
rieten die proletarischen Schichten in 
den am weitest entwickelten Ländern in 
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den Sog der sich ausdehnenden Kon- 
sumwirtschaft. Die Lohnerhöhungen, die 
sie erkämpften, ermöglichten es ihnen, 
sich Nahrungsmittel, Kleidung und Mö- 
bel zu kaufen, das Leben in den Städten 
erzwang aber auch eine derart kommer- 
zialisierte Versorgung. In den Haushalten 
der früheren ländlichen Arbeiterschaft 
hatte man noch Kleinvieh gehalten, ei- 
nen Gemüsegarten angelegt und Kerzen 
oder Textilien für den eigenen Gebrauch 
gefertigt. Das enge Zusammenwohnen in 
den wachsenden Städten machte die In- 
dustriearbeiterschaft dagegen abhängig 
vom Angebot von Bäckern, Fleischern 
und Kolonialwarengeschäften, von Klei- 
dermagazinen und Altwarenhändlern. Was 
über den Markt befriedigt wurde, ging 
für die meisten über das Nötigste nicht 
hinaus, doch trugen erste Ansätze von 
Massenfertigung dazu bei, bestimmte Pro- 
dukte eher erschwinglich zu machen als 
diejenigen handwerklicher Produktion - 
so im Fall von Schuhen. In den Haus- 
halten blieben Reste der früheren Eigen- 
produktion erhalten: in Form der Haus- 
arbeit sowie beim Reparieren, Umarbeiten 
und Wiederverwenden der Gebrauchsgü- 
ter des Alltags. 

Daneben gehörten zahlreiche Massengü- 
ter des 20. Jahrhunderts noch nie zum 
Konsum der Reichen und Wohlhaben- 
den, sondern wurden von Anfang an für 
die breite Massse entwickelt. Ein Beispiel 
dafür stellt die Margarine dar, die von 
vornherein als „Kunstbutter“ einen preis- 
werten Ersatz für die teure Butter 
darstellen sollte und vor allem in Arbei- 
terkreisen Deutschlands oder Englands 
beliebt war. Da Walöl bis in die 1930er 
Jahre einen wesentlichen Grundstoff für 
die Margarineherstellung bildete und die 
Absatzzahlen dieser frühen Markenpro- 
dukte steil anstiegen, waren manche 
Walarten bereits damals vom Aussterben 
bedroht. Ein anderes heutzutage weit- 
verbreitetes Produkt, das ebenso wenig 
mit den Lebensgewohnheiten der Ober- 
schicht zu tun hat, ist das T-Shirt, das 
vor dem Ersten Weltkrieg als Unterbe- 
kleidung bei der US-Navy eingeführt 


wurde und für den zivilen Gebrauch spä- 
ter durch Künstler, die sich als unange- 
passte „junge Wilde“ verstanden - etwa 
James Dean oder Marlon Brando -, be- 
kannt wurde. Genauso unaristokratisch 
wie unbürgerlich ist auch die Herkunft 
des Kaugummis, dessen Geschichte und 
Bedeutung in der Massenkultur des 20. 
Jahrhunderts Michael R. Redclift im vor- 
liegenden Band nachgeht. Der Kaugum- 
mi wurde von den US-amerikanischen 
Gls in vielen Teilen der Welt verbreitet 
und zu einem Symbol von Entspannung 
und Vergnügen. Der ursprüngliche Na- 
turgummi wurde von den Mayas in Yu- 
catan gewonnen. Sowohl die massenhafte 
US-amerikanische Nachfrage danach, wie 
auch seine spätere Ersetzung durch syn- 
thetischen Gummi hatten auf deren Ge- 
meinwesen erhebliche Auswirkungen. 

Für einen Teil der Gebrauchsgüter, die 
heutzutage zur Grundausstattung der 
meisten deutschen Haushalte gehören, 
kann man demgegenüber tatsächlich von 
einem trickle down sprechen. Um 1900 
entfalteten sich im mittleren und höhe- 
ren Bürgertum neue Bedürfnisse und 
Konsummuster. Man aß besser, kleidete 
sich aufwändiger, richtete sich in Plüsch 
und historisierendem Zierrat ein, legte 
sich Klaviere zum häuslichen Musizieren 
zu und verreiste im Winter wie im 
Sommer. Die Konsumpioniere der geho- 
benen Kreise nutzten neue technische 
Konsumgüter wie das Telefon und das 
Automobil. In den 1920er Jahren kamen 
weitere dazu: Radio, Staubsauger und 
Kühlschrank versprachen Unterhaltung 
oder Bequemlichkeit. In Ländern wie 
Großbritannien und Deutschland waren 
sie aufgrund ihrer Preise allerdings nur 
den höheren Schichten zugänglich, wäh- 
rend sie in den USA bereits damals auch 
von weniger Wohlhabenden gekauft 
werden konnten. 

Massenproduktion wurde zur Vorausset- 
zung des Massenkonsums und als Inbe- 
griff der Verknüpfung beider gilt das von 
Henry Ford Anfang des 20. Jahrhunderts 
in den USA eingeführte Geschäftsmodell. 


Das Auto, ein bisher überwiegend hand- 
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werklich hergestelltes Produkt, sollte 
nunmehr aus normierten Teilen bestehen 
und die Typenzahl auf einige wenige 
Standardformen reduziert werden. Die 
Produktion großer Serien erfolgte durch 
eine Reihe von Einzweckmaschinen. Für 
die Mehrzahl der Arbeitskräfte waren 
Fachkenntnisse, Erfahrung und Geschick- 
lichkeit weitgehend entbehrlich, so dass 
kurzfristig angelernte Arbeiter eingesetzt 
werden konnten. Die Verkettung der Ar- 
beitsschritte durch Fließbänder stellte ei- 
ne naheliegende Konsequenz des im 
Höchstmaß mechanisierten Prozesses dar. 
Die Arbeiter wurden somit, wie Marx es 
einige Jahrzehnte zuvor für die englische 
Textilindustrie beschrieben hatte, An- 
hängsel der Maschine - eine Degradie- 
rung, die sich bei Ford letztlich nur 
vermittels erheblicher Lohnerhöhungen 
durchsetzen ließ (ein Zugeständnis, das 
Ford allerdings damit verband, dass der 
Lebenswandel der Arbeiter in deren 
Wohnungen durch Fabrikfürsorgerinnen 
penibel überwacht wurde). Die kombi- 
nierte Wirkung höherer Löhne und 
niedrigerer Verkaufspreise erlaubte es 
mittel- bis langfristig, dass auch Arbeiter 
in die Lage versetzt wurden, die von ihnen 
hergestellten Produkte selbst zu erwerben. 
Eine Karikatur in einer deutschen sozial- 
demokratischen Zeitschrift der 1920er Jah- 
re brachte den neuen Zusammenhang auf 
den Punkt: Auf einem ersten Bild sah man 
Arbeiter, die zu Fuß in die Fabrik ström- 
ten; auf dem zweiten Arbeiter, die mit 
dem Auto dorthin fuhren. Der ironische 
Kommentar lautete: „Welch ein 
Fordschritt“. Tatsächlich war die neue 
Produktionsform alles andere als wider- 
spruchs- und konfliktfrei, doch den mei- 
sten Angehörigen der unteren Schichten 
erschien sie als Möglichkeit des Zugangs 
zu einer verheißungsvollen Konsumwelt. 
Der Tauschhandel, der ihnen angeboten 
wurde, lautete: Akzeptiere inhaltsleere, 
fremdbestimmte und im Höchstmaß kon- 
trollierte Arbeit, dann erhältst du die 
Chance, Güter zu erwerben, die bisher 
den Wohlhabenden und Reichen vorbe- 
halten waren. 


Diesem Muster folgte mit Citro&n zu- 
nächst die französische Automobilindu- 
strie, später trachtete auch das national- 
sozialistische Deutschland danach, es mit 
einem eigenen Auto für den „kleinen 
Mann“ zu kopieren. Der „KdF-Wagen“ 
stellte eines von Hitlers Lieblingsprojek- 
ten dar, aber das modernste Automobil- 
werk Europas, in dem ab 1938 jährlich 
1,5 Mio. Fahrzeuge hergestellt werden 
sollten, lieferte alles in allem nicht mehr 
als 630 davon, da die Rüstungsprodukti- 
on bereits einige Monate nach der Er- 
öffnung des Werkes absoluten Vorrang 
erhielt. Erst in den folgenden Jahrzehn- 
ten fand der „Käfer“ tatsächlich millio- 
nenfach Verbreitung und trug mit dem 
Ford Taunus oder dem Opel Kadett da- 
zu bei, dass die Arbeiterschaft und die 
einfachen Angestellten des bundesdeut- 
schen „Wirtschaftswunders“ in dem Ge- 
fühl lebten, auch sie hätten Anteil am 
neuen Wohlstand. Im Nationalsozialis- 
mus hatte sich der Prozess des trickle 
down letztlich auf den „Volksempfänger“ 
beschränkt, in der Bundesrepublik weite- 
te er sich zunächst auf die Waschma- 
schine und den Farbfernseher aus, dann 
auf das Brathähnchen im Wienerwald 
und die Pauschalreise nach Rimini, spä- 
ter auf den tiefgefrorenen Hummer bei 
Aldi und den Allinclusive-Aufenthalt ın 
„Dom-Rep“. Der andere deutsche Staat, 
die DDR, war, wie Jörg Roesler in sei- 
nem Beitrag zeigt, keineswegs durchge- 
hend die „Mangelgesellschaft“, als die sie 
viele bundesdeutsche Beobachter sehen 
wollten. Dennoch gelang es dem Regime 
nicht, ein eigenes Modell des „sozialisti- 
schen Massenkonsums“ durchzusetzen, 
sondern es musste sıch nolens volens 
damit abfinden, dass die Bevölkerung ih- 
re Konsumwünsche stets an den westli- 
chen Standards maß. 


3. 

Gerade die Massenproduktion von Au- 
tomobilen hat in den USA und in den 
westeuropäischen Ländern immer wieder 
als Modell für die „Demokratisierung 
des Konsums“ hergehalten. Doch ver- 
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stellt dieser plakative Begriff den Blick 
auf die Veränderungen des Konsums 
mehr, als dass er sie erklären würde. Mit 
„Demokratisierung“ wird eine Analogie 
zum schrittweisen politischen Struktur- 
wandel seit der Mitte des 19. Jahrhun- 
derts und insbesondere nach 1919 herge- 
stellt - in Deutschland etwa das allge- 
meine Wahlrecht für Männer und Frau- 
en und die verfassungsmäßige Veranke- 
rung von Grundrechten wie dem Recht 
der freien Meinungsäußerung, der De- 
monstrationsfreiheit oder dem Recht, 
sich in Parteien und Verbänden zu orga- 
nisieren. Die tatsächliche Mitsprache der 
Bürgerinnen und Bürger bleibt norma- 
lerweise weit hinter den propagierten 
Idealen zurück - nicht nur weil ihnen In- 
formationen fehlen oder vorenthalten 
werden und Lobbygruppen ihren Ein- 
fluss geltend machen, sondern auch auf- 
grund der strukturellen Zwänge, die von 
der kapitalistischen Grundlage der Wirt- 
schaft ausgehen. 

Was aber hat es zu bedeuten, wenn der 
Konsum als „Bürgerrecht“ bezeichnet 
wird und die Konsumentensouveränität 
als grundlegendes Merkmal westlicher 
Gesellschaften angesehen wird? Zwar hat 
eine Befreiung von mittelalterlichen Lu- 
xusverboten oder Bekleidungsvorschrif- 
ten stattgefunden, und in kapitalistischen 
Ländern gibt es auch keine zentralen 
Planungsinstanzen, die die Anzahl der zu 
produzierenden Küchenmixer oder Da- 
menpullover festlegt. Nicht die Zugehö- 
rigkeit zu einem Stand oder die Nähe 
zur Planungsbürokratie entscheidet so- 
mit über die Konsummöglichkeiten, 
sondern die finanziellen Möglichkeiten. 
Dennoch bedeutet das nicht, dass Kon- 
sumenten generell darüber mitentschei- 
den würden, was und wie produziert 
wird. Ansätze dazu gab es und gibt es - 
allerdings stets nur außerhalb des kapita- 
listischen Unternehmertums. So entstand 
etwa in England 1844 die erste Konsum- 
genossenschaft der „redlichen Pioniere 
von Rochdale“, deren Ziel es war, die 
Arbeiterschaft mit guten und günstigen 
Lebensmitteln zu versorgen (zu oft hatte 


man ihnen bis dahin mit Gips vermisch- 
tes Mehl oder Nudeln mit hohem Krei- 
deanteil verkauft). Ähnlich trafen sich 
Radiobastler in den Arbeiter-Radioklubs 
der 1920er Jahre, um Detektor- 
Empfänger zusammenzubauen, und viele 
von ihnen träumten gleichzeitig davon, 
ihr eigenes Programm zu gestalten - ein 
Anliegen, das unter anderem von Bertolt 
Brecht unterstützt wurde, als er 1927 in 
seiner „Radiotheorie“ verkündete: „Der 
Rundfunk wäre der denkbar großartigste 
Kommunikationsapparat des öffentlichen 
Lebens..., wenn er es verstünde, nicht nur 
auszusenden, sondern auch zu empfan- 
gen, also den Zuhörer nicht zu isolieren, 
sondern ihn in Beziehung zu setzen.“. 
Eine tatsächliche Mitwirkung der Kon- 
sumenten, jenseits der Kaufentscheidung 
zwischen Omo und Persil, ist in der ka- 
pitalistischen Marktwirtschaft aber gera- 
de nicht vorgesehen. Zwar möchten Fir- 
men die Wünsche ihrer potentiellen 
Kunden möglichst genau kennen, doch 
interessant sind solche Wünsche für Un- 
ternehmen nur, insoweit sie sich gewinn- 
bringend befriedigen oder in eine solche 
Richtung verändern lassen. So stellen 
auch technische Innovationen üblicher- 
weise nicht eine Antwort auf zuvor ge- 
äußerte Mängel dar, sondern folgen einer 
Logik, die im wesentlichen durch den 
Tüftlergeist von Ingenieuren und die 
Vorgaben von Marketing-Strategen be- 
stimmt wird. Dies erkannte bereits Wal- 
ther Rathenau, ältester Sohn Emil Ra- 
thenaus und später Vorstandsmitglied 
der AEG. „Die Elektrizität“, schrieb er 
1907 in einem Brief, konnte sich „nicht 
darauf beschränken, lediglich Produkte 
zu Markte tragen, sie musste ihre eige- 
nen Bedürfnisse schaffen...“ So handelte 
es sich ihm zufolge bei der angewandten 
Elektrotechnik „um eine Umgestaltung 
eines großen Teils aller modernen Le- 
bensverhältnisse, die nicht vom Konsu- 
menten ausging, sondern vom Produzen- 
ten organisiert und gewissermaßen auf- 
gezwungen werden muste.“ 

Diese Umgestaltungsprozesse fanden und 
finden nicht nur in den als entwickelt 
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geltenden Ländern statt, transnationale 
Konsumgüterunternehmen bemühen sich 
seit längerer Zeit, sie auch in weniger 
entwickelte Regionen oder in Schwellen- 
länder zu tragen. Häufig handelt es sich 
darum, die einheimische Bevölkerung auf 
Marktprodukte umzulenken, die bisheri- 
ge Formen der Subsistenzarbeit oder der 
lokalen Produktion ersetzen sollen. Be- 
sonders verhängnisvoll wirkte sich seit 
den 1970er Jahren das aggressive Marke- 
ting der Firma Nestle für Milchpulver 
aus, das Mütter dazu brachte, auf das 
Stillen ihrer Kinder zu verzichten. Dieser 
Schritt gefährdete in zahllosen Fällen die 
Gesundheit der Babys und führte zu ih- 
rem Tod, da die örtlichen Gegebenheiten 
oft nicht für die Verwendung von 
Milchpulver geeignet waren. Auch bei 
vielen anderen „westlichen“ Produkten 
setzen transnationale Unternehmen mitt- 
lerweile auf rural marketing, also darauf, 
die ärmere und ländliche Bevölkerung 
anzusprechen. Michaela Kehrer unter- 
sucht diese Vorgehensweisen am Beispiel 
von Ägypten. Dabei wird deutlich, dass 
dies nicht unbedingt zu einer mit der 
Globalisierung einhergehenden Verein- 
heitlichung von Symbolen und Leitbil- 
dern führen muss, vielmehr instrumenta- 
lisieren transnationale Unternehmen, um 
ihren Absatz zu steigern, gerade auch lo- 
kale Kulturen. 


4. 

Um sich gegenüber ihren Konkurrenten 
zu behaupten, müssen Unternehmen an- 
dauernd Neues auf den Markt werfen. 
Das kann zu tatsächlichen Innovationen 
führen - oder auch nur zu Scheininnova- 
tionen, also zu neuen Produkten, die 
keinen wirklich neuen Gebrauchswert 
aufweisen, wie dies immer wieder bei vie- 
len Erzeugnissen der Pharmaindustrie 
oder auch der Lebensmittelindustrie (et- 
wa im boomenden Sektor des functional 
food) der Fall ist. Nicht selten wird die 
geballte Marktmacht großer Unterneh- 
men dazu eingesetzt, um Produkte auf 
den Markt zu bringen, die im besten Fall 
überflüssig, oftmals jedoch sogar schäd- 


lich sind - als ein Beispiel für viele seien 
Hormonpräparate für die weiblichen 
Wechseljahre genannt. Mit jahrzehnte- 
langen Marketing-Bemühungen gelang es 
den Herstellern, bei Ärzten und Patien- 
tinnen eine neue Normalität zu konstru- 
ieren, indem der bisherige Ausnahmefall 
klimakterieller Beschwerden umetikettiert 
und der Gebrauch dieser Präparate in 
vielen westlichen Ländern allgemeiner 
Usus wurde. Studien, die auf gesteigerte 
Krebsrisiken hinwiesen, wurden ignoriert 
oder als unglaubwürdig hingestellt. Da- 
rüberhinaus können Firmen neue Märkte 
auch dadurch erschließen, dass sie neue 
Gruppen von Konsumenten ausfindig 
machen: in den letzten Jahrzehnten etwa 
Kinder und Jugendliche, die als Abneh- 
mer von Süßigkeiten und Chips, von 
Spielzeug und Sammelbildern, von Han- 
dys und Alcopos angesprochen werden 
und denen die Firmen möglichst früh 
„Markenbewusstsein“ beibringen wollen. 
Seit den ersten Vorboten des Massen- 
konsums verhieß dieser ein Leben, in 
dem Mühsal und Kargheit abgeschafft 
würden. Er rief aber immer wieder auch 
kritische Stimmen auf den Plan, die un- 
heilvolle Wirkungen vor allem bei den 
Konsumenten selbst sahen - sei es, dass 
sie durch modischen Aufwand bei der 
Kleidung zu Eitelkeit und Leichtfertig- 
keit verführt oder durch populäre Un- 
terhaltungsformen von ihren „eigentli- 
chen“ Bedürfnissen entfremdet würden. 
Manche dieser Argumente mögen heut- 
zutage moralisierend erscheinen. Dass 
moderne Formen des Konsums Men- 
schen in der Entfaltung ihrer Fähigkeiten 
und Möglichkeiten nicht nur fördern, 
sondern auch behindern können, ist je- 
doch kaum zu bestreiten. Darüberhinaus 
wurde inzwischen immer deutlicher, dass 
es in bestimmten Bereichen zu ganz 
unmittelbaren Schädigungen der Kon- 
sumenten kommen kann. Eine Reihe 
von Skandalen machte den hohen ge- 
sundheitlichen Preis deutlich, den indu- 
strialisierte Methoden der Viehzucht und 
des Pflanzenbaus für sie haben können 
(u.a. BSE, Schweinepest). Diese spektaku- 
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lären Fälle werden von den Beteiligten 
aus der Agrarwirtschaft gerne als un- 
glückliche Pannen in einem sonst klaglos 
funktionierenden System dargestellt. Doch 
wiederholen sie sich immer wieder und 
ergänzen die permanenten Probleme der 
modernen Landwirtschaft wie die hohen 
Pestizid-Anteile in Gemüse und Obst. 
Dazu kommt die Tendenz, unverarbeite- 
te durch verarbeitete Lebensmittel zu er- 
setzen, was nicht nur bei Kindern und 
Jugendlichen immer häufiger zu Fehler- 
nährung und Dickleibigkeit führt. Dag- 
mar Vinz wirft in ihrem Aufsatz die Fra- 
ge auf, in welcher Weise Massenproduk- 
tion und -konsum im Bereich der Ernäh- 
rung zusammenhängen und wie sich die 
Rolle der privaten Haushalte dabei ge- 
ändert hat. 

Mit wie viel Ressourcenverbrauch der 
Konsum zu tun hat, ist den Produkten 
nicht unmittelbar anzusehen. Auch bei 
Dienstleistungen findet ein großer Teil 
der damit verbundenen Arbeit backstage 
dar, ist also dem Blick des Restaurant- 
oder Musical-Besuchers entzogen. Die 
Werbung tut ein übriges, Konsumgüter 
als selbstverständliche Gegebenheiten zu 
präsentieren und ihre Herkunft mög- 
lichst zu vernebeln. Die Attraktivität des 
american way of life und seiner Ableger 
in anderen Ländern hat zur Folge, dass 
die Bewohner der reicheren Länder den 
weitaus größten Teil der Energie und 
Rohstoffe verbrauchen und zugleich für 
den allergrößten Teil der Schädigungen 
verantwortlich sind: Ihr Fleischhunger 
führt dazu, dass Regenwälder in Weide- 
land für Rinder umgewandelt und Soja- 
bohnen zu 95% an das Vieh verfüttert 
werden; mit ihren Flugreisen sorgen sie 
für die global zunehmende Luftbela- 
stung. Wie am Fall der Wale zu sehen 
war, die bereits in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts für die Margarinepro- 
duktion beinahe ausgerottet wurden, ist 
diese Umgangsweise mit natürlichen Res- 
sourcen nicht grundsätzlich neu - sie hat 
aber mittlerweile ganz andere und weit- 
aus bedrohlichere Dimensionen erreicht. 


Neben der Nutzung natürlicher Ressour- 
cen beruht die massenhafte Produktion 
von Konsumgütern auf dem Einsatz 
menschlicher Arbeitskraft. Dies geschieht 
allerdings unter sehr unterschiedlichen 
Bedingungen. Stellt man die Automobil- 
industrie als typisches Beispiel hin, so 
führt dies in die Irre. Hier gab es für eine 
bestimmte - die „fordistische“ - Periode 
einen Kompromiss zwischen den An- 
sprüchen der Unternehmen an hochpro- 
duktive Arbeitskräfte und den Ansprü- 
chen der Arbeiter an eine Entlohnung, 
die sie am wachsenden Wohlstand teil- 
haben ließ. Dieses Modell der Massen- 
produktion entfaltete seine größte Wirk- 
samkeit dort, wo es mit wohlfahrtsstaat- 
lichen Regelungen und einer keynesiani- 
schen Wirtschaftspolitik abgesichert 
wurde. Für weite Bereiche der Konsum- 
güterproduktion galten jedoch immer 
schon ganz andere Bedingungen. So 
wurden die neuen Luxusgüter des 18. 
Jahrhunderts, Tee und Zucker, von Skla- 
ven auf großen überseeischen Plantagen 
hergestellt. Als die Bekleidungskonfekti- 
on gegen Ende des 19. Jahrhunderts ei- 
nen großen Aufschwung erlebte, ver- 
dankte sich dieser in den europäischen 
Großstädten und in New York vor allem 
der Arbeit von Frauen, die in Heimarbeit 
oder in sweatshops Löhne erhielten, die 
weit unter denjenigen der männlichen In- 
dustriearbeiter in den damaligen Wach- 
stumsindustrien (etwa im Eisen- und 
Stahlsektor) lagen. Inzwischen hat es tech- 
nologische Veränderungen der Produkti- 
on gegeben und an die Seite der kleinbe- 
trieblichen Produktion sind Weltmarkt- 
fabriken getreten. Ansonsten aber sind 
die Verhältnisse der damaligen Arbeite- 
rinnen durchaus mit denjenigen ver- 
gleichbar, unter denen heutzutage in 
Freien Produktionszonen oder in ande- 
ren weniger entwickelten Ländern für die 
Märkte der westlichen Länder produziert 
wird. Wie sich unter diesen Bedingungen 
die internationale Beschaffung einerseits, 
die Markt- und Konzentrationsstrukturen 
andererseits verändern, untersuchen Ant- 
je Blöcker und Michael Wortmann in ih- 
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rem Beitrag anhand des Einzelhandels 


für Bekleidung. 


9: 

Wirft man einen Blick hinter die Kulis- 
sen der glanzvollen Konsum-Inszenierun- 
gen verschiedener Zeiten, ist das Ergeb- 
nis ernüchternd. In den letzten Jahren ist 
zumindest festzustellen, dass Konsum in 
der politischen und wissenschaftlichen 
Öffentlichkeit zum Thema geworden ist. 
Nicht-Regierungsorganisationen haben 
darüber aufgeklärt, unter welchen ökolo- 
gisch und sozial katastrophalen Bedin- 
gungen Sportschuhe und T-Shirts, Kaffee 
und Kakao in vielen Ländern hergestellt 
werden. Das hat zwar sicherlich nicht ein 
radikales Umschwenken der Kaufge- 
wohnheiten bewirkt, aber fair produzier- 
te und gehandelte Konsumgüter als Al- 
ternative stärker ins Bild gerückt und ih- 
ren (geringen) Anteil leicht steigen las- 
sen. Es hat auch dazu geführt, dass die 
Stiftung Warentest erstmals derartige Kri- 
terien in ihre Beurteilungen von Produk- 
ten aufgenommen hat. Des weiteren se- 
hen sich große Unternehmen mehr und 
mehr genötigt, sich zumindest verbal auf 
Nachhaltigkeitszile zu verpflichten. 
Selbst wenn manchen Jugendlichen die 
Auswahl zwischen 10.000 Klingeltönen 
für ihr Handy als Beleg dafür gilt, dass 
sie in der besten aller Konsumwelten le- 
ben, gibt es andere, die sich für einen 


buy-nothing-day stark machen. Und 
schließlich wurde unlängst auf dem 
Weltsozialforum ein Manifest verab- 


schiedet, das eines der elementarsten 
Konsumgüter überhaupt zum Gegen- 
stand hat: das Wasser. Die unterzeich- 
nenden Künstler und Menschenrechtler 


fordern, den Zugang zu Trinkwasser zum 
Menschenrecht zu erklären und die Was- 
serversorgung in vielen Ländern nicht 
den Interessen von Konzernen auszulie- 
fern. 

Zudem ist in den letzten Jahren ange- 
sichts von Massenarbeitslosigkeit und 
stagnierenden oder sinkenden Realein- 
kommen selbst in Deutschland die Quan- 
tität des Konsums erneut in den Blick 
gerückt. Das anscheinend so freundliche 
Gesicht des Wirtschaftswunderkapitalis- 
mus ist längst verschwunden. Inzwischen 
ist auch eine rot-grüne Regierung bei Re- 
zepten angekommen, die an die eingangs 
erwähnten Auffassungen von Thomas 
Malthus erinnern (die Wandlungen rot- 
grüner Politik untersuchen außerhalb des 
Heftschwerpunkts Stefan Beck und Chri- 
stoph Scherrer). Die erhebliche Senkung 
des Spitzensteuersatzes zu Jahresbeginn 
wurde mit einer Stärkung des Konsums, 
der die Wirtschaft ankurbeln soll, be- 
gründet. Die gleichzeitig in Kraft treten- 
den Hartz IV-Regelungen, die die Ab- 
schaffung der Arbeitslosenhilfe, ver- 
schärfte Zumutbarkeitsregeln und für 
Arbeitslose den Zwang zur Übernahme 
von „l-Euro-Jobs“ vorsehen, wurden da- 
gegen mit den leeren Staatskassen einer- 
seits, einer Verstärkung der „Anreize“ zur 
Arbeitsaufnahme andererseits begründet. 
Wie einst Malthus ist offensichtlich auch 
die rot-grüne Bundesregierung der Auf 
fassung, dass der Kapitalismus lediglich 
den Konsum der Reichen, nicht aber den 
der Armen benötigt. Den Armen soll es 
nicht zu gut gehen, denn nur dann ha- 
ben sie ausreichend Anreize, den Reich- 
tum der anderen zu produzieren. 


Wolfgang Hantel-Quitmann 
Peter Kastner (Hg.) 


Der globalisierte 
Mensch 


2004 : 284 Seiten - Broschur 
EUR (D) 19,90 - SFr 34,90 
ISBN 3-89806-289-9 


Nach ihrem Buch Die Globali- 
sierung der Intimität (Psychoso- 
zial-Verlag 2002) legen die 
Herausgeber eine neue Auswahl 
von Texten zur Globalisierung 
vor. Die Globalisierung ist nicht 
abstrakt, sie wirkt in vielen 
Bereichen sehr konkret in das 
Leben der Einzelnen hinein: 
Arbeit, Bildung, zwischen- 
menschliche Beziehungen, und 
viele andere. 


Stefan Trobisch-Lütge 
Das späte Gift 


Folgen politischer 
Traumatisierung 
in der DDR und 
ihre Behandlung 


2004 - 171 Seiten : Broschur 
EUR (D) 19,90 - SFr 34,90 
ISBN 3-89806-301-1 


Auch Jahre nach dem Ende der 
DDR lässt die Diktatur der SED 
viele Menschen nicht los. Noch 
heute tragen die politisch 
Verfolgten der DDR - der 
Gesellschaft weitgehend unbe- 
achtet — zerstörerische psychi- 
sche Implantate der Diktatur 
unbewusst weiter. Vor allem 
durch eine genaue Analyse der 
traumatisierenden Weitergabe 
seelischer Deformation wendet 
sich dieses Buch gleichermaßen 
an Betroffene und deren Ange- 
hörige, professionelle Helfer und 
interessierte Laien. 


Goethestr. 29 : 35390 Gießen 

Telefon: 0641/77819 - Fax: 0641/77742 
info@psychosozial-verlag.de 
www.psychosozial-verlag.de 
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Celso Furtado (1920-2004) 


Ein Nachruf von Theotonio dos Santos 


Celso Furtados schneller und unerwarteter Tod hinterlässt eine große Leere im 
kritischen Denken Brasiliens und auf internationaler Ebene. Das Ansinnen, 
ihn für den Nobelpreis 2004 vorzuschlagen, mobilisierte eine beeindruckende 
Unterstützung in Brasilien, Lateinamerika und in der ganzen Welt. Doch die 
konservative Jury hat die Gelegenheit verpasst, die Glaubwürdigkeit des No- 
belpreises zu erhöhen und hat statt dessen den Ruf des Preises durch eine klare 
Präferenz für visionslose und konservative Ökonomen weiter beschädigt. 

Es ist absurd, dass das lebendige ökonomische Denken, das sich in Lateinamerika 
insbesondere unter dem Einfluss von Raül Prebisch und der Wirtschaftskommis- 
sion der Vereinten Nationen für Lateinamerika (CEPAL) entwickelt hat, weiter- 
hin isoliert vom Mainstream der Wirtschaftswissenschaften bleibt. Stets hat sich 
Celso Furtado der Aufgabe gewidmet, die Irrtümer des konservativen Denkens 
aufzudecken. Seine Kritik galt Positionen, die die internationale Arbeitsteilung 
festschreiben oder gar verklären, und die Rolle der peripheren und unterentwik- 
kelten Staaten auf eine subalterne Funktion der Zulieferung für die produktive 
Weiterverarbeitung und den Konsum in den Industrieländern beschränkt. 

Celso Furtado zeigte die Verschlechterung der realen Austauschverhältnisse 
zwischen dem Zentrum und der Peripherie auf (Konzepte, die von der CEPAL 
entwickelt wurden) und wies auf die ungleiche Entwicklung des technologi- 
schen Fortschritts hin. Ihm war klar: Ohne eine fundamentale politische und 
ökonomische Wende würden sich die internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
weiter in Richtung einer zunehmenden globalen Ungleichheit entwickeln - 
und gerade nicht hin zu einer Konvergenz, wie dies im Rahmen des Gesetzes 
der komparativen Kostenvorteile behauptet und von der orthodoxen Wirt- 
schaftswissenschaft verbreitet und versprochen wird. 

Die Industrialisierung der peripheren Staaten ist nur mit Hilfe einer Politik 
der staatlichen Planung möglich, die von Celso Furtado mit großem Können 
systematisch untersucht wurde. Er zeigte auch, dass „Unterentwicklung“ nicht 
einfach nur ein Zeichen ökonomischer Rückständigkeit ist, sondern eigenständi- 
ge Gesetzmäßigkeiten besitzt. Sie zu erforschen, bedarf eines eigenen theoreti- 
schen Ansatzes, zu dessen Entwicklung Furtado entscheidend beitrug. 

Neben seinen Beiträgen zur Theorie der Unterentwicklung und der Planung, 
beschäftigte sich Celso Furtado mit der Wirtschaftsgeschichte Brasiliens und 
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Lateinamerikas. Seine Bücher über die wirtschaftliche Entwicklung Brasiliens 
und Lateinamerikas hatten, wie Fernand Braudel anerkannte, einen starken 
Einfluss auf die Annales-Schule. 

Celso Furtado machte ebenfalls bedeutende Beiträge zur Analyse der Welt- 
wirtschaft. Bereits in den 60er Jahren nahm er in seinen Arbeiten wichtige Er- 
gebnisse der Globalisierungsdiskussion über die Auswirkungen multinationaler 
Unternehmen auf die kapitalistische Wirtschaft vorweg. 

Er antizipierte auch die negativen Fffekte, die die Dominanz bestimmter Denk- 
schulen auf die Situation von Schwellenländern wie Brasilien haben würde. In 
den vergangenen Jahren ist sein Werk zu einem der wichtigsten Bezugspunkte 
der brasilianischen Opposition geworden, die bei den letzten Wahlen eine 
überwältigender Mehrheit erhielt und die Regierung stellt. Dabei handelt es 
sich nicht allein um eine politische Debatte, sondern auch um eine theoreti- 
sche Diskussion über die Ausrichtung der Wirtschaftswissenschaften; Celso 
Furtado hat eine breite methodische Reflexion über den Sinn der Wirtschafts- 
wissenschaften angestoßen. Vor allem wendete sich seine Kritik gegen den An- 
satz der ökonomischen Theorie, der sich den gesellschaftlichen Problemen 
eher von der Seite des Weltbildes der Physik des späten 19. Jahrhunderts aus 
nähert, als aus der Perspektive der modernen Sozialwissenschaften. 

Celso Furtado hat damit das sozialwissenschaftliche Denken Lateinamerikas in 
bedeutendem Maße geprägt und wichtige Beiträge zur sozialwissenschaftlichen 
Theorie und Methodik geliefert. Im Bereich der Theoriebildung leistete er un- 
ter anderem Entscheidendes zur Entwicklung des historischen Strukturalismus. 
In der Anwendung dieses Ansatzes widmete er sich der Geschichte der USA, 
der Entwicklung des Kapitalismus in Europa und dessen weltweiten Auswir- 
kungen, sowie der Dynamik der lateinamerikanischen Wirtschaft. Und da sei- 
ne Forschung in der Praxis stets auch einen interdisziplinären Anspruch bein- 
haltete, wurden seine Bücher für die Ausbildung von Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaftlern in ganz Lateinamerika unentbehrlich. 

Aber das Werk Celso Furtados beschränkt sich nicht allein auf den Bereich 
der Wissenschaft. Sein Wirken als Person des öffentlichen Lebens begann En- 
de der fünfziger Jahre mit der Gründung des Entwicklungsamtes im Nord- 
osten Brasiliens (SUDENE). Er zeigte die Bedeutung der Regionalplanung auf, 
die sich dort der Bekämpfung des Elends in einer ganzen Region Brasiliens 
widmete. Ausgehend von den Erfahrungen der Tennessee Vale Authority in 
den USA und dem Planungsprogramm für Sizilien ebnete Celso Furtado den 
Weg zur Rettung des brasilianischen Nordostens. Eine Region, mit der sich 
auch Josu& de Castro in seinem Buch Geopolitik des Hungers eingehend be- 
schäftigte. Der Arzt, Geograph und Soziologe aus Pernambuco erregte mit 
seiner Arbeit weltweit Aufmerksamkeit und beeinflusste das Ernährungspro- 
gramm „Zero Fome“ des neuen brasilianischen Präsidenten Lula, das derzeit 
leider immer mehr in Vergessenheit zu geraten droht. 


Nachruf auf Celso Furtado 13 


Celso Furtados Erfolg in der SUDENE führte unter Präsident Goulard zur Ein- 
richtung des Planungsministeriums, von wo aus Furtado seine theoretischen 
Erkenntnisse in praktische Maßnahmen umsetzen konnte. Diese Arbeit wurde 
1964 durch den Militärputsch unterbrochen. Für zwei Jahrzehnte wurde das 
sozialwissenschaftliche Denken in Brasilien einem kolonialen Diktat unterwor- 
fen, von dem es sich bis heute nicht vollständig erholt hat. Lange Zeit ver- 
brachte Celso Furtado im Exil. Nach dem Ende der Diktatur und den Präsi- 
dentschaftswahlen von 1984 wurde er Kulturminister und später Botschafter 
Brasiliens bei der Europäischen Union in Brüssel. In diesen Jahren nahm er 
starken Einfluss auf die Annäherung und Zusammenarbeit zwischen Brasilien 
und Argentinien, was später zur Gründung des MERCOSUR führen sollte. 
Der Einfluss Celso Furtados auf das sozialwissenschaftliche Denken ist kaum 
hoch genug einzuschätzen. Seine Bedeutung wird noch zunehmen, wenn die 
brasilianische Bevölkerung und die Menschen in Lateinamerika eine alternati- 
ve Wirtschaftspolitik für diese Region fordern. Solange die Verantwortlichen 
für die derzeitige wirtschaftliche und soziale Katastrophe behaupten, dass es 
nur eine „einzig mögliche“ Wirtschaftspolitik gäbe, wird das Werk von Celso 
Furtado eine wichtige Waffe im Kampf gegen genau diesen Mythos sein. 
Wenn wir die Debatte über ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum, über die 
Verteilung von Einkommen und Fragen der sozialen Gleichheit wieder auf- 
nehmen, wird das Werk von Celso Furtado für uns von großem Nutzen sein. 
Denn dann werden wir in seinen Arbeiten über Entwicklung, Planung und po- 
litische Ökonomie ein fundamentales Werkzeug für die Ausbildung einer neu- 
en Generation von Ökonomen in Brasilien, in Lateinamerika und in der gan- 
zen Welt finden. 

Aus dem brasilianischen Portugiesisch übersetzt von Verena Holzer 
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Vom gerechten Krieg 
zum gerechten 


Frieden? 
Stationen und Chancen eines 
geschichtlichen Lernprozesses 


Die Rede vom „gerechten Krieg“ provoziert heu- 
te Abwehr. Krieg und Gerechtigkeit passen für 
uns nicht zusammen. Friede und Ungerechtig- 
keit aber auch nicht - und der Friede muss ge- 
schützt werden. 
Das neuzeitliche Völkerrecht ersetzte die alte, 
im Rahmen einer Friedensethik entwickelte 
Denkfigur vom gerechten Krieg durch das all- 
gemeine Recht des Staates, Krieg zu führen. Es 
ging nicht mehr um Moral, sondern um Staats- 
räson. Die Katastrophe zweier Weltkriege hat die- 
ses Konzept ad absurdum geführt. 
Nach 1945 sollten die Vereinten Nationen eine 
Ordnung des Weltfriedens sichern. Der Kalte 
Krieg hat dem enge Grenzen gesetzt, aber nach 
dessen Ende sind Kriege, vor allem Bürgerkrie- 
ge, noch zahlreicher geworden. Gibt es Chan- 
cen, den Krieg durch gemeinsame Anstrengun- 
gen der Staaten dauerhaft zu überwinden? 


Thema: 
Krieg und Frieden 
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eines geschichtlichen 
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Die vorliegende Schrift geht dieser Frage 
nach, indem sie die Entwicklung von Ethik 
und Völkerrecht zu Krieg und Frieden von 
der Antike bis in unsere Zeit nachzeichnet. 


www.wochenschau.verlag.de 


Adolf-Damaschke-Str. 10, 65 824 Schwalbach/Ts., Tel.: 06196 / 8 60 65, Fax: 06196 / 8 60 60, info@wochenschau-verlag.de 


Dagmar Vinz 


Nachhaltiger Konsum und Ernährung 
Private KonsumentInnen zwischen Abhängigkeit 
und Empowerment 


Mit der Kampagne „Echt gerecht - clever kaufen“ wirbt das Bundesministeri- 
um für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL) in Ko- 
operation mit anderen Akteuren für eine nachhaltige Ernährungsweise, insbe- 
sondere durch die Veränderung von Konsummustern mit der Entscheidung 
für fair produzierte Produkte. Zum Auftakt der Kampagne unterstrich die Mi- 
nisterin Renate Künast die hohe Relevanz der Entscheidungsmacht von Ver- 
braucherInnen im Nachhaltigkeitsprozess mit den Worten: „Mit unseren Kauf 
entscheidungen beeinflussen wir jeden Tag aktiv nicht nur unser eigenes Le- 
ben, sondern das vieler anderer in anderen Teilen der Erde und das Leben 
nachfolgender Generationen“ (BMVEL 2004). Damit wird den KonsumentlIn- 
nen ein hohes Maß an Gestaltungsmacht zugesprochen: Sie sind es, die über 
die Zukunft der Ernährung und über den Grad der Nachhaltigkeit in Land- 
wirtschaft und Ernährung entscheiden. Im Kontext der Politik für eine Agrar- 
wende waren KonsumentInnen immer wieder gefordert, mehr Geld für Nah- 
rungsmittel auszugeben, bei deren Kauf Nachhaltigkeitskriterien zu berück- 
sichtigen und den Anteil der Ausgaben für Lebensmittel im Haushaltsbudget 
zu erhöhen. Dabei hängt die Zukunft der Agrarwende zum einen sicher davon 
ab, ob „eine ökologische Wende in der Landwirtschaft auf die KonsumentIn- 
nen zählen“ (Brunner 2004) kann. Zum anderen wird in der Nachhaltigkeits- 
debatte vor einer Überhöhung der Gestaltungsmacht privater KonsumentIn- 
nen gewarnt. Um mit Anforderungen an ökologisch und politisch korrekten 
Einkauf und gesunde Ernährung nicht einer „Privatisierung und Feminisierung 
der Umweltverantwortung“ (Weller 2004) Vorschub zu leisten, ist es notwen- 
dig zu analysieren, wie der Konsum in das gesamte Ernährungssystem einge- 
bettet ist und welche Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten die Konsumen- 
tInnen im Vergleich zu den anderen Akteuren auf den verschiedenen Ebenen 
des Ernährungssystems - Produktion, Verarbeitung, Handel und Konsum - 


haben. 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 138, 35. Jg., 2005, Nr. 1, 15-33 


16 Dagmar Vinz 


1. Konsumwandel im Ernährungssystem 


Als fordistisch ist das Ernährungssystem' nach 1945 bezeichnet worden, in 
welchem die Massenproduktion erfolgreich an den Massenkonsum von Nah- 
rungsmitteln gebunden ist (Goodman/Redclift 1991: 87ff; Fine/Heasman et al. 
1996; Friedmann 1999). Dem Ziel verpflichtet, die Bevölkerung mit einer aus- 
reichenden Menge an Lebensmitteln zu niedrigen Preisen zu versorgen, wurde 
mit einem hohen Zufluss von Energie, Material und Kapital die Mechanisie- 
rung der Landwirtschaft, die Intensivierung der Produktion durch den Einsatz 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln und die Vergrößerung und Spezialisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe durchgesetzt. Damit etablierte sich ein 
System, das bis heute nur durch hohe Subventionen, Marktabschottung ge- 
genüber Importen und besondere Gesetze existieren kann (Brunner 2001: 
210). Im Zusammenhang mit veränderten Beschäftigungs- und Einkommens- 
strukturen in den privaten Haushalten der nördlichen Industrieländer wieder- 
um, die aus der zunehmenden Beschäftigung im Dienstleistungsbereich und 
der Herausbildung einer neuen kaufkräftigen Elite resultiert, ist seit den 
1970er Jahren eine neue Nachfrage nach handwerklich verarbeiteten oder exo- 
tischen Nahrungsmitteln entstanden (Friedland 1994; Friedland 1994a: 213ff; 
Friedmann 1999). Dementsprechend wird die Massenproduktion für stärker 
differenzierte Märkte vorangetrieben, und in diesem Zusammenhang kenn- 
zeichnet ein paralleler Prozess von Globalisierung und Regionalisierung den 
Weg in ein globales postfordistisches Ernährungssystem. 

Als Voraussetzung für die Koppelung von Massenproduktion und -konsum 
werden mit zunehmender Verarbeitungstiefe aus verderblichen Nahrungsmit- 
teln dauerhafte Konsumgüter, ebenso wird der massenhafte Vertrieb durch die 
Ausweitung des Prinzips der Selbstbedienung in modernen Supermärkten re- 
volutioniert. Im Rahmen dieser Entwicklung gewinnen Lebensmittelindustrie 
und Einzelhandel nicht nur gegenüber der Landwirtschaft an Relevanz und 
Marktmacht. Auch die Rolle privater Haushalte verändert sich tiefgreifend im 
Zuge der zunehmenden Verlagerung von Arbeiten aus den Haushalten an den 
Markt und durch die räumliche und zeitliche Entkoppelung von Produktion 
und Konsum im Kontext von Globalisierungsprozessen. Produktion und 
Konsum sind dabei in komplexer Weise verflochten, so dass keine Ebene des 
Ernährungssystems als dominant oder determinierend zu gelten kann. 


1 Der Begriff des Ernährungssystems wird gewählt, um das Zusammenspiel zwischen den ver- 
schiedenen Ebenen - Produktion, Verarbeitung, Handel, Konsum - zu erfassen (Tansey/ Worsley 
1995). Das Konzept des Ernährungssystems verknüpft drei Bereiche: auf biologischer Ebene 
die sozial-ökologischen Prozesse, die der Produktion von Nahrungsmitteln zugrunde liegen 
und deren ökologische Nachhaltigkeit; auf ökonomischer und politischer Ebene die Macht 
und Kontrolle verschiedener Akteursgruppen über die verschiedenen Teile des Ernährungs- 
systems; auf sozialer und kultureller Ebene die persönlichen Bindungen, Gemeinschaftswerte 
und kulturellen Traditionen, die den Konsum von Lebensmitteln charakterisieren. 


Nachhaltiger Konsum und Ernährung 17 


1.1 Massenproduktion und -konsum 


Grundlegend für die zuvor nicht gekannte Entwicklung des Massenkonsums seit 
den 1950er Jahren ist der starke Anstieg der Produktivität nicht nur im Bereich 
der industriellen Produktion, sondern auch in der Landwirtschaft. Dabei werden 
in der Massentierhaltung oder beim Gemüseanbau in Gewächshäusern arbeitsor- 
ganisatorische Ansätze industrieller Massenproduktion auf die Bauernhöfe über- 
tragen. Im Bereich der intensiven Tierzucht basiert die Massenproduktion auf 
einer beispiellosen Produktivitätssteigerung durch die Beschleunigung und Kon- 
trolle der tier- und pflanzeneigenen Rhythmen mit Hormonspritzen, durch die 
Fütterung mit Kraftfutter oder die Behandlung mit Antibiotika (Schneider 1999). 
Die intensive Tierzucht in spezialisierten Betrieben ermöglicht dank gesunkener 
Fleischpreise dessen Massenkonsum und hat so die tradierten Wertigkeiten der 
Nahrungsmittel auf den Kopf gestellt: „Infolge der gleichzeitigen Entwicklung 
des Automobilismus wurde das Fleisch des traditionellen Resteverwertungstiers 
ärmerer Leute, des Pferds, teurer als Rindfleisch. Da das Schwein sich leichter 
in Massen produzieren lässt als das Rind, verkehrte sich auch deren Preisver- 
hältnis (...) Schließlich sank der Hühnerpreis ins Bodenlose, während vordem 
das Huhn ein relativ teures Tier war“ (Schwendter 1995: 235). 

Auch Fische und Schalentiere sind zu Produkten aus der Massentierhaltung 
geworden: Waren Lachs und Shrimps noch vor wenigen Jahren kostspielige 
Spezialitäten, die sich nur eine Minderheit leisten konnte, so sind sie heute zu 
günstigen Preisen im Tiefkühlregal erhältlich und „in aller Munde“ (Kaller- 
Dietrich 2004). Ihr Preisverfall resultiert daraus, dass mit der Verbreitung von 
Aquakulturen die Prinzipien der Massenproduktion vom Land aufs Wasser 
übertragen werden (Prahl/Setzwein 1999: 251ff). Zwar werden die norwegi- 
schen Zuchtlachse nie nach Alaska schwimmen und dort ablaichen, dafür 
werden sie mit Fischmehl, das aus Peru stammen kann, gemästet und unter 
dem Label „Wildlachs“ für eine breite Schicht von KonsumentInnen er- 
schwinglich (Kaller-Dietrich 2004). Massenproduktion von Nahrungsmitteln 
ist daher mit einer sinkenden sozialen Differenzierung des Konsums und einer 
Homogenisierung der Ernährungsgewohnheiten verknüpft. Dabei folgt der er- 
höhte Fleischkonsum nicht rein reaktiv auf die veränderten Angebote der 
Massenproduktion, sondern geht auf eine europäische Esstradition zurück, in 
welcher der Fleischverzehr mit Wohlstand assoziiert wird und besonders in der 
Esskultur der Nachkriegszeit als essentieller Bestandteil einer „richtigen Mahl- 
zeit“ galt. Wenn der Konsum von Lachs und Schalentieren hingegen seit Mit- 
te der 1980er Jahre ausgeweitet wurde, so passt dies zur stärkeren Orientierung 
an gesundheits- und kalorienbewussten Ernährungsleitbildern und der entspre- 
chenden Vermarktung dieser Produkte als fettarm bzw. reich an sog. „guten“ 
Omega-3-Fettsäuren. Die Ausweitung der Nachfrage hat wiederum Anreize für 
die Ausweitung von intensiver Tierzucht und den dafür notwendigen Futtermit- 
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telanbau bzw. für die Vermehrung von Aquakulturen bewirkt - mit den bekann- 
ten negativen Folgewirkungen für die Nachhaltigkeit des Ernährungssystems.? 


1.2 Konsumwandel und Lebensmittelverarbeitung 


Für die Koppelung von Massenfertigung und -konsum ist die Verarbeitung 
von schnell verderblichen und wenig haltbaren Nahrungsmitteln zu dauerhaf- 
ten Konsumgütern eine elementare Voraussetzung. Der Verfall der Nahrungs- 
mittel wird nicht nur herausgezögert, damit sie Transportwege unbeschadet 
überstehen, sondern auch, damit ihre Lebensdauer im Regal verlängert wird 
und das Produkt nach seinem Kauf nicht zu schnell verdirbt. Im Zuge der In- 
dustrialisierung der Landwirtschaft sind zeitaufwendige Methoden wie das 
Lufttrocknen, Räuchern, Salzen, Säuern oder in Honig Einlegen von energe- 
tisch aufwendigen industriellen Verfahren wie der Tiefkühlung, der Aufbewah- 
rung in Konserven oder der Beigabe chemischer Konservierungsstoffe ver- 
drängt worden (König 1998). Im Sog der zunehmenden Verarbeitungstiefe ver- 
ändern sich Ausgangsprodukte „vom lebenden zum gerupften, zerteilten, bis 
zum in Dosen erhältlichen vorgekochten Huhn und schließlich zu portions- 
fertig aufbereiteten, fertig panierten tiefgekühlten Hähnchenteilen“ (Leicht- 
Eckardt 1999: 196). Neue Fertiggerichte werden erfunden und durchgesetzt 
und in den Küchen der Food-Designer auf Lyfe-Style und Lebensgewohnheit 
hin angepasst. Mit ihrem Vertrieb gewinnen transnationale Nahrungsmittel- 
konzerne wie Nestle, Unilever oder Cargill an Marktmacht. Menge und Viel- 
falt der vertriebenen Waren unterliegen dabei einer rasanten Ausweitung und 
einer permanenten Innovation: So hat zwischen 1960 und 1999 die Zahl der 
angebotenen Lebensmittel extrem zugenommen. Allein in Deutschland kom- 
men dank eines wettbewerbsbedingt hohen Innovationstempos jedes Jahr etwa 
10.000 Lebensmittel neu auf den Markt, von denen viele (60% aller Backwa- 
ren, 40% der Süßwaren, 38% der Molkereiprodukte) bereits nach einem Jahr 


2 In der Massentierhaltung werden mehr Nahrungsmittel verbraucht als neu geschaffen. Ca. 
sieben bis zehn Kilogramm Getreide, die dann für die Welternährung nicht mehr zur Verfü- 
gung stehen, werden für ein Kilogramm Fleisch verfüttert. Gleichermaßen verfüttern Aqua- 
Farmer mehr wild gefangenen Fisch als sie an Zuchtlachs produzieren. Kadaververfütterung, 
Fischmehl, Hormone, Antibiotika und BSE belegen den Fall der Qualitätsstandards in der 
Nahrungsmittelproduktion (Schwendter 1995: 234). Dabei geht die Beschleunigung und 
Kontrolle der generativen Zeiten tierischen und pflanzlichen Wachstums nicht nur zu Lasten 
der Qualität: der Qualität der Lebensmittel und der Lebensqualität der betroffenen Tiere. Sie 
geht auch zu Lasten der Umwelt, denn die erzielten Produktivitätssteigerungen sind prinzi- 
piell mit einem hohen Einsatz von Energie und Chemikalien verbunden. Die Landwirtschaft 
hat somit ihre alte metabolische Bedeutung verloren, durch das Einfangen und die Kontrol- 
le von Solarenergieflüssen wichtigster Energielieferant zu sein. Stattdessen hat sich seit dem 
Zweiten Weltkrieg in Westeuropa und den USA eine Form der Produktion durchgesetzt, die 
durch den Rückgriff auf fossile Energien vom Energielieferanten zum Energieverbraucher 
geworden ist (Bowler 1992). Nur noch 2% der Bevölkerung Beschäftigung bietend, ist die 
Landwirtschaft zu einem „bloßen Sektor der Industrie“ (Sieferle 2000: 14) geworden. 
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wieder vom Markt verschwunden sind (Tappeser/Baier et al. 1999: 57). Die 
Vielfalt der verschiedenen Produkte geht jedoch auf eine relativ kleine Anzahl 
von Grundprodukten zurück. Durch Standardisierung (Fordismus) und Spe- 
zialisierung (Taylorismus) basiert die „Vielfalt“ auf einer „Einfalt“ von wenigen 
„Monokulturen“ (Weizen, Rind, Schwein etc.) und auf einem Verlust von 
Agrobiodiversität (Petschow/Idel 2004). Im Zuge der Kombination aus Con- 
venience Food, Functional Food’ und Bio-Produkten sind auch Lebensmittel, 
die in s.g. Naturkostläden angeboten werden, immer mehr zu „Dienstlei- 
stungsprodukten“ geworden, die einen Mehrfachnutzen in Hinblick auf die 
schnelle und bequeme Zubereitung, die geschmackliche Qualität und den ge- 
sundheitlichen Nutzen versprechen (Mertz 2003). 

Mit der industriellen Verarbeitung von Lebensmitteln wird es jedoch nicht nur 
möglich, den Verderb von Nahrungsmitteln vergleichsweise lange hinauszuzö- 
gern, sondern ebenso, den Zubereitungsprozess extrem zu beschleunigen und 
zu vereinfachen. Aufgrund der Erosion des fordistischen Geschlechtermodells 
(Männer als „bread winner“ und Frauen als „food server“), der zunehmenden 
Berufstätigkeit von Frauen und der steigenden Zahl von Single-Haushalten er- 
höht sich die Nachfrage nach Tiefkühl- oder Fertiggerichten. Von der Kon- 
sumseite her wird die Erhöhung der Verarbeitungstiefe aber auch durch einen 
zunehmenden Verlust an Ernährungswissen und -kompetenz verstärkt: Conve- 
nience Produkte werden aus Bequemlichkeit und Zeitgründen gekauft, darüber 
hinaus, weil vielen KonsumentInnen heute schlicht die Zubereitungskompe- 
tenzen fehlen. Nichtregierungsorganisationen wie z.B. Slowfood befürchten, 
dass Lebensmittelkonzerne und Global Player der Life Style Unternehmen mit 
ihren Fertiggerichten und Aromastoffen zunehmend Geschmackserwartungen 
und Ernährungsgewohnheiten definieren und den Trend verstärken, dass im 
Zeitalter der Mikrowelle, des Convenience Food und der Fast Food Ketten 
das Wissen über die Zubereitung von Mahlzeiten als kollektives Kulturerbe 
verloren geht. In welchem Umfang die Nutzung von Convenience Produkten 
zu einem selbstverständlichen Bestandteil der heutigen Esskultur geworden ist, 
drückt sich in einem Wahrnehmungswandel aus: Demzufolge wird heute auch 
das Backen mit Fertigmischungen oder die Zubereitung einer Suppe mit Mag- 
gi-Fix überwiegend als eigene Kochleistung definiert (IGLO-Forum-Studie 
1995) und nicht mehr als Verlust eigener Kompetenzen verstanden.* 


3 Dem Interesse an einem gesundheitlichen Nutzen der Ernährung sollen in der Zukunft 
Functional Food Produkte verstärkt entgegenkommen, die herkömmliche Nahrungsmittel 
umfassen, denen zusätzlich Anteile an angeblich gesundheitsfördernden Zutaten beigefügt wer- 
den: Probiotische Milchprodukte, Getränke mit Vitamin-, Kalzium- oder Eisenzusatz, Brot- 
aufstriche mit cholesterinsenkender Wirkung oder hyppoallergene Babynahrung. Zuneh- 
mend werden damit auch Grenzen zwischen Nahrungsmitteln und Medikamenten aufgelöst. 

4 Dabei definieren 27% der Befragten, dass Dosengemüse, mit Butter und Kräutern verfeinert, ei- 
ne selbstzubereitete Beilage darstellen; ebenso viele finden, dass ein Kuchen auch dann selbst- 
gemacht sei, wenn er aus einer Backmischung unter Zugabe von Eiern und Milch zusammenge- 


stellt wird (ebd.). 
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Warum ist diese Konstellation aus Massenproduktion, industrieller Verarbei- 
tung und der rapiden Erosion des Wissens über Ernährung problematisch und 
eine Barriere für Nachhaltigkeitsziele? Da nur ein geringer Prozentsatz der Le- 
bensmittel direkt vom Bauernhof zu den KonsumentInnen gelangt und heute 
mehr als 95% der Lebensmittel industriell verarbeitet werden, geraten Landwir- 
te zunehmend in die Funktion des Rohstofflieferanten für die Lebensmittelin- 
dustrie. Somit verlieren sie ıhre alte agrarısche Funktion als direkter Bereitstel- 
ler von „Mitteln zum Leben“: Sie produzieren Gemüse für Tiefkühlkost, To- 
maten für Ketchup und Tomatenmark, Kartoffeln für tiefgefrorene Pommes 
Frites und Kartoffelbreipulver, Hähnchen für Chicken McNuggets - Nah- 
rungsmittel, die von den großen Nahrungsmittelkonzernen weiter verarbeitet 
und beispielsweise als Grundbausteine für die Hamburger, Pizzas und Pastas 
der großen Fast Food Ketten dienen (Friedmann 1999; Brunner 2002). In der 
Regel ist die industriell-massenhafte Produktion des Essens mit einem hohen 
Preisdruck auf die Landwirte verbunden. Abhängig geworden von den Groß- 
abnehmern in Lebensmittelindustrie und Einzelhandel können die landwirt- 
schaftlichen Erzeuger die Produktion großer Mengen nur gewährleisten, wenn 
sie alle Rationalisierungsreserven ausschöpfen, Kunstdünger, Pestizide, Herbi- 
zide und Fungizide einsetzen, Flächen zusammenlegen und zum Anbau in 
Monokulturen übergehen (Hutter 2004). Der Preisdruck zwingt zu Produkti- 
onsbedingungen, die einer Orientierung an den Zielen der Nachhaltigkeit 
durch Umweltschonung und artgerechte Tierhaltung entgegen stehen.” Ob- 
wohl generell bei wachsender Kontrolle der natürlichen Wachstums- und Rei- 
fezeiten und bei zunehmender Verarbeitungstiefe der Stoff- und Energieumsatz 
steigt, gibt es im Bereich der Convenience Produkte erhebliche Unterschiede 
in bezug auf die Umweltbelastung, die Qualität der verwendeten Nahrungs- 
mittel und ihren gesundheitlichen Nutzen. Der Preisdruck des Einzelhandels 
auf die Lebensmittelkonzerne und die Erzeuger zwingt diese jedoch fast im- 
mer, möglichst billig zu produzieren und daher z.B. anstelle teurer Rohstoffe 
den Geschmack durch den Zusatz von Glutamat zu intensivieren und so zu 
ungewolltem Mehrverzehr zu verführen. Mangelnde Kochkenntnisse und feh- 
lendes Ernährungswissen der KonsumentInnen begünstigen wiederum Fehler- 
nährung und Übergewicht, bestärken eine unkritische Haltung gegenüber Ge- 
schmacksverstärkern und Konservierungsstoffen‘ und fördern die Gleichgültig- 


5 Um dem Ziel der Agrarwende - ein ökologisch orientierter Umbau des Ernährungssystems 
durch die Steigerung ökologisch bewirtschafteter Flächen auf über 20% - gerecht zu werden, ist 
der Vertrieb von Convenience Produkten im Naturkosthandel vielfach begrüßt worden, um 
breitere KäuferInnenschichten zu erreichen. Dabei wird jedoch übersehen, wie problematisch es 
aus Nachhaltigkeitsperspektive sein kann, wenn sich „Bio-Produzenten der Marktlogik unterwer- 
fen müssen, einem Preisdruck ausgesetzt werden, mehr Verpackungen akzeptieren müssen, zu- 
nehmend Fertiggerichte anbieten und Produkte über größere Entfernungen liefern sollen“ 
(Brunner 2001: 215). 

6 Bislang galten chemisch produzierte Aromastoffe als gesundheitlich unbedenklich. Es gibt 
jedoch in den Ernährungswissenschaften eine Minderheitenposition, wonach Aromastoffe 
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keit gegenüber sozialen und ökologischen Standards in der Nahrungsmittel- 
produktion. An die Stelle von Qualitätsmerkmalen tritt die Ausrichtung von 
Konsumentscheidungen am Preis sowie an der Bequemlichkeit und Schnellig- 
keit der Zubereitung. 


1.3 Konsum im Lebensmitteleinzelhandel 


Eine unübersehbare Umwälzung hat nicht nur bei der Produktion und Verar- 
beitung von Lebensmitteln stattgefunden, sondern auch bei ihrer Distribution 
und beim täglichen Einkauf: War das Einkaufen in der Nachkriegszeit durch 
den fast täglichen Besuch vieler kleiner Läden in Wohnungsnähe, den Einkauf 
im Fachgeschäft des Bäckers, Milchmanns, Gemüsehändlers und Kaufmanns 
geprägt, so ist es seit der zweiten Hälfte der 1950er Jahre in Westdeutschland 
zu einer rasanten Verbreitung von „Selbstbedienungsläden“ gekommen. Die 
Rationalisierung des Einzelhandels durch das Prinzip der Selbstbedienung ist 
eingebettet in die Verallgemeinerung von Massenfertigung und Massenkonsum 
im Ernährungsbereich und notwendig, um die Massenkonsumgüter, die nun 
in der Industrie seriell hergestellt werden, auch massenhaft absetzen zu kön- 
nen. Im fordistischen Wirkungszusammenhang der Produktion von Massen- 
konsumgütern, der Steigerung der Realeinkommen, der Ausbreitung der 
Selbstbedienung als Ver- und Einkaufsform und des Massenkonsums (Wildt 
1994: 151) werden Vertrieb und Konsum von Lebensmitteln revolutioniert. 
Parallel zur Ausweitung des Sortiments und zur Diversifizierung der Produkte 
kommt es durch den Aufbau eines überregionalen Lebensmittelhandels und 
das Sterben der „Tante-Emma-Läden“ zu einer Vereinheitlichung der Anbieter. 
Inzwischen hat sich ein dramatischer Konzentrationsprozess im Lebensmittel- 
einzelhandel vollzogen, der heute fast ausschließlich von großen Handelsket- 
ten dominiert wird, die in einer Marktsituation mit hoher Wettbewerbsintensi- 
tät und geringen Gewinnmargen agieren. Im Kampf um Anteile auf einem 
Markt, auf dem KundInnen vor allem durch Niedrigpreisstrategien geworben 
werden, verlangt der Handel nach Produkten, die preisgünstig sind, sich gut 
transportieren und lagern lassen und in großer Menge geliefert werden kön- 
nen. Durch diese Art der Nachfrage fördert er mit seiner starken Marktmacht 
als Großabnehmer gegenüber der Lebensmittelindustrie und gegenüber den 
landwirtschaftlichen Erzeugern letztlich Produktionsstrukturen, die immer 
wieder Lebensmittelskandale verursacht haben (z.B. durch Fütterung der Tiere 
mit billigen Importen). 

Die Verallgemeinerung der Selbstbedienung als Form der Massendistribution 
macht es erforderlich, dass die Produkte den KundInnen vorverpackt in Rega- 


nicht vorhandene Nahrungsbestandteile wie Fleisch, Obst oder Gemüse vortäuschen, auf die 
der Körper mit gesteigertem Appetit reagiert und auch bei vollem Magen zum Weiteressen 
von tatsächlich extrem zucker- und fetthaltigen Nahrungsmitteln anregt. 


22 Dagmar Vinz 


len angeboten werden (Wiegemann 1993). In Selbstbedienungsläden ist es 
kaum denkbar, die Ware, wie in den alten Fachgeschäften, lose verpackt in Ki- 
sten, Säcken, Fässern, Paketen oder Korbflaschen anzubieten. Dabei dient die 
Verpackung im Zusammenhang mit der Renaissance von Markenartikeln, die 
in den Westdeutschland nach dem Ende der Lebensmittelrationierungen ein- 
setzte, nicht nur als Schutz der Ware, sondern auch als Werbeträger. Die Auf- 
gabe der Verpackung als Erkennungszeichen werbestrategisch etablierter Mar- 
ken wird immer wichtiger, nicht nur, um als „Vertrauensscharnier“ (Barlösius 
1999) Orientierung angesichts eines immer unübersichtlicheren Angebots zu 
bieten. Noch entscheidender wird für die neuen Selbstbedienungsläden und 
Supermärkte die Funktion der Verpackung, die Ästhetik der Warenhülle zu ei- 
ner Projektionsfläche für Wünsche der KäuferInnen zu machen. Wie Waren 
durch ihre Verpackung mit einem „Gebrauchswertversprechen“ versehen wer- 
den, das mit der eigentlichen Beschaffenheit der Ware nichts mehr zu tun hat, 
und wie Waren mit allen verfügbaren Mitteln zu Marken aufgebaut werden, 
analysierte W.F.Haug bereits 1973 in seiner Kritik der Warenästhetik. Im Nah- 
rungs- und Genussmittelsektor, der spätestens seit Mitte der 1960er Jahre 
hochgradig durch Name, Form und Bild des Markenartikels geprägt ist, erhält 
demnach die Ästhetisierung der Ware eine qualitativ neue Bedeutung und macht 
den „Schein“ der Ware für den Kaufakt letztlich wichtiger als ihr „Sein“: 


„Zunächst bleibt die funktionell bereits abgelöste Gestaltung und Oberfläche, der bereits eigene 
Produktionsgänge gewidmet werden, mit der Ware verwachsen wie eine Haut. Doch bereitet die 
funktionelle Differenzierung die wirkliche Ablösung vor, und die schön präparierte Oberfläche 
der Ware wird zu ihrer Verpackung, die aber nicht wie das bloße Einwickeln als Schutz vor den 
Gefahren des Transports gedacht ist, sondern als das eigentliche Gesicht, welchselbes statt des 
Warenleibs der potentielle Käufer zunächst zu sehen bekommt. (...) Nachdem ihre Oberfläche 
sich von ihr abgelöst hat und zu ihrer zweiten Oberfläche geworden ist, die in der Regel unver- 
gleichlich perfekter als die erste ist, löst sie sich vollends los, entleibt sich und fliegt als bunter 
Geist der Ware in alle Welt“ (Haug 1973: 60f.). 

Nicht nur die farbliche Gestaltung der Verpackungen nach den Vorgaben der 
Farbenlehre spielt eine strategische Rolle in den Absatzüberlegungen der Le- 
bensmittelindustrie. Auch der Aufdruck von Bildern unberührter Natur (z.B. 
alte Bauernhöfe oder Tiere auf grünen Wiesen) verleiht den Verpackungen 
häufig ihr charakteristisches Gesicht und soll der kollektiven Utopie Raum 
geben, durch den Genuss dieser Lebensmittel mit einem natürlichen Raum 
und seinen Rhythmen verbunden zu sein - einer unberührten Natur, die nicht 


von der industrialisierten Welt kontaminiert ist.’ Das Spektakuläre an dieser 


7 Am Beispiel der Margarine „Rama“ illustriert Wildt (1994) die Naturalisierung industriell er- 
zeugter Lebensmittel in den 1960er Jahren: „Der Versuch, ‚Rama’ durch die Goldverpak- 
kung, die Zusätze ‚Delikatess’ und ‚mit dem naturfeinen Geschmack’, nicht zuletzt durch 
den Namen selbst (Rama - Rahm), von der industriellen, synthetischen Produktion auf die 
Ebene der ‚natürlichen’, ‚guten’ Butter zu heben, verleugnete explizit die tatsächliche Sub- 
stanz, die nach wie vor nichts anderes als Margarine war. Die Verpackung wurde zur Projek- 
tionsfläche einer Pluralität von Bedürfnissen, das Signifikat löste sich vom Referenten, jetzt 
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Form der Warenästhetisierung ist, dass die affektive Distanz der Konsumen- 
tInnen von der Herstellung und Verarbeitung der Lebensmittel im globalen 
Ernährungssystem auf der Ebene des Konsums durch die Beschwörung eines 
idealen Naturraums und durch die semiotische Kraft der Warenästhetik wieder 
aufgehoben wird, indem die tatsächliche industriell geprägte Herkunft der 
Nahrungsmittel verleugnet wird. Wenn also in Produktion, Verarbeitung und 
Transport der Lebensmittel alle Abläufe mit dem Ziel ihrer ökonomischen 
Optimierung kontrolliert und Wachstums- und Reifezeiten in Lebensmittel- 
produktion und -verarbeitung fast beliebig beschleunigt oder verlangsamt wer- 
den, folgt am Ende der Wertschöpfungskette - auf der Ebene des Konsums 
nämlich - die „Rückkehr zur Natur“: zumindest auf der Warenhülle. Wie er- 
folgreich die Ästhetik der Warenhülle als Projektionsfläche einer „natürlichen“ 
Herkunft von Nahrungsmitteln dient, zeigt beispielsweise eine Studie zu „Pro- 
duktassoziationen beim Kauf von Lebensmitteln“ (IFAV, Köln 2001), die vom 
Bundesverband der Verbraucherzentralen in Auftrag gegeben wurde (Tschöke 
2002). Demzufolge verknüpfen viele VerbraucherInnen mit den Bildern ländli- 
cher Idylle auf Lebensmittelverpackungen Vorstellungen, die mit der Realität 
der landwirtschaftlichen Massenproduktion nicht oder nur wenig überein- 
stimmen. Beispielsweise wurden Eier aus Batteriehaltung, die in Kartons mit 
Abbildungen von Bauernhöfen oder Hühnern angeboten werden, von 17% 
der Befragten für Eier aus Freilandhaltung gehalten. 


2. Die Rolle privater Haushalte im Ernährungssystem 


Das heutige Ernährungsangebot ist mit Annehmlichkeiten und Vorzügen für 
die VerbraucherInnen im Norden verbunden, wird doch saison- und ortsun- 
abhängig ein bezahlbares und ausdifferenziertes Angebot an Nahrungsmitteln 
aus aller Welt zum Kauf angeboten. Mit der Beschleunigung pflanzlicher und 
tierischer Wachstumsprozesse wird durch Produktivitätssteigerungen in der 


endlich war das Feld frei für jegliche semiotische Codierung“ (ebd.: 176). Als charakteristi- 
sches Beispiel für die filmische Werbestrategie der natürlichen Herstellung eines Produktes 
verweist Karmasin (1999) auf die Kampagne zur Einführung des Fruchtjogurts Landliebe in 
den 1990er-Jahren: „Im Film wird die Herstellung des Fruchtjogurts gezeigt. Man sieht die 
Kuh, von der die Milch stammt, sie heißt Lisa, sie trägt einen Blütenkranz und ist die 
Freundin eines kleinen Mädchens. Die Früchte, die in den Jogurt kommen, werden von ei- 
ner jungen Bauersfrau oder Sennerin in einem kleinen Hüttchen auf einem Brettchen ge- 
schnitten, in kleinen Portionen in den Jogurt gerührt und dann ins Glas gefüllt - das ist 
Landliebe. (...) niemand glaubt wirklich, dass das Unternehmen, das Landliebe herstellt, Tau- 
sende von Sennerinnen beschäftigt oder Gösser, Röster und Schnitter. Man versteht die Fil- 
me im Sinne einer ‚Als-ob-Behauptung’: Landliebe schmeckt so, als ob es von einer Sennerin 
liebevoll hergestellt und frisch zusammengerührt wurde. Bemerkenswert ist jedoch die Erfin- 
dung und Inszenierung dieser Naturwelten insgesamt: Was sie darstellen, ist der Traum von 
einer Welt, in der die Verhältnisse der modernen Industriegesellschaft, der individualisti- 
schen Marktkultur mit ihrer Wertschätzung von Fortschritt, Leistung, Wettbewerb außer 
Kraft gesetzt sind“ (Karmasın 1999: 277). 
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Landwirtschaft der Massenkonsum von Fleisch, Eiern, Getreide, exotischen 
Früchten und anderen Nahrungsmitteln möglich. VerbraucherInnen profitie- 
ren von der Beherrschung der Zukunft, die mit Methoden der Lebensmittel- 
verarbeitung durch Verlängerung der Haltbarkeit oder durch recht exakte An- 
gaben über Verfall und Verderb von Nahrungsmitteln ermöglicht wird. Sie ge- 
nießen die Vorteile, mit Tiefkühlkost, Konserven oder Importfrüchten den 
Vorgaben jahreszeitlicher Rhythmen zu entgehen und sparen Zeit, wenn in- 
dustriell verarbeitete Fertiggerichte nur noch erwärmt werden müssen. Die 
Rolle der privaten Haushalte im Ernährungssystem verändert sich im Zuge 
dieser zunehmenden Übiquität und Omnitemporalität des Ernährungssystems 
und ist durch eine umfassende Verlagerung von Arbeiten aus den Haushalten 
hin zum Markt charakterisiert. War das Einkochen von Obst und Gemüse zu 
Beginn der 1950er Jahre in Deutschland noch eine sehr weit verbreitete Praxis, 
geht der Zeitaufwand für diese Tätigkeit im Zuge fallender Preise für Konser- 
ven in den 1960er und 1970er Jahren drastisch zurück: 


„Arbeiten, die ehemals manuell im eigenen Haushalt erledigt wurden, übernahm nun zuneh- 
mend die Lebensmittelindustrie. Gemüse musste nicht mehr selbst geputzt werden, sondern war 
in Dosen kochfertig verfügbar. Geschälte Kartoffeln gab es im Glas, Obstkonserven enthoben die 
Hausfrau des mühseligen Entsteinens. Die Verwendung von Konserven bedeutete aber zugleich 
eine wesentliche Veränderung der Konsumpraxis. Die Selbstversorgung verlor ihren Stellenwert 
für das tägliche Essen, stattdessen nahm die Monetarisierung des Konsums zu“ (Wildt 1994: 131). 
Bei der Monetarisierung und Kommodifizierung der Ernährung handelt sich 
um einen ambivalenten Prozess, der auf der einen Seite Arbeitserleichterungen 
durch den Konsum von vorgefertigten Nahrungsmitteln in den privaten 
Haushalten mit sich bringt und Frauen die Vereinbarung von Berufs- und Ver- 
sorgungsarbeit erleichtert. Gleichermaßen wird aber die Marktabhängigkeit 
gesteigert. Die KonsumentInnen verlieren in dieser Struktur direkte Einfluss- 
und Gestaltungsmöglichkeiten auf die Produktion und Verarbeitung von Le- 
bensmitteln. Durch die räumliche und zeitliche Trennung von Produktion 
und Konsum und eine zunehmende Verarbeitungstiefe erleben Verbraucherln- 
nen aber auch eine „affektive Distanz“ von den „Mitteln zum Leben“, die sıe 
essen: Am Ende der globalen Ernährungsketten situiert, ist die Erfahrungswelt 


8 Mit der Verlagerung von Arbeiten aus den Haushalten an den Markt geht die Ausweitung 
weiblicher Beschäftigung in der verarbeitenden Industrie und im Einzelhandel einher. Die- 
sen Prozess haben Goodman und Redclift (1991) mit dem Slogan „Women into Factories, 
Food into Freezer“ plakativ umschrieben - nicht als Ursache-Wirkungs-Verhältnis, sondern 
als „interdependence of changes in the labour market and changes in the production and 
consumption of food commodities“ (Goodman/Redclift 1991: 14). Seit den 1970er-Jahren 
ist durch die Ausweitung von Fastfood-Ketten, ausländischen Spezialitätenrestaurants und 
Gaststätten der Umfang der Dienstleistungsangebote im Ernährungssektor stark gestiegen. 
Damit ist ein weiterer Sektor geschaffen worden, in dem die Mehrzahl der Arbeitsplätze von 
Frauen eingenommen wird. Es handelt sich dabei allerdings in der Regel um prekarisierte 
Arbeitsverhältnisse, die als Teilzeitarbeitsplätze hochgradig flexibilisiert und im Niedriglohn- 
bereich angesiedelt sind. 
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der Verbraucherlnnen von den Produktionsorten und Reifezeiten der Nah- 
rungsmittel abgeschnitten und durch ein zunehmendes Nicht-Wissen über 
Herkunftsort und Saisonalität, über die Arbeits- und Produktionsbedingungen 
in der Landwirtschaft oder die Zusammensetzung veredelter Produkte geprägt. 
Eine Vielzahl von Lebensmittelskandalen wie die BSE-Krise oder der Nitro- 
fenskandal haben in den letzten Jahren die Risiken des Ernährungssystems 
verdeutlicht. Dabei handelt es sich um industriell erzeugte Risiken, die vom Typ 
her unsichtbar sind, lange unbemerkt wirken und erst dann als Folgen menschli- 
chen Handels sichtbar werden, wenn sie sich in Form von Symptomen mate- 
rialisieren (Adam 1998). In der Regel ist es nur durch wissenschaftliche Exper- 
tenanalysen möglich, eine gesundheitsgefährdende Belastung von Nahrungs- 
mitteln festzustellen. VerbraucherInnen können die Qualität und Sicherheit 
der Lebensmittel nicht auf der Basis ihres Erfahrungswissens einschätzen. 


3. Wege für einen nachhaltigen Konsum im Ernährungsbereich 


In der Nachhaltigkeitsdebatte bewegt sich der Blick auf die privaten Konsu- 
mentInnen zwischen kontrastierenden Polen: Finer Betonung der Abhängig- 
keit von den vorgekochten Fertiggerichten und den Geschmacksvorgaben der 
Ernährungsindustrie steht die Einschätzung gegenüber, dass VerbraucherInnen 
mit ihren Konsumentscheidungen ein hohes Maß an Gestaltungsmacht haben 
und Umweltbelastungen bereits mit der Nachfrage beginnen. Wahlweise wer- 
den KonsumentInnen aufgrund mangelnden Ernährungswissens und fehlender 
Kochkenntnisse entweder als Unterdrückte einer bevorstehen „Diktatur der 
Tüte“ (Hutter 2004) angesehen oder als „König Kunde“ für den nachhaltigen 
Wandel des Ernährungssystems verantwortlich gemacht. Vor dem Hintergrund 
der vorangegangenen Skizze des Ernährungssystems wird erstens deutlich, dass 
alle Akteure des Ernährungssystems in Nachhaltigkeitsstrategien einbezogen 
werden müssen. Dabei gilt es z.B. anzuerkennen, dass es Lebensmittelindustrie 
und Handelsunternehmen sind, die über Produktinnovationen und Nah- 
rungsmittelzusätze entscheiden und ein dementsprechend hohes Maß an Ge- 
staltungsmacht in diesem Bereich haben. Zweitens ist es notwendig zu fragen, 
welche Handlungsrestriktionen und -möglichkeiten für private KonsumentIn- 
nen in ihren täglichen Konsum- und Ernährungsentscheidungen bestehen, um 
geeignete Wege für einen nachhaltigen Konsum im Bedürfnisfeld Ernährung 
zu entwerfen.” Dabei sollen drei Ansätze diskutiert werden, welche die Verän- 


9 Dabei wird Nachhaltigkeit in den gängigen Studien mit den Zielen konkretisiert, den 
Fleischkonsum zu reduzieren und gering verarbeitete Lebensmittel zu bevorzugen. Weiterhin 
wird Nachhaltigkeit damit assoziiert, Produkte aus ökologischer Landwirtschaft, saisonale 
und regionale Nahrungsmittel und Produkte aus „fairem Handel“ zu konsumieren. Nachhal- 
tigkeit bezieht jedoch weitere soziale und ökonomische Dimensionen ein, z.B. durch falsche 
Ernährung verursachte Gesundheitsrisiken zu mindern und zu vermeiden, dass sozial schwa- 
che Schichten aufgrund mangelnden Ernährungswissens stärker von ernährungsbedingten 
Krankheiten betroffen sind als andere (Brunner 2004). 
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derung individueller Ernährungspraxen mit grundsätzlichen Umgestaltungen 
im Verhältnis von Produktion und Konsum resp. der Rolle privater Haushalte 
im Ernährungssystem verkoppeln. Sie beziehen sich: 

- auf die Transformation von strukturellen Rahmenbedingungen, unter denen 
Kaufentscheidungen getroffen werden, 

- auf die Entlastung privater Haushalte durch veränderte Angebotsstrukturen, 
- auf das „Empowerment“ privater KonsumentInnen. 


3.1 Konsumentinnen als Bündnispartner für Nachhaltigkeit? 


Um die Entscheidungs- und Gestaltungsmacht von privaten KonsumentInnen 
zu erhöhen, hat das BMVEL mit großem Aufwand das bundeseinheitliche 
Bio-Siegel zur Kennzeichnung von Produkten aus kontrolliert biologischem 
Anbau (nach EU-Verordnung) eingeführt, eine Kampagne zur Information über 
fair gehandelte Produkte finanziert und immer wieder an die KonsumentInnen 
appelliert, Nachhaltigkeitskriterien beim Kauf von Lebensmitteln zu berück- 
sichtigen. Die Strategie, die KonsumentInnen für eine Agrar- und Ernährungs- 
wende zu gewinnen, basiert zu Recht auf der Betonung von Entscheidungs- 
und Gestaltungsmöglichkeiten der VerbraucherInnen, läuft aber immer auch 
Gefahr, individuelle Konsumentscheidungen zu moralisieren und Handlungs- 
möglichkeiten bzw. -restriktionen der KonsumentInnen und die strukturell 
angelegten Barrieren für eine Veränderung von Ernährungsmustern im Sinne 
einer Agrar- und Ernährungswende nicht ausreichend zu berücksichtigen: Da- 
zu gehört, wie seit Beginn der Nachhaltigkeitsdebatte betont wird, dass die 
Preissignale für den Konsum (langfristige) ökologische Kosten externalisieren 
und die Ubiquität des Ernährungssystems auf dem Konsum von Waren aus al- 
ler Welt basiert, deren Preise nicht „die ökologische Wahrheit“ sagen (Span- 
genberg/Lorek 2001). Denn preislich gesehen spielen die Distanzen keine Rol- 
le und ökonomisch betrachtet sind die größeren Entfernungen, die in den 
Mahlzeiten automatisch mit gegessen werden, unsichtbar.'' Da der Konsum 
im Ernährungssystem durch die affektive Distanz und die räumliche und zeit- 
liche Entkoppelung von Produktion und Konsum geprägt ist, werden indivi- 
duelle Kaufentscheidungen in modernen Supermärkten und Discountern 
durch Preissignale, aber auch durch die Bilder der Werbewelt beeinflusst, wel- 
che die unmittelbare Erfahrungswelt im Konsumgeschehen prägen und das 
Produktimage geschickt mit unbewussten Wünschen (in Bezug auf Prozesse 
der Identitätsbildung oder der sozialen Distinktion) verknüpfen. Fine „Reno- 


10 Der Lebensmittelkonsum Deutschlands ist in den letzten 30 Jahren nur leicht angestiegen 
(gemessen in Kilogramm pro Kopf), der Transportaufwand hat sich jedoch im Zeitraum von 
einer Generation fast verdoppelt. Obwohl also bei den Mahlzeiten größere Entfernungen 
„mitverzehrt werden“, sind die Nahrungsmittelausgaben prozentual gesunken (Böge/von 
Winterfeld 1995: 110). 
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vierung dieser Bilderwelt“ fordern Verbraucherorganisationen z.B. im Streit um 
die Vermarktung von Eiern aus Käfighaltung mit Bildern von frei laufenden 
Hühnern und alten Bauernhöfen. Sie wollen eine Novellierung des Wettbe- 
werbsrechts, das veraltet und nur anbieterorientiert sei, indem es Abbildungen 
nicht als „relevante Informationen“, sondern auch als „Gestaltungselemente“ 
definiere. In die gleiche Richtung zielt die Forderung, alle Inhaltsstoffe zu de- 
klarieren und Auskunft über die durchgeführten Produktionsprozesse zu ge- 
ben, um den VerbraucherInnen eine ausreichende Entscheidungsgrundlage zu 
bieten und eine größere Wahlfreiheit zu gewährleisten.'' Nicht zuletzt ist der 
Konsum von Nahrungsmitteln von Ernährungsmustern geprägt, die auf sozial 
unterschiedliche Lebensstile zurückgehen und eine milieuspezifische Verschie- 
denheit der Geschmäcker spiegeln. Neuere Nachhaltigkeitsansätze zielen dar- 
auf ab, in Veränderungsstrategien für einen nachhaltigeren Konsum an sozial 
differenzierte Ernährungsstile anzuknüpfen, auf Motivlagen der Betroffenen 
einzugehen (z.B. stärkere Gesundheitsorientierung) und darauf abgestimmte 
Umstellungsvorschläge zu entwickeln (Empacher 2004): 


„Geschmäcker lassen sich aber nicht so leicht verändern. Ernährungsbezogene Nachhaltigkeits- 
strategien müssen dies berücksichtigen und in Rechnung stellen, dass (...) eine nachhaltigere Le- 
bens- und Ernährungsweise ohne Überforderung der Individuen nur in vielfältigen Kompromiss- 
bildungen vor sich gehen kann“ (Brunner 2002: 260) 

Zieht man eine Bilanz der Handlungsmöglichkeiten und -restriktionen der Kon- 
sumentInnen im Machtgefüge des Ernährungssystems, dann zeigt sich, dass für 
einen tiefgreifenden Wandel des Konsums im Ernährungsbereich nicht nur ei- 
ne Veränderung individueller Kaufentscheidungen notwendig ist, sondern auch 
die Anreizsysteme und Kontexte, in denen Kaufentscheidungen getroffen wer- 
den, in die Umgestaltung einbezogen werden müssen. Sonst bleiben Konsu- 
mentInnen prekäre Bündnispartner auf dem Weg in ein nachhaltigeres Ernäh- 
rungssystem und beharren mit ihren Konsumentscheidungen auf einem Er- 
nährungssystem, das - wie im Schlaraffenland - eine breite Palette an Nah- 
rungsmitteln zur Verfügung stellt, in dem aber die sozialen und ökologischen 
Kosten mit den Bildern der Werbewelt verdeckt sind und Risiken nur in Form 
kurzfristiger Skandalisierungen aufbereitet werden, um dann wieder aus dem 
Kurzzeitgedächtnis der VerbraucherInnen gestrichen zu werden. 


3.2 Eine nachhaltige Kantinenkultur 


Nicht zuletzt im Kontext der Debatte um Übergewicht bei Kindern ist immer 
wieder an „Familien“ appelliert worden, regelmäßige Mahlzeiten mit frisch 
verarbeiteten Lebensmitteln anzubieten und so eine nachhaltige Esskultur (u.a. 


11 Die Ausrichtung von Konsumentscheidungen an Produktinformationen erfordert jedoch 
entsprechende kognitive Kompetenzen im Deuten von Inhaltsangaben und die Bereitschaft, 
hierfür Zeit aufzuwenden. 
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an den Zielen Gesundheit und Umweltverträglichkeit orientiert) zu fördern. 
Mit dem Übergang in ein postfordistisches Ernährungssystem ist jedoch das 
Phänomen einer zunehmenden „Entrhythmisierung der Mahlzeitenordnung“ 
zu beobachten. Im Zuge der Flexibilisierung von Arbeitszeiten und der zu- 
nehmenden Erwerbstätigkeit von Frauen verliert die bürgerliche Mahlzeiten- 
ordnung, die auf einem gemeinsamen Frühstück, Mittag- und Abendessen im 
Kreis der Familie basierte, an Bedeutung. Weil mit der Erosion des fordisti- 
schen Hausfrau-Ernährer-Modells „Zeitpuffer“ in den Familien durch nicht 
erwerbstätige Frauen wegfallen und die Individualisierung der Zeitmuster in 
den Familien zunimmt, wird es schwieriger, gemeinsame Rhythmen für Fami- 
lienmahlzeiten zu finden (Schlegel-Matthies 2002). Hinfällig wird dadurch die 
Vorstellung einer vermeintlich unbegrenzt und kostenlos zur Verfügung ste- 
henden Ressource Versorgungsarbeit, welche in den Appellen an gesunde Er- 
nährung und regelmäßige gemeinsame Mahlzeiten häufig implizit steckt. In 
vielen privaten Haushalten wird mit dem gesellschaftlichen Wandel durch die 
Feminisierung und Flexibilisierung der Beschäftigung und der zunehmenden 
Zahl allein Lebender die Zeit für Versorgungsarbeit knapper. Die Rolle der 
Haushalte als „elastische Zeitressource“ (Elson 1992) geht zunehmend verlo- 
ren. Die Frage ist, wie angesichts des Verlustes „informeller Flexibilitätsreser- 
ven“ in den Familien eine zukunftsfähige Organisation von Versorgungsarbeit 
im Ernährungsbereich aussehen kann (Vinz 2005). Im Sinne der Geschlechter- 
gerechtigkeit als einer zentralen Norm nachhaltiger Entwicklung sind ökologi- 
sche Ent- und zeitliche Belastungen im Zusammenhang mit der unterschiedli- 
chen Verteilung zwischen den Geschlechtern zu thematisieren und Nachhal- 
tigkeitsstrategien zu finden, welche eine „Privatisierung und Feminisierung von 
Ernährungs- und Umweltverantwortung“ vermeiden. Daher ist es notwendig, 
Organisationsformen der Versorgungsarbeit zu finden, welche die Last der 
Veränderung nicht allein den KonsumentInnen überlassen, sondern mit einer 
Veränderung der Angebotsstrukturen die Ausgangsbasis für veränderte Praxen 
der Ernährung zu schaffen (Brunner 2004). Für die Förderung einer nachhalti- 
gen Esskultur sind dementsprechend Nachhaltigkeitsallianzen im Bereich der 
institutionellen Gemeinschaftsverpflegung und ein Ausbau von Kantinen und 
Mensen für Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen oder auch Betrieben 
notwendig. Ein Schub für die Stärkung einer nachhaltigen Kantinenkultur in 
Deutschland könnte sich beispielsweise aus dem Vorhaben der Bundesregie- 
rung ergeben, im Rahmen des Investitionsprogramms „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ 10.000 neue Ganztagsschulen aufzubauen. Um die Chance nicht 
zu versäumen, hohe Qualitätsstandards in Bezug auf die Ernährung und Nach- 
haltigkeit zu verankern, warnt der DGE-Arbeitskreis „Ernährung und Schule“ 
davor, „Schulverpflegung ausschließlich bzw. vorrangig unter ökonomischen 
Gesichtspunkten auszuwählen“ (Arbeitskreis „Ernährung und Schule“ (DGE) 
2003; Bundesministerium für Bildung und Forschung 2003) und den Angebo- 
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ten der Schnellrestaurant-Ketten und der Catering Services nachzugeben, die 
derzeit durch Deutschland reisen und die Schulen mit günstigen Vertragsab- 
schlüssen zu ködern versuchen. Dementsprechend hat auch das BMVEL ein 
mehrjähriges Schwerpunktprogramm gestartet, um Ernährungsaufklärung und 
-bildung an den Schulen zu unterstützen und die Qualität der Mittagsverpfle- 
gung an Ganztagsschulen zu sichern (Wollersheim 2004). Dabei steht aller- 
dings die Orientierung an Kriterien einer vollwertigen und gesunden Auswahl 
von Nahrungsmitteln stärker im Vordergrund als die Berücksichtigung regio- 
nal oder ökologisch produzierter Produkte. Wie weit die Nachhaltigkeit der 
Gemeinschaftsverpflegung im Hinblick auf die Umweltqualität und den Ge- 
sundheitswert der verwendeten Nahrungsmittel schwanken kann, zeigt das Bei- 
spiel der USA, wo die Schulen an den Vertrieb der großen Getränkehersteller 
(Cola, Fanta etc.) gebunden sind und gedrängt werden, „den Schülern unbe- 
grenzt Zugang zu den Automaten zu gewähren und es den Schülern zu erlau- 
ben, im Klassenzimmer Cola zu trinken“ (Moore 2002: 145). Mit dem Aufbau 
von Ganztagsschulen bietet sich in Deutschland nun die Perspektive, dem Ziel 
der Agrarwende entsprechend den Konsum von regional oder biologisch pro- 
duzierten Nahrungsmitteln zu fördern und entsprechende Mahlzeitenangebote 
in den Schulkantinen auch finanziell zu unterstützen. Die Ausweitung einer 
an Nachhaltigkeitskriterien orientierten Mittagsverpflegung an Ganztagsschu- 
len erfasst jedoch nur einen kleinen Teil der Bevölkerung. Mit dem hegemo- 
nialen Konzept der Halbtagsschule wird jedoch noch immer vorausgesetzt, 
dass Eltern mittags Zeit haben, für ihre Schulkinder zu kochen. Welche Aus- 
wirkungen die Hartz-Reformen, die Unterfinanzierung von öffentlichen Halb- 
tagsschulen oder der Mangel an Kinderbetreuungseinrichtungen auf das Er- 
nährungsverhalten von Kindern haben, steht auf einem anderen Blatt. 


3.3 Empowerment von Konsumentinnen 


Eine sehr viel tiefer greifende Neuorientierung in der Produktentwicklung und 
-gestaltung basiert auf dem Umbau asymmetrischer Machtverhältnisse zwi- 
schen Herstellern und KonsumentInnen. Mit dem Vorschlag für ein „techno- 
logisches Empowerment“ wird in der Nachhaltigkeitsdebatte eine Strategie für 
den Weg zur nachhaltigen Gestaltung von Produkten und Stoffen entworfen 
(Schultz 2001; Weller 2004)". Um die Gestaltungsmacht der KonsumentInnen 
durch Formen direkter Demokratie zu erhöhen, wird beispielsweise gefordert, 
sie an Entwicklungs- und Gestaltungsprozessen zu beteiligen, ihre Alltags- 
kenntnisse gegenüber dem Wissen von technischen Experten als gleichwertig 


12 (Technologisches) Empowerment von KonsumentInnen ist nach Schultz (2001) und Weller 
(2004) integraler Bestandteil feministischer Nachhaltigkeitsstrategien und notwendig, um 
Machtasymmetrien zwischen Produktion und weiblich konnotiertem Konsumbereich aufzu- 
brechen. 
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anzuerkennen und so eine verbesserte Produktgestaltung - orientiert an unter- 
schiedlichen Alltagserfordernissen - zu ermöglichen. Dies korrespondiert mit 
der Forderung, die Alltagsperspektive in Ernährungspolitik und -forschung 
besser zu integrieren und, als Voraussetzung für eine erfolgreiche Nachhaltig- 
keitskommunikation, die primär naturwissenschaftlichen Perspektiven der Er- 
nährungswissenschaft mit konkreten gesellschaftlichen Ernährungsverhältnis- 
sen zusammen zu denken (Rehaag/Waskow 2004). Nach Weller (2004) könne 
nur im Rahmen eines „technologischen Empowerments“ z.B. durch direkte 
Mitsprache in der Produktentwicklung und -gestaltung die Gestaltungsmacht 
der EndverbraucherInnen tatsächlich erhöht und der partizipative Anspruch 
des Nachhaltigkeitskonzepts erfüllt werden. 

Wie allerdings ein Empowerment der KonsumentInnen im Ernährungsbereich 
konkret aussehen soll, ist bisher eine Leerstelle in der Nachhaltigkeitsfor- 
schung: Gibt es im Sinne der Qualitätssicherung Interessenallianzen zwischen 
Produzenten und NutzerInnen? Ist die verarbeitende Industrie bereit, für par- 
tizipative Verfahren zusätzliche Kosten und Zeitaufwand zu akzeptieren, oder 
ist der Spielraum für technologisches Empowerment durch marktbedingt im- 
mer kürzer werdende Innovationsrhythmen zu klein? Weller geht mit dem 
Empowerment-Konzept noch weiter, wenn sie darüber hinaus fordert, dass 
Produktentwicklung und -gestaltung auch die „Reproduktionsfähigkeit von 
Natur und Gesellschaft“ berücksichtigen und eine vollständige Information 
der KonsumentInnen gewährleisten müsste. Diese Forderung birgt Konflikte: 
Bisher war es weder durchsetzbar, dass die Lebensmittelindustrie eine voll- 
ständige Transparenz über Produktionsprozesse und die verwendeten Stoffe 
herstellt, noch möglich, einen gesellschaftlichen Konsens zu finden, die Her- 
stellung und den Konsum von Nahrungsmitteln wie Fleisch mit hoher Um- 
weltbelastung zu reduzieren oder eine breite Akzeptanz für Preiserhöhungen 
von Nahrungsmitteln herzustellen, die unter Einhaltung von sozialen und 
ökologischen Standards produziert werden. Sollen Fragen dieser Art durch 
Ermächtigung der KonsumentInnen im Rahmen partizipativ angelegter Pro- 
zesse mit den Herstellern verhandelt werden? Und sind nur zukünftige Nutze- 
tInnen (mit hoher Kaufkraft) an der Demokratisierung von Produktentschei- 
dungen zu beteiligen oder auch diejenigen, die von Umweltfolgen westlicher 
Produktions- und Konsummuster (z.B. durch Klimawandel) negativ betroffen 
sind? Wenn die moderne Konsumgesellschaft aufgrund der globalen ökologi- 
schen Krise an ihre Grenzen gelangt und sich grundlegend verändern muss, 
um Bestand zu haben, bleibt offen, ob ein „technologisches Empowerment“ 
diesen Transformationsprozess vorantreiben kann. In der „Plattform für Er- 
nährung und Bewegung e.V.“, die vom Bundesministerium für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL) gegründet wurde, um der 
Zunahme von Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen entgegenzuwirken, 
sind KonsumentInnen als „ExpertInnen des Alltags“ nicht einbezogen. Dafür 
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beteiligen sich neben Krankenkassen, dem Sportbund, Gewerkschaften, Kin- 
derärztInnen durch finanzielle Unterstützung und aktive Mitarbeit auch der 
Bund für Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde e.V. (BLL) als Vertretung 
der Lebensmittelindustrie. Deren Beteiligung an dem Fonds war die Drohung 
von Verbraucherministerin Künast vorangegangen, die Ernährungsindustrie zu 
Zwangszahlungen in einen Fonds für eine bessere Ernährungsaufklärung zu 
verpflichten. Verbraucherorganisationen wie z.B. Foodwatch (2004) kritisieren 
zum einen, dass in dem Gremium die Vertreter der Lebensmittelindustrie sit- 
zen und sich selbst kontrollieren sollen. Sie bemängeln zum anderen jedoch 
eine einseitige Schuldzuweisung an die Industrie, mit der ausgeblendet werde, 
dass dicke Kinder überproportional häufig in sozial schwachen Familien zu 
finden seien. Die Zukunft der Kinderernährung hänge vielmehr auch von den 
Auswirkungen der Hartz IV Reformen ab und sei durch den Mangel bezahlba- 
rer Betreuungsmöglichkeiten mit einer guten Mittagsverpflegung bedingt. Die 
Frage ist, ob eine Auseinandersetzung mit den Betroffenen durch Partizipation 
ganz andere Folgen für die Politikgestaltung haben würde als die Organisation 
von Koch- und Sportkursen und den Blickpunkt auf Fragen der Finanzierung 
nachhaltigen Konsums für sozial Schwächere richten würde. 

Für die Förderung nachhaltigen Konsums und zukunftsfähiger Ernährungsstile 
ist eine Ernährungspolitik erforderlich, die als integratives Konzept Umwelt- 
und Agrarpolitik mit Bildungs-, Familien-, Sozial- und Gesundheitspolitik ver- 
knüpft. An die Stelle einer Moralisierung von Kaufentscheidungen und einer 
„Privatisierung und Feminisierung von Umweltverantwortung“ (Weller 2004) 
tritt die Notwendigkeit, die Rahmenbedingungen, in denen Kaufentscheidun- 
gen getroffen werden, zu verändern, alltagsangepasste Angebotsstrukturen zu 
schaffen und die Gestaltungsmacht privater KonsumentInnen durch Partizipa- 
tion und Ernährungsbildung zu erweitern. 
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Massenkonsum in der DDR: zwischen egalitä- 
rem Anspruch, Herrschaftslegitimation und 
„exquisiter” Individualisierung 


1. Das Zeitalter des Massenkonsums: 
Für die DDR überhaupt ein Thema? 


Die Auffassung, dass das Zeitalter des Massenkonsums an der DDR wie auch 
den anderen realsozialistischen Ländern vorbeiging, ist kaum von der Hand zu 
weisen, solange man sich auf die Schlagworte der institutionell verankerten 
„Aufarbeitung der DDR-Geschichte“ verlässt. Demnach wurde der Bevölke- 
rungskonsum über den Plan autoritär-diktatorisch geregelt. Die Konsumgüter- 
industrie hätte in der Gewichtung der Planziele stets hinten an gestanden. Der 
Schwerindustrie wurde aus ideologisch-politischen Gründen der Vorrang ein- 
geräumt. Planwirtschaft war Befehlswirtschaft und auch der Konsum in Um- 
fang und bis ins Detail zentralistisch vorgeschrieben. Das Ergebnis konnte 
daher nichts anderes sein als Mangel. Der Mangelgesellschaft im Osten habe 
die Überflussgesellschaft im Westen gegenüber gestanden. In der dichotomen 
Beschreibung der beiden deutschen Gesellschaften standen und stehen nicht 
nur Diktatur und Demokratie, nicht nur Plan- und Marktwirtschaft, sondern 
auch Massenkonsum und eine der Massen der Bevölkerung aufgezwungene 
Askese einander diametral gegenüber (Kaminsky 1999). 

Doch entspricht dieses im Kalten Krieg geprägte und nach 1990 wieder beleb- 
te Bild der Realität von Konsumverhalten und Konsummöglichkeiten in der 
DDR? Bei näherem Hinsehen wird erkennbar, dass auch die Geschichte des 
Konsums in Ostdeutschland, im kämpferischen Ost-West-Diskurs damit stark 
vereinfacht wurde und immer noch wird. 

Richtig ist allerdings zunächst einmal, dass die die Politik der DDR maßgeb- 
lich bestimmende SED-Führung sich die Konsumgesellschaft nicht als Ziel 
setzte. In Anknüpfung an Marx sah das im „allgemeinen Bewegungsgesetz der 
sozialistischen Produktionsweise“ verankerte gesellschaftspolitische Ziel vor, 
den Menschen „die vollständige freie Ausbildung und Betätigung ihrer körper- 
lichen und geistigen Anlagen“ zu ermöglichen. Die „ausreichende materielle 
Bedürfnisbefriedigung“ galt dabei nur als Voraussetzung für die Verwirkli- 
chung dieses höheren Zieles (vgl. dazu MEW Bd. 20: 263). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 138, 35. Jg., 2005, Nr. 1, 35-52 


36 Jörg Roesler 


Die kommunistische Utopie schloss demnach die Konsumgesellschaft defini- 
tiv aus. In den daraus abgeleiteten Zielvorstellungen gab es keinen Platz für 
Produkt- bzw. Sortimentsvielfalt oder wechselnde Moden. Allerdings war die 
Zeit, in der eine Variante für verbindlich erklärt und die anderen verdammt 
wurden, in der DDR nur kurz. Beim Design z.B. reichte diese Zeit vom 
Herbst 1950 bis zum Herbst 1953. In dieser Zeit waren Abweichungen vom 
durch die SED akzeptierten Design - vor allem handelte es sich dabei um die 
„neue Sachlichkeit“ bzw. die Bauhaustradition - zu einer „volksfremden und 
volksfeindlichen Strömung“ erklärt worden (Bertsch u.a. 1991: 18). Doch mit 
dem konsumfreundlichen „Neuen Kurs“ konnten die Deutschen Werkstätten 
Hellerau, die einem Industrieministerium unterstellt waren, bei der Eröffnung 
ihres Berliner Industrieladens im Herbst 1953 Anbaumöbel anbieten, die be- 
reits in den dreißiger Jahren als „wachsende Wohnung“ konzipiert worden wa- 
ren und einige Jahre nicht mehr produziert wurden, da ihre Formgebung „in 
erster Linie aus der Funktion abgeleitet“ gewesen war (Roesler 1995: 1137). 

Im Unterschied zu der immer wieder von Pragmatismus gekennzeichneten Ta- 
gespolitik akzeptierte die kommunistische Utopie eine individuell unterschied- 
liche Nutzung der durch die Produktivitätsfortschritte im Kommunismus ver- 
fügbaren „disposal time“ explizit nur auf der Ebene der Befriedigung der „hö- 
heren“ Bedürfnisse. Außerhalb der angestrebten „Kulturgesellschaft“, auf der 
Ebene der materiellen Bedürfnisbefriedigung, wurde eher Gleichheit als Unter- 
schiedlichkeit angestrebt. Deswegen wurde lohnpolitisch viel getan, damit sich 
die (Netto-J)einkommen von Arbeitern und Angestellten wenig unterschieden. 
Das materielle Niveau, auf dem sich alle Schichten mehr oder minder treffen 
sollten, ist von der SED-Führung nie exakt bestimmt worden, lag aber zweifel- 
los über dem Vorkriegsniveau der Arbeiter und unter dem der „bürgerlichen“ 
Schichten (Wilczek 2004: 214f.). 

Für die dem kommunistischen Stadium vorgelagerte sozialistische Periode - in 
der sich die DDR nach Auffassung der SED-Führung seit Beginn der 60er Jah- 
re befand - sollte es allerdings noch gewisse Differenzierungen nach der „Ar- 
beitsleistung“ geben, die über eine unterschiedliche Entlohnung auch zu Un- 
terschieden im Konsumgüterverbrauch führen mussten. Jedoch sollten die Dif- 
ferenzen gering sein und auf keinen Fall die Herstellung von „Luxusgütern“ 
für eine bestimmte Käuferschicht rechtfertigen, zumal soziale Distinktion in 
der propagierten „sozialistischen Menschengemeinschaft“ als Fehl am Platze 
galt. 

Im Gegensatz zum Konsumziel wurde das Produktivitätsziel des Kapitalismus 
und damit auch die fordistische Produktionsweise ohne Abstriche aus dem 
Kapitalismus übernommen. Nur schneller als im Westen sollte in Osteuropa - 
wegen des historischen begründeten Rückstandes in der Technologie - die 
Produktivität wachsen. Diese Vorgabe galt auch für die DDR, deren technolo- 
gischer Rückstand nicht historisch begründet, deren Produktivität aber durch 
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das außerordentliche Ausmaß der sowjetischen Demontagen in der Nach- 
kriegszeit um Jahrzehnte zurückgeworfen worden war. Das Aufholen schien 
prinzipiell möglich, schon weil ein Teil der im Westen beim Aufbau einer üp- 
pigen Konsumwelt verbrauchten Investitionen im Osten zusätzlich für den 
Aufbau moderner Produktionsanlagen verwendet werden konnte. 

Für die dem Kommunismus vorangehende (real)sozialistische Phase galt es 
daher ein „Gesetz des vorrangigen Wachstums der Produktion von Produkti- 
onsmitteln“ zu befolgen, das - grob gesehen - der Schwerindustrie gegenüber 
der Konsumgüter produzierenden „Leichtindustrie“ ein Primat zuordnete. Die 
„Leichtindustrie“ war damit jedoch nicht an den Rand gedrängt. Auch noch 
Mitte der 80er Jahre war nach sorgfältigen Berechnungen seitens des Deut- 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) ein Viertel der in der DDR- 
Industrie Beschäftigten in der Konsumgüterproduktion eingesetzt. Immerhin 
21% stellten als Finalprodukt Konsumgüter her (Cornelsen u.a. 1985: 302f). 
Der Anteil überwiegend Konsumgüter herstellender Bereiche am Bruttoanla- 
gevermögen der DDR belief sich 1983 in der DDR auf 30,5%, in der Bundes- 
republik zur gleichen Zeit etwa auf 31, 5% (Materialien 1987: 293). 

So erweist sich die These von der Dominanz der Schwerindustrie als stark 
übertrieben, ebenso jene von der strengen Zentralisierung, nach der die zu 
produzierenden Konsumgüter in Umfang und Sortiment dem Konsumenten 
vorgegeben wurden. In der Konsumplanung galt ab Mitte der 50er Jahre für 
die Betriebe keineswegs die Devise „Friss Vogel oder stirb!“. In einer Studie 
des DIW über die Konsumgüterplanung in der DDR Mitte der 80er Jahre 
hieß es zum Planungsprozess: 


„Die Konsumgüterplanung verläuft als wiederholter Informationsaustausch- und Korrekturpro- 
zess, der in horizontaler und vertikaler Richtung verflochten ist. Die zentralen Entscheidungen 
beginnen mit der Festlegung gesamtwirtschaftlicher Proportionen (Akkumulation und Konsum- 
tion, Kauffonds und Warenfonds) und setzten sich in einem komplizierten Bilanzierungsprozess 
bis zu detaillierten Warengruppen und Sortimenten fort. An diesem Entscheidungsprozess sind 
verschiedene Entscheidungsebenen von der Partei- und Wirtschaftsführung bis zu Produktion 
und Handel beteiligt.“ (Cornelsen u. a. 1985: 27f) 

Wenn auch dieses Verfahren keineswegs garantieren konnte, dass immer ent- 
sprechend dem Bedarf produziert wurde, so sicherte es doch die Annäherung 
an die realen Konsumtionsbedürfnisse der Bevölkerung. 

Das von den „Aufarbeitern der DDR-Geschichte“ geprägte Bild von der ost- 
deutschen Mangelgesellschaft im Gegensatz zur westdeutschen Überflussgesell- 
schaft verliert weiter an Glaubwürdigkeit, wenn man die Aussagen zum Stand 
der Versorgung mit Lebensmitteln und zur Ausstattung mit gewerblichen 
Konsumgütern für die DDR und die BRD zur Kenntnis nımmt, wie sie für 
den Bericht des Bundeskanzlers „Zur Lage der Nation im geteilten Deutsch- 
land“ im Jahre 1987 von führenden bundesdeutschen Wirtschaftsinstituten er- 
arbeitet wurden. Danach war „die Ernährung in beiden deutschen Staaten 
durch eine überhöhte Zufuhr von Nährstoffen gekennzeichnet. So lag in der 


38 Jörg Roesler 


DDR der durchschnittliche energetische Verbrauch der Bevölkerung 1980 mit 
einem Viertel über der Norm der DDR-Ernährungswissenschaft; mindestens 
jeder vierte Erwachsene gilt heute als übergewichtig.“ Und der Bericht fügt 
hinzu: „Ähnliches wird für die Bundesrepublik festgestellt.“ Die festgestellte 
Ähnlichkeit wurde nicht nur auf der „All you can eat“-Ebene festgestellt. „Bei 
vielen Konsumgütern im Bereich der Haushaltsführung ist sowohl in der 
Bundesrepublik als auch in der DDR ein hoher Ausstattungsgrad zu konsta- 
tieren, so bei Kühlschränken, Waschmaschinen, Staubsaugern, elektrischen 
Handrührern oder -mixern und elektrischen Kaffeemühlen; teilweise kann von 
Vollausstattung gesprochen werden“ (Materialien 1987: 525, 529). 
Unzureichende Bedürfnisbefriedigung, ja direkten Mangel an Konsumgütern 
hat es, worauf noch einzugehen sind wird, in der DDR ungeachtet dessen ge- 
geben. Aber generell war der Mangel - was bei der Verwendung des Labels 
„Mangelgesellschaft“ rasch in Vergessenheit gerät - relativ, nicht absolut. 

Für die Einbeziehung der DDR-Gesellschaft in die Kategorie Konsumgesellschaft 
spricht, ungeachtet der anders gearteten, aus der kommunistischen Utopie abge- 
leiteten Zielvorstellungen, einiges. Das wurde vereinzelt auch recht früh erkannt 
(Sywottek 1993: 271ff). Zu klären bleibt aber ein offensichtlicher Widerspruch: 
Wie konnten bei deutlich unterschiedlichen konsumstrategischen Zielsetzungen 
in Ost und West doch einander ähnelnde Ergebnisse zustande kommen? 


2. Konsumziele, Konsumwünsche und ein notwendiges Arrangement 


Die Antwort für die DDR liegt offensichtlich bei den Konsumenten, deren 
Auffassungen von Konsum bisher noch nicht in die Betrachtung einbezogen 
wurden. Ihre Ansprüche waren nicht mit denen der SED-Führung identisch. 
Teilweise stimmten sie mit den Zielstellungen der kommunistischen Utopie 
überein. Das Streben nach sozialer Gleichheit war ın der Arbeiterschaft, die 
zusammen mit den „kleinen“ Angestellten etwa drei Viertel der Bevölkerung 
der DDR ausmachte!, traditionell weit verbreitet. Die Forderung, den Ver- 
brauch auf ein „vernünftiges Maß“ zu beschränken - Konsumgüter sollten 
sich durch Langlebigkeit und entsprechende Gebrauchswerteigenschaften aus- 
zeichnen - war in der konsumgenossenschaftlichen Tradition der Arbeiter ver- 
ankert. Wirtschaftskrise und zweiter Weltkrieg, die die Erfahrungen der Mehr- 
zahl der DDR-Bewohner der 50er Jahre geprägt hatten, haben diese Einstel- 
lung zweifellos gefestigt. Die führenden SED-Vertreter, die ähnliche Erfahrun- 
gen auch unmittelbar persönlich gewonnen und verarbeitet hatten, fühlten 
sich insoweit - nicht zu unrecht - eins mit der Arbeiterschaft. 

Von der Führung zu wenig bedacht worden war jedoch, dass von der proleta- 
rischen Bevölkerung aus der Not eine Tugend gemacht worden war, und dass 


1  Ausgewiesen wurde in der DDR-Statistik nur der Anteil der Arbeiter und Angestellten insge- 
samt. Bezogen auf alle Berufstätigen lag er 1960 bei 80,6 % und 1989 bei 88,2 %. 
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sich die Unterschichten der bürgerlichen Gesellschaft in ihren Konsumwün- 
schen und -sehnsüchten schon immer an den Lebensstilen der bürgerlichen 
Oberschicht orientiert hatten. Reste dieser Oberschichten gab es auch in der 
DDR noch - Kleinkapitalisten und Handwerksmeister. Ihr Anteil an der er- 
werbstätigen Bevölkerung der DDR sank zwischen 1950 und 1983 von 18% 
auf 2% ‚ihr Anteil an den „Geldeinnahmen aus Erwerbstätigkeit (netto)“ im 
gleichen Zeitraum von 24% auf 6% (Vortmann 1985: 136, 179f). Vor allem in 
den Klein- und Mittelstädten blieben sie, soweit es den Konsumgeschmack be- 
traf, oftmals beneidete Trendsetter (Merkel 2004: 16).” Wichtiger in diesem 
Zusammenhang war jedoch spätestens mit der größeren Verbreitung des Fern- 
sehens in der DDR seit der zweiten Hälfte der 50er Jahre der Einfluss der 
Konsumwelt der Westdeutschen. So bot das „Wirtschaftswunder“ in West- 
deutschland den meisten Angehörigen auch der unteren Schichten Zugang zu 
einer verheißungsvollen Konsumwelt, sofern sie die harschen Bedingungen der 
Akkordlohnarbeit akzeptierten (Schmiede/Schudlich 1977: 322 ff). 

In der DDR hatten die „Werktätigen“ nach Meinung der SED-Führung eine 
derartige materielle Tröstung nicht nötig. Ihre Arbeit galt als „befreite Arbeit“ 
und die Heldentaten der Aktivisten sowie die jährlichen Wettbewerbsinitiati- 
ven zur Erfüllung und Übererfüllung der Pläne waren der immer wieder zitier- 
te Nachweis, dass die Mehrzahl der Arbeiter den „neuen Charakter der Ar- 
beit“ im Sozialismus auch bereits erkannt habe (Falk/Barthel 1966: 9ff). Tat- 
sächlich blieben derartige Auffassungen, die mit Hilfe der sich seit Beginn der 
50er Jahre rasch ausbreitenden Brigadebewegung an alle Arbeiter und Ange- 
stellten Ostdeutschlands herangetragen werden sollten, die Meinung einer en- 
gagierten Minderheit. Die Mehrheit der Arbeiter sah ihre Arbeitsbedingungen 
so wie sie waren: fremdbestimmt (im weiterhin fordistisch organisierten Be- 
trieb). Dass der Akkordlohn nunmehr offiziell Leistungslohn hieß, machte ihn 
nicht besser (Roesler 1997: 5ff). Die Arbeit im „volkseigenen Betrieb“ konnte 
deshalb für die Mehrheit der Werktätigen kein Ersatz sein für den Eintritt in 
jene Konsumwelt, die sich ihren westdeutschen „Klassengenossen“ im Tausch- 
handel durch die Akzeptanz eines Höchstmaßes an kontrollierter Arbeit zu er- 
schließen begann - sie forderten sie auch ein. 

Da es der SED-Führung nicht gelang, sich mit dem „neuen Charakter der Ar- 
beit“ gegenüber der Masse der Werktätigen zu legitimieren, musste auch sie 
zur Loyalitätssicherung jenem Tauschhandel zustimmen und ihren Untertanen 
die Aussicht auf die neue Konsumwelt erschließen. 


2 Nach Berechnungen von Ina Merkel lag das Einkommen der Handwerker und der Gewerbe- 
treibenden in der DDR 1970 beim 1,5 bis 1,7fachen des durchschnittlichen Nettoeinkom- 
mens der DDR-Bürger. Bei der Vorbereitung auf die Verstaatlichung der privaten Unterneh- 
men und gut verdienenden Handwerkergenossenschaften benutzte die SED-Führung den 
Sozialneid der Arbeiter und kleinen Angestellten, um die Unternehmer (und die ihre Interes- 
sen vertretenden Blockparteien) gefügig zu machen. 
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Ein Kompromiss zwischen den aus der kommunistischen Utopie abgeleiteten 
Zielvorstellungen und jenen, die sich die Mehrheit der Arbeiter selbst gab, 
musste gefunden werden. Die SED-Führung war gezwungen, sich zu arrangie- 
ren. Sie sah in der Ausrichtung der DDR-Gesellschaft auf Massenkonsum 
deutlich Risiko und Chance. Das Risiko bestand, solange die DDR für die 
Sowjetunion unverzichtbar war, kaum darin, dass bei allzu großer Imitation 
des Westens den Arbeitern das Original zu nahe gebracht worden wäre. Es be- 
stand darin, dass durch allzu großes Nachgeben gegenüber den „ordinären“ 
Konsumentenwünschen die entsprechenden Investitionen die angestrebte wirt- 
schaftliche Überlegenheit über das kapitalistische System gefährden könnten. 
Die Chance bestand darin, durch eine auf die Wünsche der Masse der Bevöl- 
kerung eingehende Konsumpolitik eine breite Zustimmung auch für die auf 
die Verwirklichung der kommunistischen Utopie gerichteten Ziele zu erwer- 
ben. Ein derartiges Denken war der SED-Führung, die ursprünglich von der 
Attraktivität ihrer Utopie für „breite Volksmassen“ überzeugt war, zunächst 
nicht eigen. Jedoch lehrten sie die Erfahrungen der 50er Jahre, dass es weniger 
die Ideologie war, weder die eigene, noch die gegnerische, die die Massen be- 
wegte, als der Konsum. Nachweisen lässt sich das an der „Republikflucht“, ei- 
ne Migrationsbewegung von Ost nach West, an der mehrheitlich Arbeiterfami- 
lien teilnahmen. „Die Mehrheit derjenigen, die die Deutsche Demokratische 
Republik verlassen,“ wurde auf einer internen Sitzung der von der SED- 
Führung eingesetzten „Kommission zu den Fragen der Republikflucht“ im 
November 1956, auf dem Höhepunkt der Ost-West-Wanderung, unumwunden 
zugegeben, „tun das nicht deshalb, weil sie mit unserer Ordnung nicht einver- 
standen sind, sondern vor allem aus ökonomischen und anderen Ursachen 
heraus“ (Major 2000: 223). Folgerichtig beließ es die SED-Führung im Kampf 
gegen die „Abwerbung“ nicht bei polizeilichen Maßnahmen, sondern Ulbricht 
entwickelte auf dem V. Parteitag der SED für die Zeit des Siebenjahrplanes 
(1959-1965), gestützt u.a. durch Chruschtschows Lieferzusagen für die DDR 
als „Schaufenster des Sozialismus“ in Europa, die „ökonomische Hauptaufga- 
be“, die darin bestehen sollte, die Volkswirtschaft der DDR „innerhalb weni- 
ger Jahre so zu entwickeln, dass der Pro-Kopf-Verbrauch unserer Werktätigen 
Bevölkerung mit allen wichtigen Lebensmitteln und Konsumgütern den Pro- 
Kopf-Verbrauch der Gesamtbevölkerung (Hervorhebung J.R.) in Westdeutsch- 
land erreicht und übertrifft“ (Ulbricht 1959: 18). Die Wirkung des mit einer 
Reihe von Sofortmaßnahmen (Lohnerhöhungen, Abschaffung der Lebensmit- 
telkarten) unterstützten Versprechens war eindeutig. Die Zahl der Ost-West- 
Migranten halbierte sich 1959 gegenüber 1957 und stieg erst im 1961 wieder 
an (Storbeck 1963: 154), als sich die Ziele des Siebenjahrplanes als allzu hoch 
gesteckt erwiesen und erneut Versorgungsengpässe auftraten. Im Mai hatte Ul- 
bricht bereits intern zu verstehen gegeben, „dass nach seiner Einschätzung die 
Republikflucht zunehmen wird“ (Steiner 2004: 120). Verschärft wurde die Ver- 


Massenkonsum in der DDR 41 


sorgungskrise von 1961 durch die Zwangskollektivierung vom Frühjahr 1960, 
über die Ulbricht die Voraussetzung für die „Angleichung der Lebensbedin- 
gungen in Stadt und Land“ zu schaffen gedachte - einem wesentlichen Be- 
standteil der aus der kommunistischen Utopie abgeleiteten Gleichheitsforde- 
rungen (Geschichte der SED 1978: 400ff). 

Wie dieses in sich widersprüchliche konsumpolitische Zielbündel konkret aus- 
sah und in welchem Maße es unter wechselnden wirtschaftlichen Bedingungen 
realisiert werden konnte, ist den folgenden drei Abschnitten zu entnehmen. 
Dabei kann, anders als dies für die Entwicklung in der Bundesrepublik viel- 
leicht möglich ist, die Entwicklung des Massenkonsums in Ostdeutschland 
nicht unter Ausblendung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und öko- 
nomischen Strukturen der DDR analysiert werden. 


3. Bemühungen um die planmäßige Gestaltung eines 
sozialistischen Massenkonsums in den 1960er Jahren 


Die Überlegungen, auf welche Weise die Konzentration auf die Entwicklung 
der Produktivkräfte einerseits und auf die Bereitstellung von Gütern für den 
Massenkonsum andererseits im Plan sinnvoll vereint werden konnten, standen 
zu Beginn der 60er Jahre unter dem Eindruck eines Fehlschlages. Im 1959 be- 
schlossenen Siebenjahrplan hatte sich die SED-Führung um die Verträglichkeit 
der widersprüchlichen Zielstellungen wenig Gedanken gemacht und beschlos- 
sen „durch Erhöhung der Arbeitsproduktivität und Steigerung der Produktion 
Westdeutschland im Pro-Kopf-Verbrauch bei den meisten industriellen Kon- 
sumgütern und Lebensmitteln bis Ende 1961 einzuholen und zu überholen“ 
(Siebenjahrplan 1959: 159). Bereits vor Ablauf des selbst gesetzten Zeitlimits 
war deutlich geworden, dass das angestrebte doppelte Ziel „in historisch kür- 
zester Frist“ zu erreichen, unrealistisch war. Die Steigerung des Umfangs und 
die Erhöhung der Produktivität der fordistischen Produktion in der DDR 
konnte, so die Schlussfolgerung der SED-Führung aus der Wirtschaftskrise zu 
Beginn der 60er Jahre, nicht durch eine einmalige Kraftanstrengung, sondern 
nur durch beständige Produktivitätserhöhungen als Resultat der Freisetzung 
schöpferischer Kräfte bei Managern und Arbeitern auf der Grundlage der Dezen- 
tralisierung der Planentscheidungen erreicht werden. So glaubte man die materi- 
ellen Voraussetzungen schaffen zu können, um die von den „Werktätigen“ er- 
wartete Steigerung des Konsums zu verwirklichen ohne die Modernisierung und 
den Neubau von Industrieanlagen zu gefährden. Das Eingehen auf die Konsum- 
wünsche der Masse der Bevölkerung sollte nicht zu einer Konsumgesellschaft 
wie im Westen führen, wohl aber an deren „Errungenschaften“ anknüpfen, ohne 
die entsprechenden Ziele der kommunistischen Utopie aufzugeben. 

Um für den sozialistischen Massenkonsum die notwendige Akzeptanz zu 
schaffen und ihn planerisch zu bewältigen, wurden zwei bereits vorhandene 
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Instrumente der Konsumlenkung weiterentwickelt: Bedarfsforschung und Kon- 
sumwerbung. Aufgabe der Konsumforschung, die ab 1962 vom „Institut für 
Bedarfsforschung“ (ab 1967 „Institut für Marktforschung“) betrieben wurde, 
war es, exakte Vorhersagen darüber zu machen, welche Konsumgüter die Be- 
völkerung in welchen Mengen benötige. Damit sollten „Engpässe“ auf der ei- 
nen und „Überplanbestände“ auf der anderen Seite, sichtbares Zeichen, dass 
an den Bedürfnissen der Bevölkerung vorbei produziert worden war, vermie- 
den werden. Zu diesem Zweck erhielt das Marktforschungsinstitut als erste 
und über einen beträchtlichen Zeitraum einzige Einrichtung der DDR die 
Möglichkeit, repräsentative Befragungen der Bevölkerung vorzunehmen. Es 
ging der Bedarfsforschung aber nicht nur darum, die Konsumwünsche der Ar- 
beiter und Angestellten in Erfahrung zu bringen. Auf die Vorstellungen der 
„Werktätigen“ sollte auch gezielt im Sinne dessen, was an Verbrauch unter so- 
zialistischen Bedingungen als rational und sinnvoll erachtet wurde, Einfluss 
genommen werden. Es sollten nicht nur Bedürfnisse erforscht, sondern auch 
an- bzw. aberzogen werden (Cornelsen u.a.: 12ff). In diesem Zusammenhang 
kam dem zweiten der beiden Instrumente, der Konsumwerbung eine wichtige 
Rolle zu. Die Konsumwerbung der DDR erhielt erstens die Aufgabe, jene 
(neuen) Konsumgüter zu propagieren, die von der eigenen Industrie in ausrei- 
chender Menge und kostengünstig hergestellt werden konnten. Wurden diese 
Waren unermüdlich angepriesen, so durfte für Güter, bei denen der Bevölke- 
rungsbedarf das Aufkommen überstieg, prinzipiell nicht geworben werden. Be- 
grenzt war z.B. in den 60er Jahren das Angebot an Butter. Das hatte seine Ursache 
in den durch die vollständige Kollektivierung der Landwirtschaft 1960 bedingten 
Strukturumbrüchen, deren Auswirkungen auf die tierische Produktion bis Ende 
der 60er Jahre spürbar waren. Ausreichend Rohstoffe und Kapazitäten standen in 
der DDR dagegen für die Margarineproduktion zur Verfügung. Mit der Propa- 
gierung von „Goldina butterfein“, aus „bekömmlichem Sonnenblumenöl mit fri- 
scher Vollmilch verkirnt, vitaminreich, appetitlich, nahrhaft und delikat“ wurde 
versucht, dem Verbraucher einen vollwertigen Ersatz für Butter zu suggerieren, 
um damit einen Engpass zu beseitigen und zugleich die vollständige Kapazitäts- 
auslastung in der Öl- und Margarineindustrie zu sichern (Roesler 1988: 40f). 

Eine zweite Aufgabe der DDR-Werbung bestand darin, die Auffassung, dass 
der Konsum auf das „eigentlich Notwendige“ zu beschränken sei, zu bestär- 
ken, was u.a. hieß, eine „westliche“ Sortiments- und Produktvielfalt nicht zu- 
zulassen. Bei vielen Gütern stimmten während der 1950er Jahre traditionelle 
Sparvorstellungen und die Konsumpolitik der SED-Führung noch überein. 
Schwerer zu vermitteln war diese Auffassung ab Ende der 50er, Anfang der 
60er Jahre, als die „Beschränkung auf den rationalen Verbrauch“ mit der von 
der DDR-Bevölkerung zunehmend geforderten, weil „im Westen“ inzwischen 
für jedermann verfügbaren, modischen Vielfalt kollidierte. Hatte das 1952 ge- 
gründete DDR-Modeinstitut in den 50er Jahren noch versucht, die westliche 
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Mode als „Dekadenz oder Kitschproduktion“ abzuqualifizieren, sie als „Mode 
um des Profits willen“ bzw. „Mode um der Mode willen“ abzustempeln und 
den „hektischen Modewechsel“ kritisiert, so sah das Modeinstitut sich Anfang 
der 60er Jahre gezwungen, seine Strategie zu ändern: „Keine absolute Ignorie- 
rung des kapitalistischen Modeschaffens“ war mehr zu propagieren, „vielmehr 
eine kritische Auswertung“ westlicher Modetrends vorzunehmen. Die Mode 
der DDR sollte nunmehr „neben der Berücksichtigung der nationalen Tradi- 
tionen des deutschen Volkes, des Standes der gesellschaftlichen Entwicklung 
in unserem Arbeiter- und Bauernstaat und der ökonomischen Bedingungen“, 
d.h. der Produktionsmöglichkeiten und Importaufwendungen - J. R.) auch 
dem „Weltstand der internationalen Mode“ Beachtung zu zollen. Nicht Gel- 
tungskonsum im Modebereich aber doch eine gewisse Modevielfalt zuzulas- 
sen, war nunmehr die Devise. Auf diese Weise glaubte das Modeinstitut den 
„richtigen marxistischen Weg des Modeschaffens“ für die 60er Jahre gefunden 
zu haben (Deutsches Modeinstitut 1960, unpaginiert). 

Für eine Reihe von „industriellen Konsumgütern“, deren in der zweiten Hälfte 
der 50er Jahre aufgenommene Produktion relativ aufwändig war, propagierten 
die Institutionen zur Konsumlenkung in der DDR deren kollektive Nutzung - 
in deutlicher Abgrenzung zu der auf das zahlungskräftige Individuum zielende 
Konsumwerbung im Westen. Deshalb wurde in den 60er Jahren zunächst ver- 
sucht, dem individuellen Kauf von modernen Haushalts- und Freizeitgeräten 
durch die Schaffung öffentlicher Ausleihmöglichkeiten gegenzusteuern. Das 
betraf Staubsauger, Fernseher, Fotoapparate, aber auch Sport- und Campingar- 
tikel. Offensichtlich nicht auf diese Art „vergesellschaften“ ließen sich Pkws. 
Ihr privater Besitz galt auch in den 60er Jahren weiterhin als Luxus. Im Jahre 
1960 verfügte erst jeder 31. DDR-Haushalt über einen PKW Marke „Wart- 
burg“ oder „Trabant“, 1965 jeder 12. und 1970 jeder sechste (Mittel- 
bach/Roesler 1989: 199). Zum gleichen Zeitpunkt besaß in der Bundesrepu- 
blik bereits etwa jeder zweite private Haushalt einen PKW. 

Die Vorgaben zur Marktregulierung durch die DDR-Institutionen für die Pla- 
nung und Lenkung des Bevölkerungskonsums, die Aufklärungsarbeit der Wer- 
bung über akzeptable und über nicht zu akzeptierende Konsumwünsche waren 
nur teilweise von Erfolg gekrönt. So stieg einerseits der Margarineverbrauch - 
mit „Goldina, „Sahna“, „Diät“, „Marina“ und „Sonja“ war inzwischen eine 
gewisse Markenvielfalt erreicht worden - in der zweiten Hälfte der 60er Jahre 
an. Der Butterverbrauch ging zurück (Roesler 1988: 45f). Die kollektive Nut- 
zung von produktionsaufwändigen Haushaltsgeräten setzte sich andererseits 
nicht durch. Hier musste dem Streben der Bevölkerung nach individuellem 
Gebrauch und Besitz nachgegeben werden. Zwischen 1960 und 1970 erhöhte 
sich die Zahl der Haushalte, die über Waschmaschinen verfügten, von 6% auf 
56%, bei Fernsehern von 19% auf 76% von Kühlschränken von 6% auf 56%. 
(Mittelbach/Roesler 1989: 199). 
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Zur Unzufriedenheit gerade der Arbeiterschaft über die Versorgung kam es 
1969/70 jedoch nicht, weil die SED-Führung sich weitergehenden Konsum- 
wünschen der Bevölkerung abgeneigt zeigte, sondern weil bereits zugesagte 
und zeitweise auch eingehaltene Konsumversprechen Ende der 1960er Jahre 
nicht mehr erfüllt wurden. Die Ursache war eine 1967/68 eingeleitete Kampa- 
gne der SED-Führung, die unter dem Slogan „Überholen ohne einzuholen“ 
eine erhebliche Beschleunigung der technologischen Modernisierung der In- 
dustriestruktur der DDR zu verwirklichen begann. Überholt werden sollte die 
Bundesrepublik zunächst einmal im Bereich von Wissenschaft, Technik und 
Produktivität. Die mit dieser Kampagne verbundene Umschichtung der Inve- 
stitionen zugunsten der Industrieanlagen herstellenden Branchen führte bei 
begrenzter Investitionskapazität bald zu Einschränkungen bei der Produktion 
von Konsumgütern und damit auch zu - bereits überwunden geglaubten - 
Knappheiten in der Versorgung. Die Unzufriedenheit der Bevölkerung über 
„Rhythmusstörungen“ im Konsumgüterangebot machte sich Ulbrichts desi- 
gnierter Nachfolger Honecker zunutze, um jenen zu stürzen und selbst die 
Macht zu übernehmen. Wenn sich der Machtwechsel mit Unterstützung 
durch die sowjetische Führung auch ohne Komplikationen vollzog, so hatte 
Honecker doch die Frage zu beantworten, wie er Ulbrichts Problem - gleich- 
zeitig technologisch mit dem Westen mitzuhalten und eine Steigerung des 
Massenkonsums zu gewährleisten - zu lösen gedachte. 


4. Stärker am Westen orientierte Entwicklung 
des Massenkonsums in der DDR in den 1970er Jahren 


Gestützt auf die seit Anfang der 70er Jahre bei den internationalen Großban- 
ken vorhandene Bereitschaft, den realsozialistischen Ländern Kredite größeren 
Umfangs zu gewähren, entwickelte die DDR unter Honecker eine Strategie der 
importinduzierten technologischen Modernisierung. Die Absicht war folgen- 
de: Die DDR importiert moderne Technik bis hin zur schlüsselfertigen Fabrik. 
Die zusätzlich entstehenden Produktionsstätten werden von vornherein so 
konzipiert, das nach deren Fertigstellung ein beträchtlicher Teil ihrer Produk- 
tion - mit neuester Technik erzeugte, modernen Standards entsprechende 
Produkte - auf westlichen Märkten abgesetzt werden können. Mit Hilfe der 
Deviseneinnahmen aus dem zusätzlichen Westexport würde es dann innerhalb 
von einigen Jahren möglich sein, die für die Fabrik oder den Kauf von Ein- 
zelmaschinen verauslagten Dollars oder DM zurückzuzahlen. Der Schulden- 
aufnahme würde die Entschuldung - zeitverzögert - auf dem Fuße folgen. Mit 
dieser Strategie glaubte die SED-Führung sich den nötigen Spielraum geschaf- 
fen zu haben, um einerseits gegenüber dem Westen technologisch wettbe- 
werbsfähig zu bleiben und andererseits über die Mittel zu verfügen, stärker auf 
die Konsumwünsche der Bevölkerung einzugehen. Mit ihr die Übereinstim- 
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mung zu suchen, empfahl sich für Honecker nicht nur aus prinzipiellen Legi- 
timationsgründen, sondern auch, um sich selbst gegenüber seinem Vorgänger 
bei der Arbeiterschaft in ein günstiges Licht setzen zu können. 

Bei dieser Zielsetzung war verständlich, dass im Rahmen der neuen Strategie 
nicht nur Produktionsmittel, sondern auch westliche Konsumgüter direkt im- 
portiert wurden. Der Anteil von Verbrauchsgütern sowie Textilien und Beklei- 
dung an den Einfuhren der DDR aus westlichen Industrieländern (ohne Bun- 
desrepublik) erhöhte sich im Zeitraum 1971-1975 gegenüber den vorangegan- 
genen fünf Jahren von 7,5% auf 12,7%. Er hatte seinen Höhepunkt 1973 mit 
17,4% erreicht (DIW 1977: 357). Wenn diese zusätzlichen Konsumgüterim- 
porte in ihrem Umfang auch nicht überschätzt werden dürfen - mit Westim- 
porten, von Bananen bis Jeans, konnte Honecker der DDR-Bevölkerung an- 
schaulich die Vorteile seiner Strategie der „Einheit von Wirtschafts- und Sozi- 
alpolitik* demonstrieren. 

Unter den ın den ersten Jahren relatıv günstigen, aber dann seitens der SED- 
Führung viel zu lange weiterhin als günstig betrachteten finanziellen und wirt- 
schaftlichen Bedingungen wurden eine Reihe von Grundsätzen des „sozialisti- 
schen Massenkonsums“, die in den 1960er Jahren gegolten hatten, aufgegeben. 
Das betraf sowohl die bisher gepflegte Auffassung vom PKW als Luxusgut als 
auch die vom Deutschen Modeinstitut (der DDR) vertretene Abneigung ge- 
genüber der Produktvielfalt, wie sie der Westen mit der Werbung für unter- 
schiedliche Marken demonstrierte. 

Was den Besitz von privaten PKW betraf, so stieg dieser während der 1970er 
Jahre in der DDR deutlich an. Verfügte 1970 erst jeder 6. Haushalt in der 
DDR über einen PKW, so waren es 1980 bereits zwei von fünf. Die Lockerung 
der Vorgaben über den „sozialistischen Massenkonsum“ bis zum teilweisen 
Verzicht darauf nahm der DDR-Werbung einen wesentlichen Teil ihrer Funk- 
tion. Wenn auch in den 1970er Jahren Levis oder PKW der Marke „Golf“ nur 
als „Extras“ importiert wurden, so bedurften diese doch im Osten keiner Wer- 
bung, um von der Bevölkerung angenommen zu werden. Die war bereits im 
Westen „gelaufen“ und dank der umfassenden Ausstattung der DDR-Haushalte 
mit Fernsehgeräten war sie im Osten auch wahrgenommen worden. Im Jahre 
1975 verabschiedete der Ministerrat der DDR dann auch folgerichtig eine An- 
ordnung, die praktisch ein Werbeverbot für Konsumgüter bedeutete. Gestattet 
war nur noch die Werbung für Materialökonomie, Gesundheitsschutz, Versi- 
cherung, Kulturpolitik, für Produktionspropaganda und für das Lotto (Merkel 
2004: 15). Werbung für Konsumgüter reduzierte sich auf Schaufensterwerbung. 
Auch diese wurde vielfach vernachlässigt (Schmidt 1994: 364ff). 


Zumindest was die Quantität betraf, hatte sich - gemessen am Ausstattungs- 
grad der Haushalte - in der DDR bis Ende der 1970er Jahre bei den meisten 
Lebensmitteln (mit Ausnahme von Südfrüchten) und bei einem Großteil der 
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technisierten Haushaltsgeräte eine stete Annäherung an das bundesdeutsche 
Niveau ergeben. Seitens der SED-Führung wurde zwar nicht mehr die Politik 
verfolgt, in einem bestimmten Zeitraum die Bundesrepublik im Konsum- und 
Produktivitätsniveau einzuholen oder gar zu überholen, doch hielt sie an der 
kontinuierlichen Verbesserung des Massenkonsums und seiner stärkeren Aus- 
richtung auf das in der Bundesrepublik zur Verfügung stehende Konsumgüter- 
angebot fest. Dies verarbeitete die Mehrheit der DDR-Bevölkerung zu der 
Vorstellung, beim Massenkonsum mit einer nicht allzu großen Verzögerung 
doch noch da anzukommen, wo man sich im Westen bereits befand. 

Das auf dieser Sicht der Dinge beruhende Gefühl der Übereinstimmung weiter 
Kreise der DDR-Bevölkerung mit der (Konsum-)Politik der SED-Führung erlitt 
jedoch Anfang der 80er Jahre einen gewaltigen Schlag, als deutlich wurde, dass 
die Entwicklung des Konsumgüterangebots der DDR nicht mehr auf Nach- 
bzw. Einholen des bundesdeutschen Konsumniveaus hinauslief, sondern zu- 
nehmend durch Stagnation und Zurückbleiben gekennzeichnet wurde. 


5. Das Scheitern des Konsummusters der DDR während der 80er Jahre 


Die Ursache für das die Bevölkerung enttäuschende Konsumangebot ab An- 
fang der 80er Jahre war nicht auf eine Wende in der Haltung der SED zum 
Massenkonsum zurückzuführen. Offiziell galt die Strategie der „Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik“ weiter und wurde von Honecker auf jedem 
SED-Parteitag erneut beschworen. Die Ursache lag vielmehr im Scheitern der 
importinduzierten Modernisierungsstrategie. Auf Grund einer Reihe von Fak- 
toren, die teilweise von der SED-Führung verschuldet waren wie die nachlas- 
senden eigenen Innovationsanstrengungen, wie auch von Faktoren, die sie 
nicht zu verantworten hatte, wie die negativen Folgen der Erdölschocks von 
1973 und 1979 für die Weltwirtschaft, blieben die Anfang der 1970er Jahre er- 
hofften hohen Devisenerlöse aus. Die Devisenverschuldung nahm deshalb 
rasch zu. Das negative Handelsbilanzsaldo war der Hauptgrund, warum die 
Verschuldung der DDR gegenüber dem westlichen Ausland von 1975 bis 1980 
dramatisch von 8,8 Mrd. VM (Valutamark: 1 VM entsprach etwa 1 DM) auf 
23,6 Mrd. VM angestiegen war (Bundesbank: 60). 

Das Schuldenproblem wurde zunächst von der SED-Führung klein geredet. 
Nachdem aber Anfang der 80er Jahren die Zahlungsschwierigkeiten anderer real- 
sozialistischer Länder wie Polen, Rumänien bzw. Jugoslawien bekannt wurden, 
sank die Kreditwürdigkeit der DDR auf dem Weltfinanzmarkt zeitweise ins „Bo- 
denlose“. Jetzt erst war die SED-Führung bereit, ihre Außenfinanzen in Ord- 
nung zu bringen. Waren die Depositen der DDR auf westlichen Banken 1981 
noch kräftig gesunken, so gelang es 1982 sie auf 1,3 Mrd. Dollar zu erhöhen. 
Für dieses „Depositenwunder“ entscheidend war eine Erhöhung der Exporte 
der DDR in den Westen um 6% gegenüber dem Vorjahr bei gleichzeitiger Re- 
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duzierung der Importe aus den Hartwährungsländern um 15%. Das ergab einen 
Devisenzuwachs von 4,7 Mrd. VM (Bundesbank: 53f). „Es war wirklich be- 
merkenswert“, urteilt auch die Leiterin der Abteilung „DDR und östliche In- 
dustrieländer“ des DIW, Doris Cornelsen, „wie diese Planwirtschaft es geschafft 
hat, das Defizit im Westhandel zu senken und sogar in einen Überschuss zu 
verwandeln sowie eine Schuldenkrise zu verhindern.“ (Anatomie: 21). 

Das „Depositenwunder“ hatte allerdings seinen Preis - für die Wirtschaft der 
DDR generell und speziell auch für die weitere Entwicklung des Massenkon- 
sums ın der DDR. Der bestand nicht nur in einer drastischen Kürzung der 
Direktimporte von Konsumgütern aus dem Westen. Der bestand nicht nur 
darin, dass bestimmte heimische hochwertige und damit weltmarktfähige Kon- 
sumgüter kaum noch in DDR-Läden angeboten wurden. Der bestand vor al- 
lem darin, dass die Konsumgüterproduktion bei der Verteilung der Investitio- 
nen auf die Industriezweige stark vernachlässigt wurde. 

Die Folgen für das Konsumgüterangebot waren erstens generell geringere Pro- 
duktivitätsfortschritte und eine verminderter Stückzahl industrieller Konsum- 
güter im Angebot. Deutlich hinter der Nachfrage zurück blieben nicht nur die 
für lange Wartelisten notorisch bekannten PKW (Saretzki u. a.: 148f), sondern 
z.B. auch Geschirrspülmaschinen oder Farbfernseher. Investitionseinschrän- 
kungen im Konsumgütersektor bedeuteten zweitens den Verzicht auf den Auf 
bzw. Ausbau von Kapazitäten für neue Erzeugnisse, die in den 80er Jahren 
den Massenkonsum in der Bundesrepublik bereits mitbestimmten. Die Pro- 
duktion solcher Novitäten wie Mikrowellengeräte, elektrische Wäschetrockner, 
Sofortbildkameras, Videorecorder, Heimcomputer und CD-Player wurde in 
der DDR nicht mehr oder nur noch in kleiner Stückzahl aufgenommen 
(Schwartau/Vortmann 1989: 300). Gleichzeitig konnten die DDR-Bürger diese 
elektrischen bzw. elektronischen Haushalts- und Freizeitgeräte nicht nur in der 
Werbung des Westfernsehens bewundern, sondern sie immer häufiger auch bei 
ihren Verwandten in der Bundesrepublik, die sie in den 80er Jahren in größe- 
rem Maßstabe als je nach 1961 besuchen durften, in Aktion sehen (Materiali- 
en: 529).° Drittens existierten auch bei denjenigen industriellen Konsumgü- 
tern, bei denen sich die Ausstattungsrade in ost- und westdeutschen Haushal- 
ten nur geringfügig unterschied oder gleich war, Qualitäts- und Sortimentsun- 
terschiede zuungunsten der DDR. Gemessen am Niveau der Bundesrepublik 
dominierten in der DDR Erzeugnisse unterer bis mittlerer Qualität. Die Ge- 
staltung entsprach nicht dem modernen Stand. Die Sortimentsbreite der an- 
gebotenen Nahrungs- wie der übrigen Konsumgüter war eng begrenzt, die Ver- 
packung primitiv. Textilien, Bekleidung und Schuhe entsprachen in ihrer 


3 Im Jahre 1983 verfügten 24% aller Haushalte in der Bundesrepublik über eine Geschirr- 
spülmaschine, 15% über elektrische Bügelmaschinen, 10% über elektrische Wäschetrockner 
und 7% über Videorecorder. 1985 verfügten erst 38% der DDR-Haushalte über einen Farb- 
fernseher, in der Bundesrepublik 1983 bereits 73%. 
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modischen Aktualität häufig nicht den Käuferwünschen (Bundesministerium 
1987: 528). 

Die Unterschiede zwischen dem von der SED-Führung verkündeten Ideal - es 
galt offiziell weiterhin die Strategie der „Einheit von Wirtschaft- und Sozialpo- 
litik“ und der Wirklichkeit traten in den 80er Jahren im Bereich des Konsums 
auf eine sehr unmittelbare und sinnlich erfahrbare Weise hervor. 

Löste bereits die wieder zunehmende Differenz in Umfang und Niveau des Mas- 
senkonsums zwischen beiden deutschen Gesellschaften bei der DDR-Bevölke- 
rung Verärgerung und Unzufriedenheit aus, so erst recht die Verletzung der in 
der DDR gepflegten Gleichheitsvorstellungen im Einkommens- und Konsum- 
bereich durch neue Züge in der Konsumpolitik der DDR-Regierung. Vorstel- 
lungen über Verteilungsgerechtigkeit bis hin zur sozialen Nivellierung waren 
in der DDR-Geschichte über lange Jahre jener Kitt gewesen, der die Herr- 
schenden und die Beherrschten zusammengehalten hatte. Es ist angesichts 
dessen schwer nachzuvollziehen, dass sich SED-Führung in einer Situation, in 
der sie über das Konsumniveau selbst kaum noch Zustimmung für ihre Politik 
bei der Bevölkerung einheimsen konnte, entschloss, in der Praxis auch von 
den aus der kommunistischen Utopie abgeleiteten Gleichheitsvorstellungen 
Abschied zu nehmen. Diesem Schritt lag jedoch kein Sinneswandel in der 
SED-Führungsspitze zugrunde - persönlich hingen die alternden Politbüro- 
mitglieder durchaus weiterhin den Konsum- und den Gleichheitsvorstelllungen 
der Arbeiterklasse aus den 1920er bzw. 1930er Jahren an. Das galt nicht unbe- 
dingt für ihren eigenen Lebensstil. Doch dürfte der sich nach dem, was dar- 
über nach der „Wende“ bekannt geworden ist, zwar von dem Massenkonsum 
der Arbeiter, nicht aber wesentlich von dem der wohlhabenden Handwerker 
und der Gewerbetreibenden in der DDR unterschieden haben (Merkel 2004: 
16). Vielmehr waren die zu einer stärkeren Differenzierung des Konsums füh- 
renden Politbürobeschlüsse der gleichen Ursache geschuldet, die auch Fort- 
schritt des Massenkonsums bremste - der Notwendigkeit der Entschuldung 
gegenüber dem Westen. 

Zu Beginn der 80er Jahre wurden die „Intershop-Läden“, die bis dahin nur an 
Flughäfen, Autobahnraststätten bzw. in Hotels überwiegend Konsumgüter 
westlicher Provenienz gegen Devisen an Westdeutsche und Ausländer verkauft 
hatten, für DDR-Bürger, die über „Westkontakte“ verfügten, zugänglich. Die 
Regierenden gingen berechtigterweise davon aus, dass sich ein größerer Teil 
der DDR-Bevölkerung von Verwandten bzw. Bekannten aus der Bundesrepu- 


4 In der DDR-Statistik ist die Gruppe der höheren Funktionäre in Partei- und Regierung nicht 
ausgewiesen und ihr Einkommen nicht im Nachhinein zu berechnen. Nach Angaben von 
Ina Merkel lag das Einkommen der Handwerker1980 beim 1,6 fachen, das von Gewerbetrei- 
benden bzw. der Leiter der 1972 verstaatlichten Privatbetriebe beim 1,9 fachen des DDR- 
Durchschnitts. Der Zugang der Spitzenfunktionäre zu „Westwaren“ entsprach in den 80er 
Jahren in etwa dem jenes Teils der Bevölkerung, der über Westkontakte verfügte. 
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blik D-Mark beschaffen konnte. Das Netz dieser Intershopländern wurde ziel- 
gerichtet erweitert. Jeder der mehr als 200 Kreise der DDR sollte nunmehr 
mindestens über einen Intershopladen verfügen. 1988 existierten annähernd 
1000 Intershop-Verkaufsstellen, die einen jährlichen Umsatz von rund 1,1 
Mrd. DM tätigten (Saretzki u.a.: 150). Da die „Westwaren“, auch westdeutsche 
Markenwaren, zu einem beträchtlichen Teil auf dem Wege der „Gestattungs- 
produktion“ in DDR-Betrieben hergestellt wurden’, eröffnete sich für die 
durch Zins- und Tilgungsforderungen westlicher Banken bedrängte DDR- 
Regierung neben den Exportüberschüssen mit den Intershop-Verkaufsstellen 
eine zusätzliche Möglichkeit der Deviseneinnahme. 

Dem größeren Teil der DDR-Bevölkerung, der nicht über die entsprechenden 
„Westkontakte“ verfügte, blieb allerdings die Möglichkeit verwehrt, über den 
„Intershop“ an das gehobene Konsumangebot heranzukommen. Die dadurch 
bewirkte Spaltung in Konsumenten erster und zweiter Klasse, ist von der SED- 
Führung zunächst in Kauf genommen worden. Die aus der Verletzung des 
Gleichheits- - indirekt auch des Leistungsprinzips - resultierende Unzufrie- 
denheit in der DDR-Bevölkerung wurde dabei offensichtlich unterschätzt. 
Unterschätzt wurden auch die negativen mentalen Auswirkungen der Konzen- 
tration der knappen Investitionsmittel in Betrieben mit „Westexportchancen“ 
auf das technische und Leitungspersonal der übrigen, dem Verschleiß ausge- 
setzten Industriebetriebe (Schwarz 2004: 184).° Nicht einmal als Problem ge- 
sehen wurde von der SED-Führung, dass seit Mitte der 70er Jahre eine Jugend 
herangewachsen war, die - demographisch bedingt - nicht mehr, wie die Ge- 
neration zuvor, ihre Frustration über die zunehmende Starrheit des politischen 
Systems unter Honecker durch Karrieren in Wissenschaft und Wirtschaft 
kompensieren konnte. „Fügsamkeit zugunsten von sozialer Sicherheit und 
mäßigem Fortkommen erschien [...] als zu hoher Preis, zumal ein Wandel der 
DDR, ein Abbau ihrer autoritären Strukturen, so wenig absehbar war wie ein 
wirtschaftlicher Aufschwung des Landes“ (Staritz 1996: 330). 

Anders als bei den genannten Problemfeldern machte sich die SED Führung 
im Konsumbereich über Maßnahmen zur Schadensbegrenzung Gedanken. So 
entstand in den 1980er Jahren in der DDR ein umfassendes Netz von „Deli- 
kat“- und „Exquisit“-Verkaufsstellen. In den „Delikat-Läden“ gab es hochwer- 
tige Nahrungs- und Genussmittel, die zum Teil dem in den Intershops ange- 
botenen Sortiment entsprachen. In den „Exquisit-Läden“ wurden vor allem 


5 Streng ökonomisch genommen handelte es sich um einen Fall von Lohnveredlung. Zu den 
bekanntesten Marken gehörten Salamanderschuhe, Triumph-Bekleidung, Niveacreme sowie 
die Erzeugnisse von Adidas und Schießer. 

6 In den Erinnerungen des Generaldirektors eines Bitterfelder Chemiekombinats heißt es dazu: 
„Das Knirschen und Vibrieren, die Abnutzungen und das Krankwerden der Anlage, die 
nicht zurückzudrängenden Verschmutzungen der Luft und der Abwässer beherrschten zu- 
nehmend unsere Arbeit“. 
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modische und qualitativ gute Bekleidung sowie Schuhe und Lederwaren ver- 
kauft. 1988 existierten in der DDR ca. 900 „Delikat“- und 1500 Exquisit- 
Verkaufsstellen (Saretzkı u.a. 150ff). Die Waren gehobenen Bedarfs wurden 
zwar ın Mark der DDR, aber zu Preisen, die zwischen dem 5- und 9 fachen 
des DM-Preises (in den Intershop-Verkaufsstellen) lagen, angeboten. Nur die 
„Besserverdienenden“ in der DDR ohne DM-Bezug konnten sich regelmäßig 
über Delikat und Exquisit versorgen, so dass die Spaltung der Konsumenten 
keineswegs aufgehoben war. 


6. Das Ende der realsozialistischen Konsumgesellschaft 


Das Arrangement, das der DDR-Konsumkultur zugrunde lag und mit dem 
sich die SED-Führung während dreier Jahrzehnte die Zustimmung großer Teile 
der Bevölkerung erworben hatte, ging also im vierten Jahrzehnt in die Brüche. 
In den 80er Jahren gelang es der DDR-Regierung weder, das Tempo des Fort- 
schritts in der Konsumgüterversorgung aufrecht zu erhalten, das bis dahin un- 
ter den Verbrauchern der DDR die Zuversicht, an das „Westniveau“ mit der 
Zeit schon heranzukommen, erzeugt hatte. Noch war die SED-Führung in der 
Lage, die aus der eigenen kommunistischen Utopie abgeleiteten und von der 
Bevölkerung vielfach geteilten Gleichheitsvorstellungen im Konsumbereich 
weiterhin zu verwirklichen. Je mehr sich der Zugang zur verheißungsvollen 
Konsumwelt des Westens für jene Mehrheit verschloss, die nicht über West- 
kontakte verfügte und ihn auch nicht über „Delikat“- und „Exquisitläden“ 
kompensieren konnte, desto mehr wurden aber auch jenem eingangs genann- 
ten Tauschgeschäft die Grundlagen entzogen, das wesentlich zur Legitimität 
der SED-Herrschaft beigetragen hatte. Verstärkt wurde die Unzufriedenheit 
durch weitere gravierende Probleme der DDR-Gesellschaft, die, seit Mitte der 
1970er Jahre entstanden, in den 80er Jahren vergeblich einer Lösung harrten. 
Sie konnten in diesem Beitrag nur angedeutet werden. 

Wenn aber mit der DDR die letztlich durch das bundesrepublikanische Vor- 
bild bestimmte Konsumkultur nicht mehr erreichbar war, dann war die Auf 
kündigung der Loyalität gegenüber SED-Führung durch die Mehrheit der Be- 
völkerung ein logischer nächster Schritt. Das Konsumziel war dann ohne die 
SED-Führung bzw. gegen sie anzustreben. Die Verwirklichung dieses Zieles 
war individuell über die Flucht in den Westen - z.B. im Gefolge von Bot- 
schaftsbesetzungen, ab Sommer 1989 auch über die durchlässig gewordene 
ungarische Grenze möglich. Sie konnte aber auch kollektiv durch den An- 
schluss der DDR an die Bundesrepublik verwirklicht werden. 

Über die außerordentlich große Rolle, die die Attraktivität der bundesrepubli- 
kanischen Konsumkultur für die Bereitschaft der Masse der DDR-Bevölkerung 
zum Anschluss an die Bundesrepublik spielte, gibt es viele Zeugnisse aus der 
Zeit nach der Öffnung der Mauer am 9. November 1989. „Jeder DDR-Bürger 
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kennt Jacobs Kaffee, Milka-Schokolade, Adidas Turnschuhe und Levi’s Jeans“, 
meldete die „Welt“ das Ergebnis erster Befragungen genau einen Monat nach 
dem Mauerfall. Eine repräsentative Studie der Frankfurter A. C. Nielsen GmbH 
und des Leipziger Instituts für Marktforschung zum Markenbewusstsein in der 
DDR stellte drei Monate später fest, dass man dort „weit mehr Markenartikel 
kenne als die Bundesbürger“. Anders als in der Bundesrepublik genössen die 
Markenartikel jedoch noch „grenzenloses“ Ansehen (Humann 1990: 63, 169). 
Die Bevölkerung Ostdeutschlands betrachtete die DM als Symbol dieser Kon- 
sumwelt. Sie entschied sich in den Wahlen vom März 1990 mehrheitlich für 
diejenigen Politiker, die ihnen eine Währungsunion so bald wie möglich ver- 
sprachen. Bei der Entscheidung der Wähler spielte auch die Zuversicht eine 
Rolle, das sich mit der Übernahme der sozialen Marktwirtschaft der Bundes- 
republik auch die anderen gravierenden Probleme der 80er Jahre lösen wür- 
den. Nicht umsonst hatte die CDU-dominierte „Allianz für Deutschland“ im 
Wahlkampf für jene, denen es nicht nur um eine materielle Besserstellung 
ging, die Losung: „Wählt uns, damit sich Leistung endlich lohnt“ ausgegeben 
(Zimmerling/Zimmerling: 234). 

Die Erfüllung des Traums von westdeutsche Markenwaren für jedermann si- 
gnalisierte die endgültige Ankunft der Ostdeutschen in der westlichen Kon- 
sumkultur. Dass sich diese nicht mit den Gleichheitsvorstellungen vertrug, 
denen die Mehrheit der DDR-Bürger während vier Jahrzehnten angehangen 
und denen sie noch einmal gefrönt hatten, als sie 1989/90 ihrer Empörung 
über die „Privilegien“ der SED-Führung Ausdruck gab, dass die Ostdeutschen 
mit der Ankunft in der Konsumkultur des Westens auch deren inneren Wider- 
sprüchen ausgesetzt wurde, erkannte die Mehrheit im Einheitsrausch, der für 
die letzten Monate der DDR charakteristisch war, zunächst nicht. 
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Das Kaugummi: Geschmack, Raum 
und die ‘Schattenländer’ 


Nur wenige Produkte waren in der Geschichte des 20. Jahrhunderts so allge- 
genwärtig wie das Kaugummi und doch hat es kaum wissenschaftliche Auf 
merksamkeit erregt. Das Kaugummi ist ein Beispiel für ein neues kommerziel- 
les Produkt, das im 20. Jahrhundert in den USA Kultstatus erreichte, und von 
dort aus in den Rest der Welt ‘exportiert’ wurde. Es ist ein Beispiel für die 
Globalisierung von Geschmack. Im folgenden wird erstens der komplexe geo- 
politische Hintergrund der Kaugummiproduktion untersucht. Zweitens wird 
diskutiert, welchen Beitrag das Kaugummi zur Formierung neuer Identitäten 
geleistet hat, und zwar sowohl im Hinblick auf seine Konsumenten als auch 
auf seine (weitgehend unsichtbaren) Produzenten. Drittens wird auf die sich 
wandelnde Beziehung zwischen Moral und der Kommerzialisierung von Kau- 
gummi eingegangen. 

Die Geschichte des Kaugummis zeigt, dass hinter den hoch entwickelten 
Werbe- und Marketingstrategien, die vor allem die Anfänge der kommerziellen 
Kaugummiproduktion prägten, ein weiterer, fast unsichtbarer Prozess lag: der 
des chicle-Zapfens in Mexiko und der Kolonisierung der tropischen Wälder 
auf der mexikanischen Halbinsel Yucatan. Hier liegen die ‘Schattenländer’, die 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts das Rohmaterial für den Massenkon- 
sum des neuartigen Produkts lieferten. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun- 
derts trug die Entdeckung und Verbreitung des synthetischen Gummis dazu 
bei, dass sich das Kaugummi zu einem Kultobjekt und zu einer Ikone des Po- 
pulärgeschmacks entwickelte. 


Das Kaugummi und die 'Schattenländer’ des Konsums 


Der ‘Boom’ der chicle-Produktion, der auf die Befriedigung der nordamerika- 
nischen Nachfrage ausgerichtet war, begann während der ersten zwei Jahrzehn- 
te des 20. Jahrhunderts und erreichte seinen Höhepunkt in den frühen 1940er 
Jahren. Chicle, die Rohmasse aus der Kaugummi hergestellt wurde, wurde in 
Mittelamerika, vor allem auf der Halbinsel Yucatan gewonnen, wo in den 
hoch gelegenen, tropischen Wäldern der chicozapote-Baum wächst. Die Nach- 
frage nach chicle in den USA führte letztendlich zu einer Transformation der 
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kompletten Landschaft und des Ökosystems im Osten und im Süden von Yu- 
catan und ebnete den Weg zur Landnutzung an der Grenze zu den Tropen. 
Neue Produktions- und Erntetechniken wurden eingeführt, die besonders in 
den geschützten tropischen Waldregionen, in denen Forstprodukte einen 
wachsenden Anteil der wirtschaftlichen Nutzung ausmachen, bis heute von 
Bedeutung sind (Primacy et.al. 1998). 

Die meisten Kaugummikonsumenten des 20. Jahrhunderts waren sich der 
Herkunft des Produkts zweifelsohne nicht bewusst. Dennoch zeigt das Bei- 
spiel des Kaugummis wie durch die Stimulierung räumlich entfernter Nachfra- 
ge ‘Natur’ sowohl im Sinne eines materiellen Artefakts als auch einer diskursi- 
ven Konstruktion aktiv produziert wird (Bridge/Jonas 2002). Die Geschichte 
des Kaugummis hat bemerkenswerte Bedeutung für unser Verständnis vom 
Wandel der Grenzen zwischen lokalen und metropolitanen Kulturen, sowie 
für die Prozesse, durch welche bestimmte Konsumkulturen globalisiert worden 
sind. Da Konsum zunehmend zu einem Bestandteil von Kultur geworden ist, 
lassen sich aus der Geschichte des Kaugummis auch wichtige Schlüsse für die 
gegenwärtige Debatte über die Dimensionen des persönlichen Konsums zie- 
hen. Schließlich hat die Geschichte des Kaugummis auch Bedeutung im Kon- 
text der US-amerikanischen und internationalen politischen Ökonomie 
(Brown 1994, Lebergott 1993). 

Aktuelle Forschungen zeigen, dass Konsumgütermärkte und insbesondere 
Rohstoffmärkte in komplexer Art und Weise mit umweltpolitischen sowie an- 
deren politischen Fragen verbunden sınd (Simonian 1995, Bridges 2001, Red- 
clift 2001). Regionen, in denen Rohstoffe gewonnen werden, können als rand- 
ständige Räume beschrieben werden, in denen und durch die sich Prozesse der 
sozial-räumlichen Ordnung herausbilden (Bridges 2001: 2149). In der Tat 
scheint es, dass diese Räume heute gerade durch die Aussicht auf materiellen 
Reichtum noch stärker marginalisiert werden: „Regionen, die in der Warenket- 
te bereits den Status peripher gelegener ‘Schattenräume’ einnehmen, geraten 
durch das Aufkommen eines ‘post-Knappheits Diskurses’ des materiellen Ü- 
berflusses noch weiter aus dem Blickfeld“ (Bridges 2001: 2153). Im Falle von 
Kaugummi zeigt sich dies speziell entlang der engen Verbindung zu den ge- 
sellschaftlichen Werten des 20. Jahrhunderts: Freizeit, Unabhängigkeit und 
privater Genuss erscheinen geradezu als Vorboten des ‘post-Knappheits’ und 
*post-materiellen’ Zeitalters. 

Das Kaugummi stellt zudem eine ausgesprochen amerikanische Geschichte 
dar. Während des größten Teils des 19. Jahrhunderts reisten wohlhabende 
amerikanische Männer nach Paris und Florenz, um dort Kunstobjekte zu er- 
werben. Ihre Töchter und Ehefrauen kauften auf den eleganten Straßen von 
Paris die haute couture der Saison. Absolventen der Universitäten Harvard 
und Yard suchten in Deutschland oder England nach Arbeit. Reiche amerika- 
nische Erbinnen im heiratsfähigen Alter besuchten England, um sich dort mit 
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jungen Adeligen zu treffen und die Wochenenden auf Empfängen in den eng- 
lischen Landhäusern zu verbringen. Geschmack und Werte der europäischen 
‘High Society’ wurden kopiert und zu einem Lebensstil der wohlhabenden 
amerikanischen Klassen transformiert. Villen im Stil der englischen und italie- 
nischen Renaissance und des georgianischen und französischen Barock säum- 
ten die Straßen in der Umgebung des New Yorker Central Park. Kunst und 
Kultur in den Vereinigten Staaten waren um 1900 zumindest für die höheren 
Klassen ausgesprochen europäisch geprägt. 

Ein Jahrhundert später ist es die amerikanische Kultur, die die Welt dominiert. 
Im Jahr 2000 genießen amerikanische Filme, amerikanisches Fernsehen und 
amerikanische Mode das Ansehen, das der europäische Geschmack hundert 
Jahre zuvor gehabt hatte. Überall auf der Welt tragen die Menschen auf den 
Straßen amerikanische Baseball-Caps und amerikanische T-Shirts, essen bei 
McDonalds und in ihren Unterhaltungen benutzten sie Ausdrücke aus dem 
amerikanischen Englisch. Im Wettstreit der rivalisierenden kulturellen Systeme 
hat sich die amerikanische Kultur durchgesetzt. Und obwohl viele der Kon- 
sumprodukte zunehmend in Europa oder Asien produziert werden, werden sie 
ausnahmslos nach amerikanischem Vorbild modelliert und reflektieren ameri- 
kanische Konsummuster und amerikanischen Geschmack. So wie das Kau- 
gummi, das stets als etwas essentiell ‘amerikanisches’ angesehen werden würde. 


Der Kaugummikonsum 


In den USA wurde das Kaugummi bereits im frühen 20. Jahrhundert zu einem 
populären Konsumprodukt. Die Geschichte des Kaugummis wurde von Un- 
ternehmern wie Thomas Adams, William White und William Wrigley geprägt, 
die an der Werbung und dem Marketing für Kaugummi arbeiteten und nach 
neuen Wegen der Verarbeitung des aus Mexiko importierten chicle suchten. 
1941 entfielen allein auf die Konsumenten in den USA Umsätze in Höhe von 
6,5 Mill. US-Dollar (Wardlaw 1997). Während des Zweiten Weltkriegs kam das 
Kaugummi mit der amerikanischen Militärverpflegung auf den Weltmarkt. Als 
Bestandteil der standardisierten Verpflegungen wurde es an Kampftruppen 
ausgegeben und erwies sich unter den drei Millionen zunächst in Großbritan- 
nien und später in anderen europäischen Ländern wie auch in anderen Erdtei- 
len stationierten Soldaten als ungeheuer beliebt. In England wurde der Aus- 
druck „got any gum, chum“ (Hast du mal ein Kaugummi, Kumpel) zum In- 
begriff der Beziehung zwischen den amerikanischen Truppen und der lokalen 
Bevölkerung (Longmate 1971, Reynolds 1996, Calder 1969, Briggs 1975). In- 
nerhalb weniger Jahre stiegen die Umsätze in den Vereinigten Staaten auf das 
fünffache des Vorkriegsniveaus an. Die Steigerung der Nachfrage und die 
kriegsbedingten Versorgungsschwierigkeiten mit chicle, Siamese Jelutong, Zuk- 
ker und grüner Minze in den Vereinigten Staaten, spornten die Suche nach 
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synthetischen Ersatzstoffen auf Kohlenwasserstoffbasis an. Heute werden die 
meisten kommerziellen Kaugummis aus Kunstharz oder mikrokristallinem 
Wachs hergestellt, die den Kunststoffen zur Beschichtung von Golfbällen äh- 
neln. In den 1950er Jahren erhielten diese Innovationen und die Verbreitung 
von Bubblegum (für das chicle nicht geeignet ist) durch den Koreakrieg einen 
weiteren Schub. Das US-Militär hatte festgestellt, dass sich das Kauen von 
Kaugummi während Kampfeinsätzen als äußerst funktional erwies. Es erfrisch- 
te und säuberte den Mund, wenn Zahnbürste und Zahncreme nicht erreichbar 
waren, es unterdrückte den Durst, wenn Wasser knapp war, in Gefechtssitua- 
tionen half es, den Stress abzubauen, und während der Manöver hielt es die 
Truppen in Alarmbereitschaft. Doch am wichtigsten war vielleicht, dass das 
Kaugummi, 1941 auf dem amerikanischen Binnenmarkt bereits kaum mehr 
erhältlich, die Soldaten an die Heimat erinnerte. 

Das Kaugummikauen erreichte in den USA bereits in den 1920er und 1930er 
Jahren ‘Kultstatus’. Es wurde mit Filmen assoziiert, mit Sportarten wie Base- 
ball (vor allem durch die Kaugummisammelbilder) und mit Populärmusik. 
Die Parallelen zu anderen Produkten wie Tabak, Bananen und Schokolade 
sind auffällig (Hilton 2000, Jenkins 2000, Burford 1994). In Großbritannien 
war Kaugummi besonders während der Kriegs- und Nachkriegszeit, als Süßig- 
keiten rationiert waren, ein begehrenswertes Produkt. Gleichzeitig war es ein 
Schlüsselelement im Prozess der wachsenden Amerikanisierung britischer Kul- 
tur (Reynolds 1996). Kaugummi wird heute in 93 Ländern und von über 500 
Unternehmen produziert; die meisten haben in den USA jedoch keinerlei 
kommerzielle Bedeutung. Das größte und am engsten mit dem Produkt ver- 
bundene Unternehmen, William Wrigley’s, verfügt über 13 Produktionsstätten 
und verkauft Kaugummis in über 100 Länder; mit einem Einzelhandelsumsatz 
von mehr als 2 Mrd. US-Dollar (Wardlaw 1997). 

Die Entwicklung des Massenskonsums im Amerika des frühen 20. Jahrhun- 
derts war eng mit dem ökonomischen und demographischen Wachstum der 
amerikanischen Gesellschaft verbunden, besonders mit der schnellen Urbani- 
sierung und der Migration in die Städte. Obwohl Populärkultur bereits vor 
dem Zeitalter des Massenkonsums existierte, erforderte ihre Entwicklung und 
Durchsetzung gegenüber “Hochkulturen’ den Bruch mit Europa. In diesem 
Sinne verkörpert das Kaugummi den von Amerika angeführten Massenkon- 
sum des 20. Jahrhunderts. 


Die Geopolitik des Kaugummis: das Materielle und das Unsichtbare 


Der enorme Konsumanstieg während der 1930er und 1940er Jahre und der 
spätere Umsatzrückgang an natürlichem Gummi, als das aus Kohlenwasserstof- 
fen gewonnene Kunstgummi die natürlichen Grundstoffe ersetzte, machte sich 
insbesondere auf Yucatan (im heutigen Bundesstaat Quintana Roo) bemerk- 
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bar. Wie bei vielen Forstprodukten war auch die frühe chicle-Produktion mit 
Wanderarbeit unter beschwerlichen und unregulierten Bedingungen verbun- 
den, so wie es heute bei vielen Tätigkeiten im informellen Sektor der Fall ist. 
Die meisten kommerziellen Chicleros (Gummi-Zapfer) waren Einheimische 
aus Veracruz an der mexikanischen Golfküste. Sie kamen oft auf gefährlichen 
Überfahrten mit dem Schiff nach Yucatan. Dort wurden sie von Agenten un- 
ter Vertrag genommen, die ihnen die Ausrüstung zum Zapfen des Gummis be- 
reit stellten. Für sechs Monate im Jahr (während der Regenzeit von Juni bis 
Dezember) lebten sie in Camps, die sich tief im dichten tropischen Wald be- 
fanden. Die Männer arbeiteten in kleinen Gruppen von etwa 12 Personen und 
zapften ın der Umgebung ihrer Unterkunft das weiße milchige Harz des chico- 
zapote-Baumes. Mit Seilen und Macheten kletterten sie auf die Bäume, schnit- 
ten Zickzack-Muster in die Rinde und sammelten das geschmacklose Harz in 
Behältern darunter. Dieses wurde in Fässern gekocht bis es gerann und in Rie- 
geln auf Maultieren transportiert werden konnte. Den Unternehmern wurden 
dabei bestimmte Waldgebiete zugewiesen, doch da die gesetzlichen Regelun- 
gen im Grenzland zwischen Mexiko, Guatemala und Belize kaum durchgesetzt 
wurden, bewegten sie sich oftmals auch illegal in den Wäldern. 

Das Hauptgebiet der chicle-Produktion war eine Hochburg rebellischer Maya- 
Häuptlinge; Veteranen des ‘Krieges der Kasten’ zwischen Weißen und Maya- 
Anhängern des “Talking Cross’. Bis 1931 war ihr Anführer im Süden der Halb- 
insel der berüchtigte ‘General’ May, der enge Beziehungen zu amerikanischen 
Gummiherstellern wie Wrigley’s pflegte und dessen chicle-Einkommen der Fi- 
nanzierung bewaffneter Widerstandsgruppen diente (Ramos Diaz 1999, Reed 
2001). Die Unterdrückung und Einhegung der rebellischen Maya und die Er- 
starkung des mexikanischen Staates, insbesondere unter Präsident Cardenas in 
den späten 1930er Jahren, brachte die chicle-Produktion unter die Kontrolle 
organisierter Kooperativen und staatlicher Regulierung. 1942 wurden fast vier 
Millionen Kilo chicle aus Yucatan an vier große Unternehmen in amerikani- 
schem Besitz verkauft: an Beechnut, Wrigley’s, American Chicle Co. und Clark 
Bros. Die kommerzielle und strategische Bedeutung der chicle-Produktion, die 
sich zu diesem Zeitpunkt auf ihrem Höhepunkt befand, wird durch einen be- 
sonderen Vorfall dokumentiert: im Juni 1943 reisten Vertreter der chicle- 
Kooperativen in die USA, um dort über die Preise für chicle, das während der 
Kriegszeiten zu den am meisten geschätzten Produkten in den USA gehörte, 
zu verhandeln und diese zu verteidigen (Encyclopaedia 1998: 101). 

Während der 1940er und 1950er Jahre versuchte die mexikanische Regierung 
die Produktion und den Export von Gummi durch das Landwirtschaftsmini- 
sterium und durch die Bank für Außenhandel stärker zu kontrollieren. Die 
Chicleros wurden darin bestärkt, sich in Kooperativen zu organisieren. Die 
Regierung vergrößerte ihre Kontrolle über die Produktion. Unter anderem ver- 
folgte sie dabei das Ziel, das Grenzgebiet von Quintana Roo stärker zu besie- 
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deln (und ın den späten 1960er Jahren den Massentourismus an der Karibik- 
küste südlich von Cancun zu entwickeln). Die meisten Bäume, an denen das 
Harz gezapft wurde, wuchsen auf Ejido-Ländereien (bäuerliches Gemeinde- 
land) oder auf Bundesgebiet, womit den Pflanzen der Status von Gemeinei- 
gentum zukam. Der Zugang zu den Wäldern, ursprünglich durch Traditionen 
und persönliche Beziehungen geregelt, wurde nun offiziell reguliert. Zuneh- 
mend wurde die Produktion von chicle durch Produktionsquoten, Zielvorga- 
ben und wettbewerbsförmige Ausschreibungen bestimmt. 

Was jedoch die Unternehmensgewinne aus der chicle-Produktion angeht, hatte 
die Zunahme staatlicher Regulierung keinerlei Umverteilungseffekte. Die 
Forstwirtschaft, die ökologisch nachhaltig hätte sein können und einkom- 
mensschwachen Familien den Lebensunterhalt hätte sichern können, ohne ei- 
ne weitreichenden Zerstörung der Wälder anzurichten, befand sich in den 
1970er Jahren in steilem Niedergang und war der Tourismusbranche klar 
nachgeordnet (Primack et.al. 1998). 

Das aus chicle gewonnene Kaugummi ersetzte auch andere Produkte, die ur- 
sprünglich aus den indigenen Kulturen Amerikas stammten, besonders das 
Fichtengummi. Für diejenigen, die Kaugummi konsumierten, war die Herkunft 
des chicle aus Yucatan, viele tausend Meilen entfernt vom urbanen Amerika, 
nach wie vor nahezu unsichtbar. Die Existenz des Kaugummis schien in der 
Befriedigung von Konsumentenbedürfnissen begründet und nicht in der Si- 
cherung des Lebensunterhalts seiner Produzenten. Aufgrund der (kulturellen 
und geografischen) Entfernung, die die Konsumenten von den Produzenten 
trennte, und auf Grund der Form, die die kommerzielle Transformation des 
chicle in ein ‘Produkt’ annahm, hatte die Ware Kaugummi zugleich einen ma- 
teriellen wie auch unsichtbar, immateriellen Charakter. 


Kaugummi und das urbane Amerika 


Der große Einfluss Europas auf den amerikanischen Geschmack und auf ame- 
rikanische Kultur nahm gegen Ende des 19. Jahrhunderts radikal ab. Die Kon- 
zentration großer Menschenmengen in den amerikanischen Städten und Fa- 
briken des späten 19. Jahrhunderts stand zunehmend im Widerspruch zu den 
traditionellen Formen der Unterhaltung, wie sie in ländlichen Gesellschaften 
üblich ist. Neue Formen der Erholung und des Sportspektakels entstanden. 
Und obwohl diese einem stark britischen Einfluss unterlagen, waren sie doch 
essentiell amerikanisch. So brachte etwa P.T. Barnum den Zirkus in die Städte, 
nutzte dazu Zelte von drei Morgen Größe und bot Hunderte weiterer Spekta- 
kel an; eine Form populärer Unterhaltung von bis dahin unbekannter Größe. 

Die Entstehung und Ausbreitung neuer Formen der populären Erholung wur- 
de zwar erst durch technische Neuerungen möglich gemacht, war aber nicht 
durch diese bestimmt. David Nye argumentiert, dass nationale Kulturen weni- 
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ger technologisch determiniert sind, als dass sie selbst technologisch determi- 
nieren (Nye 1999). Mit der Entwicklung des Transportwesens und der Profes- 
sionalisierung der Unternehmensführung begann im urbanen Amerika auch 
eine Revolution populärer Erwartungen. „Alle Institutionen der Produktion 
von Populärkultur wurden transformiert.“' Dies war die Verschmelzung von 
Massenunterhaltung und Sportspektakel. 

Populärkultur erwies sich dabei gleichzeitig als weniger und als mehr als die 
traditionellen Künste, denn sie inkorporierte Ausdrucksformen und produzier- 
te Identitäten für die alltägliche Arbeits- und Freizeitwelt der Menschen. Doch 
bevor der Massenkonsum die Populärkultur vollständig erneuern und trans- 
formieren konnte, musste zunächst eine wichtige Bedingung erfüllt sein: Die 
marktorientierte Warenproduktion musste alle anderen Formen der Produkti- 
on verdrängen und einen Keil zwischen die Arbeit und das Arbeitsprodukt 
treiben. Eines der wichtigsten Merkmale der Ausdehnung der Warenprodukti- 
on ist daher auch die ab 1914 zunehmende Verdrängung des Arbeitsprozesses 
aus dem alltäglichen Konsumbewusstsein. 

Von nun an war es das Produkt, die Ware, die gesellschaftliche Anerkennung 
erhielt und Wert hatte, und nicht mehr die persönliche Beziehung zu den 
Produzenten. Einer der wichtigsten Aspekte des Massenkonsums und der Po- 
pulärkultur des 20. Jahrhunderts ist die zunehmende Sichtbarkeit des ‘Pro- 
dukts’ und die zunehmende Unsichtbarkeit des Arbeitsprozesses, in dem das 
Produkt gefertigt wird. Zwar waren Arbeits- und Produktionsbeziehungen auch 
in der Vergangenheit oft unsichtbar gewesen. Doch vor Beginn des 20. Jahr- 
hunderts war das Konsumniveau der meisten Lohnarbeiter äußerst niedrig; die 
meisten Dinge, die sie käuflich erwerben konnten, waren extrem teuer. Im 
neuen Jahrhundert und auf dem neuen Kontinent änderte sich dies. Das Zeit- 
alter der Massenproduktion war auch eines des Massenkonsums, und es dürfte 
kaum überraschen, dass viele Produkte von den neuen Konsumklassen mit 
spezifischen Inhalten und Bedeutungen aufgeladen wurden. 

Dass sich das Kaugummi in der amerikanischen Gesellschaft zu einem Zeit- 
punkt durchsetzte, als der Arbeitsprozess selbst umstrukturiert wurde und sich 
Arbeiter mit einem Intensitätsniveau konfrontiert sahen, das es so zuvor ın 
urbanen Gesellschaften kaum gegeben hatte, war kein Zufall. Oft waren die 
Arbeiter, die Kaugummi kauten, in der Nahrungsmittelindustrie tätig. Kau- 
gummi fungierte hier als Nahrungsersatz und füllte zumindest kurzfristig eine 
neue Nische in der Konsumlandschaft. Die Bedeutung des Kaugummis im 
Alltagsleben illustriert also sowohl den Wandel der Arbeitsbeziehungen als 
auch den der Konsummuster, die damit einhergingen. 


1 Es ist gut möglich, dass das Opernhaus einer mittelgroßen amerikanischen Stadt in den 
1880er Jahren innerhalb eines Jahres mehr klassische Musik und Dramen anbot, als die ge- 
samten Fernsehnetzwerke der Vereinigten Staaten es im gleichen Zeitraum heute tun.“ (Mor- 
gan 1963: 173). 
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Ein weiterer Aspekt des Kaugummis, der Aufmerksamkeit verdient, ist die Be- 
ziehung zwischen Ursprungsort und Endprodukt. Es ist klar, dass die räumli- 
chen Dimensionen nicht unabhängig von der Gesellschaft existieren; sie wer- 
den sozial produziert und reproduziert. Die Geschichte des Kaugummis ver- 
weist auf die Bedeutung der räumlichen Beziehungen und auf die Art und 
Weise, wie die räumliche Dimension mit der Entwicklung der kapitalistischen 
Ökonomie verbunden ist (Marston 2000). Die sozialen und politischen 
Kämpfe der rebellischen Maya und der Chicleros in Yucatan, wie auch die der 
Fabrikarbeiter in den Vereinigten Staaten, führten zu einer Transformation dieser 
räumlichen Beziehungen. In dem Maße, in dem es schwieriger wurde Kaugummi 
aus den tropischen Wäldern Mexikos und Mittelamerikas zu beziehen, suchte 
man nach anderen Wegen. Der technische Fortschritt, der in den 1930er Jahren 
die Herstellung von künstlichem Gummi ermöglichte (angespornt durch die 
Entwicklung des Bubblegum), hatte insbesondere zu einer Zeit, als der Nationa- 
lismus südlich der US-Grenze wiederauflebte, weitreichende Konsequenzen für 
die mexikanischen Produzenten. Dies illustriert, was eine Reihe von Autoren als 
„geografische Einbettung von Machtbeziehungen“ bezeichnen (Agnew 1999). 
Räumliche Beziehungen sind notwendiger Weise Bestandteil von Warenpro- 
duktion und -konsumtion. Aber sie sind noch in anderer Hinsicht von Bedeu- 
tung: denn bestimmte Produkte erreichen ihren Kultstatus nur auf Grund der 
Tatsache, dass ihre Herkunft nicht so einfach identifiziert werden kann (was 
im Falle des Kaugummis mit Sicherheit zutrifft). Damit kommt eines der auf 
fälligsten Merkmale des ‘entwickelten’ kapitalistischen Marktes zur Geltung: 
der Populärgeschmack vermag ein Produkt zu idealisieren, es zu 'fetischisieren’ 
und starke kulturelle Assoziationen hervorzubringen, die die Bindung des 
Konsumenten an die Ware vertiefen. In diesem Sinne verhalten sich Populär- 
geschmack und Massenkonsum komplementär zueinander: Das eine ist ohne 
das andere kaum zu erklären. 

Heute ist Kaugummi ein wichtiger Bestandteil der mexikanischen wie auch 
der US-amerikanischen Esskultur. Man findet es auf Kinderparties, ın Plastik- 
spielzeugen, es füllt die Regale der wichtige Großhändler und diese wiederum 
versorgen die kleinen Straßenverkäufer. In Mexiko und in anderen lateiname- 
rikanischen Ländern stellt der riesige informelle Sektor und der massive Ver- 
kauf von billigen zuckerbasierten Süßigkeiten sicher, dass das Kaugummi auch 
noch den letzten Winkel des Kontinents erreicht. Auch wenn es heute nicht 
mehr das chicle-Gummi ist, das einst auf Yucatan gezapft wurde. 


Die Organisation des Raums 


Die Geschichte des Kaugummis illustriert wie Machtbeziehungen und räumli- 
che Beziehungen miteinander verbunden sind. Die mexikanischen Forstarbei- 
ter, die im frühen 20. Jahrhundert in den Wäldern arbeiteten, waren Teil einer 
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ganzen Klasse von Wanderarbeitern; in den USA gehörten die Wanderarbeiter 
zu den Konsumenten des Kaugummis. Von Beginn des Jahrhunderts an war 
klar, dass diejenigen, die die natürlichen Ressourcen und die Wanderarbeit für 
ihre Geschäfte und Profite nutzbar machen konnten, in der Hierarchie der 
Machtbeziehungen oben stehen würden. Für mexikanische und ausländische 
Unternehmer waren die Gewinne aus der chicle-Produktion oft spektakulär 
hoch. Doch das dadurch akkumulierte Kapital wurde in den Metropolen der 
USA investiert. Dass Rohstoffregionen „eine spezifische Art von sozio- 
politischen Beziehungen in Form von Macht-Wissen darstellen“ (Bridge 2001: 
2155) wird deutlich, wenn wir uns die Verhältnisse näher betrachten. 

In Yucatan führte der jahrelange Boom der chicle-Produktion zu einer Trans- 
formation der gesamten Umwelt, denn der mexikanische Staat begann sich für 
eine Region zu interessieren, die bis dato als ein abgelegener Urwald gegolten 
hatte. Später bot der langsame Verfall der chicle-Wirtschaft dem mexikani- 
schen Staat eine weitere Gelegenheit die sozialen Beziehungen in der Region 
neu zu gestalten. 1901 hatte die Regierung die Maya-Aufstände unterdrückt 
und die südliche Grenze des Landes ‘mexikanisiert’; 30 Jahre später unter Prä- 
sident Cardenas versuchte der mexikanische Staat die Produktion zu verstaat- 
lichen. In den Vereinigten Staaten wurde das Kaugummi zunehmend zu etwas 
typisch amerikanischem. Zu einem Zeitpunkt, als die USA die politische und 
kulturelle Hegemonie im Westen übernahmen, kommunizierte das Kaugummi 
Vertrauen in das Repertoire des Populärgeschmacks. 

In Mexiko nahm chicle in der Geschichte der Beziehungen beider Länder eher 
eine ‘subalterne’ Rolle ein. Hier kam chicle eine andere Form der Verbindung 
von Macht und Wissen zu, eine, die stärker in das Bild ökonomischer Abhän- 
gigkeit passt. Die chicle-Produktion schien in ihrer sozialen und geografischen 
Marginalität eine wenig selbstsichere Zivilgesellschaft zu einer Art von ‘verlo- 
genem’ Populärgeschmack zu führen. Die Geschichte des Kaugummis hat in 
Mexiko eine dunkle Seite, die nie öffentlich anerkannt wurde. 

Die Fähigkeit, den Raum der Kaugummi-Welt zu organisieren, wurde durch 
die ökonomische Vorherrschaft der USA diktiert. Ungeachtet der ‘Macht’ der 
Ware, emotionale und kulturelle Assoziationen auszulösen, war ihr Massen- 
konsum notwendiger Weise auch mit der Erschließung räumlich abgelegener 
Regionen durch das Kapital verbunden. Die Abgeschiedenheit bestimmter Ge- 
genden bewahrte diese nicht davor, über Nacht transformiert zu werden. In 
der Tat ermöglicht oftmals gerade die räumliche Abgelegenheit und die Abwe- 
senheit von Kontrollen die marktförmige Erschließung einer Region. 

Damit kommen wir zum dritten Aspekt der komplexen Beziehung zwischen 
Populärgeschmack und Massenkonsum, der durch die Geschichte des Kau- 
gummis illustriert wird. Dies ist die umstrittene Natur der ‘Globalisierung’ 
selber, die Waren und Weltmarkt miteinander in Beziehung setzt. Heute wird 
Globalisierung sowohl gefeiert als auch kritisiert als 


62 Michael R. Redclift 


„(...) die Ausdehnung und Vertiefung sozialer Beziehungen und Institutionen über Raum und 
Zeit, so dass einerseits Alltagsaktivitäten durch Ereignisse, die sich auf der anderen Seite der Erde 
abspielen, zunehmend beeinflusst werden, und andererseits die Praxen und Entscheidungen loka- 
ler Gruppen ein beachtliches globales Echo finden können.“ (Held 1995) 

In welchem Ausmaß sind Massenkonsum und Populärgeschmack durch den 
Prozess der Globalisierung befördert worden? In welchem Zusammenhang 
stehen Globalisierung und die Massenproduktion von Waren, und in welcher 
Art und Weise betrifft dies die Ausdifferenzierung von populärem Geschmack? 
Die Globalisierung zwingt uns ganz offensichtlich, den Begriff des Raums und 
seine Beziehungen zur Macht neu zu überdenken; und sie verweist auf die be- 
grenzte Erklärungskraft territorialer Einheiten im Kontext internationaler Be- 
ziehungen (Amin 2002). Ein möglicher Erklärungsansatz ist, dass die Globali- 
sierung als ökonomischer Prozess im frühen 21. Jahrhundert so allgegenwärtig 
ist, dass sie unvermeidlich auch Populärgeschmack und Konsum umfasst. Ein 
anderer Ansatz hebt darauf ab, dass die Globalisierung im Wesentlichen ein 
Vehikel für unterschiedliche kulturelle Nachrichten und Bedeutungen darstellt: 
in einer Welt, die zunehmend ökonomischen Rationalitäten unterworfen ist, 
bildet sie den ‘Äther’ der sich verändernden Zeichen. 

Versucht man, den Prozess der Globalisierung theoretisch näher zu bestim- 
men, so wird erstens klar, dass Globalisierung nicht den Sieg des Universellen 
über das Partikulare bedeutet. „Die Art und Weise wie Zeit und Raum ver- 
standen und vielleicht neu gestaltet werden, ist nicht universell“, wir wären tö- 
richt, wenn wir „die Artikulation/Desartikulation des lokalen Raums innerhalb 
der globalisierten Ökonomie“ ignorierten (Herod/Wright 2001). Wie das Bei- 
spiel des Kaugummis zeigt, können lokale Produktionssysteme und globale 
Marken und Produkte sehr wohl koexistieren. 

Zweitens kann es kaum einen Zweifel daran geben, dass die kulturelle Bedeu- 
tung, die ein Produkt im Laufe seines Lebenszyklus erwirbt durch die ökono- 
mischen- und die Machtbeziehungen, welche das Produkt auf den Markt 
bringen, nicht im teleologischen Sinne determiniert ist. Oft spielen Rohstoff- 
regionen, wie in diesem Beispiel Yucatan, eine Schlüsselrolle in der Geschichte 
des Konsums und des Geschmacks. Doch die Bedeutungen, die den betref- 
fenden Waren in bestimmten Kulturen und sozialen Formationen zugeschrie- 
ben werden, wechseln ständig und werden immer wieder rekonfiguriert. Kau- 
gummi ist heute nicht mehr die gleiche Ware, die sie 1941 einmal war. Und 
zwar nicht nur in Bezug auf ihre materielle Konsistenz, sondern auch was ihre 
kulturelle Bedeutung angeht. Konsummuster und Populärgeschmack sind 
wandlungsfähig und vermögen sich an wechselnde Umstände und ökonomi- 
sche Bedingungen anzupassen. Es bedarf der libidinösen, performativen und 
erneuernden Kräfte des sozialen Lebens, wie Deleuze sagt, um den Waren eine 
Alltagsbedeutung zu verleihen und diese kontinuierlich zu reproduzieren. 

Es gibt viele Beispiele für soziale Institutionen, die Waren zu einer Anpassung an 
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den Populärgeschmack befähigen und unterschiedliche Konsummuster an ver- 
schiedenen Orten für verschiedene soziale Gruppen produzieren. Die Geschichte 
des Tabaks ist ein Beispiel dafür, wie eine starke Tradition - der Tabakgenuss 
der männlichen Bürger des 19. Jahrhunderts - die Rauchkultur beeinflusste, 
und zugleich die Möglichkeiten zur Erschließung neuer Märkte beinhaltete.’ 
Ein weiteres Beispiel ist das der Schokolade, die bis zum Ersten Weltkrieg 
überwiegend als Getränk bekannt war, heute jedoch weltweit vor allem als 
Konfekt Bedeutung hat (Clarence-Smith 2000; siehe auch Burford 1994). 
Anstelle des Schokoladenriegels, wie wir ihn kennen und den wir mit speziel- 
len globalen Marken wie Nestle, Cadburys oder Hershey assoziieren, war 
Schokolade zu einem bestimmten Zeitpunkt natürlich ‘cacao’; eine Hülsen- 
frucht, die auf tropischen Bäumen wächst, angebaut und geerntet wird. Ähn- 
lich wie cacao musste auch chicle zunächst industriell in ‘Kaugummi’ trans- 
formiert werden, bevor es erfolgreich in den USA und später auf dem interna- 
tionalen Markt gehandelt werden konnte. Je stärker chicle mit Kaugummi as- 
soziiert wurde, desto mehr wurde es zu einer Ware, und desto mehr entwickel- 
te es sich auch zu einer globalen Ware, die schließlich auf Kohlenwasserstoff- 
basis hergestellt wurde. Räumliche Beziehungen wurden den Erfordernissen 
der globalen Warenproduktion und der Vermarktung globaler Marken voll- 
ständig untergeordnet. Populärgeschmack stellte im Falle des Kaugummis den 
Antrieb für die phantasievolle Vermarktung eines globalen Produktes dar.’ 
Viele Produkte, die auf dem Weltmarkt gehandelt werden, sind im ökonomi- 
schen Sinne wesentlich bedeutsamer als Kaugummi es wohl je sein wird. In 
diesen Fällen, wie z.B. beim Öl oder bestimmten wertvollen Metallen, hat das 
Risiko einer Versorgungsknappheit und das Problem der Entsorgung zu einer 
Diskussion über strategische Notwendigkeiten geführt. Denn es gehört zu den 
Bedingungen sine qua non der internationalen Ökonomie, dass die Versor- 
gungssicherheit mit diesen Waren gewährleistet ist. Die strategische Bedeutung 
solcher Waren führt zu einem entsprechenden Policy-Diskurs; internationale 
Abkommen sollen die Versorgungssicherheit gewährleisten. In anderen Fällen, 
wie dem des chicle/Kaugummi, hat die Entwicklung des Geschmacks wenig 
mit strategischen Notwendigkeiten zu tun, sie hat aber nichts desto trotz ei- 
nen großen Beitrag zur Formierung von Identitäten geleistet, denn der Kon- 
sum dieser Waren gilt als ein Zeichen von Modernität. 


2 Da die Anzahl der männlichen Raucher in den Industrienationen mittlerweile deutlich zu- 
rückgegangen ist, hat sich die Tabakindustrie in den letzten zwei oder drei Jahrzehnten ver- 
stärkt jungen Frauen zugewendet. International sind die größten Expansionen auf den neuen 
Märkten Asiens zu verzeichnen (Hilton 2000). 

3 Dabei hat es sich für die Kaugummiindustrie als schwierig erwiesen, diejenigen lokalen und 
nationalen Märkte zu erschließen, auf denen der Genuss von Kaugummi bereits eine eta- 
blierte indigene Tradition darstellte, wie dies zum Beispiel in Indien und am Horn von Afri- 


ka der Fall ist. 
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Kaugummi im Zeitalter der "post-Knappheit’ 


Kaugummi war einmal ein Weltmarktprodukt von strategischer Bedeutung 
und ein wichtiges Element der amerikanischen Kriegsökonomie. Die Entwick- 
lung synthetischer Stoffe veränderte auch den Status des Kaugummis. So wie 
es bei vielen ‘natürlichen’ Produkten der Fall ist, ließ auch das Kaugummi 
seine weitgehend unerzählte Geschichte von Arbeit und Kapital hinter sich. 
Im Falle des Gummis gibt es keinen ‘post-Knappheits’ Diskurs, der unseren 
Blick auf die Bedeutung dieser Ressource schärfen könnte (Bridge 2002). Am 
Beispiel des Kaugummis wird deutlich, wie ‘die Natur’ sowohl als materielles 
Artefakt als auch als diskursive Konstruktion produziert wird. Nicht so sehr 
im Sinne eines Diskurses, der die Akzeptanz (oder Ablehnung) politischer 
Entscheidungen bestimmt, wie etwa im Fall des Erdöls, sondern weil diese 
Ware selbst diskursiv konstituiert wird. Denn ohne Werbung und Marketing 
ist es schwierig einzusehen, warum irgend jemand kommerziell gehandeltes 
Gummi kauen sollte. Obwohl ursprünglich aus der Natur gewonnen, drückt 
Kaugummi den Triumph des Diskurses über die Substanz aus. Das Leben 
wird durch den Akt des Konsums gelebt (interessant ist der Vergleich zum 
Reisen, siehe Urry 2002). 

In den letzten Jahren hat der Prozess, in dem das Kaugummi umdefiniert 
wurde, eine Kehrtwende vollzogen. Authentisches chicle hat sich zu einem Ni- 
schenprodukt entwickelt und durch das Internet ist der Markt dafür erfolg- 
reich vergrößert worden. Die nachhaltige chicle-Produktion wendet sich an ein 
neues umweltbewusstes Publikum, das sich für Techniken der nachhaltigen 
Forstwirtschaft und für den Schutz überausgebeuteter Regionen interessiert. 
Ein neuer Markt für chicle-basiertes Gummi hat sich entwickelt und damit 
auch ein neues Konsumverhalten, das vielleicht näher an einem ‘post- 
Knappheits’ Diskurs liegt, als es zu den Anfängen dieses Diskurses im frühen 
20. Jahrhundert der Fall war. 

Das Kaugummi bringt uns auf verschiedene Weise dazu, über Massenkonsum 
und Populärgeschmack nachzudenken und es kann beispielhaft der Überprü- 
fung theoretischer Annahmen dienen. Das Kauen, wie auch das Rauchen oder 
das Trinken, ist vor allem eine körperliche Aktivität. Es ist verbunden mit Ge- 
nuss und Befriedigung, aber auch mit Verzicht (auf Essen und Trinken). In 
diesem Sinne hat Gummi als Ersatz für das fungiert, was wir nicht haben - als 
realisierter und zugleich verwehrter Genuss. 

Entlang des historischen Prozesses der Produktion und Transformation des 
Kaugummis von einem natürlichen Rohprodukt in eine Ware, zeigen sich 
auch die sozialen und kulturellen Grenzen, die die USA von seinem Nachbarn 
im Süden trennen. In Mexiko war die Produktion von chicle kurzzeitig mit 
politischen Kämpfen um das Land und seine Ressourcen verbunden. Die Ver- 
wandlung des chicle in Kaugummi hat hinsichtlich Massenkonsum und Popu- 
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lärgeschmack noch eine andere, kaum zur Kenntnis genommene Dimension. 
Durch aggressives Marketing wurde das Kaugummi in den USA zu einem le- 
bensnotwendigen Produkt stilisiert. Sein Konsum ist beinahe universell ge- 
worden. Die enge Verbindung zum Körper stellt sicher, dass das Kaugummi 
als etwas von seinem Konsumenten untrennbares wahrgenommen wird. 
Gummi stellt ein Form und einen Diskurs dar, durch den ‘externe’ und “inter- 
ne’ Natur körperlich miteinander vereint werden können, die Natur und das 
‘verkörperte Selbst’. 

Heute sind die ‘Schattenländer’, aus denen das Kaugummi stammt, ein Ort 
komplett neuer Formen des Massenkonsums: Yucatan wird gegenwärtig durch 
den globalen Tourismus transformiert. Die meisten Gebiete, ın denen chicle 
während der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts geerntet und aus denen es ex- 
portiert wurde, haben sich seit den 1970er Jahren zu Tourismus-Enklaven 
entwickelt: darunter Cancun, Isla Mujeres und Cozumel. Die jungen Männer 
und Frauen, die heute in den Restaurants und Bars entlang der mexikanischen 
Karıbikküste arbeiten, sind die Enkel und Urenkel der chicleros, deren Arbeit 
die Grundlage der Entwicklung des Populärgeschmacks bildete. 


Die ökologischen Spuren des Kaugummis 


Man kann der Geschichte des Kaugummis nachspüren, indem man seine öko- 
logischen Spuren aufdeckt - was hat das Kaugummi in den Wäldern Yucatans 
zurückgelassen? Die neue mexikanische Regierung, die nach der Revolution 
von 1910 an die Macht kam, machte zunächst wenig Anstalten, die Rohstoff- 
gewinnung einschließlich der Produktion von chicle auf Yucatan zu kontrol- 
lieren. Durch Bestechung und durch spezielle Genehmigungen stimmten sich 
ausländische Unternehmen über die Köpfe der lokalen Machtinhaber hinweg 
direkt mit der politischen Klasse in Mexico City ab. Mit Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges nahmen die weltweite Nachfrage nach Forstprodukten sowie deren 
Preise dramatisch zu. Als die USA 1916 in den Krieg eintraten, lag die wach- 
sende Nachfrage nach chicle vor allem daran, dass das US-Verteidigungsmini- 
sterrum Kaugummi in die Soldatenverpflegung aufnahm. 1916 konsumierten 
über zehn Millionen Nordamerikaner Kaugummi. Amerikanische Unterneh- 
men wie Adams und Wrigley’s begannen die in London ansässigen Finanzun- 
ternehmen zu umgehen: Sie gründeten Tochtergesellschaften, die in Belize 
und Mexiko operierten, um Steuerzahlungen, Exportkontrollen und staatliche 
Regularien zu umgehen. Das Britische Empire erstreckte sich auf amerikani- 
sches Gebiet und ermutigte die rebellischen Maya zum Widerstand gegen die 
nationalen Regierung. Für die Vereinigten Staaten stellte Großbritannien daher 
eine Marktkonkurrenz dar und eine Herausforderung für ihre Hegemonie in 
der amerikanischen Hemisphäre. 

Die Produktion und das Marketing von chicle erforderten einen hohen Kapi- 
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taleinsatz und ein komplexes Distributionssystem. Die Produktion war in ei- 
ner Serie von hierarchisch miteinander verbundenen Zentren organisiert. Die 
Tochtergesellschaften der Produzenten verbanden die ausländischen Manufak- 
turen mit dem Herkunftsort des Rohstoffs. Die Hauptgesellschaften etablier- 
ten eine übergreifende Verwaltung, die sowohl die Produktion als auch den 
Export kontrollierte und Versorgungszentren in Belize City, Cozumel, Santa 
Maria, Progreso, Isla del Carmen und Campeche aufbaute. In den Erntegebie- 
ten waren jedem Zentrum eine Reihe von Busch-Camps zugeordnet, soge- 
nannte hartos, von denen aus die Chicleros operierten. 

Die chicle-Erntesaison, in der das chicozapote-Latex zugänglich war, begann 
im Juni und endete im Februar, umfasste also die Regenzeit. Die Arbeiter 
wurden sowohl auf Yucatan als auch in Veracruz angeworben. In der Regel 
wurde ihnen eine Anzahlung in Bargeld oder in Naturalien angeboten, um sie 
dann durch Schulden gegenüber dem Unternehmen und durch andere Me- 
chanismen der Arbeitskontrolle in einer mittel- und machtlosen Situation zu 
halten und sie zu disziplinieren. 

Die chicle-Wirtschaft ist ein Beispiel für einen Prozess der graduellen globalen 
Einbindung. Dabei wurden mexikanische Forstprodukte durch ausländisches 
Kapital auf den Weltmarkt gebracht. Holz, Henequen-Fasern und chicle zähl- 
ten zu den wichtigsten Forstprodukten. 1919 war die chicle-Produktion offizi- 
ell auf über eine Million Kilo jährlich angestiegen (Konrad 1991). 

Den Anführern der rebellischen Maya auf Yucatan (den Cruzob) wurde 
schnell klar, dass ihre Separationsbewegung durch eine Neuausrichtung der 
lokalen Substistenzwsirtschaft auf die kommerzielle chicle-Produktion gestärkt 
werden würde. Im Januar 1919 reiste Francisco May, einer der wichtigsten 
Cruzob-Guerillakämpfer, nach Mexico City, um dort Präsident Carranza zu 
treffen. Nach einem dreimonatigen Aufenthalt in der Hauptstadt, während 
dessen er überaus gastfreundlich behandelt wurde, trug man ihm auf, den Pro- 
zess der ökonomischen Entwicklung in Yucatan anzuleiten. Ein nicht gering 
zu schätzender Teil von Mays Erfolg war die offizielle Verleihung des Titels 
‘General’ und die Vergabe einer lebenslangen Pension an ihn (Konrad 1991). 
May kehrte nach Chan Santa Cruz zurück und wurde zu einem mächtigen 
und skrupellosen Kaziken, einem Anführer traditionellen Typs. Die Regierung 
in Mexico City war nicht in der Lage, den Gummihandel direkt zu kontrollie- 
ren oder einer staatlichen Agentur zu übertragen, und so wurde der mexikani- 
sche Bundesstaat Quintana Roo durch das ausländische Kapital der chicle- 
Wirtschaft stärker als je zuvor ın den Weltmarkt integriert. 

Die Wandlung des General May vom Cruzob-Anführer zum lokalen Kaziken 
half große Teile der aufständischen Maya zu befrieden. In Mexico City wurde 
diese politische Entwicklung aufmerksam beobachtet. Denn der Eintritt der 
Cruzob in die chicle-Produktion eröffnete den aufständischen Maya zugleich 
neue Wege an Bargeld zu gelangen, mit dem der bewaffnete Kampf finanziert 
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und fortgeführt werden konnte. Eine Reihe von Abkommen zwischen Mexiko 
und Großbritannien hatte die Holzversorgung zwischen Mexiko und Belize 
unterbrochen und die Cruzob konnten keinen Handel mit britischen Käufern 
mehr treiben. Mit den Einkommen aus dem Verkauf von Gummi standen 
nun wieder Mittel bereit, die den Aufständischen neue Möglichkeiten eröffne- 
ten. Die Beteiligung der Cruzob am Exporthandel hatte also unvorhergesehe- 
ne Effekte. Diese betrafen auch die Subsistenzwirtschaft der Cruzob: Die 
Grundlage der Maya-Hauswirtschaft waren die Maisfelder. Ergänzt wurde der 
Ackerbau durch das Sammeln und Jagen im Wald. Nach und nach zerstörte 
die Fokussierung auf die Erwirtschaftung von Einkommen aus dem Gummi- 
verkauf die traditionelle Subsistenzstruktur. 

Maya-Anführer wie Francisco May und Juan Bautista Vega benutzten ihre 
Einkommen aus dem chicle um Waffen zu kaufen. Jedoch wurde ihnen 
schnell klar, dass sich Guerillakampf und Gummiwirtschaft gegenseitig aus- 
schlossen: Es machte wenig Sinne Goldmünzen zu horten, wenn ‘die Armee’ 
die meiste Zeit mit der Ernte von Gummi beschäftigt war. So konterkarierten 
die Gelder aus dem chicle Verkauf die ganze Idee des militärischen Aufstands. 
Auch die Pflicht der Cruzob-Garden, das ‘Heilige Kreuz’ zu schützen und in 
militärischer Alarmbereitschaft zu verbleiben, vertrug sich nicht mit der Ernte- 
tätigkeit während der chicle-Saıson. Dies störte die Beziehungen zwischen 
Chan Santa Cruz und den umliegenden Dörfern (wie etwa Xcacal Guardia, 
Chumpon und Chan Cah Veracruz), in denen die religiösen Traditionen stark 
ausgeprägt waren. Nach und nach verlor die Cruzob-Gemeinschaft ihre inter- 
ne ideologische Kohäsion: Eine große Anzahl von Arbeitern kam von außer- 
halb in die Cruzob-Dörfer und die marktorientierte chicle-Wirtschaft ließ we- 
nig Raum für die traditionelle bäuerliche Subsistenzwirtschaft. 

Bereits 1929 zeigten sich in den Cruzob-Gemeinwesen viele der negativen EF 
fekte, die der vordringende Kapitalismus auf die Subsistenzproduktion hat: 
Die Cruzob lebten in abgelegenen und ärmlichen Dörfern, die in der Regel 
aus zehn bis zwölf Hütten, einer Kirche, einigen Obstbäumen und einem 
Brunnen bestanden. Die traditionellen Anführer waren zu privilegierten Ver- 
käufern von chicle-Konzessionen geworden. Umgeben von bis zu achttausend 
zumeist ortsfremden chicle-Zapfern hatten sie ihre alte theokratische Disziplin 
und das Vertrauen der Cruzob-Bauern verloren. Wie viele andere indigenen 
Gemeinschaften, die den Angriffen des internationalen Kapitals ausgesetzt 
sind, litten auch die Cruzob an schlechter Gesundheit, Alkoholismus und ei- 
nem Mangel an sozialer Kohäsion (Konrad 1991). Die Einkommen, die durch 
den Export von Gummi erwirtschaftet wurden, flossen größtenteils ins Aus- 
land ab; der Rest verblieb in den Händen der lokalen Maya-Chefs. 1930 hat- 
ten die Unternehmen aus den USA ihre britischen Konkurrenten größtenteils 
vom Markt verdrängt. 
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Die Maya auf Yucatan: 
indigene Bewegungen, transnationale Waren und Umwelt 


Über die ökologischen Praxen der präkolumbianischen Maya und die Frage, 
inwieweit diese für den Untergang der Maya-Zivilisation verantwortlich waren, 
gibt es eine lange Debatte. Bis in die 1920er Jahre herrschte die Meinung vor, 
dass die Technik der Brandrodung die Böden der Maya auslaugte. Die Mais- 
felder konnten nur für zwei bis drei aufeinanderfolgende Jahre bewirtschaftet 
werden, bevor das Land seine Fruchtbarkeit zu verlieren begann. In den zwei 
dicht besiedeltsten Maya-Regionen, dem Peten und Yucatan, benötigte das 
Brachland vier bis sieben Jahre, um sich wieder zu erholen. In der Regel wird 
argumentiert, dass die Maya diese Erholungsphasen auf Grund der Zunahme 
ihrer Bevölkerung verkürzten und dies zu Bodenerosion, Missernten und 
Hungersnöten beitrug (Coe 1973). 

Mehr als fragwürdig ist es jedoch, wenn die Vertreter dieser Theorie ihre An- 
nahmen auf die modernen Maya übertragen, deren Lebensbedingungen sich 
von denen ihrer Vorfahren insbesondere auf Grund der Bedeutung des Welt- 
markts und des mexikanischen Staates drastisch unterscheiden. Zudem stellen 
neuere archäologische Funde die Abhängigkeit der alten Maya von der Brand- 
rodung in Frage. Tatsächlich gibt es fundierte Hinweise darauf, dass die Maya 
„ein diversifiziertes System landwirtschaftlicher Produktion entwickelt hatten, 
einschließlich Küchengärten zur Gemüse- und Obstzucht und Kastenbeete, 
die aus Mutterboden und organischen Abfällen angelegt wurden (Simonian 
1995: 21). Die Erkenntnisse über die Kastenbeet-Landwirtschaft, in der die al- 
ten Maya Pioniere waren, haben die meisten Archäologen davon überzeugt, 
dass die Maya sehr wohl über Ackerbautechniken verfügten, die heute als 
‘nachhaltig’ bezeichnet werden. Durch die kombinierte Nutzung des Landes 
für die Produktion des Haupterzeugnisses Mais einerseits und für Küchengär- 
ten und Kastenbeete andererseits, blieb gewährleistet, dass die Wälder nicht 
übermäßig genutzt wurden (wie die Brandrodungsthese unterstellt). Weit da- 
von entfernt, den Wald als eine unerschöpfliche Ressource oder als ‘freies Gut’ 
zu betrachten, achteten die Maya auf dessen Fortbestand, um ihr eigenes 
Überleben zu sichern. Indem sie ein Gleichgewicht zwischen wechselnder und 
permanenter Feldwirtschaft herstellten, passten sich die Maya erfolgreich an 
die Erfordernisse der tropischen Umwelt an; ein erfolgreiches Beispiel für An- 
passung, das heute regelmäßig zitiert wird. 

Auf Yucatan, wie auch anderswo, wird das verantwortliche ökologische Verhal- 
ten der indigenen Bevölkerung auf der Basis von historischen Hinweisen aus 
traditionellen Maya-Regionen in Frage gestellt. Wie kurios dies ist, wird deut- 
lich, wenn man sich vorstellt, es würde über die Bevölkerungen in den Indu- 
strienationen auf Grund des Verhaltens ihrer Vorfahren geurteilt. Auch der 
Zugang indigener Kulturen zu moderner Technologie und Kommunikations- 
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mitteln wird immer wieder als Beispiel dafür herangezogen, dass diese ihre ‘au- 
thentische Stimme’ verloren hätten. Viele Millionen Indigenas sind im Laufe 
der Geschichte aus ihren Dörfern und Gemeinschaften vertrieben worden. 
Heute ist ihr Überleben nicht mehr mit ihren historischen Herkunftsorten 
verbunden (Richardson 2001). Permanent werden indigene Kulturen wie die 
Maya jedoch zum Objekt von romantischen Verallgemeinerungen gemacht. 
Die Gespaltenheit dieser Kulturen gegenüber ihrer Umwelt und ihrer eigenen 
Geschichte von Mobilität und Wandel wird dabei völlig übersehen. 

Es ist fast unmöglich, eine ‘objektive’ politische Haltung gegenüber den ge- 
genwärtigen Maya oder den sozialen Bewegungen, in die sie involviert sind, 
einzunehmen. Die politischen Aktionen der Maya sind eng mit der globalisie- 
rungskritischen Bewegung verbunden. Rangan schreibt über die indische 
Chipko-Bewegung: 

„Wir leben in einer Welt voll von Debatten über drohende Naturkatastrophen, hervorgerufen 
durch Abholzung, globale Treibhauseffekte, Verwüstung und Überflutungen. Vielleicht ist dies 
der Grund, warum sich so viele Menschen durch die Chipko-Bewegung mit ihrer Zuversicht und 
Hoffnung angezogen fühlen. Auf die eine oder andere Art berührt Chipko als Mythos all diese 
Probleme. (...) Dieser Mythos stellt eine symbolische Waffe dar, die Munition, die den Geist der- 
jenigen befeuert, die die Erde zu retten hoffen, und die das romantische Verlangen spüren, die 
Sanftmütigen mögen eines Tages die Erde besitzen“ (Rangan 2000: 2). 

Das Beispiel der Chipko, die den Wald zu schützen versuchen, spricht viele 
Menschen in der entwickelten Welt und insbesondere Umweltaktivisten stark 
an. Im Falle der Maya basiert die Identifikation mit ihrem Naturkonzept und 
ihren kulturellen Praxen zu großen Teilen auf einer imaginierten Nähe zu die- 
ser Kultur und auf der Idee, dass die Maya ein Vorbild für den ‘über- 
entwickelten Norden sein könnten. In dieser Fantasiewelt beschränkt sich das 
Bild vom politischen Widerstand der Maya auf die präkoloniale und koloniale 
Zeit, in der die Maya als Hexer und Krieger galten. Die Kämpfe des 19. und 
20. Jahrhunderts werden weitgehend übersehen, passen sie doch nicht wirklich 
zu dem Mythos, der um die ‘besondere Liebe’ der Maya zur Natur konstruiert 
worden ist. 

Angesichts der Breite und Komplexität des politischen Widerstands, den die 
Maya auf Yucatan im letzten Jahrhundert geleistet haben, sind die gegenwärti- 
gen Vorstellungen über die Maya und ihre Umwelt geradezu irreführend. Tou- 
risten, die die heiligen Brunnen der Maya besuchen (cenote), tun dies norma- 
lerweise im Zuge ihrer Sport- und Freizeitaufenthalte in den Öko-Parks der 
Karibikküste. Die kulturelle Bedeutung, die diese Brunnen für die Maya ha- 
ben, ist dem visuellen und experimentellen “Text” dieser Parks hinzugefügt 
worden, und vermittelt den Besuchern Eindrücke einer ungewohnten Kultur, 
ohne dabei bedrohlich zu wirken. 

Ähnlich wird den Besuchern der auf Stein kopierte Maya-Kalender präsentiert 
und verkauft. Zunehmend entdecken Touristen sogar die ‘Maya-Küche’, die 
größtenteils in den vergangenen zehn Jahren von teuren Restaurants erfunden 
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wurde. (Die Existenz einer spezifisch yucatecischen Küche, die wesentlich au- 
thentischer ist, wird von der Tourismusindustrie dagegen weitgehend igno- 
riert). Die traditionelle Kleidung der Maya-Frauen, das huipil, kleidet nicht 
nur Touristen sondern auch Barbiepuppen und andere Produkte des globalen 
Konsummarktes ein. Die ‘Maya-Welt’ ist Teil eines breiten Konsummusters 
geworden. Die Welt, die aus der Asche des chicle geschaffen wurde, hat die 
Maya-Kultur hybridisiert. Heute besteht die wirkliche Alternative zu einer 
Barbiepuppe im Maya-huipil in einer ebenso traditionellen Puppe im chinesi- 
schen oder malayischen Kostüm. 

Es ist nicht nur die materielle Kultur der ‘Maya-Welt’, die mit Vorsicht be- 
handelt werden muss. Auch was den Umgang mit der Natur angeht, wird oft 
im Namen der Maya gehandelt, anstatt von ihnen selbst. In diesem Sinne 
stellt der expandierende Markt für Öko-Tourismus eine weitere Form aktueller 
Konsumkultur dar. 

Nur wenige Mitglieder der lokalen Gemeinden partizipieren an den Entschei- 
dungsprozessen über wichtige Naturschutzgebiete wie etwa Xian-Kaan im Sü- 
den der mexikanischen Karıbikküste. Internationale Nicht-Regierungs-Organi- 
sationen, die dort tätig sind, haben nur wenige Verbindungen zu der lokalen 
Maya-Bevölkerung geknüpft. Ihre Interessen liegen eher im Bereich des ‘globa- 
len’ Umweltschutzes. Umweltpolitik an der mexikanischen Karibikküste, wie 
auch in den meisten mexikanischen Städten, befasst sich mit mondäneren 
Themen wie Abwasser, Elektrizitätsversorgung und Landbesitz. Zwar schließt 
die Umweltpolitik an der Küste beispielsweise auch Versuche ein, Meeres- 
schildkröten zu schützen. Doch für den Großteil der lokalen Bevölkerung 
sind die schnelle Urbanisierung und die damit einher gehenden Konflikte zwi- 
schen privaten Bauunternehmern, Migranten und der Regierung von größerer 
Bedeutung. 

Setzt man sich mit der Rolle des Kaugummis in der internationalen Geopoli- 
tik der Vereinigten Staaten und Mexikos auseinander, so übersieht man leicht 
die nationale Dimension: Für Mexiko war die Separationsbewegung in Yuca- 
tan weit mehr als nur eine leere Drohung. In den Wäldern im Umland von 
Felipe Carrillo Puerto (Chan Santa Cruz) gibt es noch heute Maya-Dörfer, in 
denen die jungen Männer ihr ‘Talking Cross’ vor den Blicken Fremder schüt- 
zen. Die Cruzob stationieren in diesen Dörfern eigene ‘Soldaten’, die von der 
lokalen Bevölkerung anerkannt werden. Die mexikanischen Soldaten dagegen 
patrouillieren auf den Schnellstraßen der Halbinsel. Und routinemäßig durch- 
suchen sie Fahrzeuge in der Nähe des übrig gebliebenen Cruzob-Kernlandes 
nach Waffen. 

Gegenwärtig gibt es auf Yucatan keine militärische Bedrohung. Doch in 
Nachbarregionen wie Chiapas, in denen der größte Teil der Bevölkerung eth- 
nisch ebenfalls den Maya angehört, haben die Zapatisten den mexikanischen 
Staat zu einer sichtbarer und unangenehmen Präsenz gezwungen. Interessan- 
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terweise ıst der Erfolg der Zapatisten unter anderem auf die Nutzung eines der 
wichtigen neuen Portale des globalen Konsums zurückzuführen - auf das In- 
ternet. 
Im Süden von Yucatan, in den Wälden des Gran Peten, die im Grenzgebiet 
zwischen Belize, Guatemala und Mexiko liegen, zapfen noch immer etwa fünf 
tausend Arbeiter das Gummi des sapodilla-Baums. Diese kleine Armee von 
Arbeitern, von denen einige Nachkommen der chicle-Arbeiter von vor einem 
Jahrhundert sind, versorgten die Hauptproduzenten von Kaugummi auf dem 
mexikanischen Markt. Wie die bekannteren Gummi-Zapfer im brasilianischen 
Amazonasgebiet, können auch sie heute für sich in Anspruch nehmen, eine 
nachhaltige Form der Forstwirtschaft zu praktizieren, die die Wälder schützt 
und Tausende von Familien unterhält. Nichts desto trotz ist dieses sehr 
konkrete Beispiel für Nachhaltigkeit weit weniger bekannt als die modischen 
‘“Öko-Hotels’ in Playa del Carmen an der nahe gelegenen Küste. Kratzen wir 
an der glänzenden Oberfläche der ‘Maya-Welt’, so kommt eine andere Welt 
zum Vorschein: eine Welt voller Konflikte um Identitäten und um die Kon- 
trolle über ‘die Natur’. In den gängigen Diskursen über die ‘Maya-Welt’ ist sie 
kaum zu integrieren. In diesem Aufsatz wird argumentiert, dass diese unbe- 
queme Welt vielleicht wichtige Lehren bereithält: im Hinblick auf ökologische 
Fragen, auf Fragen der menschlichen Sicherheit und was die neue, mit dem 
Öko-Tourismus verbundene Konsumpolitik angeht. Lange Zeit nachdem die 
Geschichte des chicle in den Wäldern von Mexiko und Guatemala einmal be- 
gann, leistet der Blick auf die kulturelle und historische Bedeutung des chicle 
vielleicht sogar einen Beitrag zur aktuellen Debatte über den globalen Kon- 
sum. 

Übersetzung aus dem Englischen: Henrik Lebuhn 
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Michaela Kehrer 


Transnationale Konsumgüter- 
unternehmen in Ägypten 
Eroberung des Massenmarktes zwischen „ruralem 
Marketing” und „Konsumentenintifada” 


„In einer Zeit, in welcher sich Begriffe wie ‘Gott’, ‘Liebe’, ‘Glück’ von Land 
zu Land und von einer Sprache zur anderen unterscheiden, bedeutet ‘Coca- 
Cola’ an jedem Ort und in allen Sprachen dasselbe.“ (Ibrahim 1987: 29) 


Geläufige Annahmen in der Umschreibung des Verhältnisses zwischen trans- 
nationalen Unternehmen (TNU)' und lokalen Kulturen basieren häufig auf 
Homogenisierungsszenarien im Sinne einer „Coca-Colaisierung“ oder 
„MeDonaldisierung“ von lokalen Kulturen. Durch die Angleichung der Kon- 
sumkultur und die Übertragung der damit verbundenen Werte werden damit 
die Vorzeichen einer entstehenden „Weltkultur“ skizziert. Begründet wird die- 
ses Szenario, das von einer Schwächung lokaler kultureller Sinnbezüge aus- 
geht, häufig entlang der faktischen Übermacht der TNUs hinsichtlich ihrer 
globalen expansiven Strategie, ihrer globalen Organisationsstruktur und ihren 
zur Verfügung stehenden finanziellen, menschlichen und technischen Ressour- 
cen. Indem sich die „gigantischen Konzerne ... der ganzen Welt bedienen und 
die Arbeiter zu Werkzeugen, die Verbraucher zu Ziffern, die Staaten zu Märk- 
ten machen“ (Ibrahim 1987: 27) sieht auch der eingangs zitierte ägyptische 
Autor Sonallah Ibrahim, der in zahlreichen Romanen den Einfluss transnatio- 
naler Unternehmen in Ägypten anprangert, die lokale Kultur von der globalen 
Vereinheitlichung gefährdet.’ 


1 Im Gegensatz zum Organisationskonzept des multinationalen Unternehmens, das durch 
eindeutige hierarchische Verantwortungsstrukturen zwischen zentralem Hauptsitz und loka- 
len Niederlassungen und Produktionsstätten charakterisiert werden kann, basiert die interne 
Struktur der TNUs nicht auf einer eindeutigen Zentrum-Peripherie-Relation. Zwar haben 
auch TNUs noch einen zentralen Hauptsitz, sind aber zugleich durch eine Vielzahl von spe- 
zialisierten Subzentren geprägt, denen im globalen Unternehmensnetzwerk strategische re- 
gional- oder produktspezifische Aufgaben in Management, Produktion oder Marketing zu- 
kommen (Altvater/Mahnkopf 1997: 249-51). 

2 In seiner Kritik an der wirtschaftlichen „open door policy“ des ehemaligen ägyptischen Prä- 
sidenten Anwar el-Sadat lässt Ibrahim in seinem 1981 auf arabisch erschienenen Roman ei- 
nen Freiwilligen vor einen militärischen Prüfungsausschuss treten, der am Beispiel des Ge- 
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Diese verbreitete Annahme soll im vorliegenden Beitrag am Beispiel des Mar- 
ketings transnationaler Konsumgüterunternehmen in Ägypten hinterfragt wer- 
den. In der qualitativ und ethnographisch angelegten Untersuchung? wird ent- 
gegen der These der Vereinheitlichung behauptet, dass gerade TNUs aufgrund 
ihrer Ressourcen und ihrem multilokalen Zugang hervorragend in der Lage 
sind, auf die Diversität lokaler kultureller Sinnbezüge in den verschiedenen 
Märkten einzugehen. Argumentiert wird, dass vor allem mit der Eroberung des 
ägyptischen Massenmarktes nicht mehr die Massenproduktion und der Mas- 
senvertrieb standardisierter Güter, sondern die lokale Adaption auf der Ebene 
der Produkt- und Kommunikationsinstrumentarien im Vordergrund steht. 
Dass hierbei die Machtasymmetrie zwischen TNUs und lokalen Konsumenten 
auf einer subtileren Ebene angelegt ist, als das simple Täter-Opfer-Schema sug- 
geriert, wird anhand einzelner Beispiele dargelegt. Die Untersuchung des 
transnationalen Konsumgütermarketings beleuchtet damit eine dem lokalen 
Markt am stärksten zugewandte Schnittstelle zwischen globalen Produzenten 
und lokalen, ägyptischen Konsumenten. 

Der thematische Zugang erfolgt in einem ersten Schritt entlang Beispielen des 
sogenannten rural marketing. Nachdem die Marketingaktivitäten der auf dem 
ägyptischen Markt agierenden ausländischen TNUs bis zum Beginn der 80er 
Jahre vornehmlich auf Konsumenten der höheren Einkommensschichten aus- 
gerichtet waren, hatte bis in die 90er Jahre eine deutliche Umorientierung und 
Hinwendung zu den einkommensschwachen und ländlichen Einkommens- 
schichten statt gefunden. Vorreiter und Zugpferd dieser Entwicklung ist das 
amerikanische Konsumgüterunternehmen Procter & Gamble. Neben dem eher 
westlich charakterisierten „Premiummarkt“ trat somit der ägyptische „Mas- 
senmarkt“, der eine stärkere Beachtung lokal-kultureller Besonderheiten ver- 
langte, in den Vordergrund.’ 


tränkekonzerns Coca-Cola die weltweiten Verflechtungen und Machenschaften der Groß- 
konzerne aufzuzeigen versucht. 

3 Die Ergebnisse geben Ausschnitte meiner Dissertation wieder, die auf einer im Frühjahr 
2001 und Herbst 2002 geführten Interviewreihe in Ägypten basiert. Befragt wurden insge- 
samt 35 Personen: 15 Mitarbeiter von in Ägypten ansässigen Marketingabteilungen transna- 
tionaler Unternehmen, 10 Mitarbeiter von kooperierenden Werbeagenturen und 10 Mitarbeiter 
von zuarbeitenden Marktforschungsinstituten. TNUs: Fromageries Bel, Procter & Gamble, 3M, 
Unilever, Colgate-Palmolive, Nestle, Henkel, Coca-Cola Company, Cadbury-Schweppes. Wer- 
beagenturen: Lowe/Look, Grey, Saatchi & Saatchi, Creation Team, Impact/BBDO, Public 
Graphics, Tarek Nour/DDB, Strategies, TMI/J. Walther Thompson. Marktforschungsinstitu- 
te: Euromonitor, NFO World Group, Market Insight, Rada Research, Pan Arab Research 
Center, AC Nielsen AMER, Directions, Insight, Integrated Marketing Solution, MEMRB. 

4 Mit 67,9 Millionen Einwohnern im Jahr 2000 rangiert Ägypten als das bevölkerungsreichste 
Land im arabischen Raum und stellt damit 25% der gesamten arabischen Bevölkerung. 2003 
lebten 57,9% der Ägypter in ländlichen Gebieten, v.a. im südlichen Oberägypten und der 
nördlichen Delta-Region. Nach den Prognosen der UN wird Ägypten im Jahr 2015 nach 
Somalia die niedrigste Urbanitätsquote im arabischen Raum aufweisen (UN 2004). Das be- 
deutet, dass rurales Marketing auch in Zukunft einen wichtigen Raum einnehmen wird. 
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In einem zweiten Schritt wird die Boykottbewegung gegen israelische und 
amerikanische Produkte beleuchtet, die in Folge der Al-Agsa-Intifada (2000) 
und des Irak-Krieges (2003) auf breite Resonanz seitens der ägyptischen Be- 
völkerung gestoßen war. Auch dieser Sachverhalt gewinnt nur mit der Er- 
schließung des Massenmarktes an Relevanz. Erst die breit angelegte Konsum- 
verweigerung führte zu erheblichen Einbußen auf Seiten der betroffenen Un- 
ternehmen und zwang diese zu weitreichenden Konsequenzen. Und auch hier 
lässt sich aufzeigen, dass - unter den Vorzeichen regionalpolitischer Spannun- 
gen - lokale, kulturelle Bedeutungs- und Sinnbezüge in die Marketingstrategi- 
en der TNUs einfließen, d.h. das Muster kultureller Differenz seitens der 
TNUs bewusst aufgegriffen wird. 


1. TNUs als Vorreiter des modernen Marketings in Ägypten 


Bis in die 70er Jahre war der ägyptische Markt im Rahmen der nasseristischen 
Wirtschaftspolitik überwiegend staatlich reguliert und die Dynamik des freien 
Marktes unterbunden. Die Produktion von Konsumgütern wurde weitgehend 
durch den Staat monopolisiert und diente vornehmlich der funktionalen Be- 
dürfnisbefriedigung. Es gab kaum Konkurrenzunternehmen, eine sehr redu- 
zierte Produktpalette und somit geringe Auswahlmöglichkeit auf Seiten der 
ägyptischen Konsumenten. Qualitätsmerkmale, Werbeansprache, aufwändige 
Produkt- und Preisgestaltung als klassische Mittel des (modernen) Marketings 
waren damit weitgehend hinfällig. 

Vom zaghaften Beginn des modernen Marketings, im Sinne eines konsumen- 
tenorientierten und produktionsoptimierenden Ansatzes, lässt sich erst mit der 
Ankunft der ausländischen TNUs im Laufe der 80er Jahren sprechen. Zwar hatte 
die wirtschaftliche Öffnungspolitik unter Präsident Anwar el-Sadat bereits in 
den 70er Jahren Warenimporte aus dem Ausland motiviert. Da jedoch aus der 
Sicht der TNUs in erster Linie die Golfmärkte (aufgrund des Erdölvorkom- 
mens und der höheren Kaufkraft) attraktiv waren, entschieden sich zunächst 
nur wenige Unternehmen, in den ägyptischen Markt durch Aufbau eigener 
Produktionsanlagen oder Marketingabteilungen zu investieren.’ Die offensicht- 
liche Distanz zum ägyptischen Konsumenten und die fehlenden Kenntnisse 
über die Eigenheiten des ägyptischen Marktes führte zunächst dazu, dass vor- 
nehmlich westliche Werbekonzepte übertragen und angewandt wurden. 

Mit den attraktiveren Investitionsgesetzen der 80er und 90er Jahre, die bei- 
spielsweise den Schutz vor Verstaatlichung und die Rückführung von Kapital 
garantierten, ließen sich TNUs verstärkt auf dem ägyptischen Markt nieder.‘ 


5 Als eines der ersten Unternehmen ließ 1978 Philip Morris 7up in Ägypten produzieren. 

6 1999 waren bereits 26 der 100 weltgrössten TNUs in Ägypten vertreten (UNCTAD 1999). 
Die ägyptische Investitionsbehörde GAFI (General Authority for Investment) gibt für 1998 
insgesamt 147 transnationale Unternehmen an, die in Ägypten operieren (vgl. Schindi 1999: 58). 
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Im Gegensatz zu lokalen Unternehmen wies das transnationale Konsumgüter- 
marketing von Anfang an eine sehr viel stärkere Konsumentenorientierung auf. 
So wird in den geführten Interviews betont, dass TNUs bis heute im Vergleich 
zu lokalen Unternehmen viel eher in der Lage wären, lokale Besonderheiten 
aufzugreifen („the market taught them what culture is“). Wohingegen lokale 
Unternehmen häufig mit einer produktgeleiteten Strategie („they think their 
product is the best“) arbeiteten. Dieser verblüffende Gegensatz lässt sich auch 
an der Entstehung der ersten ägyptischen Marktforschungsinstitute” belegen. 
Während diese zu Beginn fast ausschließlich für TNUs arbeiteten, verließen sich 
lokale Unternehmen noch lange Zeit auf ihr „Bauchgefühl“. Für die Marktfor- 
schung lässt sich somit die Behauptung aufstellen, dass diese sich in Ägypten 
erst mit der Anwesenheit der TNUs als eigenes Berufs- und Expertenfeld eta- 
blieren konnte. Das veräußerlichte Wissen über die lokale Konsum- und Kon- 
sumentenkultur war somit von Anbeginn eine Stärke der ausländischen TNUs, 
die heute über globale Rahmenverträge mit inzwischen ebenso transnationali- 
sierten Marktforschungsinstituten und Werbeagenturen vor Ort kooperieren. 
Mit dem Aufbau bzw. der Beteiligung an Produktionsanlagen vor Ort etablier- 
ten TNUs häufig lokale Marketingabteilungen. Waren diese zunächst von aus- 
ländischen Fachkräften besetzt, so ist deren Zahl inzwischen stark zurückge- 
gangen, bzw. hat sich im Gesamtunternehmen auf zentrale Schlüsselpositio- 
nen wie Geschäftsführung oder Finanzdirektion reduziert. Als zentrale Aufga- 
be in der Marketingabteilung wird angesehen, globale Kampagnen für den ä 
gyptischen Markt „lokal relevant“ zu machen. Dass sich hierbei ägyptische 
Mitarbeiter ebenso in die kulturellen Besonderheiten des Marktes einarbeiten 
müssen, zeigen die Ausführungen einer ägyptischen Produktmanagerin: 


„In einem Markt wie Ägypten müssen wir alle Gewohnheiten und Einstellungen der Konsumenten 
studieren, die Konsummuster der Einheimischen und so. Und wir müssen jede globale Kampagne 
an die lokalen Bedürfnisse anpassen. Wir konzipieren lokal relevante Kampagnen. |[...| Durch For- 
schung verstehen wir die lokalen Gewohnheiten. Dabei haben wir eine standardisierte Markenpo- 
sitionierung, die man aber mit lokaler Relevanz kommuniziert.“ (Product Manager, Coca-Cola) 


2. Delta-Testimonials 


Die durch ein solides Schienen- und Straßennetz inzwischen gut ausgebaute 
Infrastruktur Ägyptens ermöglicht heute sichere Transportmöglichkeiten von 
Waren aus den Produktionszentren Kairo und Alexandria? in die ländlichen 
Gebiete wie das südliche Oberägypten oder die nördliche Delta-Region. Dis- 
tributionsschwierigkeiten ergeben sich lediglich aus lagertechnischen Problemen 


7  „Rada Research“ unter der Geschäftsführerin Loula Zaklama war das erste ägyptische Markt- 
forschungsinstitut; es wurde 1982 gegründet. 

8 In der vor Kairo gelegenen Industriezone „sth of October City“ lassen z.B. Procter & Gamble, 
3M, Unilever und Nestle produzieren. Unilever unterhält daneben Produktionsanlagen in 
Alexandria, Henkel in Port Said, Coca-Cola in der „Public Free Zone“ in Nasr City/Kairo. 


Transnationale Konsumgüterunternehmen in Ägypten 77 


im Zwischenhandel, weshalb z.B. TNUs der Nahrungsmittelindustrie in erster 
Linie lang haltbare Produkte vertreiben. Bis in die 90er Jahre wurden die rura- 
len Gebiete im Marketing der TNUs, v.a. in ihren Kommunikationsstrategien, 
stark missachtet. Es wurde davon ausgegangen, dass die ländliche Bevölkerung 
gar nicht in der Lage sei oder kein genuines Interesse zeige, Produkte westli- 
cher TNUs zu erwerben. Insgeheim erwartete man gleichwohl einen spillover- 
Effekt, aufgrund dessen sich die ländliche Bevölkerung an den Errungenschaf- 
ten und Konsumgewohnheiten der städtischen Bevölkerung orientieren würde. 
Stärker aufmerksam auf die Potenziale aber auch auf die Besonderheiten der 
ländlichen Gebiete wurde das transnationale Konsumgütermarketing erst, als 
das Unternehmen Procter & Gamble 1993 mit seinem Ariel-Waschpulver be- 
gann, „rurales Marketing“ zu betreiben. Nachdem P&G bereits die Produktbe- 
schaffenheit an die Bedürfnisse der ärmeren Bevölkerung des ländlichen 
Raums angepasst hatte (hochschäumendes Handwaschmittel, da Waschma- 
schinen kaum verbreitet sind), fand fortan auch in der Werbung, Promotion 
und Produktgröße eine Adaption statt. Da dieser Ansatz inzwischen rich- 
tungsweisend für weitere TNUs in Ägypten geworden ist, wie z.B. für den 
Hauptkonkurrenten Henkel (Persil), den Mischkonzern Unilever (Omo, Lip- 
ton Tea) als auch dessen Konkurrenten auf dem Nahrungsmittelsektor Nestle 
(Maggi, Nescafe), sollen im folgenden einige Beispiele angeführt werden. 

In der Werbung sind häufig zwei zielgruppenspezifische Kommunikationskonzepte 
anzutreffen, die ein deutscher Marketingmitarbeiter folgendermaßen beschreibt: 


„Sie haben einen speziellen Spot, der die ländlichen Schichten adressiert und einen Spot, der die 
Oberschicht adressiert. Dabei stellen Sie einmal eine religiös gekleidete Frau dar, und einmal eine 
westlich gekleidete Frau in einem eher westlich gekleideten Familienmilieu und in einer Küche, 
die vielleicht nach einer Einbauküche aussieht. Das ist ja ein durchaus konsum- und kulturspezi- 
fisches Ideal, auch im arabischen Raum, auch in Agypten. Das können Sie wiederum der ländli- 
chen Bevölkerung, die nicht mal eine feste Fußbodenoberfläche hat, nicht verkaufen.“ (Senior 
Market Researcher, Henkel) 

Werbung greift somit die konkreten Lebenswelten der ländlichen Bevölkerung 
auf, indem sie entlang der Bildsprache auf konkrete Elemente des Alltags, wie 
z.B. Kleidung und Innenraumgestaltung verweist. Während diese Herange- 
hensweise vordergründig „richtige“ Bildzeichen setzen möchte, ist es vor allem 
die Ebene der Sprache und Emotionalität, die eine intime Nähe zum ländlı- 
chen Konsumenten aufbauen möchte. In einer sogenannten Testimonialwer- 
bung werden dafür real people eingesetzt, d.h. oberägyptische Hausfrauen oder 
Hausfrauen aus der Delta-Region preisen in starkem Lokalakzent die Vorteile 
des Waschmittels Ariel. Euphorisch bringt der Geschäftsführer der verantwort- 
lichen Werbeagentur diesen Ansatz zum Ausdruck: 


„Vor 10 Jahren waren wir die ersten, die dieses neue Konzept auf dem ägyptischen Markt einge- 
führt haben, weil wir reale Personen über ihre Erfahrungen reden ließen. [...] Wir begannen da- 
mit, testimonials einzusetzen und wir gingen wirklich zu diesen Leuten hin und fragten sie, ob 
sie uns ihre Aussagen in ihrer eigenen Sprache geben.“ (Managing Director, Saatchi & Saatchi) 
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Interessant ist, dass dieser Ansatz - der von Marketingfachleuten im ägyptıi- 
schen Markt sofort mit Procter & Gamble assoziiert wird - inzwischen selbst 
zu einer Art brand geworden ist und bereits auf anderen Märkten fortentwik- 
kelt und angewandt wird. Diese Entwicklung scheint eine Lösung zu liefern, 
das Prinzip der Lokalität nicht mit der globalen Positionierung des Unter- 
nehmens konfligieren zu lassen. Denn solange das stereotype Abbild von real 
people an die Stelle von kreativer Inszenierung vielfältiger Lebenswelten tritt, 
bewegt sich das Unternehmen in einheitlichem Gewand und vermeidet bei- 
spielsweise die Gewissensfrage, einen Werbespot mit einer voll verschleierten 
Frau für den jemenitischen Markt produzieren zu lassen. Denn auch im Je- 
men wird Authentizität anhand stereotyper Darstellungen (ungebildet, arm, 
warmherzig, ehrlich) der ländlichen Bevölkerung bedient.’ 

Das Medium Fernsehen wird von den Unternehmen P&G und dessen deut- 
schem Konkurrenten Henkel auch für die Ausstrahlung eigens gesponserter 
TV-Sendungen im staatlichen ägyptischen Fernsehen genutzt. Mit zwischenge- 
schalteter Ariel-Werbung verfolgte beispielsweise die Sendung kalam min da- 
hab (Worte aus Gold), die ab 1994 für 6 Jahre ausgestrahlt wurde, das Ziel, 
„die Hoffnungen, Träume und Bedürfnisse einfacher Ägypter zu erfüllen, in- 
dem Bitten nach finanzieller Hilfe, medizinischer Behandlung oder Ausbil- 
dungsmöglichkeiten erfüllt wurden“ (www.pg.com.eg). Im Verlauf der Sendung 
durften glückliche Gewinner aus den ärmlichsten Gegenden Ägyptens eine 
Goldmünze in Empfang nehmen, nachdem sie einen Spruch zu Ariel aufsagen 
konnten. Die seit 1999 ausgestrahlte Sendung as-sitt di ummi (Diese Frau ist 
meine Mutter) zielt nach Angabe des Unternehmens darauf ab, „Familienwer- 
te zu fördern, indem die zentrale Rolle der Mutter in der Gesellschaft hervor- 
gehoben wird.“ Auf der Website von P&G ist weiterhin zu lesen: „Die Ehr- 
lichkeit und emotionale Ansprache der Sendung machte sie zu einer der meist 
gesehenen Sendungen in Ägypten.“ Der Waschmittelkonzern Henkel produ- 
ziert seit 1999 die Sendung bain an-nas (Unter den Leuten), in der aktuelle Er- 
eignisse und häufig reißerische Themen wie Entführung, Vergewaltigung oder 
Mord anhand eines kurzen Filmes mit Leuten auf der Straße diskutiert wer- 
den. Auffällig ist, dass in der Themenwahl der genannten Sendungen politi- 
sche oder religiöse Bezüge explizit vermieden werden. Denn während soziale 
Themen zwar leidenschaftlich diskutiert, aber üblicherweise innerhalb der 
konservativen Verfasstheit der ägyptischen Gesellschaft aufgefangen werden, 
drohen politische und religiöse Themen den von der Regierung mühevoll be- 
wahrten Konsens zu sprengen. Trotz gesellschaftlichem Interesse werden in der 
öffentlichen Auseinandersetzung beispielsweise weder die Fragen von Minder- 
heitenrechten (christlich/koptische Minderheit, Homosexuelle), Meinungsfrei- 


9 Ganz im Gegensatz zu Ägypten ist die Vollverschleierung (von Körper und Gesicht) der Frauen 
im nördlichen und seit der Vereinigung 1990 auch im südlichen Jemen weit verbreitet. 
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heit (am Beispiel regimekritischer Gefangener) oder präsidialen Machtbefug- 
nissen (Nachfolgeregelung, Regieren per Präsidialdekrete) diskutiert. Dass sich 
TNUs in ihren über TV-Sendungen erweiterten Kommunikationsstrategien den 
staatlich auferlegten Tabus unterordnen, zeigt einerseits, dass sie es weitgehend 
vermeiden, als eigenständige Akteure in den Mittelpunkt zu treten. Anderer- 
seits soll das durch Steuerbegünstigungen und Investitionen symbiotisch ange- 
legte Verhältnis zur ägyptischen Regierung nicht gefährdet werden. Abseits 
von unversöhnlichen Konfliktfeldern möchten TNUs deshalb in erster Linie 
einen harmonischen emotional bond mit den Konsumenten etablieren: 


„Ich denke, die Sendung versucht, eine emotionale Bindung herzustellen. Zu zeigen, dass es 
mehr gibt als nur Wäsche zu waschen, wenn man Persil benutzt. Es ist fast wie ein Mensch, der 
sich um dich kümmert, der sich in dein Leben einmischen möchte. So, dass du eine emotionale 
Bindung entwickelst und letztlich auch eine Loyalität zum Produkt.“ (Marketing Manager, Henkel) 

Obwohl TV-Werbung aufgrund der hohen ägyptischen Analphabetenrate eine 
eindeutig bessere Erreichbarkeit verspricht als etwa Printwerbung, suchen eini- 
ge TNUs in ihren Kommunikationsstrategien einen noch direkteren Kontakt 
zu den ländlichen Konsumenten herzustellen. Auf sogenannten road-shows bau- 
en sie auf ländlichen Wochenmärkten ihre Promotion-Stände auf, an denen 
Produktproben verteilt werden, gemeinsam das Ariel-Lied gesungen wird oder 
bei einer Lotterie eine Waschmaschine zu gewinnen ist. Und während an den 
Nestle-Ständen über Inhaltsstoffe und Zubereitung der Babyergänzungsnah- 
rung aufgeklärt wird, tritt auf der Persil-Bühne ein bunter Clown auf, der über 
den bis dato unbekannten Grundnutzen des ersten Farbwaschmittels in Ägyp- 
ten erzählt. Die überaus hohe Attraktivität der Veranstaltungen erklärt ein 
Marketingmitarbeiter anhand des sonst so monotonen Alltags v.a. der Frauen: 


„Für die Frauen vom Land ist das die einzige Zeit, in der sie aus dem Haus kommen. Stell dir 
vor, du wärst als Frau sieben Tage zuhause und gehst an einem einzigen Tag aus, das ist dein 
Einkaufstag. Das ist für dich dann nicht nur Einkauf, es ist Unterhaltung und Spaß haben. Weil 
du nicht in den Sportclub gehst, nicht ins Kino oder zum Kaffeetrinken mit Freunden. [...] Dein 
Leben ist nicht wirklich schön. Und der einzige Tag, an dem du ausgehst, da triffst du Ariel. Da- 
bei ist es nicht nur so, dass Ariel dir etwas über das Produkt erzählen will, auch nicht nur, dass 
es wegen der Promotion einen niedrigeren Preis hat. Sondern sie wollen dich unterhalten, dir 
schöne Dinge zeigen, die du noch nie in deinem Leben gesehen hast.“ (Brand Manager, P&G) 

Anhand der erwähnten Beispiele wird deutlich, dass die seitens der TNUs ge- 
wählten „Zugangsschneisen“ zu den ländlichen Konsumenten über einen 
strukturellen Negativrahmen erschlossen werden. D.h. dort wo die Bevölke- 
rung keinen Anteil an den vielfältigen Möglichkeiten urbaner Zentren nehmen 
kann, treten TNUs - häufig anstelle, manchmal mithilfe staatlicher Stellen - 
auf und befriedigen die entsprechenden Bedürfnisse der Bevölkerung. An die 
Stelle kultureller Unterhaltungsangebote wie Kino oder Theater tritt auf diese 
Weise das kommerzielle Wochenmarkt-Entertainment. Gesundheitliche Auf 
klärung vermischt sich mit produktorientiertem Absatzinteresse, wie die Ko- 
operationen mit dem ägyptischen Gesundheitsministerium belegen, die P&G 
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und Nestle in ihren Hygiene- und Gesundheitskampagnen eingegangen sind. 
Wichtig hervorzuheben ist, dass die TNUs dabei ein sozusagen zweifach ver- 
nachlässigtes Konsumentensegment bedienen möchten: die über das Haus- 
haltsbudget verfügenden Frauen der ländlichen Peripherie. 

Nicht nur in der Kommunikationsstrategie, die wie die Beispiele aus Werbung, 
TV-Sendung und Promotion gezeigt haben, besonders kultursensitiv ist, auch 
in der Verpackungs- und Preisstrategie finden Anpassungen des Marketings an 
die besonderen Bedürfnisse und Rahmenbedingungen der einkommensschwa- 
chen und ländlichen Bevölkerung statt. Da sich einige der Konsumenten die 
Produkte der TNUs nicht leisten können, die im Vergleich zu lokalen Nicht- 
Markenprodukten wesentlich teurer sind, hat sich beispielsweise die Einfüh- 
rung kleiner Verpackungsgrößen zu niedrigen Preisen im ruralen Marketing als 
bahnbrechend erwiesen. In kleinen sachets, Tübchen oder Portionstütchen 
werden auf diese Weise seit Beginn der 90er Jahre Waschmittel, Zahncreme, 
Shampoo, Geschirrspülmittel, aber auch Hühnerbouillon, Instantkaffe oder 
Chips verkauft: 


„Natürlich kann sich eine Frau, die nur 30 Pfund im Monat verdient, keine ganze Packung, Tube 
oder so was leisten. Wenn man also nur die Oberschicht anspricht, schränkt man sich als Unter- 
nehmen viel zu sehr ein. Aber genau dort im Massenmarkt, da gibt es eine größere Gewinnspan- 
ne“. (Chairman Assistant, Market Insight) 

Neben der kurzfristigen Absatzsteigerung zielt diese Strategie auf eine langfri- 
stige Kundenbindung ab, indem die etablierten Konsumgewohnheiten bei ei- 
nem durchschnittlich oder individuell steigenden Einkommensniveau den 
Umstieg auf das „normale“ Produkt erleichtern. Diese solchermaßen anvisierte 
zeitliche Omnipräsenz wird häufig mit einer räumlichen UÜbiquität komplet- 
tiert, indem die sachets-Streifen im Kleinsthandel massenweise als dekorative 
Werbemittel eingesetzt werden. 


3. „something-Cola” 


Im Herbst 2000 wurde von verschiedenen Seiten zum Boykott von israeli- 
schen und amerikanischen Waren aufgerufen. Vor allem über informelle Kanä- 
le begannen sich Produkt-Listen zu verbreiten, entlang derer die ägyptische 
Bevölkerung aufgefordert wurde, durch ihre „pro-westlichen“ Konsumgewohn- 
heiten nicht länger das „zionistische Projekt“ zu unterstützen. Dabei waren 
nicht nur eindeutig amerikanisch identifizierte Unternehmen wie Coca-Cola 
auf der Liste zu finden, auch das Schweizer Unternehmen Nestle oder das bri- 
tisch-niederländische Unternehmen Unilever fanden sich in mehreren Pamph- 
leten wieder. Hintergrund war der erneute Aufstand in den palästinensischen 
besetzten Gebieten, die sogenannte Al-Agsa Intifada, die unter der ägyptischen 
Bevölkerung große Wellen der Solidarität und zugleich ein Gefühl der Ohn- 
macht aufkommen ließ. War der Boykottwille ein Jahr später bereits erschlafft 
und durch innergesellschaftliche Diskussionen um den möglichen Schaden an 
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der eigenen Wirtschaft zersetzt, so wurde er durch den amerikanisch-britischen 
Einmarsch in den Irak im Frühjahr des Jahres 2003 erneut angeheizt.'” 

Die Unzufriedenheit der Bevölkerung über die pro-israelische Außenpolitik 
der USA und die als zu passiv empfundene Position der eigenen Regierung 
hatte sich im Herbst 2000 zunächst in einem eng gesteckten Handlungsrah- 
men entladen. Die ersten Demonstrationen fanden beispielsweise auf dem Ge- 
lände des ägyptischen Anwaltsverbands statt, wo Symbole der „Fremdherr- 
schaft“, wie z.B. ein großformatiges Marlboro-Logo verbrannt wurden. An den 
Schulen kursierte auf kleinen Zettelchen oder per SMS das Gerücht, Pepsi 
stünde für „pay every penny to save Israel“. Büroangestellte nahmen ihr Mit- 
tagessen nicht mehr bei Kentucky Fried Chicken ein und selbst Studenten der 
AUC (American University of Cairo) mieden fortan die in unmittelbarer Nä- 
he liegende McDonalds-Filiale. Taxifahrer in der überfüllten Metropole Kairo 
rühmten sich, nicht mehr Marlboro, sondern fortan „ägyptische“ Cleopatra- 
Zigaretten zu rauchen. Es schien, als ob endlich jeder einzelne aktiv werden 
und lang ersehnte politische Freiräume nutzen konnte. Und da Konsum selten 
Privatsache ist, wurde der Boykott regelrecht zu einem Massenphänomen, in 
dessen Dynamik das Konsumverhalten im Verwandtschaft- und Freundesum- 
feld intensiv diskutiert und observiert wurde. 

Unter gemeinsamen Zielen fanden sich linke und nationalistisch orientierte 
NGOs zusammen. So hatte sich die gerade formierte Antiglobalisierungsbewe- 
gung AGEG (Anti-Globalization Egyptian Group) ebenso in die vorderste 
Front des Boykotts gestellt, wie die Ägyptische Föderation der Handelskam- 
mern (EFCC). Während sich erstere vor allem an der zunehmend neo- 
liberalen Agenda der ägyptischen Wirtschaftspolitik reibt, fürchtet letztere 
schon lange eine Überfremdung der ägyptischen Wirtschaft. Wirkungsmächtig 
sind diese Initiativen jedoch eher in indirekter Weise. Denn, obwohl sich 
AGEG in ihrer Agenda explizit gegen die Globalisierung der Konzerne richtet 
(www.ageg.net), sind ihr bei konkreten Aktionen gegen TNUs in Ägypten auf- 
grund des repressiven Staatsapparats die Hände gebunden." Auch nach Anga- 
ben des Vorsitzenden der EFCC Khaled Abu Ismail ist die Forderung, keine 
israelischen Produkte zu importieren, für seine Mitglieder nicht bindend. 
Doch wird angenommen, dass, selbst wenn auf die Geschäftsleute kein direk- 


10 Im Vorfeld des Einmarsches hatte der ägyptische Ärzteverband in einer Anzeige in der größten 
Tageszeitung al-Ahram, zum Boykott aller Waren der am Krieg beteiligten Länder aufgerufen. 

11 Ein Beispiel ist der Protest gegen den Besuch des Weltbankpräsidenten John Wolfensohn im 
Dezember 2000. Zwar prangerte Gründungsmitglied Samir Amin die Globalisierung der 
Konzerne an, welche „den exklusiven Interessen der Maximierung des Profits einer begrenz- 
ten Zahl von Unternehmen dienen und dabei alle anderen, sozialen und nationalen Interes- 
sen missachten“. Die Protestversammlung selbst fand jedoch auf dem abgezäunten Gelände 
des ägyptischen Handelsverbands statt, wo Hunderte Aktivisten und Intellektuelle anwesend 
waren. Und obwohl Wolfensohn sich mit Vertretern der TNUs traf, wurden diese im Kon- 
text der Veranstaltung nicht explizit kritisiert (Business Monthly, November 2002). 
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ter Einfluss ausgeübt werden könne, diese Entscheidung zumindest das Be- 
wusstsein der ägyptischen Konsumenten schärfen würde, die ihrerseits Druck 
ausüben könnten.’ 

Religiöse Autoritäten, wie der inzwischen abgesetzte ägyptische Mufti Nasr Fa- 
rid Wasel, hatten die gesamte Bevölkerung bereits seit 2000 in deutlicher Form 
zum Boykott israelischer Produkte aufgerufen. Auch Sheikh Muhammad Say- 
ed Tantawi, Oberhaupt der religiösen al-Azhar Institution, schloss sich im De- 
zember zunächst dieser Position an und betonte gegenüber einer Gruppe von 
ägyptischen Geschäftsleuten „Jedes ausländische Produkt, das dem Feind hilft 
und dem palästinensischen Volk Schaden zufügt, muss boykottiert werden. 
Egal woher es stammt“ (www.menareport.com). Während Vertreter des religiö- 
sen Establishments sich nur soweit vorwagten, Israel beim Namen zu nennen, 
waren es die charismatischen Figuren der über die nationalen Grenzen hinweg 
anerkannten Religionsgelehrten, die dem Volk aus der Seele sprachen. Der li- 
banesische Sheikh und schiitische Geistliche Muhammad Hussein Fadlallah 
forderte beispielsweise alle arabischen Konsumenten auf, von amerikanischen 
auf europäische und asiatische Produkte zu wechseln. Dies könne eine Wert- 
schätzung der politischen Unterstützung seitens dieser Länder zum Ausdruck 
bringen. Noch deutlicher wurde der ägyptische, in Qatar lebende Religionsge- 
lehrte Yusuf al-Qaradawi, dessen religiöse Rechtsurteile über seine Homepage 
und den arabischen Satellitensender al-Jazeera Verbreitung finden. Bei einer 
Freitagspredigt sagte er: „Von der Pepsi-Flasche bis zum Boeing-Flugzeug, wir 
fordern von den Regierungen und der Bevölkerung, diese Waren zu boykottie- 
ren“ und „wir verlangen von der gesamten islamischen Gemeinschaft, diese 
amerikanischen Produkte nicht zu kaufen“ (www.garadawi.net). 

Im Vergleich zum staatlich gesteuerten Boykott der 50er und 60er Jahre steht 
der heutige Boykott auf anderen Füßen. Damals war es den Ländern der Ara- 
bischen Liga im Konsens der Regierungen explizit verboten, Waren und 
Dienstleistungen aus Israel zu importieren bzw. mit amerikanischen oder aus- 
ländischen Unternehmen Geschäfte zu unterhalten, die Israels militärische 
und ökonomische Entwicklung unterstützten. Mit den Nationalisierungsmaß- 
nahmen unter Nasser hatten sich deshalb die großen Konzerne aus Ägypten 
zurückgezogen. Erst in einem unter Sadat einseitig mit Israel ausgehandelten 
Friedensvertrag von 1979, der wiederum den Boykott der restlichen arabischen 
Länder nach sich zog, scherte Ägypten als erstes Land aus dieser Front aus." 


12 Ähnliche Positionen wurden von anderen regierungsunabhängigen Organen, wie Investoren- 
gruppen oder dem ägyptischen Pharmazeutenverband vertreten. Koordiniert werden die di- 
versen grassroot-Initiativen inzwischen vom „Ägyptischen Generalkomitee für den Boykott 
zionistischer und amerikanischer Waren und Produkte“, das Listen der zu boykottierenden 
Unternehmen herausgibt und überprüft, ob über Produktion, Handel oder Spenden Kon- 
takte nach Israel bestehen. 

13 Seit den 90er Jahren unterhalten Marokko, Jordanien und einige Golfstaaten ganz explizit wirt- 
schaftliche Beziehungen zu Israel. Lediglich die syrische Regierung, die im Gegensatz zu Ägyp- 
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Seitdem können die ägyptisch-israelischen und ägyptisch-amerikanischen Han- 
delsbeziehungen als durchweg freundlich bezeichnet werden.‘ War der von 
der Arabischen Liga initiierte Boykott offiziell von den Regierungen getragen, 
so ist auffällig, wie zurückhaltend bis ablehnend die heutigen arabischen Re- 
gierungen in der Boykottfrage sind. Nachdem der vormalige Ministerpräsident 
Atef Ebeid das ägyptische Werk von Procter & Gamble besucht und werbe- 
wirksam eine Packung Ariel in die Kameras gehalten hatte, schlug auch der 
ägyptische Präsident Mubarak einen härteren Ton an. Er beschrieb die Boy- 
kottbewegung als „ein negatives Werk, das nur der nationalen Wirtschaft 
schadet“ und warnte: „Wir importieren Technologie aus dem entwickelten 
Norden, um Wohlstand für unser Volk zu erlangen. Der Boykott kann jedoch 
die Tore der Kooperation und der Entwicklung zuschlagen“ (Business 
Monthly, Oktober 2002). 

Daraus wird deutlich: Die heutigen Akteure setzen sich aus linken und natio- 
nalistischen Intellektuellen zusammen, die gleichermaßen Unterstützung 
durch islamistische Intellektuelle und religiöse Autoritäten erfahren. Getragen 
und umgesetzt werden die Boykottmaßnahmen jedoch von der breiten Bevöl- 
kerung, von den ägyptischen und arabischen „Massen“, die in der westlichen 
Berichterstattung häufig über die Trope „arabische Straße“ oder Kaffeehaus 
zur Sprache kommen. Das heterogene Spektrum erlangt Einheitlichkeit im 
Gefühl der politischen Ohnmacht, der Suche nach Wegen der politischen Par- 
tizipation und der Umsetzung in neuen Kontexten. Die explizite Enttäu- 
schung über die ägyptische Außen-, Innen- und Wirtschaftspolitik einigt sie 
und lässt sie nach einem Sündenbock und einer Ventilfunktion für die ange- 
staute Wut suchen. Und was bietet sich in einem repressiven Regime dafür 
besser an, als ausländische, US-amerikanische TNUs, deren nationale Veranke- 
rung und globale Verflechtungen Anlass für die in der arabischen Welt ver- 
breiteten Verschwörungstheorien liefern? 

Im Umgang mit den Boykottaktivisten bemüht sich die ägyptische Regie- 
rung inzwischen weitestgehend um Schadensbegrenzung. Ihre internationale 
Reputation als Garant der Stabilität, ihre Rolle als wichtiger Handelspartner 
und schließlich die begehrten Investitionen ausländischer Unternehmen" 


ten und Jordanien keinen Friedensvertrag mit Israel geschlossen hatte, hält noch offiziell am 
Boykottappell der Arabischen Liga von 1951 fest. So wurde im April 2004 unter syrischer 
Federführung die 72. Konferenz des Israel-Boykott-Büros der Arabischen Liga einberufen, die 
als Antwort auf die arabischen Boykottbewegungen eine „Verstärkung“ der Maßnahmen for- 
derte. Faktisch war der Boykottappell der Arabischen Liga nie zurückgezogen worden. 

14 Dies wird auch durch das im Dezember unterzeichnete QIZ (Qualified Industrial Zone) Ab- 
kommen zwischen Ägypten, Israel und den USA belegt, welches von islamistischen Parla- 
mentariern und linken Intellektuellen stark kritisiert wurde. 

15 Die ausländischen Direktinvestitionen erreichten im Jahr 1999/2000 mit 1,6 Mrd. Dollar ei- 
nem Höchststand. Nachdem sie dann jährlich gefallen waren, wiesen sie schließlich im Jahr 
2004 nur noch eine Höhe von 407 Millionen Dollar auf (Ahram weekly, Nr. 725). 
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möchte sie nicht gefährden. Da sie sich im Umgang mit den ägyptischen 
NGOs derzeit keine harte Hand leisten und lediglich punktuell intervenie- 
ren kann, waren es vor allem religiöse Organe, über die sie versuchte, die 
Boykottaktivitäten einzudämmen. So wurde der auf Oppositionskurs einge- 
schwenkte Mufti Nasr Farid Wasel, der durch seine Unterstützung der palä- 
stinensischen Selbstmordattentate die Regierungsposition in Misskredit ge- 
bracht hatte, durch den regierungskonformen Ahmad Muhammad Al-Tayib 
ausgetauscht. Auch Sheikh Tantawi wurde, nachdem er im Jahr 2000 noch 
zum Boykott aufgerufen hatte, zwei Jahre später wieder auf Linie gebracht. 
Bei einer Konferenz muslimischer Religionsgelehrter im April in Kairo op- 
ponierte er gegen Yussuf al-Qaradawis Pro-Boykott-Haltung und betonte, 
dass nur Experten in diesem Gebiet ein Urteil fällen bzw. Handlungsanwei- 
sungen geben könnten. 

Wie reagierten die vom Boykott betroffenen transnationalen Unternehmen, 
die mit solch einer massiven Opposition der gesamten ägyptischen Bevölke- 
tung konfrontiert waren? Marktforschungsinstitute fanden heraus, dass die 
Gerüchte nicht nur in den ländlichen Regionen bzw. bei Konsumenten mit 
niedrigem Bildungsstand auf fruchtbaren Boden gefallen waren. Befragt über 
den tatsächlichen Kaufstopp der genannten Produkte, gab nahezu die Hälf- 
te der ägyptischen Konsumenten an, dass sie inzwischen andere Produkte 
kauften. Besonders schwer betroffen war der Ariel-Hersteller Procter & 
Gamble, dessen Produkt vor allem aufgrund der namentlichen Analogie 
zum israelischen Ministerpräsidenten Ariel Scharon auf die Boykott-Liste 
gesetzt wurde. Mit dem zusätzlich kursierenden Gerücht, dass die auf der 
Produktverpackung abgebildete Rosette eine versteckte Anlehnung an den 
Davidstern erkennen lasse, büßte der Konzern schließlich nahezu ein Drittel 
seines Arıel-Geschäftes ein. 

Aufgrund drohender Umsatzeinbußen hatten zahlreiche Geschäftsführer bei 
Repräsentanten der Regierung vorgesprochen und sich über die anfängliche 
Zurückhaltung und Passivität beschwert. In den Marketingabteilungen 
herrschte jedoch lange die Meinung vor, dass die gesamte Angelegenheit nicht 
zu hoch gehängt werden dürfe, da TNUs mit politischen Turbulenzen in der 
Region zu rechnen hätten. 

„Werden die Leute wirklich aufhören diese Marke zu trinken? Wir haben es mit einem Zeitraum 


zu tun, in dem wir, klar, mit sinkenden Verkaufszahlen zu tun haben. [...] Aber das Geschäft wird 
sich wieder erholen. Diese Boykottmaßnahmen kommen und gehen.“ (Brand Manager, Coca-Cola) 


Dieselbe Marketingmitarbeiterin ist sich sicher, dass lokale Unternehmen 
nicht dieselbe Qualität bieten, weshalb die Konsumenten bald zu den Produk- 
ten der TNUs zurückkehren würden: 

„Ich denke manche lokalen Unternehmen werden sicher einen Vorteil daraus ziehen und versu- 


chen, vielleicht eine “irgendwas-Cola’ auf den Markt zu bringen. [...] Auf der anderen Seite muss 
man fragen, wie ist die Produktqualität? Schließlich werden die Leute auf die Qualität achten. Es 
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ist eine Sache des Geschmacks. Deshalb denke ich, dass der Boykott vor allem auf einer politi- 
schen Ebene stattfindet und nicht auf den tatsächlichen Bedürfnissen des Marktes beruht.“!° 


Nach einer Phase der Bagatellisierung entschieden sich zahlreiche TNUs vor 
allem auf der Ebene der Kommunikationsstrategien, in die Offensive zu gehen. 
Umsatzeinbußen, über deren Höhe sich nur spekulieren lässt, da diese streng 
gehüteten Informationen kaum an die Öffentlichkeit dringen, musste ebenso 
entgegen gewirkt werden wie einem beträchtlichen und nachhaltigen Image- 
schaden. In den Marketingabteilungen ging es deshalb um die kurz- und mit- 
telfristige Verbesserung des corporate image unter gleichzeitiger Berücksichti- 
gung der politisch aufgeheizten Situation. Die Wahl der Mittel zielte auf die Be- 
findlichkeit der kollektiven Volksseele ab und sollte vor allem das ägyptische 
Nationalbewusstsein ansprechen. Um die Wogen zu glätten, wurden außerdem 
punktuell strategische Veränderungen in Produktgestaltung bzw. Produktaus- 
wahl vorgenommen. Mit der Hervorhebung der corporate citizenship, entlang 
derer sich zahlreiche TNUs in der sozialen Verantwortung gegenüber der 
ägyptischen Gesellschaft präsentieren, verlagerten sich schließlich Wohltätig- 
keitsaktionen vom Public Relation in das Marketing bzw. in die Werbung der 
TNUs. Die Fälle Procter & Gamble und Coca-Cola stehen hier exemplarisch 
für eine Tendenz, die teilweise auch von anderen TNUs aufgegriffen wurde. 
P&G, seit 1986 mit eigenen Produktionsanlagen in Ägypten präsent und da- 
mit eines der etablierteren transnationalen Unternehmen vor Ort, setzte infol- 
ge der Boykottwellen auf seine Beiträge für die Entwicklung des lokalen Mark- 
tes. Die im Frühjahr 2001 kurzerhand aufgelegte Unternehmensbroschüre in 
arabischer Sprache klärt beispielsweise darüber auf, dass 99% der Arbeitneh- 
mer ägyptischer Herkunft seien. Ein Marketingmitarbeiter kommentiert: 


„Wir versuchen immer zu zeigen, dass wir ägyptisch sind und dass Ariel ägyptisch ist. Ich bin 
Ägypter, mein Manager ist Ägypter, der Marketingdirektor ist Ägypter, die Leute, die im Werk 
arbeiten sind Ägypter. Deshalb ist es kein amerikanisches Unternehmen mehr, es ist multinatio- 
nal.“ (Assistant Brand Manager, P&G) 

Auch in der zum Jahresende 2000 im Fernsehen geschalteten Werbung gab es 
einen Slogan in dieser Art: „sun’a Arial misriyya miyya bi-I-miyya“ (Ariel- 
Produkte sind 100%ig ägyptisch). Im Werbespot kamen Angestellte des ägyp- 
tischen Werkes zu Wort, die über ihre langjährige Mitarbeit, die Exportorien- 
tierung des Unternehmens und den wertvollen Beitrag im Bereich Forschung 
& Entwicklung berichten. Mit der zweiten Boykottwelle infolge des Irakkrieges 
sah sich P&G schließlich doch gezwungen, Veränderungen am Ariel-Logo, das 


16 Nachdem Ende 2002 das Cola-Getränk „Mekka-Cola“ des französischen Unternehmers Tau- 
fig Mathlouthi zunächst auf dem europäischen Markt eingeführt wurde und eine hohe 
Nachfrage unter muslimischen Konsumenten verzeichnete, ist es seit Juli 2004 auch in 
Ägypten erhältlich. Wie die (zwar in Ägypten entwickelte und produzierte) „Arab-Cola“ 
konnte sich „Mekka-Cola“ jedoch unter ägyptischen Konsumenten bislang kaum etablieren. 
Dazu, sowie zu Marktpräsenz und Absatz der iranischen „Zam-Zam-Cola“ und der briti- 
schen „Qibla-Cola“, liegen jedoch keine genauen Angaben vor. 
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mit seiner sechs-endigen Rosette Spekulationen über die Nähe zum jüdischen 
Davidsstern ausgelöst hatte, vorzunehmen. Da der Bildsprache aufgrund der 
hohen Analphabetenrate ein hoher Stellenwert zugesprochen wird, ziert inzwi- 
schen eine zweischweifige Rosette (die nicht mehr in sechs sondern vier Enden 
mündet) jede Vorderseite einer Ariel-Verpackung.'” Auf der Rückseite findet 
sich ein großes Emblem, auf dem zum hervorgehobenen ägyptischen Produk- 
tionsstandort zu lesen ist: „sun’ia fi misr bi-iday misriyya“ (Hergestellt in 
Ägypten mit ägyptischen Händen). 

Nahezu zeit- und wortgleich stand auch auf Coca-Cola Dosen: „masnu’ bi-l- 
id al-misriyya“ (Hergestellt mit ägyptischen Händen). Nach einer Studie eines 
lokalen Marktforschungsinstituts stand im Bewusstsein der ägyptischen Kon- 
sumenten - noch vor Ariel - Coca-Cola an oberster Stelle der Boykottmaß- 
nahmen. Das Unternehmen hatte bereits im Frühjahr 2000 mit dem Gerücht 
zu kämpfen, dass, hielte man einen Spiegel an den lateinischen Schriftzug des 
Getränks, auf arabisch darin zu lesen sei: „la Muhammad, la Mekka“ (Es gibt 
keinen Mohammed und kein Mekka). Dieses Gerücht, das sich von Mund zu 
Mund, per e-mail und per SMS verbreitete, hatte die Firmenleitung so stark 
unter Druck gesetzt, dass sie schließlich ein religiöses Gutachten (fatwa) beim 
amtierenden Muftı Nasr Farıid Wasel einholte. Dieser bescheinigte dem Logo- 
Schriftzug des amerikanischen Unternehmens, „es diffamiert auf keine Weise 
die Religion des Islam“ (Ahram Weekly, Nr. 483). 

War noch vor 5 Jahren jedes zweite Ladenschild in Kairo mit einem Coca- 
Cola-Schriftzug versehen, so war auffällig, wie wenig die Marke im öffentli- 
chen Raum plötzlich sichtbar war. Zwar wurden zahlreiche Schilder von wü- 
tenden Konsumenten zerstört, der eigentliche Grund liegt jedoch in der ver- 
änderten Schwerpunktsetzung in der Produktportfolio-Politik des Unterneh- 
mens. So wurde im Sommer 2003, nachdem der Irak bereits besetzt war und 
die ersten Widerstandsbewegungen stark wurden, das Erfrischungsgetränk 
„Fruitopia“ auf dem ägyptischen Markt eingeführt. Indem das Getränk kaum 
mit dem Namen Coca-Cola assoziiert wird, versucht das Unternehmen, seine 
Verluste über eine Ausweichstrategie wieder wett zu machen. Eine solche Stra- 
tegie steht aber nur denjenigen Unternehmen offen, die über ein vielfältiges, 
globales Produktportfolio verfügen. So führt eine Marketingmitarbeiterin von 
Coca-Cola die Vorteile bereits registrierter Produkte an, die dem lokalen 
Markt auch kurzfristig zur Verfügung stehen können: 


„Wir verfügen über eine große globale Auswahl, sodass ich Fanta in sechs verschiedenen Ge- 
schmäckern haben kann. Wenn man sich dazu entscheidet, eine davon in den Markt einzufüh- 
ren, sind diese registriert und man kann gleich loslegen.“ (Brand Manager, Coca-Cola) 


17 Bei einer Internetrecherche auf den lokalen Websites von Procter & Gamble stellte sich her- 
aus, dass sowohl in Pakistan, als auch in Marokko und Algerien diese Abbildung, die nach 
Angaben der Firmenleitung die „Laufbahn eines Atoms“ symbolisierte, verändert wurde. Auf 
dem europäischen, lateinamerikanischen etc. Raum blieb die Abbildung indes unverändert. 
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Ein weiteres Merkmal in der Kommunikationspolitik der TNUs ist die zu- 
nehmende Relevanz und Hervorhebung der corporate citizenship eines Un- 
ternehmens, die über die Begriffe community work oder community-building 
investment zum Ausdruck gebracht wird. Seit Beginn der zweiten Intifada und 
des Irakkriegs haben zahlreiche TNUs ihr Engagement deutlich verstärkt und 
das gleichzeitig explizit nach außen kommuniziert. An Eingangstüren von a- 
merikanischen Fastfood- und Restaurantketten (wie McDonald’s und Chili’s) 
fanden sich beispielsweise Hinweise über einen bestimmten Prozentsatz der 
Einnahmen, der für den Aufbau eines Krankenhauses in Palästina aufgebracht 
werden würde. Ein Marketingmanager von Nestl& meint: 


„Ich bin überzeugt, dass wir eine soziale Rolle zu spielen haben. Es ist nicht wegen des Boykotts, 
dass wir etwas anders machen sollten. Es gibt diese Rolle, weil wir ein Teil der ägyptischen Ge- 
meinschaft sind. Wir spielen diese Rolle. Vielleicht ist der einzige Unterschied [nach dem Boy- 
kott], dass wir mehr kommunizieren, was wir machen.“ (General Manager, Nestl£) 

Auch P&G und Coca-Cola hatten offenkundig ihre Aktivitäten an gemeinnüt- 
zigen Projekten in Agypten verstärkt und diese werbeträchtig in ihre Kommu- 
nikationsstrategien einfließen lassen. P&G spendete beispielsweise im Juni 2003 
der NGO Awladi 500.000 ägyptische Pfund, um einen Erweiterungsbau eines 
Waisenhauses zu errichten. Im Contributions Report von P&G ist dazu zu lesen: 


„Unter dem Schirm der Flaggschiffmarke Ariel ist P&G eine Partnerschaft mit Awladi eingegan- 
gen, um einen neuen Bau zu errichten, in dem 250 Waisen- und/oder obdachlose Jungen unter- 
gebracht werden können. Das Projekt setzt sich zum Ziel, diese Jungen von der Straße zu holen, 
sie vor Missbrauch zu schützen und ihnen neue Chancen zu eröffnen: Ein sicheres und sauberes 
Zuhause, Zuwendung, schulische und berufliche Bildung. P&G führt auch eine öffentlichkeits- 
wirksame Kampagne durch, welche auf das fundraising für zukünftige Erweiterungen bei Awladi 
ausgerichtet ist.“ (Procter & Gamble 2003: 4) 

Man nutzte Werbespots im Fernsehen und Anzeigen in Printmedien, um un- 
ter dem (inzwischen veränderten) Ariel-Logo zu Spenden aufzurufen und in 
regelmäßigen Abständen über Projektziele, Spender und Spendenhöhe zu in- 
formieren. Auf der ägyptischen P&G-Homepage findet sich seitdem der Ver- 
weis, die Zuschauer hätten die Werbung als „einen der besten Werbespots für 
öffentliche Institutionen“ bewertet, die jemals für das ägyptische Fernsehen 
produziert wurde (www.pg.com.eg). Auch Coca-Cola tat sich mit corporate 
citizenship hervor. Im Jahr 2001 wurde das Unternehmen mit einer Spende in 
Höhe von 200.000 ägyptischen Pfund offizieller Partner eines zu errichtenden 
Kinderkrebshospitals der Association of Friends of the National Cancer Insti- 
tute (AFNCI). Während des Fastenmonats Ramadan wurden jeweils 50 Piaster 
pro verkauftem Coca-Cola-Getränk an das Krankenhausprojekt abgeführt. Im 
folgenden Jahr ließ das Unternehmen 20 Jugendzentren in Kairos ärmeren 
Vierteln renovieren. Darüber hinaus wurde von Juli bis September eine Fuß- 
ballmeisterschaft zwischen zahlreichen Jugendzentren in und um Kairo ge- 
sponsert, an der über 1.600 Jugendliche teilgenommen hatten (www2.coca- 
cola.com). Insbesondere ist Coca-Cola Hauptsponsor der unter der Initiative 
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von Gamal Mubarak' entstandenen NGO „Future Generations Foundation“, 
die sich für die berufliche Weiterqualifizierung von Jugendlichen kümmert.” 


Fazit 


Aufgrund ihrer organisatorischen Logik und ihrer vorhandenen Ressourcen 
sind TNUs in der Lage, auf die Diversität kultureller und politischer Sinnbe- 
züge im ägyptischen Markt einzugehen. Mit der Eroberung des ägyptischen 
Massenmarktes wird klar, dass nicht die Produktion und Vermarktung stan- 
dardisierter Güter im Vordergrund steht, sondern die Adaption globaler Güter 
an die lokalen Lebenswelten und die emotionalen und politischen Bedürfnisse 
der ägyptischen Konsumenten. Anhand der beschriebenen Kommunikations- 
und Produktstrategien der TNUs lässt sich darstellen, dass sich die kapitalisti- 
sche Ausrichtung der Unternehmen zu lokaler Kultur nicht, wie oftmals ange- 
nommen wird, als antagonistischer Gegenspieler verhält, der im Prozess einer 
Coca-Colaisierung kulturelle Vielfalt auslöscht. Dieses Szenario ginge einerseits 
von einer Passivität auf Konsumentenseite aus, die im Lichte der beschriebe- 
nen ägyptischen Boykottbewegungen nicht bestätigt werden kann. Anderer- 
seits rekurriert es auf eine kulturelle Immunität der Unternehmen, die sich in 
der genauen Betrachtung des rural marketing ebenso wenig aufrecht erhalten 
lässt. 

Das Verhältnis zwischen transnationalem Unternehmenskapitalismus und lo- 
kalen Kulturen - und damit einhergehend die tatsächliche Machtasymmetrie - 
muss vielmehr in seinem komplementären Charakter untersucht werden. 
Denn sowohl die adaptierenden Strategien der TNUs als auch die Proteststra- 
tegien der lokalen Konsumenten beziehen sich in ihrem kulturellen Sinn- und 
Bedeutungssystem auf ein und denselben Pool. Dabei bedeutet Komplementa- 
rität nicht, dass beide in einem gleichgewichtigen Kräfteverhältnis stehen. 
Zwar greifen TNUs Elemente lokaler Kultur auf, jedoch erfahren diese im Sy- 
stem des Kapitalismus eine für den Alltag probate Simplifizierung oder Pau- 
schalisierung, wie das Beispiel der real people testimonials von Procter & 
Gamble zeigt. Ähnliches lässt sich auch für die politischen Rahmenbedingun- 
gen des ägyptischen Marktes feststellen: Zwar müssen sich TNUs mit den po- 
litischen Dynamiken des Marktes auseinandersetzen, doch wollen sie offen- 
kundig selbst nicht politisch werden. Einen Ausweg aus diesem Dilemma bie- 
tet das Engagement im Rahmen von corporate citizenship. Dass hierbei vor 
allem fürsorgerische Aufgaben des Staates übernommen (Waisenhaus, Kran- 


18 Sohn des amtierenden Präsidenten Hosni Mubarak und sein wahrscheinlichster Nachfolger 
im Präsidentenamt. 

19 Im Oktober 2002 erhielt Coca-Cola deshalb den Preis des amerikanischen Außenministeri- 
ums für hervorragende Unternehmensleistungen (Secretary of State's Award for Corporate 
Excellence), www.state.gov/r/pa/prs/ps/2002/14071.htm 
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kenhaus für krebskranke Kinder) und nicht etwa NGOs der Menschenrechts- 
bewegung unterstützt werden, zeigt dass die TNUs eine ganz bestimmte Aus- 
wahl vornehmen. Wenn sich TNUs auf die ihrer Natur nach dynamischen 
und deshalb unwägbaren kulturellen und politischen Bedeutungszusammen- 
hänge lokaler Märkte beziehen, dann erfolgt dies mit systemstabilisierenden 
Strategien. Auf sie muss zukünftig der Blick stärker gerichtet werden, denn es 
handelt sich dabei um einseitige Einflussnahmen etwa durch die Verbreitung 
kultureller Stereotypen oder die Stabilisierung politischer Regime. So können 
beispielsweise Bilder der ländlichen Konsumenten erzeugt und über Werbung 
verbreitet werden, die zwar dem kulturellen Bedeutungssystem entstammen 
und deshalb in ihrer Auswahl zunächst keinerlei Irritationen bei den lokalen 
Konsumenten auslösen. Durch ihre Zurückspeisung in das System der Bedeu- 
tungen stützen und fördern diese Bilder jedoch nachhaltig bestehende und 
neue Formen von Vorurteilen und Rassismen. Ebenso greift das vordergründi- 
ge Engagement in sozialen Wohlfahrtsprojekten zwar die Bedürfnisse der ver- 
armten, vernachlässigten und marginalisierten Bevölkerung Ägyptens auf. In 
Wirklichkeit stehen jedoch Aufwand und finanzielle Mittel des damit einher- 
gehenden Werbefeldzugs in keinerlei Verhältnis zu den tatsächlichen struktu- 
rellen Defiziten des Landes. Indem diese lediglich punktuell thematisiert wer- 
den, gelingt es den TNUs, sich in ein positives Licht zu rücken, ohne dabei 
mit dem Machtanspruch und einzelnen Verantwortungsbereichen des politi- 
schen Regimes zu konfligieren. Ganz im Gegenteil kann behauptet werden, 
dass die „hergestellt mit ägyptischer Hand“ Kampagne durchaus in der Lage 
war, von aktuellen regionalpolitischen Themen (Palästina und Irak) abzulen- 
ken, die nationale Einheit zu fördern und Kritik am ägyptischen Regime abzu- 
schwächen. Ob die auf die Boykottbewegung erfolgten Reaktionen im Marke- 
ting der TNUs mittelfristig eine ebenso besänftigende und dadurch umsatz- 
steigernde Wirkung haben werden, muss sich erst noch herausstellen. 
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Strukturwandel und internationale 
Beschaffung im Einzelhandel mit Bekleidung 


Die Bekleidungsbranche ist wie kaum eine andere von zwei Entwicklungs- 
trends geprägt, die sich mit den wohl am häufigsten gebrauchten Schlagwör- 
tern sozialwissenschaftlicher Gegenwartsanalyse charakterisiert lassen: Globali- 
sierung und Individualisierung. Die Wünsche der Konsumenten nach indivi- 
dueller Bekleidung werden durch eine global organisierte Produktion bedient. 
Die Versorgung mit Bekleidung gehört zu den Grundbedürfnissen des Men- 
schen. Die Funktionalität von Bekleidung ist aber nur ein Element, das die 
Kaufentscheidung der Konsumenten beeinflusst. Bekleidung dient auch der 
Stilisierung der eigenen Persönlichkeit, sie sagt als Symbol viel über ihren Trä- 
ger oder ihre Trägerin aus. In den letzten Jahrzehnten haben sich in vielen 
Gesellschaftsbereichen die dress codes gelockert: Individualisierungs- und Dif 
ferenzierungswünsche der Konsumenten kann Bekleidung als Verpackung be- 
sonders gut bedienen. Insbesondere Bekleidung für Jugendliche stellt einen 
wachsenden eigenständigen Bereich dar, dessen modische Entwicklungen, die 
von den Trendscouts der Unternehmen in den verschiedenen Szenen aufge- 
spürt und dann möglichst schnell in marktgängige Produkte umgesetzt wer- 
den, die Modeentwicklung heute stärker beeinflussen als die elitären und an 
ein erwachsenes Publikum gerichteten haute couture Modenschauen in Paris 
oder Mailand. Marken stehen heute - wie in dem Bestseller von Naomi Klein 
(2001) beschrieben - weniger für bewährte Produktqualität als für Status und 
life style. 

Kaum ein Wirtschaftszweig ist so global organisiert wie die Bekleidungsbran- 
che. Bereits in den 1970er Jahren, lange vor der „Globalisierung“, war Beklei- 
dung der führende Sektor in der „Neuen internationalen Arbeitsteilung“ (Frö- 
bel et al. 1977). Heute wird kaum noch eines der hierzulande verkauften Be- 
kleidungsstücke in Deutschland produziert. Waren bei Fröbel et al. noch die 
Hersteller die treibenden Akteure der Internationalisierung so werden in den 
neueren Theorien über buyer-driven commodity oder value chains (Gereffi 
1994, 1999, Humphrey/Schmitz 2004; in Deutschland: Altenburg et al. 2002, 
Stamm 2004) Einzelhandelsunternehmen und Markenunternehmen ohne ei- 
gene Produktion als die zentralen Akteure in den globalen Wertschöpfungs- 
ketten angesehen. 
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Am anderen Ende dieser Ketten stehen die Produzenten in den Entwicklungs- 
und Transformationsländern. NGOs wie die Clean Clothes Campaign haben 
das Interesse einer wachsenden Öffentlichkeit auf die Arbeitsbedingungen in 
den Exportfabriken des Südens und des Ostens gelenkt, auf fehlende Rechte 
und Freiheiten der Beschäftigten. Sie fordern von den Unternehmen, die von 
diesen Lieferanten Waren beschaffen, die Einführung verbindlicher und öffent- 
lich überprüfbarer Verhaltenskodizes. Viele dieser Unternehmen und ihre Ver- 
bände haben als Reaktion auf die Kritik ihre eigenen Codizes verabschiedet, 
deren Einhaltung allerdings nicht überprüfbar ist (Terre des Femmes 2003, 
Südwind 2003, Wick 2001). Den wichtigen Fragen, in wie weit Bekleidungsex- 
porte einen Beitrag zur Entwicklung der Exportländer leisten, ob sich durch 
sie Lebenschancen der Beschäftigten - zum allergrößten Teil junge Frauen - 
durch die Möglichkeit einem armen und sozial eingeengten Landleben zu 
entkommen, verbessern, oder ob die in den Exportfabriken häufig verweiger- 
ten Gewerkschafts- und Menschenrechte und die harten Arbeitsbedingungen 
im Vordergrund einer Analyse zu stehen hätten, können hier ebenso wenig 
beantwortet werden wie die angesprochenen Fragen nach veränderten Kon- 
summustern, obwohl beide Problemstellungen auch einen großen Einfluss auf 
die Veränderungen im Bekleidungshandel haben. 

Vielmehr konzentriert sich der Artikel! auf eine Untersuchung des Einzelhan- 
dels selbst als einem wichtigen Akteur in der Wertschöpfungskette von der 
Produktion zum Konsum. Zunächst wird der Strukturwandel als Formatwan- 
del herausgearbeitet, dabei werden Gewinner und Verlierer benannt. Nach ei- 
nem Überblick über die Entwicklung der Bekleidungsimporte, die sich trotz 
einer starken Reglementierung kontinuierlich ausgeweitet haben, fragen wir 
nach den unterschiedlichen Beschaffungsformen der verschiedenen Akteure 
aus Bekleidungshandel und -industrie. 


1. Strukturwandel: Verlierer und Gewinner 


Die Umsätze im deutschen Bekleidungshandel sind in den letzten 60 Jahren 
deutlich langsamer als die Gesamtwirtschaft gewachsen. Dies ist zu einem Teil 
auf unterdurchschnittliche Preissteigerungen zurückzuführen. Hauptgrund 
dürfte jedoch die unterdurchschnittliche Nachfragesteigerung sein; der Anteil 
der Ausgaben für Bekleidung an den gesamten Konsumausgaben der privaten 
Haushalte ist von 10,5 Prozent im Jahr 1960 auf 5,4 Prozent im Jahr 2003 ge- 
sunken. Seit 1992 sind die Umsätze des Einzelhandels mit Bekleidung deut- 
lich rückläufig. Gleichzeitig gerät der traditionelle Bekleidungshandel von vie- 


1 Dieser Artikel basiert auf ersten Ergebnissen des von der Volkswagen Stiftung geförderten 
Forschungsprojekts „Einzelhandel und Globalisierung: Zur Steuerung globaler Wertschöp- 
fungsketten durch deutsche Einzelhandelsunternehmen“, das am Wissenschaftszentrum Ber- 
lin (WZB) in der Abteilung ‚Internationalisierung und Organisation’ durchgeführt wird. 
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len Seiten unter Druck. Am oberen Preisende drängen (ehemalige) Hersteller 
mit eigenen Vertriebskonzepten auf den Markt, während am unteren Preisende 
die Discounter schnell wachsende Marktanteile gewinnen. Und aus dem brei- 
ten Mittelfeld haben sich die Filialketten der so genannten Vertikalen einzelne 
Teilsegmente herausgesucht, die sie mit maßgeschneiderten Vertriebs- und Be- 
schaffungsstrategien höchst effizient bearbeiten. 


Der traditionelle Bekleidungshandel 


Traditionell spielen kleine und kleinste selbständige, inhabergeführte Geschäf- 
te im deutschen Bekleidungshandel eine bedeutende Rolle. Seit Mitte der 
1960er ist ihr Anteil von etwa 60% aller Einzelhandelsumsätze bis heute auf 
unter 30% gesunken. Es wird geschätzt, dass allein 2003 weitere 4500 selb- 
ständige Textil- und Bekleidungsgeschäfte schließen mussten (BAG nach BTE 
2004: 36). Zwischen 2000 und 2003 sind die Umsätze des als mittelständisch 
bezeichneten Bekleidungsfachhandels um 23% zurückgegangen (FH nach 
BTE 2004: 19); dies war der stärkste Rückgang aller mittelständischen Fach- 
handelssegmente. 

In den 1950er und 60er Jahren wurden die kleinen eigentümergeführten Be- 
kleidungsgeschäfte zumeist von Großhändlern bedient, die über eigene Warenla- 
ger verfügten, aus denen sich der Handel relativ flexibel bedienen konnte. 
Daneben gewannen Verbundgruppen zunehmend an Bedeutung (Nieschlag 
1972). Verbundgruppen sind eine in Deutschland sehr häufige Organisations- 
form des mittelständischen Einzelhandels, die seinerzeit auch politisch geför- 
dert wurde (vgl. Wortmann 2004). Durch die Bündelung von Einkaufsvolumi- 
na konnten diese Verbundgruppen oder Einkaufsverbände deutlich günstigere 
Einkaufspreise für ihre Mitglieder realisieren. 

Der Erfolg der Einkaufsverbände war im Bekleidungssektor dennoch begrenzt, 
da es ihnen nicht gelang, sich zu Systemverbünden mit starken Zentralorgani- 
sationen weiterzuentwickeln.” Vielmehr blieb die Steuerungskapazität der Ver- 
bundzentralen immer relativ schwach. Aufgrund der sehr heterogenen Mit- 
gliederstruktur, konnten sie eine Standardisierung der Betriebsformate und 
Sortimente nicht für alle angeschlossenen Unternehmen durchsetzen. Damit 
fehlen ihnen die Voraussetzungen, ähnlich große Einkaufsvolumina zu errei- 
chen wie die großen filialisierten Einzelunternehmen der Branche. Seit den 
1980er Jahren gerieten viele dieser Verbundgruppen in eine Krise. Dieser 
Trend setzte sich bis in die letzten Jahre fort, als traditionsreiche Verbund- 
gruppen wie Sütex und KMT Rheintextil Insolvenz anmelden mussten. Übrig 


2 Mit solchen Integrationsstrategien waren und sind die Systemverbünde Edeka oder Rewe ım 
Lebensmittelhandel bis heute sehr erfolgreich. Diese Gruppen haben große Ähnlichkeit mit 
zentral gesteuerten Franchiseunternehmen und lassen sich von außen kaum von Filialunter- 
nehmen unterscheiden (Wortmann 2003). 
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Tabelle 1: Umsatzentwicklung nach Vertriebsformaten ausgewählter 
Einzelhändler mit Textilien in Deutschland (in Mio. ) 


2003 2002 1996 1990 
Traditionelle Bekleidungshäuser 
Peek & Cloppenburg 1700 1800 1515 1050 
Breuninger 349 334 345 260 
Wöhrl 308 317 332 260 
Hettlage 170 187 215 202 
Boecker nv. % 246 260 
Kaufhäuser 
Karstadt (mit Hertie) 1692 1733 3125 3184 
Kaufhof (mit Horten) 1900 1872 2140 1900 
Woolworth 428 441 508 665 
C&A 2690 2813 3539 4095 
Lebensmitteldiscounter 
Aldı (Nord und Süd) 1400 1138 660 450 
Schwarz (Lidl und Kaufland) 1000 750 100 n.v. 
Tchibo (mit Eduscho) 1066 840 455 215 
Bekleidungsdiscounter 
Takko 740 673 400 + n.v. 
Kik 652 560 nv. _ 
Adler 609 601 720 528 
Ernsting’s Family 412 330 188 93 
NKD 366 325 407 213 
Vertikale 
Hennes & Mauritz 1800 1740 560 135 
Mulliez (Orsay, Pimkie u.a.) 540 610 400 + 200° 
New Yorker 440 424 203 108 
Bonita 260 269 112 30 
Ulla Popken 167 166 130 58 
Zara 161 127 u u 
Jean Pascale 117 150 210 121 
Versandhäuser 
Otto 3660 3850 3680 2100 
Quelle 1400 1476 2574 1811 
n.v. nicht verfügbar, — das Unternehmen besteht (noch) nicht, + eigene Schätzung 


Teilweise sind die Angaben aufgrund veränderter Konsolidierungskreise nicht vergleichbar, etwa 
bei Quelle oder NKD. Für Karstadt/Hertie, Kaufhof/Horten und Tchibo/Eduscho wurden für 
die Jahre vor dem Zeitpunkt der Fusionen die Umsätze addiert. 

Quelle: Textilwirtschaft, eigene Berechnungen 


geblieben ist eine kleine Zahl von Verbundgruppen, die häufig gerade die grö- 
ßeren und umsatzstärkeren Bekleidungshäuser als Mitglieder haben. Die mit 
weitem Abstand größte Verbundgruppe KATAG hat heute über 400 Mitglie- 
der mit Bekleidungshäusern an über 900 Standorten, die zusammen einen 
Umsatz von 3 Mrd. Euro erzielen, wobei sie allerdings nur einen kleinen Teil 
ihrer Ware über die Zentrale abrechnen. 

Aber auch viele filialisierte große und traditionsreiche Bekleidungshäuser ge- 
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rieten in den 1990er Jahren in die Krise, so mussten jüngst etwa Hettlage und 
Boecker Insolvenz anmelden. Auch der Marktanteil der Kaufhäuser, die heute 
etwa ein Drittel ihrer Umsätze mit Textilien erwirtschaften, ist seit Mitte der 
1970er Jahre rückläufig. Kaufhäuser bilden traditionell die Magneten der deut- 
schen Fußgängerzonen und Einkaufsstraßen, wo sie zusammen mit einer Viel- 
falt mittlerer und kleinerer Fachgeschäfte ein Einkaufssystem bilden, das sich 
insbesondere seit den 1990er Jahren immer schlechter gegenüber den neuen 
Einkaufszentren behaupten kann. Schätzungen gehen inzwischen von 10% 
Leerstand aus - insbesondere in den Einkaufsstraßen und Fußgängerzonen 
außerhalb der Top-Lagen der großen Städte (so genannte 1b-Lagen) und in 
den Zentren der Mittel- und Kleinstädte. 

Die größeren Bekleidungshäuser ebenso wie die Kaufhäuser verfolgen heute 
verschiedene Strategien, um aus der Krise herauszukommen: Einige haben auf 
shop-in-shop und ähnliche Konzepte umgestellt und bewirtschaften ihre Flä- 
chen in enger Kooperation mit den Markenanbietern. Andere haben eigene 
young-fashion Abteilungen eingerichtet, die sich an Konzepten der Vertikalen 
orientieren. Andere wiederum widmen ganze Etagen preisreduzierten Angebo- 
ten für Schnäppchenjäger. Teilweise lassen sich diese Strategien miteinander 
verbinden. Häufig ist dies jedoch problematisch. So lassen sich Edelmarken 
und Billigschnäppchen nur schwer unter ein und demselben Dach verkaufen. 
Dort, wo der Markt für eine Konzentration auf einzelne Marktsegmente zu 
eng ist, um damit größere Betriebsflächen auszulasten, etwa in den Nebenzen- 
tren oder den Kleinstädten, fällt es Bekleidungshäusern und Kaufhäusern 
schwer, attraktive Konzepte zu entwickeln. 


Discounter 


Neben den so genannten Vertikalen haben einige Discounter erhebliche 
Wachstumsraten zu verzeichnen. Gemeinsam ist den Discountern, dass sie auf 
größeren Service und auf eine aufwändige Warenpräsentation verzichten; hier- 
zu gehört auch, dass ihre Geschäfte nur selten in den teuren, so genannten la- 
Lagen der Großstädte zu finden sind. Die Discounter konzentrieren sich auf 
umsatzstarke Produkte. Im Bekleidungsbereich bedeutet dies z.B. eine Kon- 
zentration auf die gängigen Größen, die schnell umgesetzt werden können. 
Eine auf diesen Elementen basierende Strategie, häufig kombiniert mit dem 
Einsatz von nicht speziell ausgebildetem Personal und von Teilzeitkräften und 
geringfügig Beschäftigten,’ erlaubt den Discountern eine weit unter dem 
Durchschnitt des übrigen Handels liegende Handelsspanne und damit eben 
auch niedrige Preise. 

Bei den Discountern ist zwischen den Bekleidungsdiscountern und den bran- 


3 Zu den Arbeitsbedingungen und den Problemen gewerkschaftlicher und betrieblicher Orga- 
nisation bei Lidl vgl. Hamann/Giese (2004). 
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chenfremden Discountern aus dem Lebensmittelbereich zu unterscheiden. Im 
deutschen Lebensmittelhandel hat Aldi das Discountgeschäft - allerdings zu- 
nächst ohne Selbstbedienung - bereits in den 1950er Jahren perfektioniert 
(Brandes 1998). In den 1970er Jahren folgten Plus (zu Tengelmann), Penny 
(heute zu Rewe) und Lidl (Schwarz-Gruppe), und seitdem gewinnen die Dis- 
counter schnell wachsende Marktanteile im Lebensmittelhandel - auch weil 
sie ihre Produktpalette ausdehnten, u.a. auf Frischprodukte wie Milchwaren, 
Obst und Gemüse. Heute gibt es ca. 14.000 Lebensmitteldiscountgeschäfte in 
Deutschland (Wortmann 2004). 

Schon früh ergänzten sie ihr reguläres Lebensmittelangebot durch ein soge- 
nanntes non-food Sortiment: Eine breite, ständig wechselnde Palette unter- 
schiedlichster Produkte wird als Aktionsware für einen jeweils kurzen Zeitraum 
von ein oder zwei Wochen angeboten.’ Mit diesem Konzept haben Aldi und 
Lidl mittlerweile Spitzenplätze im deutschen Bekleidungshandel erreicht. Auch 
Tchibo gehört heute mit einem sehr ähnlichen Konzept zu den zehn größten 
Bekleidungshändlern Deutschlands. Auch viele andere Lebensmittelhändler 
haben solche non-food Sortimente aufgebaut. 

Ähnlich wie die Lebensmitteldiscounter sind auch die reinen Bekleidungsdis- 
counter zumeist relatıv kleinflächige Geschäfte (unter 700 m?) in (häufig 
wohnortnahen) Nebenlagen oder auch in den Zentren von Kleinstädten. Ins- 
besondere in den letzten Jahren haben viele dieser Unternehmen hohe, teil- 
weise zweistellige Wachstumsraten zu verzeichnen. Fünf dieser Unternehmen 
gehörten 2003 zu den 20 größten Bekleidungshändlern Deutschlands. Da die- 
se Unternehmen nur wenigen Lesern bekannt sein dürften, werden sie hier 
kurz vorgestellt. 

Die Adler-Bekleidungsmärkte (heute zu Metro), die seit den 1970er Jahren er- 
richtet wurden, sind mit einer Fläche zwischen 2200 und 2500 m? deutlich 
größer als die anderen Bekleidungsdiscounter. Der erst 1994 gegründete Tex- 
tildiscounter Kik ist ein Tochterunternehmen der Tengelmann-Gruppe. Kik 
betreibt heute (d.h. hier und im Folgenden: 2003) 1055 Märkte in Deutsch- 
land mit Verkaufsflächen zwischen 450 und 600 m?. Seit Anfang 2003 testet 
das Unternehmen ein Großflächenkonzept mit Verkaufsflächen ab 1000m?. 
NKD, bereits 1962 gegründet, betreibt heute 766 Filialen, überwiegend in den 
Zentren deutscher Kleinstädte, mit Verkaufsflächen von bis zu 300 m?. Der 
Textilfilialist Ernsting’s family, gegründet 1967, betreibt 1046 Filialen, insbe- 
sondere in nordwest- und nordostdeutschen Kleinstädten. Die Läden haben 
Verkaufsflächen zwischen 80 und 100 qm. Takko war 1982 - seinerzeit unter 
Mitwirkung der Hettlage-Gruppe - gegründet worden und betreibt heute 680 


4 Hintergrund ist die mittelstandsfreundliche deutsche Baugesetzgebung, die Verkaufsflächen 
bis maximal 700 oder 800 qm begünstigt. Auf einer solchen kleinen Fläche lässt sich aber 
kein breites Sortiment als Standardsortiment anbieten. 
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Filialen mit 400 bis 1000 m? in Deutschland. Takko ist stark auf ein einzelnes 
Segment, nämlich young fashion, ausgerichtet und hat damit bereits Ähnlich- 
keiten mit den im folgenden Abschnitt beschriebenen Vertikalen. 


Die Vertikalen 


Die so genannten Vertikalen sind nicht durch ein bestimmtes Preissegment 
definiert. Das besondere Merkmal ist vielmehr die Kontrolle dieser Unter- 
nehmen über die von ihnen vertriebenen Produkte, indem sie selber Produkt- 
entwicklung und -design durchführen und auch zumindest eine gewisse verti- 
kale Kontrolle über die Wertschöpfungskette ausüben (vgl. unten). Typisch ist 
schließlich die Ausrichtung auf eine bestimmte Konsumentengruppe. Damit 
reagieren die Vertikalen am deutlichsten auf die kulturelle und modische Aus- 
differenzierung der Gesellschaft. Häufig richten sie ihr Angebot an junge, 
modebewusste Kundinnen im so genannten young fashion Segment. Aber 
auch andere Spezialisierungen sind durchaus möglich. 

Die Kombination einer Kontrolle über den Stil der Produkte einerseits und 
einer Konzentration auf bestimmte Kundensegmente erlaubt es diesen Unter- 
nehmen, die Gestaltung der Ladenlokale und der verkauften Produkte zu einer 
Einheit, die dann als Marke präsentiert wird, zu verbinden. Sie bieten ihren 
Kunden ein möglichst unverwechselbares Einkaufserlebnis, und dies, obgleich 
die Sortimente insbesondere im young fashion Bereich immer schneller ausge- 
tauscht werden. 

Vertikalisierung ist eng verbunden mit - häufig sogar international ausgerichte- 
ter - Filialisierung, die notwendig ist, um die eigenen Produkte kostengünstig 
einkaufen zu können. Im Vergleich zu den Filialen des traditionellen Beklei- 
dungshandels, etwa der Kaufhäuser, der Bekleidungshäuser und von C&A, 
handelt es sich bei den Filialen der Vertikalen entsprechend der Ausrichtung 
auf spezifische Kundensegmente zumeist um relativ kleine Betriebsformate. 
Zur Verbreitung dieser Filialen trägt auch bei, dass ihre Standardisierung oder 
Formatisierung sie zu den idealen Mietern der neuen Einkaufszentren macht, 
deren Verbreitung wesentlich zum Niedergang der Finkaufsstraßen und Fuß- 
gängerzonen mit ihren Kaufhäusern und spezialisierten Geschäften beiträgt. 
Einkaufszentren, die von spezialisierten Konzernen betrieben werden, sind sel- 
ber weitgehend standardisiert, was wiederum durch die Vereinheitlichung der 
Schnittstellen zu den immer gleichen Mietern ermöglicht wird.’ So ist der 


5 Seit 1990 stieg die Zahl der Einkaufszentren in Deutschland von 93 auf 352 im Jahr 2004 
(Bahn 2004, Potz 2004). Nur ein Fünftel der Einkaufszentren befindet sich heute noch auf 
der ‚grünen Wiese’. Neue Einkaufszentren werden nahezu ausschließlich in Innenstädten 
oder Stadtteilzentren errichtet (EHI 2004: 138). Ein Viertel der Verkaufsfläche neuer Ein- 
kaufszentren entfällt auf Textil und Bekleidung (BTE 2004: 16). Größter Betreiber von Ein- 
kaufszentren in Deutschland ist die Otto-Tochter ECE mit 61 Centern, gefolgt von der Me- 
tro Real Estate mit 32 Centern. 
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Aufstieg der filialisierten und spezialisierten Ketten nicht nur in Deutschland 
eng mit dem Boom von Einkaufszentren verbunden. 

Das bisher mit Abstand erfolgreichste vertikale Bekleidungsunternehmen ist 
das schwedische Unternehmen Hennes & Mauritz (H&M), das 1980 nach 
Deutschland kam. Während H&M in Schweden ein Sortiment für die gesamte 
Familie anbietet, positionierte sich das Unternehmen in Deutschland als An- 
bieter für junge Mode und ist in den letzten Jahren - parallel zur Veränderung 
seiner Kundschaft - auf modisch gemäßigtere Ware, die auch eine breitere und 
etwas ältere Zielgruppe anspricht, umgestiegen. Heute tragen die 220 Filialen 
in Deutschland 30% zum Umsatz des Gesamtkonzerns bei. 

Die zum französischen Familienkonzern Mulliez (u.a. Auchan, Decathlon) 
gehörenden Bekleidungsketten Orsay, Pimkie und Xanaka agieren vom badi- 
schen Städtchen Willstätt aus, wo die Orsay GmbH 1975 gegründet wurde. 
Insbesondere die Konzepte Orsay (250 Filialen), Pimkie (150 Filialen) und 
NoBoys zielen auf weibliche Teens und Twens bis maximal 25 Jahre; Xanaka 
(54 Filialen) zielt dagegen auf Frauen zwischen 25 und 35. 

Auch die über 250 Filialen, die die deutsche Kette New Yorker seit den 1970er 
Jahren aufgebaut hat, zielen auf ein sehr junges Publikum. Ein ganz anderes 
Segment bedienen - ebenfalls erfolgreich - die beiden deutschen Ketten Boni- 
ta (seit 1986, heute 480 Filialen) und Ulla Popken (seit 1987, 257 Filialen) die 
sich auf Kombi-Kleidung bzw. besondere Größen spezialisiert haben. Trotz 
des allgemeinen Erfolgs der Vertikalen sind jedoch nicht alle Unternehmen er- 
folgreich: Die deutsche Kette Jean Pascale musste 2004 Insolvenz anmelden, 
und die US-amerikanische Kette GAP hat sich inzwischen vom deutschen 
Markt wieder zurückgezogen. 

Auffällig ist, dass es sich bei vielen der Vertikalen in Deutschland, wie auch 
bei dem Pionier Benetton, um ausländische Unternehmen handelt. Allein in 
den 1990er Jahren begannen die Inditex-Gruppe (Zara, ein joint venture mit 
Otto), Mango und Cortefiel (Springfield) aus Spanien, Lindex aus Schweden, 
WE aus den Niederlanden, Palmers aus Österreich sowie Liz Claiborne 
(Mexx) aus den USA ihre Expansion ın Deutschland. Diese Internationalität 
der Betriebsformate und Modeangebote der Vertikalen deutet auch darauf hin, 
dass sich Konsummuster, die sich im nationalen Rahmen ausdifferenzieren, 
zugleich international angleichen. 


2. Internationalisierung und Neuordnung 
der räumlichen Arbeitsteilung 


Kaum ein Wirtschaftssektor ist so stark internationalisiert wie die Beklei- 
dungsbranche. Dies hängt eng mit den Besonderheiten dieses Sektors zusam- 
men. Seit den 1860er Jahren, als die ersten zuverlässigen Nähmaschinen zum 
Einsatz kamen, hat sich die maschinelle Ausrüstung der nähenden Industrien 
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kaum verändert. Diese Maschine ist zwar immer wieder verbessert worden, hat 
sich in ihrem Grundcharakter (Einzelmaschine) aber nicht verändert. In den 
1980er Jahren waren - als Reaktion auf die gestiegenen Bekleidungsimporte 
aus Entwicklungsländern - in den USA, Europa und Japan große Forschungs- 
programme aufgelegt worden. Eine Automatisierung des Nähvorgangs schei- 
terte aber an den Eigenschaften des zu verarbeitenden Materials: Textiler Stoff 
ist biegeschlaff, und seine Handhabung lässt sich kaum automatisieren. 

Der niedrige Automatisierungsgrad, geringe economies of scale und geringe 
Anforderungen an die Qualifikation der Beschäftigten bedeuten zusammen 
niedrige Markteintrittsbarrieren für neue Produzenten. Daher ist die Beklei- 
dungsproduktion bis in die Gegenwart durch eine große Zahl überwiegend 
kleiner Unternehmen geprägt. Lohnkosten spielen eine entscheidende Rolle 
für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. Heimarbeit und Sweatshops 
sind in den meisten Industrieländern bis heute in der Bekleidungsproduktion 
verbreitet, wie Bonachich/Appelbaum (2000) etwa für Los Angeles zeigen. 
Deutschland ist hier eher eine Ausnahme. Für viele Entwicklungsländer bot 
die Textil- und Bekleidungsindustrie eine Möglichkeit, ihre Exporte und damit 
ihre Deviseneinnahmen zu steigern. Dies galt zunächst insbesondere für Län- 
der, die über den Rohstoff Baumwolle verfügten. 

Um sich gegen diese Importe zu schützen, nutzten die Bekleidungsunterneh- 
men der Industrieländer ihren dominanten Einfluss in den GATT-Verhandlun- 
gen, die 1962 zum Long Term Agreement on Cotton Textiles führten, das die 
Exporte von Baumwollprodukten aus Entwicklungsländern begrenzte. 1974 
erweiterte das Multi Fibre Agreement (Welttextilabkommen, WTA) die Be- 
schränkungen auf nahezu alle Bekleidungskategorien. In diesem Regime, das 
formal beim GATT-Büro bzw. bei der WTO angesiedelt war, obwohl es deren 
Grundsätzen fundamental widersprach, wurden Quoten für die verschiedenen 
Produktgruppen aus einzelnen Produktionsländern (Exportquoten) in einzelne 
Zielländer (Importquoten) festgelegt. Dies bewirkte neben einer mengenmäßi- 
gen Beschränkung der Importe auch eine Verteuerung, da viele Regierungen in 
den Herstellerländern ihre Quoten an die exportierenden Unternehmen ver- 
kauften oder versteigerten (Heymann 2005). 

Dennoch konnte das WTA die Abwanderung wachsender Teile der Beklei- 
dungsproduktion aus den Industrieländern in die Entwicklungsländer lediglich 
verlangsamen, letztlich nicht jedoch aufhalten (Grömling/Matthes 2003). Dies 
zeigt die Entwicklung der Importpenetration (Importanteil an der Inlandsver- 
sorgung): In Deutschland lag diese 1970 für alle Produktgruppen bei 15,3% 
und bei Textilien und Bekleidung nur leicht darüber, nämlich bei 18,9%. 1990 
lag dieser Wert für den gesamten Warenhandel bei 25,1%, bei Textil und Be- 
kleidung jedoch bereits bei 66,3% und im Jahr 2002 bei 40,5% bzw. bei 
80,3% (Statistisches Bundesamt). Allein für Bekleidung wird die Importpene- 
tration sogar auf 90% geschätzt (Adler 2002), und hier haben sich die Importe 
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seit den späten 1990er Jahren kaum noch erhöht, in den letzten Jahren waren 
sie sogar rückläufig. 

Der Anteil der - vorrangig europäischen - Industrieländer an den deutschen 
Bekleidungsimporten ist dabei kontinuierlich zurückgegangen. In den letzten 
Jahren betraf dies insbesondere die Importe des einst wichtigsten Lieferlandes 
Italien. Zu bedenken ist auch, dass ein wachsender Teil der Importe aus ande- 
ren europäischen Industrieländern Reexporte von ursprünglich in Drittländern 
gefertigter Ware sind. Die Türkei, die über eine starke eigene Baumwollindu- 
strie verfügt, ist inzwischen zum wichtigsten Lieferland geworden. 


Tabelle 2: Deutsche Bekleidungsimporte 2002 und 1996 nach Regionen 
und den wichtigsten Ländern 


2002 1996 Veränderung 
Mio. Euro Anteil Mio. Euro Anteil 1996-2002 
Gesamt 19.548 100,0% 17.634 100,0% 10,9% 
Industrieländer 3.931 20,1% 4.441 25,2% - 11,5% 
- Italien 1.667 8,5% 2.153 12,2% - 22,6% 
Mittelmeerraum 4.608 23,6% 4.388 24,9% 5,0% 
- GR+PT 768 3,9% 1.223 6,9% - 37,2% 
- Maghreb 733 3,7% 763 4,3% - 0,1% 
- Türkei 2.920 14,9% 2.205 12,5% 32,4% 
Osteuropa 4.607 23,6% 3.825 21,7% 20,4% 
- Polen 871 4,5% 1.061 6,0% - 17,9% 
- Rumänien 1.037 5,3% 543 3,1% 91,0% 
Asien 6.275 32,1% 4.803 27,2% 30,6% 
- Indien 502 2,6% 465 2,6% 8,0% 
- Bangladesh 783 4,0% 289 1,6% 170,9% 
- Indonesien 470 2,4% 289 1,6% 62,6% 
- China + HK 2.787 14,3% 2.374 13,5% 17,4% 
andere 127 0,6% 178 1,0% - 28,7% 


Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 


In Asien erklären sich die hohen Importzuwächse aus Ländern wie Bangla- 
desch und Indonesien aus der Verfügbarkeit von Quoten, die aus entwick- 
lungspolitischen Gründen relativ großzügig vergeben wurden, während die 
Zuwächse aus China und Indien durch restriktive Quoten begrenzt werden. 
Die großzügige Vergabe von Quoten an weniger entwickelte Länder führte 
zum Aufbau von Industrien in zunächst weniger wettbewerbsfähigen Ländern, 
während sich wettbewerbsfähige Länder mit hohen Exporten Beschränkungen 
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ausgesetzt sahen. Dies führte teilweise auch Produktionsverlagerungen von 
Unternehmen aus Ländern mit restriktiven Quoten in Länder mit nicht ausge- 
schöpften Quoten (quota hopping). 

In Osteuropa und im übrigen Mittelmeerraum (ohne Türkei) verlieren heute 
relativ teure Standorte wie Portugal, Griechenland oder auch Polen, während 
kostengünstigere Standorte wie Rumänien und andere osteuropäische Länder 
wichtiger werden. Diese Importe hängen eng mit einer Ausnahmeregelung des 
WTA zusammen, die die Bekleidungshersteller in den Industrieländern, die sich 
durch die Regulierung vor ausländischer Konkurrenz schützen wollten, für 
sich selber durchgesetzt hatten.° Bei der so genannten Passiven Lohnverede- 
lung werden Vorprodukte - hier insbesondere Stoffe - aus der EU ausgeführt, 
bei einem Lohnfertiger im Ausland bearbeitet - hier insbesondere genäht - 
und dann wieder in die EU importiert, wobei die Ware während des gesamten 
Prozesses Eigentum des Exporteurs in der EU bleibt (BAnz 2004). Dieses Ver- 
fahren erlaubt zum einen eine Befreiung von den auf importierte Ware zu ent- 
richtenden Zöllen (zollrechtliche Veredelung); zum anderen wurden den in der 
EU ansässigen Herstellern Kontingente zugeteilt, die nicht auf die im WTA 
festgelegten Quoten angerechnet werden (wirtschaftliche Veredelung). 

In den 1990er Jahren hatten Einzelhandelsunternehmen, die - wie noch ge- 
zeigt wird - zunehmend selber Bekleidung importierten, erheblich an Einfluss 
gewonnen. Diese Unternehmen hatten kein Interesse an den Beschränkungen 
des WTA. So wurde 1995 das Auslaufen des WTA beschlossen. Im Agreement 
on Textiles and Clothing (ATC) wurden vier Stufen bis zum endgültigen Ab- 
bau aller Mengenbeschränkungen im Bekleidungshandel festgelegt. Der letzte 
und größte Liberalisierungsschritt erfolgte zum Jahresbeginn 2005. Es werden 
vielfach weitere Gewichtsverschiebungen zwischen den Exportländern erwartet. 
Insbesondere China, das sich seit den Reformen in den 1980er Jahren zum 
dominierenden Exporteur in vielen Konsumgütersegmenten entwickelt hat, 
dürfte nun auch seine Bekleidungsexporte deutlich steigern, teilweise auch zu 
Lasten anderer Exportländer, die ihre Wettbewerbsfähigkeit bisher eher der 
Verfügbarkeit von Quoten verdankten. 


3. Akteure und Muster der Internationalen Beschaffung 


Im vorhergehenden Abschnitt wurde aus einer Makroperspektive die Struktur 
und Entwicklung der Bekleidungsimporte dargestellt. Im Folgenden werden 
die verschiedenen Akteure und ihre Beschaffungsstrategien, die zu dieser Ent- 
wicklung geführt haben, näher untersucht. 


6 Passive Veredelung bedeutet hier, dass ein Unternehmen in der EU diese Veredelung durch- 
führen lässt, im Gegensatz zu aktiver Veredelung, die in der EU ansässige Unternehmen für 
Dritte im Ausland durchführen. Auch die USA haben eine ähnliche Regelung (item 807/9802) 


eingeführt, die vorrangig im Handel mit der Karibik und Mexiko angewendet wird. 
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Traditioneller Einzelhandel und Bekleidungshersteller 


Wie oben bereits angedeutet, haben deutsche Bekleidungshersteller, als tradi- 
tionell wichtigste Bezugsquelle des deutschen Bekleidungshandels, relativ früh 
begonnen, Produktion - und das heißt insbesondere den arbeitsintensiven 
Nähvorgang - ins kostengünstigere Ausland zu verlagern. Fröbel u.a. (1977) 
sahen in den 1970er Jahren die produzierenden Unternehmen als die wichtig- 
sten Treiber der neuen internationalen Arbeitsteilung. 

Mit der Verlagerung der Fertigung reduzierte sich die Beschäftigung in der Be- 
kleidungsindustrie in den letzten dreißig Jahren von über 400.000 (allein West- 
deutschland) auf unter 50.000. Die Tätigkeiten der Beschäftigten konzentrieren 
sich heute auf Musterfertigung, Design, Marketing und Vertrieb. Nur wenige der 
noch existierenden Unternehmen haben noch eine relevante Eigenfertigung in 
Deutschland. Dabei handelt es sich oft um Spezialanbieter, etwa im Jeans- oder 
Trachtenbereich oder um Topmarkenhersteller, die wie etwa Hugo Boss einen 
kleinen Teil ihrer Fertigung in Deutschland aufrechterhalten (Jung 2004: 105). 
Untersuchungen des Ifo-Instituts zufolge (Adler 2002) hat sich bei den deut- 
schen Bekleidungsherstellern der Anteil der Importe an der verkauften Ware 
von 20,2% im Jahr 1983 auf 80,9% im Jahr 2002 erhöht. Dabei stiegen die 
Importe von eigenen Tochtergesellschaften im Ausland von 3,1% auf 14,2%, 
die nach Lohnveredelung von 9,5% auf 49,6%, und Zukäufe von Dritten 
wuchsen von 7,6% auf 17,1%. Die Eigenfertigung im Ausland spielte zunächst 
in Ländern wie Portugal, Griechenland oder Tunesien eine wichtige Rolle. Mit 
der Transformation Osteuropas haben sich hier neue Möglichkeiten für Di- 
rektinvestitionen ergeben (Faust et al. 2004). Gerade die Lohnveredelung kon- 
zentriert sich in Osteuropa und im Mittelmeerraum (ohne Türkei), weil räum- 
liche Nähe wegen der Transportkosten für Hin- und Rücktransporte ein wich- 
tiger Standortfaktor ist. Polen entwickelte sich in den 1990er Jahren zum 
größten Veredelungslieferanten. 80% der polnischen Produktionskapazitäten 
werden im Rahmen der Lohnkonfektion genutzt (BTE 2004a: 328). Noch in 
den 1980er Jahren war Jugoslawien der mit Abstand wichtigste ausländische 
Beschaffungsmarkt für Lohnarbeit. Nach Angaben dem BTE (2004a) kamen 
bis zum Kriegsausbruch 60% aller Veredelungsverkehre aus diesem Land. 
Nach Kriegsausbruch wanderte ein großer Teil der Lohnfertiger nach Rumäni- 
en und Bulgarien, die ab 1992 neben Polen zu den wichtigsten Beschaffungs- 
ländern wurden. Adler (2002) und BTE (2004a) beziffern die Lohnkonfekti- 
onskosten per Arbeitsminute in Deutschland auf 0,61 Euro, in Polen auf 0,15, 
während sie in Ländern wie Bulgarien und Rumänien bei 0,08 liegen. 
Vollimporte sind dagegen weiter gestreut. Nach dem Auslaufen des WTA wird 
für die kommenden Jahre eine räumliche Konzentration in Richtung China 
erwartet, wodurch insbesondere Mittel- und Osteuropa sowie die Türkei be- 
troffen sein könnten (Heymann 2005). 


Strukturwandel und internationale Beschaffung im Einzelhandel mit Bekleidung 103 


Typisch für die Beschaffung durch (ehemalige) Hersteller ist die enge techni- 
sche Anbindung der Auslandsfertigung - nicht nur der Eigenfertigung sondern 
auch der Lohnfertigung und zumindest von Teilen der Vollimporte. Die geo- 
graphische Nähe der Subunternehmen in Osteuropa und im Mittelmeerraum 
erlaubt auch den mittelständischen Bekleidungsherstellern neben einer Bereit- 
stellung von Maschinen eine enge technische Begleitung und Kontrolle der 
Fremdfertigung durch die Präsenz eigener Techniker vor Ort - entweder per- 
manent oder als so genannte Reisetechniker, sowie z.B. durch Schulungen von 
Beschäftigten im Stammunternehmen. Durch die enge und oft langfristige 
Kooperation mit den Partnern konnten die technologisch-organisatorischen 
Standards in diesen Betrieben denen ihrer Auftraggeber angepasst werden. 
Insbesondere in klassischen Produktsegmenten wie etwa Anzügen oder Ko- 
stümen haben einige deutsche Hersteller ihre fertigungstechnische Kompetenz 
für eine Spezialisierung auf qualitativ hochwertig verarbeitete Produkte genutzt 
für die entsprechend höhere Preise am Markt verlangt werden können (vgl. 
auch Lane/Probert 2004). Ausschlaggebend für den Erfolg einer solchen Stra- 
tegie war aber meist die Fähigkeit, die eigene Marke im Top-Segment zu platzie- 
ren. Darüber hinaus haben sich Unternehmen wie Boss oder Gerry Weber von 
Kollektions- zu Sortimentsanbietern weiterentwickelt. Unter dem Dach ihrer 
Marke lassen sie eine Vielzahl neuer Produkte, die sie in Deutschland nie sel- 
ber hergestellt hatten, bei Dritten im Ausland fertigen. Sie haben ihre Marke 
auch zu einer Vorwärtsintegration in den Bereich des Handels genutzt und ei- 
gene flagship-stores eröffnet oder shop-in-shop Konzepte und andere Flächen- 
systeme für den Handel entwickelt. 

Andere Hersteller, die sich auf die Produktion von Zweit- und Drittmarken 
oder Handelsmarken konzentriert hatten (für das Ruhrgebiet Beese/Schneider 
2001) und denen es nicht gelang eine wirklich bekannte Marke aufzubauen, 
geraten dagegen zunehmend in Schwierigkeiten. In diesem Segment bieten die 
deutschen Hersteller ihren Kunden weder über den Preis noch über die Quali- 
tät oder das Markenimage ihrer Produkte einen Vorteil gegenüber direkt im- 
portierter Ware. Zugleich ist ihren Hauptkunden, dem traditionellen selbst- 
ständigen Fachhandel aber eine eigene globale Beschaffung verwehrt, da es 
den Verbundgruppen nicht gelang, große, Einkaufsvolumina zu vereinheitli- 
chen und zu bündeln, was heute eine Voraussetzung wäre, um im Wettbewerb 
mit den vertikal integrierten Unternehmen einerseits und den Discountern 
andererseits mithalten zu können. 

Hinzu kommt, dass die Beziehungen zwischen Herstellern und traditionellem 
Einzelhandel bis heute nicht sehr flexibel organisiert sind und sich in den 
letzten Jahren auch kaum verändert haben (Heußinger 2001). Den größten 
Teil seiner Ware beschafft sich der Einzelhandel per Vororder, d.h. sie wird 
lange vor Beginn der Verkaufssaison bestellt. Die Herbst/Winter-Kollektion 
wird meist bereits im Februar oder März, die Frühjahrs/Sommer-Kollektion 
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im August oder September geordert. Ca. 60% seiner Ware kauft der Fachhan- 
del auf diese Art; bei Damenbekleidung sind es 56%, bei Herrenbekleidung 
64% (Wulff 2002, Krebs 2002). Damit trägt der Fachhandel ein erhebliches 
Verkaufsrisiko. Auf Nachorder, die der Wiederauffüllung des (vorgeorderten) 
Sortiments während der Saison dienen, entfallen ca. 20%. Das Sofortgeschäft, 
d.h. die kurzfristige Beschaffung neuartiger Ware, trägt ebenfalls ca. 20% bei 
(Krebs 2002). 

Anders als der kleine Fachhandel hatten insbesondere die Warenhäuser Eigen- 
marken aufgebaut, d.h. Kollektionen oder Sortimente, die die Bekleidungs- 
händler nicht unter dem Namen der Hersteller, sondern unter ihren eigenen 
Labels verkaufen (Ahlert/Kenning/Schneider 2000). Wurden diese Produkte 
früher meist von deutschen Herstellern wie etwa Steilmann entwickelt und 
produziert, so gingen die Einzelhandelsunternehmen in den 1980er Jahren zu- 
nehmend dazu über, ihre Eigenmarken selbst zu entwickeln und über ihre ei- 
gene internationale Einkaufsorganisation direkt im Ausland zu beschaffen. 


Beschaffung der Discounter 


Am unteren Ende des Produktspektrums liegt das Warenangebot der Lebens- 
mittel- und Bekleidungsdiscounter. Insbesondere die Lebensmitteldiscounter 
wie Aldi oder Lidl engagieren sich nicht selber in der Entwicklung oder im 
Design ihrer non-food Sortimente, einschließlich Bekleidung. Sie beschaffen 
keine Ware für spezielle Nischenmärkte sondern einfache Massenware, die re- 
lativ wenig vom Wandel des Geschmacks betroffen ist. Zudem sind die An- 
sprüche an die Qualität begrenzt; ausschlaggebend ist der Preis. Da die Ware 
als Aktionsware, die nur ein oder zwei Wochen in den Geschäften verfügbar 
ist, angeboten wird, gibt es grundsätzlich keine Nachorder. Die non-food Pro- 
dukte der Discounter, also auch Bekleidung, werden als sogenannte Partieware 
beschafft. Diese wird einmalig zu einem bestimmten Zeitpunkt in geringer Va- 
rianten- aber großer Stückzahl geordert. Entscheidend ist, dass die komplette 
Produktion zum langfristig vertraglich vereinbarten Zeitpunkt in Deutschland 
verfügbar ist. Längere Transportzeiten von drei oder vier Wochen stellen für 
die Bereitstellung dieser Ware kein Hindernis dar. Damit eignen sich diese 
Produkte besonders gut für eine globale Beschaffung in China oder anderen 
asiatischen Ländern. 


7 Pioniere waren hier der einstige größte deutsche Bekleidungshändler C&A, der ausschließ- 
lich Eigenmarken anbietet, sowie die großen Versandhäuser, die von vielen Markenherstel- 
lern, die auf eine gewisse Exklusivität ihrer Marke Wert legten, nicht beliefert wurden. In den 
1970er Jahren hatte sich C&A noch zum großen Teil aus eigenen Fabriken und bei Lieferan- 
ten in Deutschland und den Niederlanden versorgt (Smit/Jongejans 1987). Seit 1985 bezieht 
das Unternehmen seine Produkte jedoch vollständig aus dem Ausland. In diesem Jahr verla- 
gerte die ehemalige Tochtergesellschaft von C&A, die Canda International, die Fertigung 
nach Rumänien. 
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Die Beschaffung erfolgt vielfach durch spezialisierte in Deutschland ansässige 
Handelsunternehmen (Intermediäre), die mit eigenen Büros in den Hersteller- 
ländern präsent sind und häufig sehr eng mit einzelnen Einzelhandelsunter- 
nehmen kooperieren. Diese übernehmen auch das Ausfallrisiko, das mit ho- 
hen Konventionalstrafen belegt ist, falls die Ware nicht pünktlich in Deutsch- 
land verfügbar sein sollte. Anders als ihre Kunden, die Discounter, besitzen 
Importeure die Erfahrung, die notwendig ist, um das Risiko gering zu halten. 
Zu diesem Zweck bedienen sie sich erfahrener Hersteller, mit denen häufig 
längerfristige vertrauensvolle Kooperationsbeziehungen bestehen. 

Bekleidungsdiscounter wie Kik oder Takko greifen bei ihrer Beschaffung zum 
Teil auf die gleichen Intermediäre zurück, die auch von den Lebensmitteldis- 
countern genutzt werden. Andere besitzen aber auch - ähnlich wie die Vertika- 
len - eigene Einkaufsgesellschaften, etwa NKD in Hongkong oder in Istanbul. 


Beschaffung der Vertikalen 


Die Gruppe der Vertikalen, die seit den 1980er Jahren von H&M angeführt 
wird, unterscheidet sich von den Discountern insbesondere dadurch, dass das 
Design der Produkte eine entscheidende Rolle spielt. Anders als der traditio- 
nelle Bekleidungshandel, der von Herstellern entworfene Kollektionen ver- 
treibt, verfügen die Vertikalen über eigene Design- und Entwicklungsabteilun- 
gen. Sie üben damit eine traditionelle Funktion der Bekleidungshersteller aus, 
integrieren diese aber in die Entwicklung eines Gesamtkonzepts, das auch die 
Form der Warenpräsentation mit einschließt. 

Die Bezeichnung ‘Vertikale’ haben diese Unternehmen erhalten, weil sie als 
Handelsunternehmen nicht nur ihre Produkte selber entwickeln, sondern dar- 
über hinaus eine weitgehende Kontrolle über die gesamte Wertschöpfungsket- 
te anstreben.? Dabei sind Unternehmen wie Benetton oder Inditex (Zara), die 
einen großen Teil ihrer Ware in eigenen Fabriken in Italien bzw. Spanien her- 
stellen, die Ausnahme.’ Die meisten Vertikalen verfügen über ein internationa- 
les Netz von Einkaufsbüros, die mit den zahlreichen Lieferanten eng kooperie- 
ren. Üblich ist z.B. ein freier Zutritt zu den Fabriken, um Qualitätskontrollen 
durchzuführen. 

Im einzelnen ist bei den Vertikalen ein breiter Mix von Beschaffungsformen 
zu finden, dessen Einzelheiten von der Zusammensetzung des Warenangebots 
abhängen." Große Teile des Standardsortiments, also der Waren, die ständig 


8 Damit unterscheiden sie sich vermutlich von C&A. In einem Vergleich mit dem britischen 
Bekleidungshändler Marks & Spencer hatten Crewe/Davenport (1992) diesem Unternehmen 
eine sehr enge Kooperation mit seinen Lieferanten attestiert, während sie das Verhältnis bei 
C&A als arms‘ length charakterisieren. 

9 Zur Geschichte des italienischen Bekleidungsproduzenten und internationalen Franchisesy- 
stems Benetton vgl. Belussi (1992) und Camuffo et al. (2001). 

10 Für die USA haben Abernathy et al. (1999) gezeigt, dass - anders als man zunächst vermuten 
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in den verschiedenen Größen und Farben in den Regalen liegen müssen, wer- 
den in Ländern der europäischen Peripherie gefertigt. Hier erleichtern kurze 
Transportwege ständige Nachlieferungen ohne übermäßige Lagerhaltung. An- 
ders dagegen die sog. ‚hoch-modische’ Ware, die in immer kürzeren Zyklen als 
einmaliges, nur für einen kurzen Zeitraum verfügbares Angebot vertrieben 
wird. Diese Kleidungsstücke werden häufig - ähnlich wie die Aktionsware der 
Discounter - mit einem relativ langen zeitlichen Vorlauf als Partieware ın Ası- 
en beschafft. Einzelne Partien, die auf Veränderungen der Nachfrage reagieren, 
können aber auch in Osteuropa oder in der Türkei beschafft werden. 

Die Kontrolle über die Lieferanten erfolgt sowohl über die Vorgaben mittels 
detaillierter Produktlastenhefte (Qualität, Menge, Zielkosten etc.) als auch mit- 
tels intensiver Lieferantenbetreuung. Die dezentralen und miteinander konkur- 
rierenden Einkaufsbüros der vertikalen Unternehmen holen die Angebote po- 
tentieller Lieferanten aus bestehenden Lieferantenpools ein, woraus die Zentra- 
le den Lieferanten auswählt. Vor Ort erfolgt dann ein intensives Lieferanten- 
coaching. Die Kosten dieser engen Koordination entlang Kette gegenüber der 
Zusammenarbeit mit Importeuren lassen sich über eine Reduzierung der Liefe- 
rantenanzahl verringern, so dass mit wenigen, zumeist sehr großen Lieferanten 
intensive Kontakte gepflegt werden. Die Auslastung der Partner ist deutlich 
höher als bei den Lohnfertigern der klassischen Industriemarken, das reicht 
soweit, dass einige der Auftragfertiger bis zu 80% durch einen europäischen 
Vertikalen ausgelastet sind. Länder wie Bulgarien, China, Mauritius oder Bang- 
ladesh gehören zu den wichtigen Lieferländern von z.B. Hennes & Mauritz. 
60% der Ware kommt heute aus Asien, 40% aus Europa. 


3. Fazit: Strukturwandel und gesellschaftliche Entwicklungen 


Wie gezeigt, hat sich in allen Segmenten der Bekleidungsbranche eine Interna- 
tionalisierung der Beschaffung durchgesetzt. Darüber hinaus scheint es aber 
keinen für die gesamte Branche gültigen Trend zu geben. Vielmehr haben sich 
mit der Ausdifferenzierung der Nachfrage und der Konsummuster, etwa eines 
Hoch- und eines Niedrigpreissegments oder von basics und high-fashion auch 
verschiedene Beschaffungsformen herausgebildet, sowohl in Bezug auf die vor- 
rangig genutzten Lieferländer als auch in Bezug auf die Bedeutung der ver- 
schiedenen Akteure in der Kette und den Grad der vertikalen Integration. 
Zwischen den erfolgreichen Geschäftsmodellen der (ehemaligen) Hersteller im 
Topsegment, den überwiegend im mittleren Segment tätigen Vertikalen und 
den Discountern im untersten Segment bestehen erhebliche Unterschiede." 


würde - es nicht die hoch-modischen Artikel sind, die in unmittelbarer Nähe des US- 
Marktes, in Mexiko oder der Karıbik, gefertigt werden, sondern häufig die Grundsortimente, 
bei denen es auf eine schnelle Nachlieferung, etwa einzelner Größen, ankommt. 

11 Dies lässt Ansätze problematisch erscheinen, die ausgehend von Theorien des National Bu- 
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Indem sich (ehemalige) Hersteller von einer eigenen Produktion verabschieden 
und zugleich beginnen, klassische Funktionen des Handels zu übernehmen, 
während Handelsunternehmen, insbesondere die Vertikalen aber auch andere 
große Bekleidungshändler mit ihren Eigenmarken, in traditionelle Tätigkeits- 
felder der Hersteller wie Produktentwicklung und Qualitätskontrolle vordrin- 
gen, verschwimmen die ehemals klaren Branchengrenzen zwischen Industrie 
und Handel.’ Bei beiden Gruppen löst sich das Design räumlich und organi- 
satorisch von der Produktion. Insbesondere die (ehemaligen) Hersteller behal- 
ten jedoch eine starke Kontrolle über den Produktionsprozess, und auch die 
Vertikalen üben einen erheblichen direkten Einfluss auf ihre Lieferanten aus. 
Bei den ebenfalls erfolgreichen Discountern im unteren Segment spielt Design 
dagegen eine untergeordnete Rolle und es ist keine Tendenz zur vertikalen In- 
tegration festzustellen. Insbesondere die Lebensmitteldiscounter vertrauen bei 
der Beschaffung ihrer non-food Sortimente auf spezialisierte Importeure. Be- 
kleidung wird hier als Partieware beschafft; in dieser Hinsicht haben die Dis- 
counter eine große Ähnlichkeit mit den Vertikalen. 

Die (ehemaligen) Hersteller von Topmarken konzentrieren sich auf Kernkom- 
petenzen im Design, im Marketing und in der umfangreichen Qualitätssiche- 
rung der Produktion. Insbesondere im hochpreisigen Bereich sind sie mit eher 
klassischen Kollektionen für einkommensstarke arrivierte Kunden erfolgreich. 
Discounter - insbesondere die branchenfremden Lebensmitteldiscounter - be- 
sitzen dagegen kaum produktspezifische Kenntnisse, ihre Kernkompetenz ist 
der effiziente Vertrieb. Da im untersten Segment weniger die Produktqualität 
oder das Design als vielmehr der Preis entscheidet, können sie die Warenbe- 
schaffung Spezialisten überlassen. Die Kernkompetenz der Vertikalen liegt we- 
niger in einzelnen Tätigkeitsbereichen, als in der Verbindung von Produktde- 
sign, Ladengestaltung, Vertrieb, Marketing und Warenbeschaffung. Sie sind 
insbesondere im mittleren Preissegment erfolgreich und wenden sich bevor- 
zugt an jugendliche Käufer, die zwar viele Einzelstücke kaufen, pro Kleidungs- 
stück aber relativ wenig Geld ausgeben wollen oder können. 

Der Strukturwandel im Bekleidungshandel ist eng mit gesellschaftlichen Ent- 
wicklungen verbunden. So lässt die Bedeutungszunahme von Top-Marken ei- 
nerseits und no-name Produkten der Discounter andererseits auch auf eine Po- 
larisierung der Käuferschichten und damit in der Gesellschaft schließen. Es ist 
bemerkenswert, dass insbesondere bei Arbeitslosen ebenso wie bei Haushalten 


siness Systems, der Varieties of Capitalism oder - für Deutschland - der Diversifizierten 
Qualitätsproduktion (Sorge/Streeck 1988) versuchen, unterschiedliche nationalspezifische 
Beschaffungsmodelle in der Bekleidungsbranche zu identifizieren. Vgl. die interessanten Un- 
tersuchungen von Palpacuer/Poissonnier (2003) zu Frankreich, von Gibbon/Thomsen zu 
Skandinavien oder von Lane/Probert (2004) zu Deutschland und Großbritannien. 

12 Zugleich übernehmen die (neuen) Produzenten auch traditionelle Einzelhandelsfunktionen 
wie etwa die Auszeichnung der Ware. 
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in der untersten Einkommensgruppe nicht nur die absoluten Ausgaben für 
Bekleidung sondern auch der relative Anteil an den Gesamtausgaben deutlich 
unter dem Durchschnitt liegen. Top-Marken wie Discounter profitieren aber 
sicherlich auch von einer Ausdifferenzierung in der Gesellschaft: Der so ge- 
nannte hybride Konsument kombiniert z.B. Socken von Tchibo mit einem 
teuren Markensakko. 

Die Vertikalen bedienen am besten das Bedürfnis nach individueller Differen- 
zierung. Der schnelle Austausch der Waren bei den Vertikalen und die Auflö- 
sung der klassischen Kollektionsrhythmen ist bei ihnen aber nicht nur eine 
Reaktion auf die kulturelle und modische Ausdifferenzierung der Nachfrage. 
Die Bestückung der Filialen mit immer neuen Produkten ist auch auf die Art 
der Warenbeschaffung zurückzuführen. Denn für eine globale Beschaffung ist 
immer wieder leicht veränderte Partieware am besten geeignet, da hier keine 
Nachorder notwendig sind. Mit dieser Art der Beschaffung ist ein Kundentyp 
kompatibel, der nicht gezielt nach bestimmten Bekleidungsstücken sucht oder 
gar, wie im traditionellen Einzelhandel, erwartet, ein bestimmtes Produkt vor- 
rätig zu finden, sondern der in speziell designten Einkaufswelten ‘shoppen 
geht’ und sich eher spontan zum Kauf des einen oder anderen Bekleidungs- 
stücks anımieren lässt. 
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Stefan Beck, Christoph Scherrer 


Der rot-grüne Einstieg in den Abschied vom 
„Modell Deutschland”: Ein Erklärungsversuch 


Entgegen dem Gerede vom Reformstau kam es in den letzten Jahren unter der 
rot-grünen Regierung zu erheblichen Reformen des Sozialstaats und der Ar- 
beitsmarktpolitik. Im folgenden geht es uns nicht um den Inhalt dieser Re- 
formen, sondern um die Erklärung der spezifischen Reformdynamik.' 

Als die rot-grüne Koalition 1998 ins Amt kam, kündigte sie eine sozio- 
ökonomische und institutionelle Modernisierung an. Das Versprechen, wirt- 
schaftliche und fiskalische Erfordernisse mit dem Ziel sozialer Gerechtigkeit 
zu vereinbaren, weckte bei vielen Wählern die Hoffnung, die Herausforderun- 
gen der Globalisierung und das Problem der Massenarbeitslosigkeit ohne ei- 
nen Abbau sozialstaatlicher und partizipatorischer Errungenschaften zu mei- 
stern. Die Kombination aus wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, Partizipation 
und sozialer Wohlfahrt war auch das Erfolgsmerkmal des Modell Deutsch- 
land, wofür es lange Zeit bewundert wurde. Demnach wäre eine vorsichtige 
Modernisierung des deutschen Modells, aufbauend auf dessen Eigenheiten 
und Stärken, erwartbar gewesen. Stattdessen ist es nun die rot-grüne Regierung, 
die mit ihren Reformen zunehmend den Kernbestand des deutschen Modells 
auszuhöhlen droht und dabei einem marktliberalen Modell folgt, dessen Stär- 
ken gerade nicht den traditionellen sozialdemokratischen Zielen entsprechen. 
Dieser schleichende Abschied vom Modell Deutschland stand jedoch zu Be- 
ginn der rot-grünen Regierung keineswegs auf der Agenda, sondern vollzog 
sich phasenweise. Wir haben drei Phasen rot-grüner Reformpolitik identifiziert 
und nach ihren zentralen Protagonisten benannt: 

(1) „Lafontaine-Trittin-Phase“ (9/1998 - 3/1999), in der begonnen wurde, die 
in der Opposition entwickelten Konzepte, die zur Stärkung zentraler Bestand- 
teile des Modell Deutschlands beigetragen hätten, umzusetzen; 

(2) „Eichel-Riester-Phase“ (4/1999 - 2/2002), in der mit gewaltigen Steuerge- 
schenken an Großkonzerne und dem ersten Bruch des Prinzips der umlagen- 
finanzierten Rentenkassen bei zeitgleicher Stärkung von Mitbestimmungsrech- 


1 Für wertvolle Hinweise und konstruktive Kritik danken wir Michael Heinrich, Thomas Sa- 
blowski und Kolleginnen und Kollegen des Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften der 
Universität Kassel. 
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ten eine noch relativ zaghafte Abkehr von der ursprünglichen Programmatik 
vollzogen wurde; 

(3) „Hartz-Clement-Phase“ (3/2002 -), in der die Agenda 2010 mit ihren tiefen 
Einschnitten in das soziale Netz entwickelt und durchgesetzt wird. 


Die letzte Phase könnte ab Frühjahr 2004 noch in eine „Müntefering-Phase“ 
ausdifferenziert werden. Angesichts massiver Umfrageverluste, zahlreicher Par- 
teiaustritte, absehbarer Niederlagen in Länderwahlen und heftiger Kritik sei- 
tens einiger Gewerkschaftsführer entschied sich Kanzler Gerhard Schröder im 
März 2004 die Führung der SPD an den bisherigen Fraktionsvorsitzenden 
Franz Müntefering zu übergeben. Müntefering soll den traditionellen Werten 
der Sozialdemokratie näher stehen, gleichwohl wurde Hartz IV unter seiner 
Parteiführung durchgezogen. Ob Müntefering tatsächlich einen Unterschied 
macht, bleibt abzuwarten. Unsere Analyse wird auf diese Differenzierung ver- 
zichten. 

Der Wechsel von einer Phase zur anderen wirft Fragen auf. Erstens stellt sich 
die Frage, warum so rasch auf die Umsetzung der in der Opposition erarbeite- 
ten Reformvorstellungen verzichtet wurde. Zweitens bedarf es einer Erklärung, 
warum in der Eichel-Riester-Phase weiterhin einige Forderungen traditioneller 
Unterstützergruppen bedient wurden, obgleich die ursprüngliche, dieses Klien- 
tel begünstigende Reformagenda aufgegeben wurde. Drittens ist angesichts der 
hohen politischen Risiken die Bestimmtheit, mit der die Umsetzung der un- 
populären Agenda 2010 betrieben wurde, ein Rätsel. 

Der Rätsel Lösung könnte einfach ausfallen: Der Angriff auf das Modell 
Deutschland, und insbesondere die Durchsetzung der Hartz-Gesetze, kann als 
Ausdruck einer sich entfaltenden neoliberalen Hegemonie, die das Führungs- 
personal der Koalitionsparteien erfasst hat, erklärt werden (Candeias 2004: 
333). Die gänzlich andere Sichtweise des SPD-Beobachters Franz Walter führt 
letztlich zu einer ebenso linearen Erklärung. In seinem Generationenmodell 
verhilft das schlaffe Ergrauen der 68er Generation, die in den achtziger Jahren 
der Partei noch eine progressive Prägung verliehen hat, zur Durchsetzung neo- 
liberaler Positionen. Die nachwachsenden Generationen seien zahlenmäßig zu 
klein für eine Radikalisierung. Ihre Mitglieder konnten reibungslos in die Ge- 
sellschaft hineinwachsen, es gab keinen nicht absorbierten, und damit zum 
Protest neigenden „Überschuss“ (Walter 2004). 

Beiden Erklärungsangeboten fehlt es unseres Erachtens an einer Vermittlung 
zur tagespolitischen Ebene. Somit bleibt Raum für eine Erklärung des Han- 
delns der rot-grünen Koalition - metaphorisch gesprochen - „unterhalb“ der 
Analyse des Neoliberalismus (bzw. des Generationenverhaltens) und „ober- 
halb“ tagespolitischer Beschreibungen. Wir wollen diese Lücke hier unter 
Rückgriff auf Überlegungen zum rationalen strategischen Handeln schließen. 
Wir werden uns dabei weniger an heutigen Theorien rationaler Wahlhandlun- 
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gen orientieren als an Machiavelli. Die gängigen Public-Choice-Modelle kön- 
nen unseres Erachtens gerade das spannende der rot-grünen Regierungszeit 
nicht fassen. Sowohl Modelle, die mit der Annahme arbeiten, dass die Wähler 
Regierungshandeln bestimmen (die Downs Tradition) als auch Modelle, die 
von der Annahme ausgehen, dass Parteien die Präferenzen ihrer Mitglieder 
maximieren (Roemer 2001), würden politische Maßnahmen vorhersagen, die 
den Präferenzen der Wähler oder Parteimitglieder deutlich näher stehen. Diese 
Modelle sind hinsichtlich vielschichtiger Interessenlagen und deren Unbe- 
stimmtheit insbesondere bei weit in die Zukunft greifenden, von Diskursen 
und Institutionen beeinflussten Entscheidungen, eindeutig unterkomplex. 
Ganz anders dagegen Machiavelli, der für seinen imaginären Fürsten aus der 
Geschichte der Politik die unterschiedlichsten auf Herrschaft bezogenen Kon- 
fliktsituationen heraussuchte, kategorisierte und die jeweils angewandten Stra- 
tegien rational nach ihrer Wirkung bewertete (Machiavelli 2001). Dabei verlor 
er nie den Kontext aus dem Auge. Entsprechend wollen wir hier den Kontext 
beachten, allerdings nicht selbst zum Untersuchungsgegenstand machen. Wie 
gesagt, wir gehen von einer neoliberalen Hegemonie aus, die vornehmlich da- 
durch kennzeichnet ist, dass im Unterschied zur fordistischen Phase, in der, 
überspitzt formuliert, für jedes auftauchende Problem eine staatliche Antwort 
gesucht wurde, nun eine Stärkung privater Eigentumsrechte als Standardlö- 
sung empfohlen wird. Aber wie im Fordismus, haben wir es nicht mit einer 
totalen Hegemonie zu tun, die die ganze Gesellschaft umfasst. Die Marktideo- 
logie ist gerade im Anhängerkreis der hier untersuchten Koalitionsparteien 
noch nicht vollständig absorbiert. Innerhalb dieses Kontextes unterstellen wir 
dem zentralen Führungspersonal die Fähigkeit, rational Handeln zu können. 
Wir meinen keine absolute Rationalität, sondern eine Simon’sche bounded ra- 
tionality. Eine solche Annahme erscheint uns plausibel, da das Führungsper- 
sonal ständig vor Entscheidungen steht, die es untereinander oder im kleinen 
Beraterkreis abwägt. Sicherlich wird die Masse der Entscheidungen bürokra- 
tisch routiniert oder intuitiv erfahrungsgesättigt getroffen, aber selbst diese 
Entscheidungen können prinzipiell, insbesondere wenn ihre Ergebnisse den 
eigenen Interessen zuwiderlaufen, einer Reflexion unterzogen werden. Die 
Zielgröße der Rationalität halten wir nicht für von vorne herein gegeben. Für 
einzelne PolitikerInnen kann dies das Erreichen oder Sichern eines Wahlamts, 
die Verfolgung eines bestimmten politischen Zieles, oder einfach Anerkennung 
oder Geld bedeuten. In den folgenden Ausführungen werden wir das jeweils 
konkret ausloten. 

Auf einen Nenner gebracht, könnte unser Zugang als kontext-sensitiver Ansatz 
rationaler Wahlhandlungen bezeichnet werden, genauer wäre aber die Be- 
zeichnung gramscianisch-machiavellischer Ansatz, wobei wir hier Gramsci 
nicht zur Anwendung bringen. Wie Hegemonie produziert wird, bzw. von ei- 
ner Akteursgruppe erreicht werden kann, bleibt außen vor (diesbezüglich ver- 
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weisen wir auf Candeias 2004). Dafür wird der Blick auf Herrschaftspraktiken 
innerhalb eines hegemonialen Rahmens gerichtet. 

Wir gehen davon aus, dass der Einstieg in den Abschied vom sozialdemokrati- 
schen Modell Deutschland nicht mit dem Regierungsantritt vorgegeben war. 
Es gab immer wieder Situationen, in denen Richtungsentscheidungen getroffen 
werden mussten. In diesen Situationen zeigte es sich jedoch, dass die Kräfte 
für einen partizipativen Ausbau des Modell Deutschlands gerade durch die 
Regierungsbeteiligung von SPD und Grünen nicht für ihre Agenda breit mobi- 
lisieren konnten. Somit lautet unsere zentrale Hypothese wie folgt: Wenn sich 
die Linke in der Defensive befindet, weil sie nicht breit mobilisieren kann, ge- 
rät eine links der Mitte-Koalitionsregierung unter Druck, in die politische Mit- 
te zu steuern. Wobei die Mitte dabei zwangsläufig nach rechts rückt. 

Zunächst muss erklärt werden, wie dieser Wechsel das institutionelle Gerüst 
des Modell Deutschland geschwächt hat. 


Der schleichende Abschied vom Modell Deutschland 


Wie die konkrete Umsetzung der Wahlversprechen, insbesondere der ange- 
kündigte Abbau der Arbeitslosigkeit erreicht werden sollte, blieb bei Regie- 
rungsantritt unklar. Während Kanzlerkandidat Gerhard Schröder für eine un- 
ternehmensfreundliche Wirtschafts- und Modernisierungsstrategie zu stehen 
schien, verkörperte Oskar Lafontaine eine eher traditionelle sozialdemokrati- 
sche, d.h. verteilungsorientierte keynesianische Wachstumspolitik. Zwar unter- 
stand Lafontaine als Finanzminister nun der Richtlinienkompetenz des Kanz- 
lers, schien aber anfangs ausreichende Freiheiten zu besitzen, seinen eigenen 
Kurs zu verfolgen: fiskalische Stimulierung, Anregung der Massenkaufkraft 
durch Steuerentlastungen, Vorstöße zur internationalen Koordination der 
Steuerpolitik und die Aufforderung an die Zentralbank, die Zinsen zu senken. 
Mit den Grünen wiederum verbanden sich Hoffnungen auf eine ökologische 
und gesellschaftliche Modernisierung. Insbesondere Jürgen Trittin stand für 
den Ausstieg aus der Atomenergie, eine Reform des Asylrechts und die Ein- 
führung der doppelten Staatsbürgerschaft. 

Eine Wende gegenüber der Politik der Vorgängerregierung artikulierte sich 
auch in der Rücknahme einiger sozialstaatlicher Einschnitte, z.B. bei der Lohn- 
fortzahlung, der Rente, beim Kündigungsschutz, und mit dem „Bündnis für 
Arbeit“ nahm Rot-Grün einen Vorschlag des damaligen IG Metall-Vorsitzen- 
den, Klaus Zwickel, auf. Zwar blieben die Ergebnisse bescheiden, da zunächst 
die Arbeitgeber gegen Lafontaine opponierten und sich später die Gewerk- 
schaften gegen Forderungen wehrten, die Lohnpolitik zum Gegenstand der 
Bündnisgespräche zu machen, es war jedoch ein Versuch, wieder stärker an die 
korporatistische Tradition - wenn auch zunehmend in angebotsorientierter 
Manier - des deutschen Modells anzuknüpfen (vgl. Niechoj 2002). Schließlich 
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wurden in dieser ersten Phase ein Programm zur Reduzierung der Jugendar- 
beitslosigkeit aufgelegt, Fortschritte bei der Gleichstellung von Frauen und bei 
der Unterstützung Behinderter erreicht und Vorstöße zur Regulierung bzw. 
Reduzierung atypischer Beschäftigungsformen (325-Euro-Jobs, Scheinselbstän- 
digkeit) unternommen (Kreutz 2002). 

Diese Maßnahmen von Rot-Grün entsprachen nicht nur in etwa den Erwar- 
tungen ihrer traditionellen Wähler, sondern bekräftigten auch zentrale Merk- 
male, z.B. Arbeitsbeziehungen, sozialstaatliche Leistungen und korporatistische 
Steuerung, des Modell Deutschland. Einen Rückschlag erfuhr die Regierungs- 
koalition jedoch im Februar 1999 bei den Landtagswahlen in Hessen. Zum 
einen rief der erfolgreiche christdemokratische Herausforderer Roland Koch 
mit seiner populistischen Kampagne gegen die doppelte Staatsbürgerschaft in 
Erinnerung, dass beim Thema Umgang mit MigrantInnen, Rot-Grün verwundbar 
ist (die Grünen verloren in Hessen 4 Prozentpunkte, der SPD blieb ein Teil ihrer 
traditionellen Arbeiterwählerschaft fort; Hofrichter/Westle 2000). Zum ande- 
ren eröffnete der Verlust der rot-grünen Mehrheit im Bundesrat der Oppositi- 
on die Möglichkeit, Gesetzesvorhaben von Rot-Grün zu blockieren, und stärk- 
te damit indirekt die angebotsorientierte Fraktion innerhalb der Koalition. 
Auch wenn Lafontaine nicht nur der traditionell orientierte Advokat der Ar- 
beiterklasse war, sondern z.B. auch an den eher angebotsorientierten Teilen 
der Steuerreform mitgewirkt hatte, so symbolisierte sein plötzlicher Rücktritt 
im März 1999 eine politische Niederlage für eine traditionelle sozialdemokra- 
tische Politik und bestätigte den massiven Einfluss des Kapitals auf den Kurs 
der Wirtschaftspolitik (Kreutz 2002, Heise 2002). 

Nach Lafontaines Rückzug kam es in der zweiten, der Eichel-Riester-Phase zu 
einer spürbaren aber noch nicht eindeutigen Akzentverschiebung rot-grüner 
Politik. Zwar rückten zunehmend marktorientierte Reformen in den Vorder- 
grund, einzelne Politiken entsprachen aber noch den Interessen der traditio- 
nellen Wählerschaft. In den Steuerreformen, die noch von Lafontaine mit 
vorbereitet und eingeleitet worden waren, finden sich beide Aspekte. Haushal- 
te mit niedrigem Einkommen wurden durch die Erhöhung des Grundfreibe- 
trags, einen niedrigeren Fingangssteuersatz und höhere Kinderfreibeträge entla- 
stet. Noch stärker entlastet wurden jedoch Haushalte mit hohem Einkommen 
und neue Belastungen, z.B. Ökosteuer, trafen Geringverdienende vergleichs- 
weise stärker (Schratzenstaller 2002). Ebenso korrespondierte die 1999 einge- 
führte Energiesteuer, ein zentrales Element der grünen Agenda, noch mit der 
ersten Phase. Nach massiven Protesten von Unternehmen wurden allerdings 
großzügige Ausnahmeregelungen für energieintensive Branchen eingebaut und 
die Steuereinnahmen zur Entlastung der Unternehmen von Lohnnebenkosten 
verwandt. Der Wettbewerbsfähigkeit und der Attraktivität des Standorts soll- 
ten auch die Steuersenkungen im Zuge der Unternehmenssteuerreform sowie 
die Steuerbefreiung von Veräußerungsgewinnen dienen. 


116 Stefan Beck, Christoph Scherrer 


Die erheblichen Steuererleichterungen für Spitzenverdiener und Unternehmen 
stärken zwar - neben der sehr moderaten Lohnentwicklung - die internationa- 
le Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, untergraben aber tendenziell die 
institutionellen Grundlagen des deutschen Modells. Da die ungleiche Entla- 
stung der Haushalte keine Stimulierung der Nachfrage bewirkte, brachen mit 
der wirtschaftlichen Schwäche die Steuereinnahmen ein. Dies führte zu einem 
Rückgang vor allem kommunaler Investitionen (vgl. Vesper 2004) und erhöhte 
den Druck, die staatlichen built-in-stabilizers, z.B. Sozialausgaben, die sich an- 
tizyklisch entwickeln, einzuschränken. Die prozyklische Fiskalpolitik trug so- 
mit selbst zu den immer wieder angeführten vermeintlichen „Sachzwängen“ 
bei. Zudem untergräbt die Steuerbefreiung von Veräußerungsgewinnen die 
Einbindung vor allem großer Unternehmen, und damit langfristig die Steuer- 
basis (Kellermann 2005). 

Die zweite zentrale Reform war die Teilprivatisierung der Renten. Nach einem 
anfänglichen Aussetzen der unter Kohl beschlossenen Rentenkürzung und der 
Ausdehnung der Versicherungspflicht ging Rot-Grün auch hier zu einer Politik 
über, die nicht nur Teile der traditionell sozialdemokratischen Wählerschaft 
belastet, sondern darüber hinaus das für den deutschen Sozialstaat grundle- 
gende Solidarprinzip aushöhlt (Mosebach 2005a). Angesichts dieser Unter- 
ordnung der Sozial- und Wirtschaftspolitik unter das Ziel internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit bleiben einzelne Maßnahmen zugunsten der traditionel- 
len Klientel in dieser Phase, insbesondere die Reform des Betriebsverfassungs- 
gesetzes 2001 gegen den Widerstand v.a. mittelständischer Unternehmen erklä- 
rungsbedürftig. Die Ausweitung der betrieblichen Mitbestimmung war zweifel- 
los ein Erfolg für die Gewerkschaften, aber letztlich eine vergleichsweise be- 
scheidene Kompensation (Wendl 2001). 

Die Hinwendung zu einer angebotsorientierten Arbeitsmarktpolitik erfolgte 
bereits in der Eichel-Riester-Phase. Das 1999 im Schröder-Blair-Papier vorge- 
stellte Prinzip „Fördern und Fordern“ lag dem Job-AQTIV-Gesetz von 2001 
zugrunde, welches u.a. individuelle Eingliederungsvereinbarungen, die Andro- 
hung von Speerzeiten und Lohnsubventionierungen einführte (Heise 2002). 
Eine noch deutlichere Abkehr vom ursprünglichen Programm zeichnete sich 
dann im Wahlkampf 2002 mit der Übernahme der arbeitsmarktpolitischen Re- 
formvorschläge der vom VW-Personalmanager Peter Hartz geführten Kommis- 
sion ab. Nach der Wiederwahl zögerte Rot-Grün nicht lange mit der Umset- 
zung der Hartz-Reformen, mit der vornehmlich der neue „Superminister“ 
Wolfgang Clement beauftragt wurde. Mit den vier Hartz-Reformpaketen ver- 
schärfte die rot-grüne Regierung zwischen 2003 und 2005 z.B. die Bedingun- 
gen für den Bezug von Arbeitslosengeld und die Zumutbarkeitsregelungen, 
förderte Zeit- und Leiharbeit sowie Minijobs und senkte die Leistungen. Da- 
von betroffen ist auch das institutionelle Gefüge. Zum einen wird das Solidari- 
tätsprinzip weiter ausgehöhlt, zum anderen üben der Ausbau eines - teilweise 
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subventionierten - Niedriglohnsektors und atypischer Beschäftigungsverhält- 
nisse, wie auch die Senkung von Sozialleistungen (Reservationslohn) Druck 
auf das Lohnniveau und das bereits geschwächte Tarifsystem aus (Herr 2002). 
Die Hartz-Reformen sind jedoch nur ein - allerdings zentraler - Bestandteil 
einer umfassenderen rot-grünen Reformagenda, die Kanzler Schröder in seiner 
Regierungserklärung im März 2003 unter dem Namen „Agenda 2010“ verkün- 
dete, die weitere umfangreiche Einschnitte v.a. im Gesundheitssystem vorsieht. 
Die Einführung von Wettbewerbsformen und die Privatisierung von Finanzie- 
rungslasten verändern auch in diesem Bereich das institutionelle Gefüge des 
Modell Deutschland in einer Weise, die überwiegend zu Lasten einkommens- 
schwacher Haushalte und des Prinzips des solidarischen Ausgleichs individuel- 
ler Risiken geht (Mosebach 2005). 

Zusammengenommen zeigen die drei Phasen eine deutliche Kehrtwende von 
einer Politik, die anfangs noch an den traditionellen sozialdemokratischen 
Werten orientiert war und sich zu den sozialstaatlichen und solidarischen 
Elementen des Modell Deutschland bekannte, hin zu einer angebotsorientier- 
ten Politik, die zunehmend das Solidaritätsprinzip dem Ziel internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit und der Haushaltskonsolidierung unterordnet. Bezogen 
auf die Kernmerkmale des deutschen Modells hat dieser Kurswechsel signifi- 
kante Veränderungen zur Folge. In sozialer Hinsicht droht mit der Privatisie- 
rung von Risiken und Lasten eine stärkere Ausdifferenzierung, d.h. Ungleich- 
heit, und die Verfestigung ungleicher Chancen. Hinsichtlich der Frage demo- 
kratischer Partizipation und Mitbestimmung ist die Bilanz ambivalent. Einer 
Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung stehen eine mögliche individuelle 
Exklusion infolge von Segmentierungsprozessen, z.B. auf dem Arbeitsmarkt, 
gegenüber. Ökonomisch wiederum könnte die Kombination unternehmeri- 
scher Exit-Optionen, einer restriktiven und prozyklischen Fiskalpolitik sowie 
einer neo-merkantilistischen Arbeitsmarkt- und Lohnpolitik erhebliche Aus- 
wirkungen haben. Trotz gestiegener Wettbewerbsfähigkeit könnte die Deregu- 
lierung des Arbeitsmarktes und die Absenkung arbeits- und beschäftigungspo- 
litischer Standards mittel- bis langfristig möglicherweise eher die institutionel- 
len Grundlagen des Produktionsmodells untergraben anstatt den Abbau der 
Arbeitslosigkeit zu befördern (Beck 2005). 


Eine Erklärung für das Verhalten der rot-grünen Koalition 


Der Wechsel von „Lafontaine-Trittin“ zu „Eichel-Riester“ und schließlich zu 
„Hartz-Clement“ wirft einige Fragen auf. Zunächst bedarf der Wechsel von ei- 
ner Stärkung hin zu einer Schwächung der institutionellen Charakteristika des 
Modell Deutschland einer Erklärung. Die Riester-Rente, die Freistellung der 
Veräußerungsgewinne großer Kapitalgesellschaften von der Steuer, Finanz- 
marktförderungsgesetze usw. waren weder Ausdruck eines Wählermandates 
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noch die Verwirklichung lang gehaltener Überzeugungen der Regierungspartei- 
en. Die rot-grüne Wählerschaft forderte keines dieser Gesetze. In der Tat, hätte 
vor der Regierungsübernahme keine der beiden Parteien für diese Gesetze eine 
mehrheitliche Unterstützung aus dem eigenen Lager erfahren (Heinrich u.a. 
2002: 39). 

Zweitens verlangt die Inkohärenz der Eichel-Riester-Phase nach einer Erklä- 
rung. Einerseits wurden durch den Wechsel für Kernwähler und Kernunter- 
stützer entscheidende Programmpunkte von der Regierungskoalition fallen ge- 
lassen, andererseits wurden einige Forderungen dieser Gruppen erfüllt. Was al- 
so erklärt werden müsste, ist die Verbindung von strategischen Entscheidun- 
gen gegen die zuvor gehaltenen Positionen mit kleinen Schritten zu deren 
Gunsten. 

Drittens bleibt die Durchsetzung der unpopulären Agenda 2010 ein Rätsel. 
Warum verprellt eine Regierung ihre Kernanhängerschaft und nimmt somit 
das Risiko einer Wahlniederlage in Kauf ? 

Wie kam es zu all diesen Entwicklungen? Wie bereits angedeutet, vermuten 
wir, dass dieser Einstieg in den Ausstieg aus dem Modell Deutschland das Re- 
sultat struktureller Zwänge (nicht struktureller Determinierung) war, die auf 
eine Partei links der Mitte wirken, wenn sich die gesellschaftlichen Kräfte links 
der politischen Mitte hinsichtlich ihrer Mobilisierungsfähigkeit in der Defen- 
sive befinden. 

Im Unterschied zu den französischen Sozialisten unter Francois Mitterrand im 
Jahre 1981 kam die rot-grüne Koalition nicht gegen den internationalen Trend 
an die Regierungsmacht. Schröders Wahlsieg folgte vielmehr den Erfolgen des 
New Democrat Bill Clinton in den USA, des New Labor Tony Blair in Groß- 
britannien und dem Sozialisten Lionel Jospin in Frankreich. Diese Parteiführer 
links der Mitte zeichneten sich jedoch, mit Ausnahme von Jospin, durch ihre 
Befürwortung marktwirtschaftlicher Mechanismen zur Bearbeitung sozialer 
und wirtschaftlicher Probleme aus. Deshalb betonten sie das Präfix „New“ vor 
dem Namen ihrer Partei. 

Die Hinwendung zu Märkten durch Parteien links der Mitte widerspiegelt 
nicht allein die neue Stärke privater Geschäftsinteressen, sondern auch die in- 
tellektuelle Hegemonie der Marktbefürworter. Die Attraktivität von Märkten, 
das heißt von privaten Eigentümern in der Konkurrenz zueinander, erfasste 
politiknahe Beratungsinstitute und Medien. Das beachtliche Beschäftigungs- 
wachstum der „New Economy“ in den USA und in Großbritannien schien 
den empirischen Beweis für die theoretischen Lehrsätze neoklassischer Öko- 
nomen bereitzustellen: nämlich dass deregulierte Märkte dem (angeblich) auf 
geblähten Wohlfahrtsstaat überlegen sind (vgl. Sturm 2003: 90). Obgleich zur 
Erklärung des Beschäftigungswachstums in beiden Ländern eine Reihe von Fak- 
toren diskutiert wurden (vgl. Lang et al. 1999), blieb die öffentliche Debatte fast 
ausschließlich auf die Frage der Arbeitsmarktflexibilität fixiert (Beck 2005). 
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Zur gleichen Zeit förderte der Globalisierungsdiskurs die Akzeptanz neolibera- 
ler Politik, allerdings je nach Publikum aus unterschiedlichen Gründen. Die 
Geschäftswelt und ihre politischen Vertreter sprachen über Globalisierung mit 
gespaltener Zunge. Einerseits priesen sie die Vorteile der Globalisierung. Da- 
mit fanden sie Gehör sowohl bei jenen, die sich erfolgreich am internationa- 
len Markt behaupten, z. B. junge Arbeitskräfte im Bereich Informationstech- 
nologien, als auch bei jenen, die vor internationaler Konkurrenz geschützt 
sind, z.B. Juristen und Journalisten. Viele andere waren jedoch längst nicht so 
von den Vorteilen der Globalisierung überzeugt. Ihre Zurückhaltung war nicht 
zuletzt eine Reaktion auf den anderen Globalisierungsdiskurs: Globalisierung 
als Begründung für Angriffe auf die hart erkämpften sozialen Errungenschaften 
der ArbeiterInnen (Krätke 1997). Gleichwohl schwächte dieser erpresserische 
Diskurs den Widerstand gegenüber neoliberalen Politikkonzepten, da er vie- 
lerorts Ohnmachtgefühle auslöste, die entsolidarisierend wirkten: nicht nur 
gegenüber Beschäftigten an ausländischen Standorten, sondern auch an ande- 
ren heimischen Standorten und gegenüber sozial Schwächeren und Migran- 
tInnen. 

Zugleich gerieten die Befürworter korporatistischer, etatistischer Antworten auf 
die Globalisierung im allgemeinen und auf das Problem der Arbeitslosigkeit 
im besonderen in die Defensive. In den 1970er Jahren hatte die Inflation 
schon das Vertrauen in den Keynesianismus unterminiert. Mit dem Zusam- 
menbruch der Sowjetunion war diese Antwort des Westens auf die kommuni- 
stische Herausforderung völlig in Verruf gebracht worden. Unter vielen grünen 
Parteimitgliedern und Führungspersonen hatte zudem die Zusammenarbeit 
der SPD-Politiker mit der Energiewirtschaft zugunsten der Atomenergie ihren 
Glauben an staatliche Lösungen unterminiert. Viele kamen zur Überzeugung, 
dass unter freien marktwirtschaftlichen Bedingungen die Atomenergie längst 
aufgegeben worden wäre (Volmer 1998). Dies alles trug zum Fehlen einer das 
linke Lager vereinigenden Vision jenseits der Verteidigung der Status quo bei 
(Zeuner 1998). 


Der rationale Zug zur Mitte 


Vor dem Hintergrund der Hegemonie neoliberaler Vorstellungen unter den 
politischen Entscheidungsträgern, der weit verbreiteten Arbeitsplatzangst und 
dem Fehlen einer klaren alternativen Vision können die genannten Fragestel- 
lungen mithilfe eines kontext-sensitiven Ansatzes rationaler Wahlhandlungen 
beantwortet werden. 

Unser Argument beginnt mit der einfachen, doch häufig vergessenen politi- 
schen Einsicht, dass alle paar Jahre gewählt, aber Politik jeden Tag gemacht 
wird. Ein Wahlsieg erlaubt der siegreichen Koalition die Regierungsübernah- 
me, aber garantiert nicht die Umsetzung ihres politischen Programms. Die er- 
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folgreiche Durchsetzung des Programms hängt von mindestens vier anderen 
Gruppen ab: der Ministerialbürokratie, den Interessengruppen, den Medien 
und natürlich der Opposition. 

Beim Regierungswechsel in Deutschland wird nur das Personal auf den höch- 
sten Ebenen der Bürokratie ausgetauscht. Die inhaltliche Expertise und - 
noch wichtiger - das Wissen um den Politikprozess liegt bei ihr (Schnapp 
2004). Nehmen wir Lafontaine als Beispiel: aus seinem eigenen Finanzministe- 
rium erhielt er kaum Unterstützung jenseits der kleinen Expertengruppe, die 
er mit ins Amt brachte. Darüber hinaus wurden seine Positionen vom Wirt- 
schaftsministerium abgelehnt, das von Werner Müller geführt wurde, der kein 
SPD-Mitglied war. 

Politikfeldanalysen können wir entnehmen, dass die erfolgreiche Umsetzung 
politischer Maßnahmen in einer modernen Demokratie letztlich von der Ko- 
operation der starken „Spieler“ unter den betroffenen Gruppen abhängt. Dies 
gilt umso mehr für Verhandlungsdemokratien (Esser/Schroeder 1999). Lafon- 
taines wirtschaftspolitisches Programm bedurfte der Kooperation der Bundes- 
bank zur Senkung der Zinsen und der Finanzministerien anderer OECD- 
Länder zur Koordination der Fiskalpolitik und zur Verhinderung von Steuer- 
flucht. Diese kamen ihm jedoch nicht entgegen. Die Bundesbank beharrte 
auch noch kurz vor ihrer faktischen Bedeutungslosigkeit (Kompetenzabtre- 
tung an die EZB) auf ihrer Unabhängigkeit und das US-amerikanische Schatz- 
amt verbarg nicht seine Abneigung gegenüber Lafontaines Neokeynesianismus 
(Spiegel 10/99, 8. März). Gleiches galt für das von den Gewerkschaften lan- 
cierte „Bündnis für Arbeit“. Die Arbeitgeberverbände sahen die Marktkräfte zu 
ihren Gunsten wirken und konnten deshalb nicht auf verbindliche Kompro- 
misse verpflichtet werden (Besenthal 2004). 

Die Presse kritisierte stark die von Lafontaine vorgeschlagenen neokeynesiani- 
schen Maßnahmen, so dass er bald als Belastung für die Regierung angesehen 
wurde (vgl. Schmid 1999). Zudem riefen zentrale Medien bereits nach neuen, 
stärker marktorientierten Reformen, bevor die vorgenommen Reformen über- 
haupt greifen konnten. 

Aufgrund der föderalen Struktur bestehen für die Opposition in Deutschland 
viele Gelegenheiten auf die Regierungspolitik einzuwirken. Zum einen sind 
viele Gesetze im Bundesrat zustimmungspflichtig, d.h. im Falle einer Mehrheit 
der Opposition im Bundesrat, ist die Regierung zu Verhandlungen gezwungen. 
Aber selbst wenn die Opposition über keine Mehrheit im Bundesrat verfügt, 
kann sie dank zeitversetzter Landtags-, Kommunal- und Europawahlen auch 
während der Legislaturperiode des Bundestages die Regierung von Zeit zu Zeit 
in Bedrängnis bringen. Wie bereits erwähnt, erlitt die rot-grüne Koalition 
schon ein halbes Jahr nach Amtsübernahme ihre erste Niederlage in Hessen. 
Die Bedeutung der Medien führt zur nächsten zentralen Annahme der hier 
entwickelten Erklärung: Die Koalitionsparteien wollen wieder gewählt werden. 
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Dies wird in der Public-Choice-Literatur gewöhnlich unhinterfragt vorausge- 
setzt. Leitet der Wille zum nächsten Wahlsieg tatsächlich immer die Parteien 
an? In den Wahlen, die die rot-grüne Koalition zur Macht brachten, wollte 
Kanzler Kohl wieder gewählt werden. Er war aber scheinbar nicht so sehr am 
Wahlsieg seiner Partei, den Christdemokraten, interessiert, denn sonst hätte er 
rechtzeitig eine Nachfolgeregelung angestrebt. Eine solche Regelung hätte zwar 
seine Karriere beendet, aber eventuell die CDU an der Macht gehalten (Lang- 
guth 2001). Es ist nicht außergewöhnlich für einzelne Politiker, ihren eigenen 
Vorteil (bzw. den ihres engen Umfeldes) über den der eigenen Partei zu stel- 
len. Interessanterweise konnten gerade jene Politiker der rot-grünen Koalition, 
die sich am stärksten für nicht so populäre neoliberale Reformen einsetzten 
und anschließend ihr politisches Amt verloren, einen „warmen“ Platz in der 
Privatwirtschaft finden. Dies galt besonders für Schröders ersten Kanzleramts- 
minister, Bodo Hombach, der wegen Korruptionsvorwürfen zurücktreten 
musste. Er wurde zunächst noch mit einem anderen Posten in der Politik ver- 
sorgt, stieg dann aber zum Geschäftsführer der bedeutsamen WAZ- 
Mediengruppe auf. Der grüne Oswald Metzger wird derzeit als „Fellow“ bei 
der Bertelsmann-Stiftung „geparkt“. Der Interessenvertreter der Energiewirt- 
schaft im ersten Kabinett Schröders, Werner Müller, verließ im Juni 2003 die 
Regierung für den Chefsessel der Ruhrkohle AG (Weiss/Schmiederer 2004: 
236-38). Mithin war für einige Politiker der rot-grünen Koalition der Wahlsieg 
nicht die einzige ausschlaggebende Zielgröße ihres Handelns. 

Für die einzelnen Partner einer Koalitionsregierung bestehen starke Anreize, 
sich auf Kosten des anderen zu profilieren. Im Falle der rot-grünen Regie- 
rungskoalition fielen diese Anreize bisher allerdings eher gering aus. Die Grü- 
nen hatten selbst gute Gründe, sich auf die Mitte hin zu bewegen. Links von 
der SPD können sie keinen Partner finden, der stark genug für eine Regie- 
rungsbildung wäre. Diese strategische Überlegung erklärt zu einem guten Teil 
die wirtschaftspolitischen Positionen der Grünen in den letzten Jahren 
(Raschke 2001). Hinzu kommt, dass unternehmensnahe Vereine frühzeitig auf 
grüne Abgeordnete zugegangen sind und sie in ihre Diskussionsforen einge- 
bunden haben (Müller u.a. 2004; Speth 2004). Schließlich gehört die eigene 
Basis inzwischen zu den Besserverdienenden. Aus den Studierenden von einst 
sind zumeist gut verdienende AkademikerInnen geworden. So waren zum Re- 
gierungsantritt die Grünen in der Wirtschaftspolitik bereits liberaler eingestellt 
als die SPD. Da jedoch die Kernwählerschaft der Grünen auf anderen Politik- 
feldern als der Wirtschaftspolitik noch nicht so weit war (und ist), eine 
schwarz-grüne Koalition auf Bundesebene zu unterstützen, verfügte die Partei- 
führung bisher nicht über ausreichende Anreize, sich vom sozialdemokrati- 
schen Koalitionspartner zu distanzieren. 

Im Unterschied zu Kohl ist Schröder auch noch vom Lebensalter (60 im Jahre 
2004) und von seiner Amtszeit her jung genug, um noch keinen Nachfolger 
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vorbereiten zu müssen. So waren wohl beide Koalitionspartner an einem 
Wahlsieg im Jahre 2002 interessiert, auch wenn einzelne führende Mitglieder 
der Koalitionspartner durchaus anderen Zielen höhere Priorität einräumten. 
Der Wunsch nach Wiederwahl brachte vor allem die Nicht-KernwählerInnen 
in den Fokus. Diese hatten Rot-Grün zwar 1998 ihre Stimme gegeben, wählen 
aber nicht gewohnheitsmäßig rot oder grün und könnten deshalb am ehesten 
bei den nächsten Wahlen abtrünnig werden. Diese Gruppe kann unterschie- 
den werden in ErstwählerInnen, ehemalige UnterstützerInnen, die den voran- 
gegangenen Wahlen ferngeblieben waren, und WechselwählerInnen links oder 
rechts der Koalitionsparteien. Aus demografischen Gründen haben die Erst- 
wählerInnen an Bedeutung verloren. Sie unterscheiden sich auch kaum mehr 
von den älteren WählerInnen hinsichtlich ihrer parteipolitischen Präferenzen 
(Hartenstein/Müller-Hilmer 2002). Die gelegentlichen WählerInnen und die 
aus dem linken Spektrum tendieren dazu, ihrer jeweiligen Partei in der Regie- 
rung nach den ersten Jahren die Unterstützung zu verweigern, da ihre Erwar- 
tungen enttäuscht wurden. Gerade Letztere verlieren rasch das Vertrauen in ıh- 
re Partei an der Macht. Sie sind jedoch nicht so zahlreich und tendieren we- 
niger zum Überlaufen zur rechten Konkurrenz. Wähler von rechts sind hinge- 
gen nicht nur wesentlich zahlreicher: 1.350.000 wanderten 1998 von der 
CDU/CSU zur SPD (Infratest dimap 1998; zu den Wechselwählern siehe Fal- 
ter u.a. 2000), ihre Abwanderung ist auch viel stärker spürbar. Darüber hinaus 
sind sie gegenüber den Argumenten der Opposition und anderer der Regie- 
rung feindlich gesinnter Kräfte aufgeschlossener. Letztgenanntes Argument 
wurde durch die Hessenwahl (s. 0.) bestätigt. 

Alternativ zur Orientierung an der Mitte kann eine Regierung versuchen, ihre 
Kernwähler zu mobilisieren, d.h. das Unterstützungspotenzial im eigenen La- 
ger voll ausschöpfen. Regierungen links der Mitte haben selten eine solche 
Strategie verfolgt; eine Ausnahme stellt die Mobilisierung der SPD vor dem 
Misstrauensvotum gegen Willy Brandt im Jahre 1972 dar. Warum zögerten sie, 
ein solches Mittel einzusetzen? Sie wollten sich vermutlich nicht mit den 
Kräften des Status Quo anlegen oder eine rechtsgerichtete populistische Ge- 
genmobilisierung provozieren. Zudem hat sich eine soziale Kluft zwischen der 
politischen Klasse links der Mitte und einem großen Teil ihrer ursprünglichen 
Kernwählerschaft aufgetan (Walter 2004: 31-33). Eine Mobilisierungsstrategie 
würde somit die Vertretung der Interessen der Nichtwähler des eigenen Lagers 
erforderlich machen, also insbesondere der unteren Einkommensschichten (für 
die USA siehe Hill/Leighley 1996). 

Insgesamt bestehen für eine Koalition links der Mitte reichlich Anreize, jenen 
machtvollen gesellschaftlichen Kräfte aus der Mitte zu zuhören, die die öffent- 
liche Wahrnehmung der Regierungsarbeit beeinflussen können. Gleichwohl 
erklärt dies noch nicht die Differenz zwischen strategischen und nicht- 
strategischen Entscheidungen. 
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Bedeutsam sind aber auch überzeugte Parteigänger. Selbst die extrem kom- 
merzialisierten US-amerikanischen Wahlkampagnen leben vom Engagement 
freiwilliger Parteigänger (Thompson 2004). Trotz allen Geredes über die Medi- 
endemokratie bleiben in Deutschland gewöhnliche Parteimitglieder und Akti- 
vistInnen aus befreundeten Organisationen wie beispielsweise den Gewerk- 
schaften für Wahlen ausschlaggebend. Sie müssen gegenüber ihren Nachbarn 
überzeugt von ihrer Parteizugehörigkeit wirken; auch wenn sie selbst wiederum 
durch die Medienberichterstattung über ihre Parteiführung beeinflusst sein 
könnten (Schulz 1998). 

Diese Mitglieder beteiligen sich am Wahlkampf entweder aus Interesse an ei- 
genen Wahlämtern (z.B. auf bezirklicher oder kommunaler Ebene), aus Inter- 
esse an spezifischen politischen Maßnahmen oder aufgrund ihrer allgemeinen 
politischen Einstellung (Heinrich u.a. 2002). In einer Partei links der Mitte 
tritt ein erheblicher Teil dieser Aktivisten für Positionen links der Parteifüh- 
rung ein (insbesondere bei Themen der alten oder neuen sozialen Bewegungen), 
während in einer Partei rechts der Mitte die AktivistInnen häufig rechts von 
der Parteiführung stehen. Laut einer Umfrage glaubte das durchschnittliche SPD- 
Mitglied 1998, dass es selbst etwas links von dem Ort stehen würde, an dem 
es die gesamte Partei vermutete (ebd.: 38). Warum? Obgleich es viele gibt, die 
gerne ihrer Führung folgen, kennzeichnet jene, die sich politisch engagieren, 
die Vorstellung, dass ihre Anliegen nicht angemessen von der Führung reprä- 
sentiert werden. Falls sie rechts der Führung einer Partei links der Mitte stehen, 
dann ist wahrscheinlich, dass sie irgendwann nach rechts abwandern. Deshalb 
stehen die Aktivisten zumeist links ihrer Parteiführung (vgl. Roemer 2001). 

So wichtig die ParteiaktivistInnen auch für den Wahlkampf sind, sobald die 
Partei an die Regierung kommt, werden sie der Parteiführung lästig und 
manchmal sogar als eine wirkliche Gefahr für den Machterhalt angesehen. Sie 
sind „radikaler“ als die großen Geldgeber, als es die ökonomischen „Sach- 
zwänge“ zulassen und als die WählerInnen, die der jeweils anderen Partei abge- 
jagt werden sollen. Mit diesem Dilemma hat sich in Deutschland Fritz 
Scharpf lange vor dem rot-grünen Wahlsieg auseinandergesetzt, und zwar hin- 
sichtlich des Problems der „prinzipielle(n) Wehrlosigkeit einer sozialdemokra- 
tischen Vollbeschäftigungspolitik gegen die Nichtkooperation der Gewerk- 
schaften“ (Scharpf 1987: 215). 

Zur Verhinderung eines zu großen Einflusses der ParteiaktivistInnen lassen 
sich verschiedene Strategien vorstellen. Zum einen kann ausgegrenzt oder ver- 
tröstet werden. Dann besteht aber die Gefahr, dass die radikalere Basis in 
künftigen Wahlkämpfen nicht mehr zur Verfügung steht und/oder sich eigene 
Organisationsstrukturen schafft und zur unpassenden Gelegenheit die eigene 
Regierung von außen unter Druck setzt. Zum anderen kann versucht werden, 
durch Zugeständnisse die radikaleren Gruppen in die Regierungsverantwortung 
einzubinden. Als Köder eignen sich vor allem weniger zentrale Kabinettspo- 


124 Stefan Beck, Christoph Scherrer 


sten (z.B. das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit für die „rote“ 
Heidemarie Wieczorek-Zeul). Die Einbindung kann allerdings misslingen, 
wenn sich die radikaleren Strömungen auf Wahlversprechungen berufen kön- 
nen und die zentristische Programmatik des jeweiligen Regierungschefs unpo- 
pulär ist. Ist es deshalb nicht geschickt, die radikaleren Kräfte sich gleich an- 
fangs selbst ausprobieren und scheitern zu lassen? Ein solches Lernen durch 
Erfahrung wirkt nachhaltig. 

Solch eine Strategie verfolgte US-Präsident Bill Clinton zu Beginn seiner 
Amtszeit (Scherrer 1993). Kanzler Schröder musste Clinton diesbezüglich 
nicht nachahmen. Andere taten dies für ihn: Jürgen Trittin und Oskar Lafon- 
taine. Sowohl Trittin als auch Schröders Erzrivale und Co-Architekt der er- 
folgreichen Wahlkampagne wollten die Gunst des Wahlsieges nutzen, um - 
nach einem anderen Rezept von Machiavelli - die Kräfte des Status quo zu 
überwältigen: Sie lernten dabei rasch die wahren gesellschaftlichen Kräftever- 
hältnisse kennen, die unabhängig von Wahlen sind. Von den beiden erwies 
sich Trittin als der flexiblere Charakter. Sein großes Projekt, die Umweltsteuer, 
machte er mit großen Steuerschlupflöchern für die großen Umweltverschmut- 
zer akzeptabel (Berger 1999). Er lernte schnell, sich mit dem „Autokanzler“ zu 
arrangieren und sich auf einen kleinteiligen, auf dem Verwaltungswege durch- 
zusetzenden Fortschritt zu konzentrieren. Lafontaine blieb hartnäckiger, kam 
unter Dauerbeschuss seitens der Geschäftswelt und der Medien und trat unter 
mysteriösen Umständen zurück. 

Lafontaines Nachfolger auf dem Ministersessel, Hans Eichel, bemühte sich 
rasch, die Kritiker seines Vorgängers zu beschwichtigen: das US-amerikanische 
Schatzamt, die Großunternehmen und die Medienkonzerne. Diesbezüglich war 
Eichel erfolgreich. Die offene Feindseligkeit nahm ab (Hippler 1999). Warum 
bemühte sich Eichel so um die Großkonzerne? Weil sie wichtig für die SPD 
sind. Während die meisten Mittelständler sowieso gegen die SPD sind, hat das 
Führungspersonal der Großkonzerne von Zeit zu Zeit aus strategischen Inter- 
essen die SPD unterstützt. Es verfolgt eine „Portfoliostrategie“ zur Sicherung 
des politischen Einflusses. Seine enormen monetären Ressourcen, intellektuel- 
len Fähigkeiten und sein Einfluss über Teile der Presse verleihen ihm unüber- 
sehbare Macht, wie sie Lafontaine zu spüren bekam (Lafontaine 1999). 


Die Zurückhaltung der Gewerkschaften 


Warum mobilisierten die Gewerkschaften nicht gegen Eichel? Unter Kohl hat- 
ten sie sich erfolgreich gegen größere Einschnitte ins soziale Netz gewehrt (35 
Stundenwoche, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall etc.). Sie hätten nur weiter- 
hin ihre Mitglieder zur Verteidigung dieses Netzes mobilisieren müssen. 

Aus mehreren Gründen hielten sich die Gewerkschaften zurück. Erstens waren 
sie während der neunziger Jahre geschwächt worden. Einige ihrer Tariferfolge 
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waren mit Zugeständnissen erkauft worden, die sich längerfristig als schädlich 
für sie erwiesen: Delegierung der Arbeitszeitregelung auf die betriebliche Ebe- 
ne sowie Tariföffnungsklauseln. Zunehmend wurden Betriebsratsmitglieder 
und Gewerkschaftsfunktionäre durch das Management der neuen betriebli- 
chen Flexibilität absorbiert. Die Deindustrialisierung Ostdeutschlands führte 
zu massiven Mitgliederverlusten und ermöglichte vielen Arbeitgebern in dieser 
Region, sich vom Tarifvertrag zu verabschieden (Schroeder 2000). Zweitens 
trieb der Wandel des öffentlichen Diskurses von solidarischen, staatsbezoge- 
nen Antworten auf soziale Probleme in Richtung marktwirtschaftlicher Lösun- 
gen die gesamte Gewerkschaftsbewegung in die Defensive (vgl. Fichter 2005). 
Mit Antritt der rot-grünen Regierung tauchte eine dritte Hürde für eine breite 
Massenmobilisierung auf: Das Risiko, dass eine solche Mobilisierung die 
Nicht-Kernwähler der Regierungskoalition verschrecken und damit zum Fall 
der Koalition führen könnte. Die SPD-Führung wies selbstverständlich gerne 
auf dieses Risiko hin. So waren die Gewerkschaften in einem Dilemma verfan- 
gen: Versuchten sie, Angriffe der Regierung auf ihre Errungenschaften durch 
Mobilisierung abzuwehren, erhöhten sie die Wahrscheinlichkeit noch ein- 
schneidenderer Gesetze durch eine folgende konservative Regierung (Zeuner 
2000). Während die Kohl-Regierung befürchten musste, dass, wenn sie zu stark 
gegen die Gewerkschaften vorgehen würde, sie die sozialdemokratische Oppo- 
sition stärken würde, wird ein solches Kalkül auf eine der Schröder-Regierung 
folgende christdemokratische Regierung zumindest in den ersten Jahren nicht 
zutreffen. Eine solche Regierung könnte sich durch ihren Wahlsieg berufen 
fühlen, den Abbau des Sozialstaates zu forcieren. Das Dilemma der Gewerk- 
schaften wurde noch zusätzlich durch den Rücktritt Lafontaines verschärft. 
Der gewerkschaftsnahe Flügel innerhalb der SPD verlor seine Führungsfigur. 
Ein viertes Motiv der Gewerkschaften, nicht gegen Eichel zu mobilisieren, lag 
in der Riester-Rente. Zwar stellte diese Rente den ersten Bruch mit dem solida- 
rischen, umlagefinanzierten Alterssicherungssystem dar, doch war sie nicht nur 
von einem ehemaligen stellvertretenden Vorsitzenden der IG-Metall konzipiert 
worden, sondern bot zudem noch einen strategischen Vorteil für die Gewerk- 
schaften. Falls es ihnen gelingen sollte, die Arbeitgeberverbände für einen ge- 
meinsam verwalteten Riester-Rentenfonds zu gewinnen, schüfen sie sowohl für 
Gewerkschaftsmitglieder als auch für Arbeitgeber einen Anreiz, an Flächenta- 
rifverträgen festzuhalten. Mitglieder erhielten günstigere Bedingungen als am 
freien Markt erhältlich und Arbeitgeber könnten dank der Skalenerträge einer 
gemeinsamen Verwaltung von geringeren Beiträgen profitieren. Die Auswei- 
tung tarifvertraglicher Regelungen auf die Riester-Rente könnte somit insge- 
samt das System der Kollektivverhandlungen stärken (Auth 2002). 

Schließlich wurden einige strategische Zugeständnisse der Regierung an die 
Kapitalseite nicht unmittelbar sichtbar, wie z. B. Steuerschlupflöcher, Kapital- 
marktgesetze etc.. Solche Themen eignen sich nicht zur Massenmobilisierung. 
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Insgesamt vermögen strategische Zugeständnisse, wie die Riester-Rente, starke 
Gegner zu beschwichtigen, während das negativ betroffene eigene Klientel 
kaum dagegen mobilisieren kann, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie durch 
den etwas verbesserten Zugang zur Regierung (Stichwort: Bündnis für Arbeit) 
selbst eingebunden werden. 


Die Hartz-Clement Phase 


Die Hinwendung zur marktorientierten Arbeitsmarktpolitik zu Beginn des 
Wahlkampfes 2002 lässt sich mit dem obigen Argument erklären. Weil die rot- 
grüne Regierung weit davon entfernt war, ihr zentrales Wahlkampfversprechen 
von 1998 zu erfüllen, nämlich die Arbeitslosigkeit spürbar zu senken, stand 
Kanzler Schröder unter Handlungsdruck. Er hätte mit einer expansiven Fis- 
kalpolitik die Wirtschaft ankurbeln können, doch hätte eine solche Politik Ei- 
chels Rhetorik der Haushaltskonsolidierung und dem europäischen Stabili- 
tätspakt widersprochen. Zudem hätte eine Reinflationspolitik Schröders 
Freunde in den Medien und in der Geschäftswelt verärgert. Erfolgverspre- 
chender war deshalb eine Strategie, die den Medien und der Geschäftswelt 
entgegenkam, ohne zu sehr die Gewerkschaften zu befremden. 

Genau eine solche Strategie wurde verfolgt, indem Peter Hartz gefragt wurde, 
eine Kommission von Experten und Vertretern wichtiger Interessengruppen zu 
leiten, mit dem Ziel, Lösungen für das Arbeitslosenproblem zu erarbeiten. Mit 
Hartz war eine perfekte Wahl getroffen worden, da er ein allseits geachteter 
Arbeitsdirektor der Volkswagen AG ist, sozusagen Mr. Modell Deutschland 
persönlich. Bei Volkswagen wird der Arbeitsdirektor in Absprache mit der 
Gewerkschaft bestellt, die Gewerkschaft ist im Aufsichtsrat vertreten und das 
Land Niedersachsen ist größter Aktionär. Mithin war Hartz auch für die Ge- 
werkschaftsvertreter akzeptabel. Im Vergleich zum Bündnis für Arbeit, dessen 
Mitglieder von den beteiligten korporatistischen Interessengruppen benannt 
wurden, konnte Schröders Kanzleramt die Kommissionsmitglieder selbst aus- 
wählen. Einige der gewerkschaftlichen Mitglieder der Hartz-Kommission stan- 
den zwar nicht voll hinter den Kommissionsvorschlägen, verzichteten aber auf 
offene Kritik. Schröder machte sich schnell die Vorschläge zu Nutze und zu 
einem Kernbestandteil seiner 2003 verkündeten Agenda 2010. Sein Aktions- 
programm gegen die Arbeitslosigkeit wurde von den Medien und der Ge- 
schäftswelt positiv aufgenommen, da es ihre lang gehegte Meinung über die 
wahre Ursache der deutschen Wachstumskrise reflektierte: Rigiditäten auf dem 
Arbeitsmarkt. Darüber hinaus überlistete er die christdemokratische Oppositi- 
on, in dem er deren eigenes Programm in radıkalerer Form übernahm. In den 
wenigen Monaten, die noch bis zum Wahltermin blieben, hatte das Wahlvolk 
kaum Zeit, sich mit den Details der Reformvorschläge bekannt zu machen 
und über mögliche Folgen zu diskutieren. 
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Der tatsächliche Beitrag der Ankündigung der Agenda 2010 zum Wahlsieg der 
rot-grünen Koalition ist schwer zu ermessen. Vordergründig war Schröders 
Haltung gegenüber dem Irak-Krieg und sein symbolischer Einsatz im Kampf 
gegen das Hochwasser an der Elbe ausschlaggebend. Gleichwohl dürfte der 
Agenda-Kurs die Geschäftswelt beruhigt haben und für diese eine Unterstüt- 
zung des christsozialen Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber weniger dringlich 
erscheinen lassen. Für unser weiteres Argument ist jedoch nur wichtig 
festzuhalten, dass die Koalitionsparteien nicht explizit wegen der Agenda 2010 
knapp wieder gewählt worden sind. Seitens der rot-grünen Wähler gab es kein 
eindeutiges Mandat für die Agenda 2010. Dennoch setzte sich Schröder sofort 
an die Verwirklichung der Vorschläge der Hartz-Kommission, wohl eine ma- 
chiavellische Gelegenheit witternd. Zunächst wurden die institutionellen Wei- 
chen gestellt. Er ernannte Wolfgang Clement, den neoliberalsten sozialdemo- 
kratischen Ministerpräsidenten, zum „Superminister“ der erstmalig vereinten 
Ministerien für Arbeit und Wirtschaft. Indem er dem Arbeitsministerium seine 
Unabhängigkeit nahm, beseitigte Schröder eine mögliche Quelle bürokrati- 
scher Opposition zu seinen Reformen innerhalb des Kabinetts. Mit schwerem 
Kaliber, einschließlich Rücktrittsdrohungen, brachte Schröder seine Partei hin- 
ter die Hartz-Reformen. 

Bis zu diesem Punkt können die Schachzüge der Schröder-Regierung mittels 
des obigen Argumentes erklärt werden: rationales Verhalten im Kontext dis- 
kursiver Hegemonie neoliberaler, marktorientierter Politikkonzepte. Konflikte 
mit dem linken Flügel seiner Partei und ein zwischenzeitliches Popularitätstief 
waren zu erwarten. Deshalb machte es Sinn, diese Strategien gleich zu Beginn 
der zweiten Amtszeit der rot-grünen Koalition zu verfolgen. Der öffentliche Un- 
mut erwies sich jedoch als viel langlebiger. Dazu trug erstens bei, dass sich 
nun die Folgen der strategischen Züge zum Beschwichtigen der Geschäftswelt 
bemerkbar machten. Die Steuereinnahmen der Kommunen gingen drastisch 
zurück und damit auch das Investitionsniveau mit verheerenden Folgen für 
den Arbeitsmarkt (Mosebach 2005b). Zweitens wurde der entscheidende und 
spürbare Einschnitt in den Wohlfahrtsstaat, Hartz IV, fast zur Mitte der zweiten 
Amtszeit, lange nach dem der machiavellische Moment vorbei war, umgesetzt. 
Das Beibehalten eines Reformkurses nach einer Serie verlorener Wahlen bei 
zunehmendem öffentlichen Protest passt nicht so recht zu unserem Argument 
rationalen Verhaltens in der Politik. Die Bestimmtheit, mit der diese Reformen 
durchgesetzt worden sind, ist umso erstaunlicher als Hartz IV für Ostdeutsch- 
land am folgenreichsten sein wird, und zwar aufgrund der dort verbreiterten 
Langzeitarbeitslosigkeit und der ehemals höheren Frauenerwerbsquote. Mit 
Hartz stellt die rot-grüne Koalition eine Region schlechter, die für ihren Wahl- 
sieg im Jahre 2002 ausschlaggebend war (vgl. Gabriel/ Völkl 2003). Dies ist auf 
den ersten Blick nicht besonders rational, zumal dort ja eine Partei links von 
der SPD, die PDS, aktıv ist. Wir können über die Gründe nur spekulieren. 
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Erstens spielt die PDS bundesweit keine Rolle, so dass sie nicht wirklich ins 
Kalkül genommen werden muss. Zweitens könnte der ehemalige NRW- 
Ministerpräsident Clement darauf setzen, dass stärkere Kürzungen im Osten 
Verteilungsspielräume im Westen öffnen. Drittens kann die Opposition bei 
diesem Versuch, sie rechts zu überholen, ins Stolpern geraten. Wenn sich die 
Christparteien als Verteidiger des Status quo profilieren wollen, dann verprel- 
len sie ihren Wirtschaftsflügel, der die Chance für weiterreichende Reformen 
zu Lasten der Arbeiterschaft verstreichen sieht. Wenn sie umgekehrt versuchen 
sollten, den rot-grünen Rückbau des Sozialstaats zu überbieten, dann erlauben 
sie der SPD, sich als die sozialeren Reformer darzustellen. Wenn die Opposi- 
tion beides zugleich anstrebt, dann liefert sie, wie im Herbst und Winter 2004, 
ein führungsloses Erscheinungsbild. Schließlich könnte es Schröder schwer fal- 
len, Fehler zu zugeben, bzw. könnte er hoffen, dass das riskante Spiel letztlich 
glücklich enden wird. Ebenso wie im Jahre 2002 könnte es gelingen, mit Hilfe 
einer wirtschaftsfinanzierten Medienkampagne kurz vor dem Wahltag die 
WählerInnen 2006 die Hartz-Episode vergessen zu lassen. 

Mithin lassen sich für „Hartz-Clement“ einige rationale Argumente finden. 
Doch ganz erschöpfend scheint dies das Verhalten der rot-grünen Regierungs- 
koalition nicht erklären zu können. Der Griff nach „Fortuna“ - wie es bei 
Machiavelli heißt - dürfte eine Rolle spielen, oder noch andere, der Öffent- 
lichkeit verborgene Motive. 

Insgesamt haben unter der Vorherrschaft neoliberaler Vorstellungen und in 
Folge des Wandels der (insbesondere grünen) Wählerbasis marktliberale Vor- 
stellungen und Argumente des Kapitals auch in der rot-grünen Wählerschaft 
vermehrt Gehör gefunden, während eine Mobilisierung traditioneller Kernwäh- 
lerInnen und solcher links der Mitte zunehmend schwierig und unsicher er- 
scheint. Aber auch wenn es zu Beginn des Jahres 2005 so aussieht, als ob an- 
gesichts der Zerstrittenheit der Opposition das Kalkül des Hasardeurs Schrö- 
der aufgehen könnte, bleibt seine enge Kooperation mit den machtvollen Ka- 
pitalgruppen wahlpolitisch sehr riskant. Diese Kooperation entzieht der Regie- 
rung wichtige Ressourcen zur Ankurbelung des Wirtschaftswachstums und 
bringt sie in den Gegensatz zu ihren traditionellen Unterstützern. Dadurch 
werden die rot-grünen Koalitionäre letztlich für ihre machtvollen Partner über- 
flüssig. Eine nachfolgende konservative Regierung kann die Interessen der 
Konzerne genauso gut oder besser bedienen und müsste - zumindest für eine 
Weile - keine sozialdemokratische Konkurrenz bei weiteren Einschnitten in 
den Wohlfahrtsstaat befürchten. 
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Dieter Boris, Ingo Malcher 


Argentinien nach dem Zusammenbruch 
des neoliberalen Modells 


Vor über drei Jahren, im Dezember 2001, spitzte sich in Argentinien ein tief- 
greifender Krisenprozess zu, der zugleich zum Ausgangspunkt einer gesell- 
schafts- und wirtschaftspolitischen Neuorientierung wurde. Die Sperrung der 
Bankkonten, stets härtere Austeritätsmaßnahmen der Regierung und Versor- 
gungsengpässe führten am 19. und 20. Dezember zu spontanen Demonstra- 
tionen, Besetzungen von öffentlichen Gebäuden, Plünderungen von Super- 
märkten usw. Im Verlauf der gewaltsamen Auseinandersetzungen verloren über 
40 Menschen ihr Leben. Die Regierung De la Rüa dankte fluchtartig ab, nach 
einigen nur kurze Zeit amtierenden Interimspräsidenten wurde am 1. Januar 
2002 Eduardo Duhalde, Senator und früherer peronistischer Gouverneur der 
Provinz Buenos Aires, vom Kongress mit großer Mehrheit zum Präsidenten 
gewählt. Dieser markante Einschnitt in der jüngsten Geschichte Argentiniens 
ging mit der Verkündung des Staatsbankrotts gegenüber aus- und inländischen 
Gläubigern einher, die Schulden hatten die - bislang noch nicht erreichte - 
Dimension von ca. 140 Mrd. US-Dollar erreicht. Gleichzeitig wurde von der 
engen Bindung des argentinischen Pesos an den US-Dollar abgegangen, dem 
sogenannten Currency Board-Regime, das zehn Jahre zuvor zur Bekämpfung 
der damaligen Hyperinflation eingeführt worden war. Dieses Regime im Verein 
mit einer Welle von Privatisierungen, Deregulierungen, Preisliberalisierung und 
der Öffnung der Ökonomie nach außen waren die Pfeiler des neoliberalen 
Modells in Argentinien, das bis zu diesem Zeitpunkt von Politikern, Ökono- 
men und dem IWF als mustergültig angesehen wurde. Demgegenüber konnten 
die „sozialen Kollateralschäden“ dieser wirtschaftspolitischen Orientierung, der 
Anstieg der Arbeitslosigkeit, der Armutsquote und der sich verschärfende so- 
ziale Polarisierungsprozess bis zum Beginn der Krise noch einigermaßen latent 
gehalten werden, d.h. es gelang der Regierung, den Medien und den entspre- 
chenden internationalen Propagandaapparaten die vermeintlichen Vorzüge der 
neoliberalen Neuordnung derart günstig und einseitig darzustellen, dass die 
damit verbundenen „sozialen Kosten“ in den Hintergrund gedrängt wurden. 
Die Ende 2001 eklatierende Krise führte zu einem Rückgang des BIP um 11% 
im darauf folgenden Jahr und ließ die offizielle Armutsquote auf ca. 57% an- 
schwellen; die Arbeitslosigkeit lag bei über 20%. Die Frage, wie es zu einem 
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derart krassen und sich beschleunigenden Absturz kommen konnte, ist viel- 
fach behandelt worden (Petras/Veltmeyer, 2002; Rock, 2002; Boris, 2002). Hier 
soll indes thematisiert werden, in welchem Ausmaß eine Korrektur der neoli- 
beralen Grundorientierung inzwischen vorgenommen wurde, welche Spielräu- 
me für Alternativen vorhanden waren bzw. genutzt wurden und inwieweit die 
während der Krise erstarkten, vielfältigen sozialen Bewegungen und politischen 
Initiativen das Kräfteverhältnis deutlich und dauerhaft zu ihren Gunsten ver- 
schieben konnten. Die materielle Rekonstruktion der Gesellschaft geht natur- 
gemäß mit der sozialen und politischen Rekonstitution von Macht- und Herr- 
schaftsverhältnissen einher; interessant ist dabei, inwieweit - auch bei grund- 
sätzlicher Beibehaltung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung - sich Spiel- 
räume für alternative Akzentuierungen realisieren lassen können, die ihrerseits 
Ausgangspunkte einer weitergehenden politischen Entwicklung sein könnten. 


1. Die Übergangsregierung Duhalde (Januar 2002 - Mai 2003) 


Die ersten Notmaßnahmen der Regierung Duhalde mussten den weiteren Zer- 
fall des gesellschaftlichen Zusammenhalts und den rapiden Niedergang der 
Ökonomie bremsen (Godio 2003). Gleichzeitig hatte sie dies durch Vermitt- 
lung und partiellen Ausgleich entgegengesetzter Interessen zu bewerkstelligen. 
Die Interessen ausländischer Gläubiger, Banken und Finanzinstitutionen ei- 
nerseits und die der inländischen Wirtschaftsakteure (Konsumenten, Arbeit- 
nehmer, einheimische Unternehmer) andererseits; die der Gläubiger und 
Schuldner, die durch die „Pesifizierung“ (der Umstellung auf Pesos) unter- 
schiedlich betroffen waren. Der Ausgleich zwischen noch arbeitenden Arbeits- 
kräften und arbeitslosen Erwerbspersonen, zwischen kleinen und großen Un- 
ternehmen, zwischen zentralen Provinzen und weit entlegenen Landstrichen. 

Eine zentrale Auseinandersetzungsebene der Regierung bildeten die Verhand- 
lungen mit dem IWF über neue Kredite und fällige Tilgungen. Die meisten 
Forderungen des IWF, wie z.B. der nach Haushaltsdisziplin und „Erwirtschaf- 
tung“ eines primären Überschusses in Höhe von 3,5% des BIP und andere 
Forderungen wurden im Laufe des Jahres 2002 von der Regierung Duhalde er- 
füllt, aber in der Frage der völligen Freigabe des Wechselkurses, der Zustim- 
mung zu Preiserhöhungen ım Bereich öffentlicher Dienstleistungen unter aus- 
ländischer Kapitalkontrolle sowie bezüglich einer raschen und entgegenkom- 
menden Vereinbarung mit den privaten Gläubigern blieb die Regierung Du- 
halde mehr oder minder hart. Daher kam es erst im Januar 2003 zu einem 
„vorläufigen Abkommen“ mit dem IWF, das fällige Schuldenzahlungen an 
multilaterale Banken für acht Monate aufschob. Begünstigt durch diese Rege- 
lungen und infolge der hohen Abwertung (um ca. 70%) begann sich in der 
zweiten Hälfte des Jahres 2002 die Ökonomie zu erholen. Die nicht ausgela- 
steten Kapazitäten, die anspringende Nachfrage nach Gütern des täglichen 
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Bedarfs, die Behinderung von Importen durch das entsprechend der Abwer- 
tung gestiegene Preisniveau ausländischer Produkte und die Dynamik der ar- 
gentinischen Exporte führten zu einer leichten Erholung am Ende des Jahres. 
Die von einigen Ökonomen befürchtete Inflation blieb aus, und es konnten 
am Ende des Jahres wieder leichte Handels- und Leistungsbilanzüberschüsse 
erzielt werden. Die Regierung erleichterte im Maße der Normalisierung der 
Wirtschaft und ihrer Wiederbelebung sukzessive die Möglichkeit der Geldan- 
lage und das Abheben von Geldbeträgen soweit, dass der Zugang zu den Ban- 
ken bereits Anfang 2003 ohne Restriktionen möglich war. 

Die wichtigste Aktivität der Regierung Duhalde bezog sich auf direkte und in- 
direkte sozialpolitische Maßnahmen, um die sozialen Folgen der großen Krise 
zu lindern. Neben der asymmetrischen „Pesifizierung“, die neben den in Dol- 
lar verschuldeten „grupos econdmicos“ auch Teilen der verschuldeten Mittel- 
schichten eine gewisse Erleichterung verschaffte, waren es vor allem Program- 
me für über zwei Millionen Haushalte von Arbeitslosen, die monatlich ca. 
150 Pesos (etwa 40 Euro) zum Überleben erhielten. Nicht weniger wichtig war 
das Einfrieren der Tarife für Basisdienstleistungen und öffentliche Güter (Was- 
ser, Elektrizität, Gas, Telefongebühren, Metro-, Bus- und Eisenbahnfahrten 
etc.), die die Lage der Unter- und Mittelschichten auf besondere Weise berüh- 
ren. Zugleich ließ diese Maßnahme die gewohnten Gewinne der entsprechen- 
den nationalen und vor allem transnationalen Unternehmen in diesem Be- 
reich nicht mehr so zu wie früher, was regelmäßig zu Konflikten mit deren 
politischen Repräsentanten sowie dem IWF führte. 

Eine weitere Front der Auseinandersetzung der Regierung bildeten die Vertre- 
ter der sogenannten Dritten Gewalt, die mehrheitlich noch von Präsident Me- 
nem besetzten Gerichte und vor allem das Oberste Gericht, welches sein 
schlechtes Image in der Bevölkerung dadurch aufhellen wollte, dass es ver- 
schiedene Maßnahmen der vorherigen Regierung juristisch anfocht und z.B. 
eine schnellere Aufhebung des beschränkten Zugangs zu den Banken als juri- 
stisch und verfassungsmäßig geboten bezeichnete; auch sollten die Maßnah- 
men der vorangegangenen Regierung De la Rüa bezüglich der 13%igen Kür- 
zung von Gehältern der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Pen- 
sionen für verfassungswidrig erklärt und rückgängig gemacht werden. 

Die Regierung Duhalde war mit starken sozialen Bewegungen auf verschiede- 
nen Schauplätzen konfrontiert: Gewerkschaften, Arbeitslosenbewegung (Pi- 
queteros), Stadtteilversammlungen (asambleas barriales), Müllsammler (carto- 
neros) etc., die Ordnungskräfte hielten sich in den ersten Monaten nach der 
rebeliön popular zurück; erst allmählich wuchsen sie wieder in ihre alte Rolle 
hinein. Die sozialpolitischen Maßnahmen der Regierung Duhalde und die all- 
mähliche Normalisierung führten in der zweiten Hälfte des Jahres 2002 zu 
einem Rückgang des Mobilisierungsgrades vieler Bewegungen. Die Orientie- 
rung auf Neuwahlen im April 2003 und die sowohl innerhalb der Peronisten 
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wie der „Radikalen Partei“ tobenden Kämpfe um die Kandidatenauswahl ha- 
ben - zumindest indirekt - dazu beigetragen. 


2. Der Neubeginn mit der Regierung Kirchner (Mai 2003 - Januar 2005) 


Mit dem Amtsantritt des neuen Präsidenten Ne&stor Kirchner Ende Mai 2003 
begann die nächste Phase der Re-Stabilisierung der bürgerlich-kapitalistischen 
Gesellschaft Argentiniens. In den Wahlen war Kirchner - als von Duhalde be- 
günstigter Kandidat - zunächst mit 22,4% auf Platz 2 gegenüber dem ehema- 
ligen Präsidenten Carlos Menem mit 24,5% gekommen. Als letzterer einsah, 
dass es in der Stichwahl zu einem überwältigenden Sieg Kirchners kommen 
würde, stieg er unmittelbar vor der zweiten Wahl aus dem Rennen aus, auch 
um damit Kirchners Legitimität als zweifelhaft erscheinen zu lassen. Die Wah- 
len waren ansonsten in zweierlei Hinsicht bemerkenswert: zum einen zeigte 
die hohe Wahlbeteiligung von fast 80%, dass der Normalisierungsprozess - 
auf politischer Ebene - relativ schnell vonstatten gegangen war. Auch wurde 
deutlich, dass die Interpretation einiger Beobachter, wonach die Losung „que 
se vayan todos“ („alle - Politiker - sollen abhauen“) vom Dezember 2001 ein 
definitives Ende des politischen und des Parteiensystems bedeute, voreilig und 
falsch gewesen ist. Zum zweiten zeigte sich die keineswegs verschwundene 
Kontinuitätslinie darin, dass klar neoliberal orientierte Kandidaten (Carlos 
Menem und Löpez Murphy) zusammen über 40% der Stimmen erhielten. 
Von einem völligen und/oder definitiven Zusammenbruch neoliberaler He- 
gemonie in Argentinien zu sprechen, scheint übertrieben zu sein, da es sich 
um eine Krise dieses Modells - mit ungewissem Ausgang - handelt. 

Kirchner verstand es schnell aus dem Schatten Duhaldes herauszutreten, und 
seine Popularitätswerte stiegen in wenigen Wochen und Monaten auf über 
70% an. Die Entfernung von über zwei Dutzend führenden Offizieren, die 
durch Menschenrechtsverletzungen während der Diktaturperiode kompromit- 
tiert waren, aus dem aktiven Dienst, die Säuberungen in der Spitze der Bun- 
despolizei und entsprechende Interventionen in als besonders korrupt gelten- 
de öffentliche Institutionen (wie z.B. der Sozialversicherungsanstalt) waren Ak- 
tionen, die ähnlich wie das Treffen mit Vertretern der Menschenrechtsbewe- 
gung, den „Müttern der Plaza de Mayo“ und mit Piquetero-Führern dazu bei- 
trugen, eine soziale Basis und eine neue Legitimität zu begründen. Auch ge- 
hörte es zum neuen Kurs, der in Argentinien bald respektvoll-bewundernd als 
„estilo“ oder „efecto K“ bezeichnet wurde, eine Neuorientierung in der Au- 
ßenpolitik und eine härtere Haltung gegenüber den Forderungen des IWF zu 
entwickeln. Wesentliches Ziel von Kirchner ist es, einen „normalen und seriö- 
sen Kapitalismus“ mit sozialstaatlichen Elementen einzuführen, die Schulden- 
dienstzahlungen im Wesentlichen auf die Forderungen der multilateralen Fi- 
nanzinstitutionen zu beschränken und die sozialen Spannungen durch An- 
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kurbelung der Wirtschaft und Umverteilungspolitiken zu verringern. Ein wei- 
terer „Dezember 2001“ soll um jeden Preis verhindert werden und die Forde- 
rungen der Unterprivilegierten und der negativ betroffenen Mittelschichten 
sollen mit den Funktionsmechanismen eines revitalisierten, produktiven und 
stärker auf den Binnenmarkt orientierten Kapitalismus versöhnt werden. Dass 
dies nicht auf die nationale Ebene beschränkt bleiben könne, sondern der Ab- 
sicherung durch eine entsprechende Weiterentwicklung des Mercosur (s.u.) 
und der Außenpolitik generell bedürfe, war von vornherein wesentliches Ele- 
ment der neuen Politik von Kirchner. Damit versuchte er bestimmte Postulate 
der linksperonistischen Bewegung (der er als junger Mann angehört hatte) mit 
einer stärkeren Betonung der Menschenrechte und der rechtsstaatlichen Prin- 
zipien', die dem peronistischen Denken traditionellerweise relativ fern stehen, 
zu vereinen. Insofern bildete er eine Kombination von politischen Elementen, 
die in dieser Form und aus dieser Situation heraus als überraschende Innova- 
tion galt. Nicht zuletzt diesem in vielen Bevölkerungskreisen vermittelten Ein- 
druck ist es geschuldet gewesen, dass ansatzweise eine Re-Legitimierung des 
politischen Systems sich vor allem mit Beginn der Kirchner-Periode anbahnte. 
Dennoch kann die Regierung Kirchner nicht als stabil und konsolidiert ange- 
sehen werden. Trotz der hohen Zustimmungswerte verfügt der Präsident über 
keine eigene, soziale Basis, noch weniger in institutionalisierter Form, und er 
steht unter vielfachem Druck.’ - Innerhalb der Peronistischen Partei (Partido 
Justicialista, PJ), die versucht ihre innere Einheit wiederzugewinnen, kann er 
sich nur auf eine kleine Minderheit von Abgeordneten wirklich verlassen; Ge- 
setzesprojekte oder sonstige Vorhaben bedürfen der Verhandlung oder Abstim- 
mung mit anderen peronistischen Fraktionen (Duhaldisten, Menemisten, un- 
abhängige Peronisten etc.). Die traditionelle Rechte, ebenso wie das in Dek- 
kung gegangene neoliberale Establishment (Teile der Unternehmer, der Mili- 
tärs, der Kirche und der Intellektuellen) verfolgen den Kurs Kirchners mit großer 
Sorge; noch beschränken sie sich auf selektive Kritik und Kampagnen und ver- 
zichten vorerst auf eine Offensive auf breiter Front (was taktisch unklug wäre), 
aber eine Sammlung und Bündelung dieser Opposition ist durchaus im Gan- 
ge. Schließlich sind Teile der Linken ebenso auf Anti-Kirchner-Kurs, da sie ei- 


1 Auf einzelne Aspekte der Kirchnerschen Menschenrechtspolitik (z.B. die Annullierung der 
die Militärs vor weiterer Strafverfolgung schützenden Gesetze - Punto Final und Obediencia 
Debida - aus der Amtszeit von Präsident Alfonsin, was eine Anklage und Verurteilung von 
eventuell - auf jener Basis - freigesprochenen Militärs ermöglicht) sowie auf Ansätze politi- 
scher Reformen (z.B. neuer transparenter, demokratischer Mechanismus zur Bestellung der 
obersten Richter) konnte in unserem gerafften Überblick nicht eingegangen werden, siehe 
hierzu: Huhn (2004: 129-141). 

2 Wenn man das Regime Kirchner klassifizieren müsste, könnte man es als eine Art „linkspo- 
pulistischen Bonapartismus“ mit diffuser Massenunterstützung, die sich aus ganz unter- 
schiedlichen Quellen speist, bezeichnen. Carlos Widmann nannte Kirchner kürzlich „einen 
populistischen Präsidenten ohne Hausmacht“ (SZ v. 27,/28. Nov. 2004), was unserer Cha- 
rakterisierung nahe kommt. 
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ne Wiederherstellung der alten Machtverhältnisse und eine Schwächung ihrer 
sozialen Basis befürchten. Es ist daher nicht erstaunlich, dass Kirchner ver- 
sucht, im nicht-peronistischen und gemäßigt linken Lager eine dauerhafte po- 
litische Unterstützung zu finden. Im September/Oktober 2004 bildete sich ei- 
ne „Nationale und Populare Front“ (FNP), die sich als „transversale Bewe- 
gung“ bezeichnet und sich als Stütze der Regierung Kirchners versteht. Ihr ge- 
hören kleinere linke Parteien, Menschenrechtsorganisationen und „gemäßigte“ 
Piquetero-Organisationen an. 


3. Außenbeziehungen 


Auf dem Gebiet der Außenpolitik stellen sich der argentinischen Regierung 
vor allem zwei Herausforderungen. Zum einen die Verhandlungen über den 
vor drei Jahren eingestellten Schuldendienst und zum anderen die Vertiefung 
der Beziehungen mit den Nachbarländern im Rahmen des Freihandelsblocks 
Mercosur.” Bei den Verhandlungen über die Bezahlung der Auslandsschulden 
hat die Regierung Kirchner zum einen die Gläubiger zum Gegner, aber auch 
der Internationale Währungsfonds (IWF) schaltet sich regelmäßig ein und ver- 
sucht Druck auf Argentinien auszuüben, ein „ausgeglichenes Angebot“ vorzu- 
legen. Vorteilhafter gestalten sich die Beziehungen mit den Nachbarländern im 
Rahmen des Mercosur. Hier ist eine politische Ähnlichkeit zwischen den mei- 
sten Regierungen auf dem Kontinent festzustellen, die sich in der kritischen 
Haltung gegenüber der von den USA betriebenen panamerikanischen Frei- 
handelszone (FTAA) manifestiert. Der Widerstand gegen dieses Projekt wird 
von Argentinien, Brasilien und Venezuela getragen und ist gleichzeitig der 
kleinste gemeinsame Nenner in den Beziehungen der drei Länder untereinan- 
der. Während man auf dem Gebiet der Schuldenverhandlungen konstatieren 
kann, dass die Zwangsstrukturen der neoliberalen Hegemonie weiter existieren 
und auf Argentinien wirken, so kann vor allem bei dem Prozess der Vertiefung 
des Mercosur festgestellt werden, dass zumindest der Versuch unternommen 
wird ein alternatives Projekt aufzubauen, dessen endgültiger Charakter noch 
nicht zu bestimmen ist und wesentlich auch vom Ausgang der Verhandlungen 
über die Schulden abhängt (Malcher 2004). Es wird sich genau an diesem 
Punkt zeigen, wie viel politischer und ökonomischer Spielraum Schwellenlän- 
dern seitens der kapitalistischen Zentren zugestanden wird. 


3.1 IWF und Schuldverhandlungen 


Als die argentinische Regierung zum Jahreswechsel 2001/2002 den Schulden- 
dienst gegenüber privaten Anleihegläubigern einstellen musste, war dies der 


3  Mercado Comün del Sur (Gemeinsamer Markt des Südens). Zum Mercosur haben sich 1991 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay zusammengeschlossen. Inzwischen sind Chile, 
Bolivien und Peru assoziierte Mitglieder, Venezuela hat einen Aufnahmeantrag gestellt. 
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vom Volumen her größte Zahlungsausfall in der Geschichte der emerging 
markets. Erst drei Jahre später stellte Argentinien die Aufnahme des Schulden- 
diensts wieder in Aussicht, jedoch mit einem beachtlichen Abschlag auf die 
Nominalschuld. Vor allem Gläubiger aus Europa und Japan haben sich for- 
miert, um für bessere Bedingungen zu streiten. Der Ausgang dieses Konflikts 
über die Höhe des künftig zu leistenden Schuldendiensts wird erhebliche 
Auswirkungen auf die Regierung Kirchner haben. Bei den Umschuldungsver- 
handlungen geht es darum, wie viel finanzieller Spielraum Kirchner bleibt, um 
Soziale Projekte, Infrastrukturinvestitionen und die Ausdehnung des staatli- 
chen Sektors zu finanzieren. Letztlich bestimmt die Höhe der zu zahlenden 
Schulden den Handlungsspielraum der derzeitigen und künftiger Regierungen 
Argentiniens. Aber nicht nur für Argentinien hat das Ergebnis dieser Verhand- 
lungen Folgen. Künftig werden die Bedingungen, die Argentinien für die Wie- 
deraufnahme der Schuldenzahlungen mit seinen Gläubigern durchsetzt, weg- 
weisend für andere Länder sein, die in Zahlungskrisen stecken. So könnte es 
sich für Brasilien oder Uruguay durchaus lohnen, durch Erklärung ihrer Zah- 
lungsunfähigkeit in einem Krisenmoment, ihre Schuldenlast zu verringern und 
sich dem Druck der Schulden zu entziehen, um einen Neustart zu wagen. 

Der argentinische Zahlungsausfall ist ein Novum in der Geschichte der inter- 
nationalen Finanzmärkte. Für die Besitzer von Argentinien-Anleihen stellt sich 
das Problem, dass es kein internationales Konkursrecht für Staaten gibt und dass 
ein Staat - anders als eine Firma - nicht, oder nur sehr unzureichend, zu pfän- 
den ist. Damit fehlt es an Regelungen wie in einem solchen Fall, mit einem 
solchen Staat zu verfahren ist. Einziges Druckmittel hierbei ist der IWF, als 
Disziplinarinstrument.‘ Im Falle Argentiniens setzt sich der IWF deutlich für 
die Interessen der privaten Anleihegläubiger ein und nutzt die zu unterzeich- 
nenden IWF-Abkommen als Druckmittel zur Durchsetzung von besseren Be- 
dingungen für die Gläubiger. Der IWF wird so zum Anwalt der Gläubiger und 
stuft damit die Sicherung privater Gewinne von Finanzmarktakteuren höher ein 
als das Interesse eines Staates, seine staatlichen Funktionen (Sozialpolitik, Kon- 
junkturprogramme, staatliche Kreditlinien) zu garantieren. Der IWF nimmt 
damit die Rolle einer internationalen Fxekutivstelle ein, welche die Sicherung 
von Profiten im internationalen Finanzsystem gewährleistet. Er stellt damit 
weiterhin einen der Grundpfeiler der globalen neoliberalen Hegemonie dar. 

In dieser Rolle kritisierte der IWF mehrfach den argentinischen Vorschlag zur 
Wiederaufnahme der Zahlungen als nicht ausreichend.” Ende 2003 präsentierte 


4 Die stellvertretende IWF-Chefin Anne Krueger hat bereits kurz nach Argentiniens Zahlungs- 
ausfall eine Diskussion über die Etablierung suprastaatlicher Regelungen für Staatsbankrotte 
in Gang gebracht. 

5 Um sich dem Druck des IWF zu entziehen, plant Argentinien dessen Kredite in Höhe von 
15 Milliarden Dollar bis 2009 zurückzuzahlen. Dies hätte für das Land den Vorteil, keine 
IWF-Abkommen mehr unterzeichnen zu müssen, und der IWF hätte kein Druckmittel mehr 
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Argentinien am Rande der IWF-Tagung in Dubai den privaten Anleihegläubi- 
gern sein Angebot, den Schuldendienst wiederaufzunehmen. Kern des Vor- 
schlags war ein Abschlag von zirka 75 Prozent auf die Nominalschuld. Seitens 
der Argentinien-Gläubiger hagelte es Kritik an dem Vorschlag. Argentinien ver- 
füge über genügend Reserven, ein großzügigeres Angebot zu unterbreiten, hieß 
es. Argentinien, so die erzürnten Anleger, verhandle nicht mit den Gläubigern, 
es versuche die Bedingungen für die Umschuldung zu diktieren. Seitens des 
IWF wurde immer wieder davor gewarnt, dass Argentinien nicht nur IWF- 
Unterstützung verlieren könnte, wenn das Land nicht auf die Gläubiger einge- 
he, sondern auch, dass in einem solchen Falle ausländische Direktinvestitio- 
nen ausbleiben würden, weil der rechtsstaatliche Rahmen und das Recht auf 
Privateigentum in Argentinien nicht gewährleistet seien. 

Dem externen Druck seitens der Gläubiger und des IWF hat die Regierung 
von Nestor Kirchner bislang standgehalten und ihr Angebot nur unwesentlich 
verbessert. Im Januar 2005 präsentierte die Regierung ıhr endgültiges Angebot. 
Demnach will Argentinien einen Abschlag von etwa 70 Prozent auf die No- 
minalschuld in Höhe von 81,8 Milliarden US-Dollar erzielen. Die Frage ist, 
wie sich der IWF und die Akteure an den Finanzmärkten verhalten, wenn der 
von Argentinien angebotene Schuldentausch nur eine geringe Akzeptanz sei- 
tens der Gläubiger findet. Für die Finanzmärkte und den IWF ist ein solches 
Szenario unbekanntes Gebiet. Zu erwarten ist, dass der IWF den Druck auf 
Argentinien erhöht, um ein besseres Angebot zu erzwingen. Bei den Verhand- 
lungen mit den Gläubigern kritisierte Kirchner regelmäßig die Rolle des IWF 
bei der Verschuldung Argentiniens. Direkt machte er die Washingtoner Fi- 
nanzinstitute für die Krise des Landes mitverantwortlich. Bei den Verhandlun- 
gen argumentierte Kirchner, die Schulden dürften nicht um den Preis der Ver- 
armung der Argentinier bezahlt werden. Im übrigen hätten die Anleger ge- 
wusst, dass sie mit ihren Investitionen in argentinische Staatstitel „ins Casino 
gehen“. In der Tat waren gerade in den Monaten vor dem Zahlungsausfall die 
Risikozuschläge für argentinische Staatsanleihen auf astronomische Höhen ge- 
klettert. Um seinen finanziellen Spielraum nicht noch stärker einzuschränken, 
will Kirchner nicht mehr als drei Prozent primären Haushaltsüberschuss für 
den Schuldendienst abzweigen. Dies erscheint derzeit als realistisch, da hohe 
Rohstoffpreise und niedrigere, durch die Währungsabwertung gesunkene Pro- 
duktionskosten in Argentinien für einen wirtschaftlichen Aufschwung sorgen. 
Jedoch ist fraglich, ob diese Zielgröße bei veränderten Weltmarktbedingungen 
haltbar bleibt.‘ 


in der Hand (FAZ 15.12.2004, S. 13). 

6 Zur Schuldenpolitik von Kirchner und Wirtschaftsminister Lavagna äußern sich linke Öko- 
nomen kritisch: „After the events of December 2001, officials don’t dare to declare openly 
that the debt will be paid with ‘the hunger of the population’, but silently they impose mas- 
sive sacrifices. ... While 3 percent of the GDP is a substantial amount sufficient to restore 
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Während sich die Regierung Kirchner gegenüber den ausländischen Gläubi- 
gern kaum zu bewegen scheint, hat sie versucht, sich mit den inländischen 
Gläubigern zu einigen. Schon im September 2004 sicherte sich Argentinien 
die Unterstützung der argentinischen privaten Rentenkassen für den Schulden- 
tausch. Die Regierung vereinbarte mit den Versicherern einen Abschlag von 
30% für deren Anlagen, um die Ersparnisse der künftigen Rentner nicht zu 
schmälern. Die argentinischen privaten Rentenkassen halten den größten Teil 
der Anleiheschulden des Landes. Durch die Einigung mit ihnen sicherte sich 
die Regierung bereits die Zustimmung von 17% der Anleger zu ihrem Um- 
schuldungsangebot. Bei der internationalen Diskussion über die Umschuldung 
Argentiniens wird seitens der ausländischen Gläubiger oftmals unterschlagen, 
dass der größte Teil der argentinischen Schulden im Inland gehalten wird. Ar- 
gentinische Anleger besitzen 38,4% der seit 2001 nicht mehr bedienten Papie- 
re, was vor allem argentinische Banken, Rentenkassen und Versicherungen in 
ihre bis heute nicht überwundene Dauerkrise befördert hat. 


Tabelle 1: Herkunft der Gläubiger Argentiniens in Prozent 


Argentinien (Private Rentenkassen machen 38,4 
allein 17% der Gesamtgläubiger aus) 
Italien 15,6 
Schweiz 10,3 
USA 91 
Deutschland 5,1 
Japan 3,1 
Großbritannien 11 
Niederlande 1,0 
Luxemburg 0,8 
Andere Länder 2,5 
Nicht identifiziert 12,8 


Quelle: Secretaria de Finanzas (2003: 23) 


Durch die harte Haltung Kirchners gegenüber den Gläubigern gelang es der 
Regierung, in den Jahren nach dem Zusammenbruch Haushaltsüberschüsse zu 
generieren und dennoch in geringem Umfang soziale Projekte und Infrastruk- 
turmaßnahmen zu finanzieren. Seitens der internationalen Finanzmärkte ist zu 
konstatieren, dass ihnen gegenwärtig ein Druckmittel fehlt, Argentinien zu 
härteren Bedingungen zu zwingen. Dies gilt aber nur so lange, wie Argentinien 


popular incomes and employment, and to cover basic social needs, the surplus is considered 
small and uncertain to those who appropriate it. The explicit misery advocated by the or- 
thodox neoliberal economists and the hidden one promoted by the heterodox are two vari- 
ants of antipopular policy. The real alternative is to use the entire fiscal surplus for the ur- 
gent needs of the population.“ (Economistas de Izquierda 2004: 17) 
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Haushaltsüberschüsse und Zahlungsbilanzüberschüsse erwirtschaftet und da- 
mit derzeit auf externe Finanzierung nicht angewiesen ist. Im gegenteiligen 
Fall greifen die Zwangsmechanismen der neoliberalen Hegemonie wieder. Je- 
doch ist festzustellen, dass durch eine verstärkte Süd-Süd-Integration Argenti- 
nien im Bund mit Brasilien und Venezuela versucht, sich von diesen Zwängen 
stärker zu befreien. 


3.2 Mercosur 


Seit dem Zahlungsausfall 2001/2002 ist eine Wiederbelebung des Freihandels- 
blocks Mercosur festzustellen. Der Mercosur ist nach der NAFTA, der EU 
und Japan die viertgrößte Wirtschaftszone der Welt. Argentinien setzt gemein- 
sam mit Brasilien und Venezuela verstärkt auf regionale Integration. Die wirt- 
schaftliche Integration wurde erleichtert durch die Aufgabe der Peso-Dollar- 
Parität in Argentinien Anfang 2002. Dies führte nicht nur zu einer besseren 
Wettbewerbsfähigkeit der argentinischen Exporte im Welthandel und im re- 
gionalen Handel, sondern ermöglichte auch eine stärkere makroökonomische 
Koordination zwischen Argentinien und Brasilien. Politisch sind nach der 
Jahrtausendwende mit der Wahl von Nestor Kirchner in Argentinien und Lula 
da Silva in Brasilien beide Länder auf einem ähnlichen Kurs’. Hinzu kommt, 
dass auch in Venezuela und Uruguay linke Regierungen an der Macht sind. 
Somit lässt sich in Lateinamerika nach der Jahrtausendwende ein Linksrutsch 
konstatieren, der als Ausdruck der Krise der neoliberalen Hegemonie zu be- 
trachten ist und neue Integrationsansätze auf dem Kontinent hervorbrachte. 

Kleinster gemeinsamer Nenner der neuen Integrationsbemühungen ist die Op- 
position gegen das von den USA betriebene Projekt einer panamerikanischen 
Freihandelszone (FTAA). Getragen wird die Opposition dagegen vor allem von 
Argentinien und Brasilien. In beiden Ländern ist eine Abkehr von der bisheri- 
gen außenpolitischen Orientierung auszumachen. In Brasilien war während der 
1990er-Jahre das Modell der „pragmatischen Unterordnung“ (Schirm 1994: 
227) unter die Interessen der USA vorherrschend, in Argentinien hingegen der 
„periphere Realismus“ (Escud& 1995), demzufolge ein Land wie Argentinien 
überhaupt keine eigene Außenpolitik betreiben könne und sich daher besser 
einem starken Staat wie den USA anschließen sollte. Seit der Eskalation der 
Argentinienkrise 2001/2002 setzen Argentinien und Brasilien auf eine Vertie- 
fung des Mercosur und der Süd-Süd-Zusammenarbeit. In diesem Rahmen wa- 
ren sie auch am Scheitern der WTO Konferenz im Oktober 2003 beteiligt. 
Die Vertiefung des Mercosur geht einher mit einer neuen Außenhandelspolitik, 
die von Entwicklungszielen geleitet ist und dem Modell der 1990er Jahre (Priva- 
tisierung, Deregulierung und Weltmarktöffnung etc.) mit Distanz gegenübersteht. 


7 Dies schlug sıch in der seither verkündeten „strategischen Allianz“ zwischen beiden Ländern 
sowie dem „Konsens von Buenos Aires“ nieder (siehe: Schmalz 2004: 27%). 
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Zu diesem Zweck war es nötig, den Mercosur auch institutionell zu stärken. 
Auf dem 25. Mercosur-Gipfel am 16. Dezember 2003 in der uruguayischen 
Hauptstadt Montevideo verordnete sich der Freihandelsblock einen Integrati- 
onsschub. Zum ersten Mal in seiner Geschichte bekam dort der Mercosur ei- 
nen politischen Repräsentanten. Der ehemalige argentinische Präsident Du- 
halde wurde von den Mercosur-Mitgliedern zum Präsidenten der ebenfalls neu 
geschaffenen Mercosur-Kommission ernannt. Die Kommission ist jetzt neben 
dem Sekretariat das zweite ständige Organ des Mercosur. Neben der Kommis- 
sion wurde Ende 2003 auch der Weg für die Einrichtung eines ständigen Mer- 
cosur-Revisionsgerichts frei, was das dritte ständige Organ des Mercosur dar- 
stellen würde. Zusätzlich wurde das Mercosur-Verwaltungssekretariat mit Sitz 
in Montevideo umbenannt in „technisches Sekretariat“, wobei es sich um 
mehr als nur eine Namensänderung handelt. Künftig wird das Sekretariat die 
Regierungen der Mitgliedsläinder bei Fragen der Integration beraten 
(Woischnik 2004). In seinen Außenbeziehungen hat der Mercosur seine Hal- 
tung bekräftigt, mit der EU oder mit den USA im Rahmen der Verhandlungen 
über eine panamerikanische Freihandelszone die Gespräche nur als geschlos- 
sener Block zu führen und nicht in bilaterale Verhandlungen zu treten. Auch 
haben Kirchner und Lula vor, den Mercosur um andere südamerikanische 
Länder zu erweitern. Inzwischen ist dem Mercosur auch Peru als assoziiertes 
Mitglied beigetreten und Venezuela hat einen Aufnahmeantrag gestellt.? 

Derweil liegen die Verhandlungen um die panamerikanische Freihandelszone 
und um eine Freihandelszone zwischen der EU und dem Mercosur auf Eis. In 
beiden Fällen ist es die Agrarpolitik der EU und der USA, die bei den Merco- 
sur-Ländern auf harte Kritik stößt. Diese sind nicht dazu bereit, ihre Märkte 
für Waren und Dienstleistungen aus den USA oder der EU zu öffnen, solange 
diese ihrerseits an ihrer Politik der Agrarsubventionen festhalten. Gerade im 
Agrarbereich könnten die Mercosur-Länder mit den USA oder der EU kon- 
kurrieren und neue Absatzmärkte finden. Im Rahmen eines Freihandelsab- 
kommens jedoch droht als zusätzliche Gefahr, dass Mercosur-Produzenten auf 
ihren heimischen Märkten Anteile verlieren, da sie bei einer Marktöffnung mit 
hochsubventionierten EU- oder US-Agrarprodukten auch in ihren eigenen 
Ländern konkurrieren müssten. Seitens der USA wird vor allem Brasilien für 
den Stillstand des FTAA-Projekts verantwortlich gemacht, es ist bislang unklar, 
wie die Verhandlungen weiterlaufen könnten, sicher scheint nur, dass der ur- 
sprüngliche Zeitplan nicht eingehalten werden kann. Auch bei den Verhand- 


8 Auch außerhalb des Mercosur wird der Versuch unternommen, die Integration auf dem süd- 
amerikanischen Subkontinent zu fördern. So trafen sich Anfang Dezember 2004 auf Initiati- 
ve Brasiliens und Venezuelas fast alle südamerikanischen Präsidenten in dem peruanischen 
Andendorf Pampa de Quinia, um die „Union Südamerikanischer Staaten“ zu gründen. „Un- 
ser Modell ist die Europäische Union“, sagt der Präsident des Mercosur, Eduardo Duhalde 
im Vorfeld des Gipfels. 
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lungen zwischen der EU und dem Mercosur ist ein Stillstand zu konstatieren. 
Ursprünglich sollte eine EU-Mercosur-Freihandelsabkommen am 31. Oktober 
2004 unterzeichnet werden, der Termin verstrich trotz enormer diplomatischer 
Anstrengungen. Nach der EU-Osterweiterung erscheint es jedoch als noch 
unwahrscheinlicher, dass die EU dazu bereit ist, sich in der Agrarpolitik fle- 
xibler zu zeigen. 

Hier ist ein deutlicher Bruch festzustellen gegenüber den Integrationsstrategien 
der Länder Südamerikas, wie sie noch in den 1990er Jahren vorherrschend wa- 
ren. Damals galt die Angliederung an die USA und die EU noch als Garant 
für wirtschaftliche Entwicklung. Alternativ setzt der Mercosur auf Süd-Süd- 
Bündnisse. So wurden Ende 2004 Investitionsabkommen mit China unter- 
zeichnet, auch zu Südafrika und Indien wurden die Kontakte intensiviert. 


4. Soziale Bewegungen 


Angesichts der sozialen Situation muss es zunächst verwundern, dass die auf 
dem Höhepunkt der Krise zahlreichen und starken sozialen Bewegungen heu- 
te politisch wesentlich weniger einflussreich sind. Dies gilt insbesondere für 
die Piquetero-Bewegung, die gegenwärtig schwächer und fragmentierter er- 
scheint als je zuvor. Dies hat verschiedene Gründe, wobei die ökonomische 
Erholung und die Aussicht auf „Normalisierung“ sicherlich zu den wichtigsten 
zählen: bei einem beträchtlichen Teil der Bevölkerung gelten Straßensperren 
seit mindestens einem Jahr als ökonomisch schädlich und überholt. Die Soli- 
darität mit den Arbeitslosen, vor allem von Seiten der urbanen Mittelschich- 
ten, hat sich mittlerweile fast ins Gegenteil verkehrt. Hinzu kommt, dass 
Kirchner die Piquetero-Bewegung durch Differenzierung zwischen „guten“ und 
„schädlichen“ Piqueteros, legitimem und illegitimem Protest noch mehr spal- 
ten und den gemäßigten, quantitativ größten Teil der Piquetero-Bewegung so- 
gar als unterstützende soziale Kraft der Kirchner-Regierung präsentieren konn- 
te. Die Unterschätzung der Schwerkraft der politischen Kultur des Landes, vor 
allem bei den subordinierten Klassen und ihrer Affınität zum Peronismus, d.h. 
zu klientelistischen, korporativistischen Einbindungstendenzen muss als we- 
sentlicher Fehler auf Seiten der Linken verbucht werden. Die Fehleinschätzung 
der Krise als „revolutionäre“ oder zumindest „vorrevolutionäre“, die schwär- 
merische Glorifizierung des auf die Politiker bezogenen Slogans „que se vayan 
todos“ ” und die Verbreitung von triumphalistischen Parolen anstatt an der 


9 In Deutschland erfreut sich dieser scheinradikale, letztlich aber naive und moralisierende 
Slogan bei einem Teil der internationalistisch orientierten Beobachter immer noch großer 
Beliebtheit, obwohl diese zunächst sympathisch wirkende, aber im Kern unpolitische und 
kurzsichtige Parole auf mittlere Sicht demobilisierende Wirkungen entfaltet hat (vgl. U. 
Brand: Alle sollen gehen!, in: FR v. 24./25. Dez. 2004). Auch identifizieren nicht wenige 
deutsche AutorInnen die sozialen Bewegungen Argentiniens bzw. die Piquetero-Bewegung 
insgesamt mit einem sehr kleinen Ausschnitt daraus, nämlich der lokalen Arbeitslosenbewe- 
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Vertiefung und der Verbreiterung des politischen Bewusstseins zu arbeiten - 
alle diese politischen Defizite haben zweifellos zu den aktuellen Schwächen 
der Piquetero-Bewegung bzw. auch der meisten anderen sozialen Bewegungen, 
wie z.B. der Stadtteilversammlungsbewegung beigetragen. 

Es scheint, als ob die Bewegung, die aus der Übernahme und Besetzung bank- 
rotter Betriebe hervorgegangen ist, bis heute vergleichsweise erfolgreich gewe- 
sen sei. Hierbei handelt es sich um ca. 150, auf das gesamte Territorium ver- 
streute, aus verschiedenen Branchen kommende, unterschiedlich große und 
mit differierenden politischen Traditionen verbundene Betriebe, die ca. 10.000 
bis 12.000 Arbeiter umfassen und die sich neuerdings zu einem Nukleus einer 
neuen „solidarischen Ökonomie“ zusammengeschlossen haben. Die Organisa- 
tionen der Bewegung gewähren den Arbeitern juristische, technische und poli- 
tische Beratung, sammeln die unterschiedlichen Erfahrungen, geben sie weiter 
und regen den gemeinsamen Lernprozess in dieser neuen Art von Wirtschaft 
an. Der Kampf der Bewegung besetzter Betriebe ist für die unmittelbar Betrof- 
fenen in erster Linie ein ökonomischer Überlebenskampf, im weiteren Sinne 
aber auch noch grundsätzlicherer Beginn politischer und rechtlicher Ausein- 
andersetzungen. Es geht z.B. bei der juristischen Klärung des Status der be- 
setzten Betriebe auch um die Frage, ob das Recht auf Privateigentum oder das 
Recht auf Arbeit bzw. individuelle Rechte oder kollektive Rechte als vorrangig 
einzustufen sind. Weit über seine quantitative Dimension hinaus - es sind nur 
ein Bruchteil eines Prozents der gesamten argentinischen Erwerbsbevölkerung 
(von ca. 15 Millionen) davon direkt betroffen - haben die Auseinandersetzun- 
gen um das Experiment der selbstverwalteten Betriebe eine hohe symbolische 
Bedeutung und eine die Zukunft der Zwangsmechanismen des Marktes betref- 
fende Dimension. Der argentinische Soziologe Hector Palomino erklärt: 


„Durch die Übernahme einiger weniger produktiver Einheiten in Selbstverwaltung blockieren die 
Arbeiter das bevorzugte Instrument der Unternehmer in kollektiven Verhandlungen. Sie können 
nicht mehr Zuflucht nehmen zu den in letzter Instanz herangezogenen Mitteln der Betriebs- 
schließung (des Investitionsstreiks oder der Aussperrung) als Pressionsinstrument gegenüber den 
Arbeitern. Letztere können nun gegenüber dieser Bedrohung antworten, dass jetzt die Möglich- 
keit der Besetzung und der Selbstverwaltung dieser in Schwierigkeiten geratenen Betriebe besteht. 
Daher muss man die Kraft der Bewegung besetzter Betriebe nicht ausschließlich in der Dimensi- 
on ihrer reduzierten Zahl betrachten, sondern vor allen Dingen in Kategorien ihrer kulturellen, 
politischen und sozialen Effekte, die weit größer sind.“ (Palomino 2004: 5) 


Von allen sozialen Bewegungen, die während der Krise entstanden sind oder 
sich in dieser Periode stark ausgeweitet haben, scheint gegenwärtig die Bewe- 
gung der besetzten Betriebe am vergleichsweise Besten dazustehen. Mögli- 
cherweise hängt dies damit zusammen, dass bei dieser Bewegung ökonomi- 
sche, soziale und politische Aspekte in einem ausgeglichenen und dauerhaften 


gung eines Vororts von Buenos Aires, der „MTD Solano“ und der mit ihr zusammenarbei- 
tenden Intellektuellengruppe, dem „Colectivo Situaciones“. Dieses ist in der Bundesrepublik 
Deutschland durch Publikationen und Rundreisen wesentlich bekannter als in Argentinien. 
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Verhältnis zueinander stehen. Dies ist bei den anderen Bewegungen, die in der 
Krise entstanden sind, nicht oder in sehr viel abgeschwächterer Weise der Fall. 
Die „cartoneros“ sind eine fast ausschließlich aufs Überleben hin orientierte 
Bewegung, die ökonomisch mittlerweile in feste Abhängigkeits- und Unter- 
ordnungsstrukturen eingebunden ist. Die Tauschbörsen sind an ihrer überre- 
gionalen und intransparenten Dimension letztlich gescheitert. Ihre Wiederein- 
führung auf lokaler Ebene ist gegenwärtig minimal und mit den früheren 
Ausmaßen nicht zu vergleichen. Die asambleas barriales oder populares, d.h. 
die Stadtteilversammlungen, die eine überwiegend politische Stoßrichtung in- 
sofern aufwiesen, als in ihnen eine weitgehende politische Partizipation und 
Selbstverwaltung angestrebt worden war, befindet sich heute auf einem sehr 
niedrigen Level, da die entsprechenden Aufgaben wieder weitgehend an das 
politische System übertragen wurden und die wieder funktionierenden sozia- 
len Infrastrukturen besondere Aktivitäten überflüssig machen. Schließlich ist 
die einst sichtbarste und machtvollste Bewegung während der Krise, die Pique- 
tero-Bewegung aus den genannten Gründen heute nur noch ein Schatten ihrer 
selbst. Dennoch wäre es falsch, den sozialen Bewegungen generell ein Schei- 
tern oder Unwirksamkeit attestieren zu wollen. Abgesehen von den stattge- 
fundenen, sicherlich mehr als nur punktuellen politischen Lernprozessen (de- 
ren Reichweite heute noch nicht abzuschätzen ist) wären ohne die Präsenz 
und den Druck der sozialen Bewegungen viele Maßnahmen und Postulate der 
Kirchner-Regierung, wie z.B. die nach Erhaltung bestimmter sozialstaatlicher 
Sicherungen, nach Umverteilung, die härtere Verhandlungsart gegenüber dem 
IWF, die Bereitschaft, den Schuldendienst nicht auf Kosten der Ausweitung 
der Armut im Lande zu leisten etc. - mit Sicherheit nicht existent. 


5. Re-Formierung des konservativen und neoliberalen Lagers 


Mit dem Erstarken Kirchners in Argentinien formierte sich auch die Rechte 
des Landes als Reaktion auf einen vermeintlichen Linksrutsch. Sie definiert 
sich dabei allerdings nicht zunächst als neoliberale Rechte, sondern versucht 
den neoliberalen Diskurs auszublenden. Ihre Opposition wirkt vor allem über 
das Thema Sicherheit. Der Unternehmer Carlos Blumberg, dessen Sohn ent- 
führt und ermordet wurde, steht an der Spitze der Bewegung für mehr und 
härtere Gesetze zur „inneren Sicherheit“. Mit dieser politischen Forderung 
findet er durchaus Gehör ın Argentinien. Regelmäßig gerät er dabei in Kon- 
flikt mit Menschenrechtsorganisationen, die heftige Kritik an seinen Vorschlä- 
gen äußern, etwa, wenn Blumberg das Alter der Straffälligkeit herabsetzen will. 
Doch da sich die Opposition vermittels Blumberg weder als extrem rechte, 
noch als orthodox neoliberale Option decouvrieren wollte, sondern vielmehr 
vorgibt, an Sachfragen orientiert zu sein, ist es für Kirchner schwierig, dies po- 
litisch zu bearbeiten. 
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Neben Blumberg sind der Unternehmer Mauricio Macri und der ehemalige 
Wirtschaftsminister Ricardo Löpez Murphy wichtige Akteure der konservati- 
ven und neoliberalen Formierung. Macri scheiterte bei den Bürgermeisterwah- 
len der Stadt Buenos Aires im Jahr 2004, wobei er versuchte vor allem mit 
den Kampfbegriffen „schlankere Verwaltung“ und „Verbesserung der Sicher- 
heitslage“* Wähler zu binden. Mit Löpez Murphy hingegen formiert sich auch 
die orthodox neoliberale Rechte wieder. Bislang ist jedoch eine Allianz der 
rechten Kräfte gegen Kirchner gescheitert. Allerdings wird der Versuch unter- 
nommen, eine gemeinsame Wahlliste für die Parlamentswahlen vorzubereiten. 
Seitens der Agrarlobby bekommt Kirchner starke Ablehnung zu spüren. 
Durch den sehr hohen Soja-Preis auf dem Weltmarkt boomt die Landwirt- 
schaft in Argentinien seit 2002. Durch die Abwertung der Währung verdop- 
pelte sich der Gewinn vieler Landwirte quasi über Nacht. Die gegenwärtige 
wirtschaftliche Stabilität ist zu großen Stücken dem Agrarexport geschuldet. 
Bislang finanziert Kirchner die Sozialpläne über eine Exportsteuer auf Agrar- 
produkte, die heftig von den Agrarunternehmern kritisiert wird. Aus dem Un- 
ternehmerlager erfährt Kirchner aber nicht nur Ablehnung. Einige Firmenver- 
treter, vor allem aus dem produzierenden Sektor, stehen hinter dem Modell 
Kirchner, da sich ihre Wettbewerbsbedingungen durch die Abwertung verbes- 
sert haben, und sie sehr viel stärker Investitionen tätigen können. Einige von 
ihnen profitieren von Staatsinvestitionen im Infrastrukturbereich. 

Auch von der in Argentinien einflussreichen katholischen Kirche wird Kirch- 
ner stark kritisiert. Der Streit eskalierte, als Kirchner eine Juristin als Richterin 
für den Obersten Gerichtshof nominierte, die öffentlich angab Atheistin zu 
sein und sich für eine Legalisierung der Abtreibung stark machte. Ebenfalls 
kritisch wird Kirchner vor allem wegen seiner Menschenrechtspolitik vom Mi- 
litär wahrgenommen. Doch die Unzufriedenheit äußert sich vor allem punk- 
tuell, offene und öffentliche Kritik wagen die Militärs nur selten. Kirchners 
Konfrontationskurs führte zu starken Spannungen und Konflikten mit den 
konservativen Teilen der argentinischen Gesellschaft. Doch ab August/Sep- 
tember 2004 ist bei Kirchner ein leichter Kurswechsel auszumachen, in dessen 
Kontext er sich konservativen Sektoren der Gesellschaft gegenüber wieder ge- 
sprächsbereit zeigte, um die Situation zu entspannen. 


6. Aspekte der ökonomischen Konjunktur 


Die „Selbstbefreiung“ des Landes von einem großen Teil des Schuldendienstes 
ist zweifellos ein Grund für den Wiederaufschwung der argentinischen Öko- 
nomie. So bemerkenswert aber die hohen BIP-Wachstumsraten in den letzten 
beiden Jahren (2003: 8,8%; 2004: 8%) waren, sie können nicht darüber hin- 
wegtäuschen, dass Argentinien Ende 2004 erst das BIP-Niveau von 1997 (also 
vor Beginn der vierjährigen Rezession) erreicht hat. Der Aufschwung speist 
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sich aus mehreren Quellen: Zum einen konnte Argentinien die günstigen Prei- 
se für Soja, Weizen, Fleisch und Erdöl auf dem Weltmarkt nutzen und in den 
beiden letzten Jahren Handels- bzw. Leistungsbilanzüberschüsse von etwa 15 
bis 7 Mrd. US-Dollar erzielen. Die Währungsreserven stellen sich Ende 2004 
auf knapp 20 Mrd. US-Dollar. Zum anderen geht die Stimulierung des Bin- 
nenmarkts auf verschiedene Faktoren zurück. Die von der Regierung verfügte 
Erhöhung der Monatslöhne um 50 Pesos, die Stabilisierung der Tarife für öf- 
fentliche Dienstleistungen und ein bedeutendes öffentliches Investitionspro- 
gramm haben zweifellos dazu beigetragen, die inländische Nachfrage anzure- 
gen. Die Sozialprogramme der Regierung wirken in gleicher Richtung. So 
konnte aufgrund gering ausgelasteter Kapazitäten ein Wachstumsschub er- 
reicht werden, auch ohne größere Investitionen vornehmen zu müssen. Die 
Wiedererholung der Wirtschaft beruht aber nicht so sehr auf strukturellen 
Veränderungen (systematische Re-Industrialisierung, gezielte Förderung kleine- 
rer und mittlerer Betriebe, Einkommensumyerteilung, Wirksamkeit öffentlicher 
Programme etc.), sondern eher auf zufälligen und von Argentinien aus nicht 
kontrollierbaren Faktoren. Die ökonomische Re-Stabilisierung bleibt also fra- 
gil und reversibel. Eine deutliche Abkehr von den neoliberalen Wirtschafts- 
strukturen - z.B. bezüglich einer Rücknahme mancher Privatisierungen - ist 
noch nicht zu erkennen. 

Manche Vorhaben, wie z.B. der Aufbau eines staatlichen Energieunternehmens 
sind - schon aufgrund ihrer geringen quantitativen Dimension - eher als sym- 
bolisch oder bestenfalls als halbherzig zu qualifizieren. Das öffentliche Investi- 
tionsprogramm ist mit 8 Mrd. bzw. 21 Mrd. Pesos für die ersten beiden Regie- 
rungsjahre durchaus bedeutsam, leidet aber in der Umsetzung und Implemen- 
tierung u.a. am Mangel an Fachkompetenz, weswegen sich ein erheblicher 
zeitlicher Rückstand in der Fertigstellung der Projekte bereits jetzt abzeichnet. 
Ein Teil des Wiederaufbauprogramms enthält nicht nur konjunkturpolitische, 
sondern auch beschäftigungs- und regionalpolitische Momente. Der vorgese- 
hene große Posten für die Rekonstruktion des Eisenbahnwesens (in der Me- 
nem-Ara der 1990er Jahre war es größtenteils privatisiert, stark verkleinert oder 
stillgelegt worden) hätte nicht nur stimulierende Wirkung für viele Zuliefer- 
zweige, sondern - da die Eisenbahn nur relativ beschäftigungsintensiv funk- 
tioniert - auch erhebliche Wirkungen für den Arbeitsmarkt. Die schlechte 
und/oder teuere Anbindung weit entfernter Provinzen im Nordwesten oder 
Südwesten des Landes wäre durch einen Wiederaufbau verringert und würde 
einen Beitrag zur Minderung regionaler Unterschiede im Wohlstandsniveau 
(die sich im neoliberalen Kontext vergrößert hatten) leisten. 

Zu den klarsten Schwachpunkten des bisherigen Wirtschaftsverlaufs zählt die 
hohe soziale und ökonomische Polarisierung der Gesellschaft, die im Prinzip 
weiter fortbesteht: die Armutsquote scheint von ca. 57% im Oktober 2002 auf 
Werte um 40% Ende des Jahres 2004 gesunken zu sein; auch die Arbeitslosig- 
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keit ist offenbar leicht zurückgegangen und bewegt sich um ca. 15%. Nach of 
fiziellen Angaben gab es nach zwei Jahren des Aufschwungs noch 38% Arme 
und 13,2% Arbeitslose (El Pais vom 16.12.2004), wobei die letzte Zahl da- 
durch künstlich reduziert wurde, dass die etwa zwei Millionen „Sozialhilfe“- 
Empfänger als „erwerbstätig“ registriert werden. Das durchschnittliche Real- 
lohnniveau liegt immer noch ca. 40% unter dem Vorkrisenniveau, die Versor- 
gung mit sozialer Infrastruktur (z.B. Gesundheitswesen) ist außerhalb der 
Hauptstadt als katastrophal zu bezeichnen. 

Die Vorschläge der Intellektuellengruppe von Ökonomen und Politologen, 
die mit dem „Plan Fenix* eine entsprechende Vision von der Re- 
Industrialisierung Argentiniens vorgelegt haben, welche auch eine weit restrik- 
tivere Haltung gegenüber dem IWF einschließt, sind bislang von der Regie- 
rung kaum aufgenommen, geschweige denn umgesetzt worden (Economistas 
de Izquierda 2004). 


7. Fazit 


Angesichts der im gegenwärtigen Argentinien überwiegend diffusen und (po- 
tentiell) instabilen Gesamtsituation - sowohl im ökonomischen wie im politi- 
schen Bereich - sind einfache zusammenfassende Schlussfolgerungen und kla- 
re Prognosen für die nahe Zukunft zweifellos schwierig. 

Sicher ist, dass Kirchner auf relativ unkonventionelle Art und Weise und da- 
her von vielen auch nicht erwartet die Re-Stabilisierung der argentinischen Ge- 
sellschaft versucht, mit Zielvorstellungen, die der vorherigen neoliberalen Pha- 
se, aber auch weiter zurückliegenden Traditionen der argentinischen Gesell- 
schaft entgegenstehen. Um jedoch von einer grundlegenden Wende zu spre- 
chen, bedürfte es weiterer Fortschritte in der Institutionalisierung neolibera- 
lismuskritischer und demokratieorientierter Maßnahmen. Entsprechende sozi- 
alstaatliche Gesetze und Re-Regulierungen, die auf Umverteilung und sozialen 
Ausgleich abzielen sowie die Schaffung und Garantie von Freiräumen für so- 
ziale Experimente (z.B. im Bereich selbstverwalteter Betriebe) vorsehen, wären 
als bescheidene Ansätze einer sich entwickelnden Gegenhegemonie zu be- 
zeichnen. Dazu scheint die Regierung Kirchner im Augenblick politisch noch 
viel zu schwach zu sein, ihre sich bildende soziale Basis präsentiert sich bis- 
lang als vergleichsweise heterogen, die ökonomische Re-Stabilisierung ist als 
fragil und potentiell reversibel zu qualifizieren, weil sie auf teilweise äußeren 
oder zufälligen Faktoren und nicht auf der ansatzweise Verwirklichung eines 
eigenen systematischen Wiederaufbauprogramms basiert. Nur wenn sich ein 
anti-neoliberaler Block im politischen und sozialen Raum konsolidiert und 
Kirchner entsprechend stützt bzw. beeinflusst, könnte der begonnene Kurs- 
wechsel fortgesetzt werden. Die Chancen dafür sind unseres Erachtens noch 
nicht verspielt, wenn sich auch erhebliche Teile der „argentinischen Zivilge- 
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sellschaft“ von ihrer Aufbruchstimmung in der ersten Hälfte des Jahres 2002 
spürbar entfernt haben. 
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Leda Paulani 


Wenn Angst die Hoffnung besiegt. Eine Bilanz 
der Wirtschaftspolitik der Regierung Lula 


Der Sieg der Arbeiterpartei (PT) bei den Präsidentschaftswahlen 2002 ließ ver- 
schiedene Erwartungen entstehen, düstere bei den einen, frohe bei der großen 
Mehrheit. Die Idee, dass das Volk Brasilien in eine Nation transformieren 
würde, schien realisierbar zu sein. Die PT unter der Führung von Lula da Silva 
war anscheinend besonders dazu geeignet, Brasilien aus einer Jahrhunderte 
währenden Lethargie herauszuführen und von ungeheuren Ungleichheiten zu 
befreien, die von dieser Lethargie gestützt werden. Denn die PT war während 
der harten Kämpfe gegen die Militärdiktatur aus den Protesten der Arbeiter in 
der ABC-Region im Staat Sao Paulo, der wichtigsten Industrieregion Brasili- 
ens, entstanden. 

Es wird jedoch auch dieses Mal nicht gelingen. Die Hoffnung auf eine Neu- 
gründung wurde vertagt. Die Diagnose einer angeblich katastrophalen Lage - 
das Land würde sich am Rand eines ökonomischen Abgrunds befinden, liefer- 
te denjenigen, die im Januar 2003 die Regierung übernahmen, die Entschuldi- 
gung dafür, genau die Art von Wirtschaftspolitik fortzusetzen, die das Mar- 
kenzeichen der vorangegangenen Regierung unter Fernando Henrique Cardo- 
so war. 

Heute ist es jedoch klar, dass es sich bei dem eingeschlagenen Weg keineswegs 
um eine bloße Taktik handelt. Es geht nicht - wie behauptet wird - darum, 
die Zähne zusammenzubeißen und eine Politik zu verfolgen, die zwar bitter 
ist, aber „das Land retten“ kann. Im Gegenteil, es war eine bewusste Entschei- 
dung, Brasilien in der externen Falle zu halten, um nicht das Machtprojekt 
der PT zu gefährden. Im folgenden will ich noch einmal im Detail die Argu- 
mente untersuchen, mit der diese Entscheidung gerechtfertigt wurde und die 
tatsächliche Natur des verfolgten „Modells“ darlegen. 


1. Brasilien - vermeintlich am Abgrund 


Von der neuen Regierung wurden zwar keine wirtschaftspolitischen Abenteuer 
erwartet, aber doch wenigstens ein Signal, das die Intention verdeutlichen 
würde, die brasilianische Ökonomie aus der externen Falle zu befreien. Dass 
ein solches Signal ausblieb, begründeten die neuen Verantwortlichen damit, 
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dass es vor allem darauf ankomme, das Land vom Rand des Abgrunds wegzu- 
bringen. Damit wurde gleich zu Beginn die Anhebung des Basiszinssatzes (er 
erreichte 26,5%), ein brutaler Einschnitt in die Liquidität durch die Erhöhung 
des Mindestreservesatzes der Banken sowie ein überraschend hoher Primär- 
überschuss des Staatshaushaltes (d.h. ohne Berücksichtigung von Zins und 
Tilgungszahlungen) noch über das vom IWF geforderte Niveau hinaus (4,25% 
anstatt 3,75% des BIP) gerechtfertigt. 

Was war die Grundlage für die düstere Sicht der Regierung? Sie bestand in der 
Entwicklung von drei Größen, die von nun an als die einzigen Indikatoren 
der wirtschaftlichen Gesundheit des Landes galten: dabei handelte es sich um 
den Wechselkurs des US-Dollars, den Kurs der C-Anleihen (eine brasilianische 
Anleihe, die auf den internationalen Märkten gehandelt wird) und das Brasili- 
en zugeschriebene Länderrisiko auf den internationalen Finanzmärkten (d.h. 
den zusätzlichen Zinssatz, den eine brasilianische Anleihe abwerfen musste). 
Der Wechselkurs des Dollar lag bei 4 Real (zum Jahresende waren es noch 
3,50 Real gewesen), der Kurs der C-Anleihen lag 50% unter ihrem Nennwert 
und der Risikoaufschlag rückte in die Nähe von 2000 Punkten (also 20%). 
Wie kam es zu der nachteiligen Entwicklung dieser drei Größen? Vor allem 
aufgrund von Spekulationen, welche in- und ausländische Eliten angesichts 
eines möglichen Wahlsieges von Lula in Gang setzten und die später als 
„Wahlterrorismus“ bezeichnet wurden. Ohne die Wahlen hätten sich diese In- 
dikatoren kaum in dieser Weise verhalten. 

Das Verhalten dieser Größen wird vor allem vom Risiko einer Zahlungseinstel- 
lung des betreffenden Landes bestimmt, d.h. vom Risiko, dass ein Land zu ei- 
nem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr über ausreichende Reserven einer star- 
ken Währung wie dem US-Dollar verfügt, um auswärtige Verpflichtungen zu 
erfüllen, oder dies nur kann, wenn es seine Reserven auf ein gefährlich niedri- 
ges Niveau reduziert. Wie war hier die Situation Brasiliens? Zunächst wurde 
die Regierung Cardoso überrascht, weil der Handelsbilanzüberschuss um mehr 
als 50% über dem erwarteten Wert lag. Mehr noch, man konnte auch eine 
zukünftige Verbesserung erwarten, da die Währungsentwicklung seit Januar 
1999 den Außenhandel in die richtige Richtung beeinflusste.' 

Davon abgesehen zeigt die Analyse der Währungsreserven, also derjenigen 
Größe, von der die externe Zahlungsfähigkeit abhängt, ein überraschendes Er- 
gebnis: im Unterschied zu der Periode von September 1998 bis Januar 1999, 
als über 40 Mrd. US Dollar aus dem Land abgezogen wurden, blieben die Re- 
serven während des Jahres 2002 stabil. Zu Anfang des Jahres lagen sie bei 36 
Mrd. US Dollar (der Durchschnitt von Jahr 2001 lag bei 36,3 Mrd.), schwank- 
ten im April und Mai um 33 Mrd., erreichten im Juni und Juli 40 Mrd., und 


1 Da sich Wechselkursschwankungen erst nach drei bis sechs Monaten auf den Außenhandel 
auswirken, ließ die Abwertung des Real auch weiterhin Positives erwarten. 
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gingen bis zum Jahresende wieder leicht auf 37,8 Mrd. Dollar zurück. Diese 
Zahlen sprechen für sich. Fin unkontrolliertes Ausbluten fand nicht statt. Es 
gab also nichts, was einem Spekulationsangriff auf den Real vergleichbar gewe- 
sen wäre, wie er im September 1998 und im Januar 1999 in der Folge einer 
außerordentlich geschwächten Außenwirtschaftsposition stattfand. 

Natürlich gab es Probleme mit den externen Zahlungsverpflichtungen. Sie gab 
es und sie gibt es jetzt. Aber sie sind struktureller Natur (wachsende Importt- 
abhängigkeit, Internationalisierung des produktiven Kapitals, die verstärkt 
Dollarausgaben mit sich bringt) und haben nichts mit den konjunkturellen 
Verschlechterungen zu tun, die die neue Regierung als Argument benutzte. 
Und selbst, wenn es zu konjunkturellen Verschlechterungen gekommen wäre, 
hätte die Vereinbarung mit dem IWF, die mit all ihren gravierenden Folgen 
für die Gesellschaft bereits im August abgeschlossen wurde, erlaubt, auf jeden 
unerwarteten Sturm zu reagieren. 

Das andere Argument, mit dem die Regierung ihre Wirtschaftspolitik rechtfer- 
tigte, war das unmittelbar drohende Risiko einer inflationären Entwicklung. Es 
wurde behauptet, dass die notwendigen Maßnahmen - welche auch immer das 
sein mögen - ergriffen werden müssten, um die drohende Inflation zu bändı- 
gen. Anders zu handeln, würde bedeuten, sich selbst Unfähigkeit zu beschei- 
nigen. Damit wurde die Aufrechterhaltung hoher Zinsen und die Einschnü- 
rung der Wirtschaft gerechtfertigt (die Erhöhung des Mindestreservesatzes im 
Februar entzog der Wirtschaft ganz plötzlich 10% der Zahlungsmittel). 

Und was war der Hauptgrund für das ungünstige Verhalten des Preisindex ? 
Das Hauptproblem war die Abwertung des Real ab Juli 2002, die von der 
Unruhe über die Wahlen verursacht wurde. Mit einer Zeitverzögerung, wie sie 
in solchen Fällen normal ist, wirkte sich dieser Schock im Oktober und 
November auf den Preisindex aus. Diese Ungleichzeitigkeit in der Anpassung 
der Preise und ebenso das Gewicht, das die öffentlichen Tarife und die 
subventionierten Preise von Benzin, Gas etc. dabei haben, machen es un- 
möglich, dass die Auswirkungen der Abwertung mit einem mal hätten be- 
wältigt werden können. Unabhängig von der Geldpolitik wäre der Preisindex 
zunächst weiter gestiegen, bis der Schock integriert worden wäre, um dann 
wieder zu fallen. Dies geschah dann auch, eine unkontrollierte Inflation ist 
nicht in Sicht. Und wie könnte das auch der Fall sein bei einer Ökonomie, 
die so lange Zeit beinahe stagnierte? 

Die These, Brasilien habe am Abgrund gestanden, ist keineswegs plausibel. Sie 
wird weder durch die Daten über die Währungsreserven noch durch die Ent- 
wicklung des Preisniveaus (wenn man ein Minimum an Kenntnissen über des- 
sen Verhalten voraussetzt) bestätigt. Auch die Behauptung der Regierung, dass 
die Kreditlinien des Landes beschränkt wurden und sie schnell wieder herge- 
stellt werden müssten, wurde bis heute nicht belegt. 
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2. Die angebliche Kurzfristigkeit der marktorthodoxen Politik 


Das hohe Maß an marktorthodoxer Wirtschaftspolitik wurde auch mit dem 
Hinweis begründet, es sei notwendig, die Kreditwürdigkeit des Landes wieder 
herzustellen. Indikatoren für eine verbesserte Kreditwürdigkeit waren das ge- 
sunkene Länderrisiko, der Preisanstieg der C-Anleihen und der Wertanstieg der 
einheimischen Währung. Um diese Ergebnisse zu erzielen, war es nötig, die 
Inflationsrate drastisch zu verringern und entschieden zu erklären, dass man 
tiefes Vertrauen in die Therapie der Liquiditätsbegrenzung, also in eine restrik- 
tive Geld- und Fiskalpolitik habe. Es war also, das „Heilige Kreuz der wirt- 
schaftspolitischen Orthodoxie zu küssen“ - und es wurde mit Hingabe ge- 
küsst. 

Diese von der Regierung benutzte Begründung ihrer Wirtschaftspolitik hatte 
jedoch eine zweifelhafte Seite. Sie unterstellte nämlich, dass, wenn die „Kre- 
ditwürdigkeit“ dank der schmerzhaften Politik wieder erlangt sei, dass dann 
endlich Entwicklung das erste Ziel der Wirtschaftspolitik werden würde. Die 
marktorthodoxe Phase sei nur kurzfristig nötig, um einen Zusammenbruch zu 
verhindern. 

Wer die Dynamik des Wirtschaftsmodells, dem die PT-Regierung folgte, einbe- 
zog, wusste jedoch, dass eine solche Annahme irrig war. Die „Logik der Kre- 
ditwürdigkeit“ erlaubt nun einmal keinen Wechsel in der Wirtschaftspolitik. 
Diese Art der Kreditwürdigkeit kann nur erhalten bleiben, wenn die unerbittli- 
che fiskalische Anpassung, die hohen Zinsen, die restriktive Wirtschaftspolitik 
etc. beibehalten werden. Nimmt man einmal an diesem Spiel teil, wird jede 
Bewegung in die entgegengesetzte Richtung die mit großen Mühen erreichten 
„Erfolge“ beeinträchtigen und damit auch die Stabilitätsbedingungen, die für 
die weitere Entwicklung notwendig sind. Man könnte annehmen, dass die 
Kernmannschaft der neuen Regierung diese Unmöglichkeit nicht erkannt hatte 
und glaubte, dass, würde sie das Spiel des Gegners spielen, sie die Bedingun- 
gen schaffen könnte, um ihre eigene Wirtschaftspolitik durchzuführen: eine, 
die das Wachstum fördern und die 10 Mio. Arbeitsplätze schaffen würde, die 
Lula während des Wahlkampfs versprochen hatte. 

Aber selbst diese Hypothese lässt sich heute kaum aufrecht erhalten. Zunächst 
äußerte der für Wirtschaftspolitik zuständige Staatssekretär im Finanzministe- 
rıums, dass Pedro Malan, der acht Jahre Finanzminister in der Regierung von 
Cardoso war, eine Ehrenstatue verdient habe. Dann erklärte der Finanzmini- 
ster persönlich, der sich in Anwesenheit von Cardoso mit dem Vorwurf aus- 
einander setzten musste, dessen Politik fortzusetzen, dass wenn diese Politik 
das selbe sei, sie aber richtig wäre, er sie dann auch die nächsten zehn Jahre 
aufrechterhalten würde. Angesichts solcher Äußerungen ist es schwierig, sich 


2 Diesen Ausdruck benutzte Paulo Arantes in einem Artikel über die ersten Monate von Lulas 
Regierung, der in Reportagem erschienen ist. 
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vorzustellen, dass die Kontinuität nur eine vorübergehende Taktik sein soll. 
Somit bleibt nur noch die Hypothese, dass dieses Modell von den Verant- 
wortlichen wohlüberlegt gewählt wurde. Trotz der Unterstützung von 55 Mio. 
Wählern und des Besitzes eines politischen Kapitals, wie es in der Geschichte 
Brasiliens einmalig ist, wollten die neuen Machthaber nicht das geringste Risi- 
ko eingehen und wählten den Weg des geringsten Widerstands. Sie wählten 
den „sichersten“ Weg, der weder innere noch äußere Interessen provozierte, 
der der brasilianischen Wirtschaft eine starke Ausrichtung an den Interessen 
der Vermögensbesitzer aufzwingt; der der Regierung die paternalistische Rolle 
zuweist, sich um die Armen zu kümmern; der die regionalen und individuel- 
len Einkommens- und Wohlfahrtsdisparitäten nicht in Frage stellt; der nicht 
einmal droht, an den ungerechten Strukturen Brasiliens zu kratzen; der sich, 
kurz gesagt, den Imperativen der Finanzmärkte unterordnet, die den Kapita- 
lismus seit Mitte der 1970er Jahre international bestimmen. 


3. Die wirklichen Eigenschaften des gewählten Modells 


Zur Jahresmitte 1996 schrieb Gustavo Franco, damals Direktor der Auslands- 
abteilung der Zentralbank, einen Aufsatz über Weltmarktintegration und Ent- 
wicklung, der von Cardoso als „Kopernikanische Revolution“ der Wirtschafts- 
theorie angepriesen wurde. Verpackt in der Hülle mathematischer Formalisie- 
rung handelte es sich um nichts anderes als um eine Apologie des Washington 
Konsensus, mit dessen Umsetzung Cardosos Regierung gerade begonnen hat- 
te: Einschränkung der Staatstätigkeiten (Privatisierung), Abbau von Handels- 
schranken, restriktive Geld- und Fiskalpolitik, hohe Zinsen. Gustavo Franco 
behauptete, dass mit einer geeigneten Mischung dieser Elemente das Land 
nach einer Weile den Zug der Geschichte einholen würde. Der Wettbewerbs- 
schock, der mit der Öffnung einhergeht, würde einen Prozess der produktiven 
Restrukturierung fördern, welcher uns einen Platz in der schönen neuen globa- 
lisierten Welt sichern und die Bedingungen für stabiles Wachstum garantieren 
würde. Der verschlankte Staat und eine „solide“ Steuer- und Geldpolitik wür- 
den einerseits antiinflationär wirken und andererseits die Kreditwürdigkeit ge- 
genüber ausländischen Investoren sichern und damit die Probleme der Zah- 
lungsbilanz lösen. Zudem würde die produktive Restrukturierung die Löhne 
dank höherer Produktivität steigen lassen und auf diese Weise als ein un- 
schätzbares Instrument zur Verringerung der Verteilungsungleichheiten wirken. 
Ein Jahrzehnt nach ihrer Durchführung haben diese Maßnahmen wirtschaftli- 
che Stagnation, eine Rekordarbeitslosigkeit, Zahlungsbilanzprobleme, den 
Rückfall des Landes auf die Position eines Rohstoffexporteurs sowie die Auf 
rechterhaltung der selben alten Verteilungsmuster gebracht, die mit einer un- 
vermeidlichen Zunahme an absoluter Armut, Gewalt und Barbarei in den ur- 
banen Zentren Brasiliens einhergeht. Unmittelbar bevor der Artikel Francos 
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erschien, ergriff das Direktorium der Zentralbank unter seiner Leitung Maß- 
nahmen, die garantierten, dass sich das internationale Finanzkapital auch in 
Brasilien günstig verwerten kann. Die Neuverhandlung der Auslandsschulden 
mit entsprechenden Garantien, die Schaffung der C-Anleihen, die auf den in- 
ternationalen Märkten notiert wurden, hatte bereits zu diesem Ziel beigetra- 
gen. Jetzt ging die Leitung der Zentralbank ganz leise an eine andere, glei- 
chermaßen wichtige Aufgabe: die Deregulierung des Finanzmarkts. 

Durch Rückgriff auf eine von einem Gesetz von 1962 eingerichtete Möglich- 
keit - die sogenannten CC5 Konten, die „non-residents“ (d.h. nicht im Inland 
lebenden Personen) vorbehalten sind und die freie Zirkulation von Fonds in 
ausländischer Währung erlauben - förderte die Zentralbank die Öffnung des 
Finanzmarkts. Zwei große Veränderungen fanden statt. Zunächst wurde die 
Definition der „non-residents“ erweitert. So wurden auch natürliche und juri- 
stische Personen, die nur vorübergehend im Inland waren, einbezogen; ebenso 
die Konten von Finanzinstitutionen, denen es nicht erlaubt war, im Land ak- 
tiv zu sein.’ Zweitens wurde es den Inhabern der CC5 Konten erlaubt, Über- 
schüsse jeder Art ins Ausland zu überweisen. Damit wurde es für jeden in- 
oder ausländischen Akteur möglich, Gelder ins Ausland zu transferieren, in- 
dem er inländische Währung auf dem Konto einer nicht-inländischen Finanz- 
institution deponierte. 

Diese Veränderungen haben die Art und Weise bestimmt, ın der Brasilien in 
den internationalen Finanzmarkt integriert wurde. Mit den brasilianischen 
Staatsanleihen, die international gehandelt werden, wurde dem Finanzkapital 
eine gute Verwertungsmöglichkeit geboten und ein Teil des Realeinkommens 
und des Realkapitals in die finanzielle Sphäre transferiert. Die Finanzliberali- 
sierung garantiert den freien Fluss des internationalen Kapitals, das damit alle 
Vorteile, die sich aus der restriktiven Geldpolitik und den hohen Zinsen erge- 
ben, ausschöpfen kann. Ohne diese Liberalisierung wäre es nicht möglich ge- 
wesen, die mehr als 40 Mrd. Dollar, die aufgrund der Angst vor einer drohen- 
den Entwertung des Real zwischen September 1998 und Januar 1999 abgeflos- 
sen sind, aus dem Land zu schaffen. Aber noch war nicht alles erledigt. Ob- 
wohl es Cardoso während seiner Amtszeit energisch versuchte, war der Um- 
bau der sozialen Sicherungssysteme, wie er für das neue Modell notwendig 
war, noch nicht vollständig gelungen. 

Die Rentenreform war das erste Projekt, das sich die Regierung Lula vornahm. 
Schon in den ersten Monaten nach Regierungsantritt legte sie dem Kongress 
einen Gesetzesentwurf vor, der zahlreiche Veränderungen auf diesem Gebiete 


3 Die erste Veränderung wurde schon 1992 eingeführt, als Francisco Gros Präsident der Zen- 
tralbank und Arminio Fraga Direktor der Auslandsabteilung war. Die Märkte blieben aber 
ungläubig, bis im November 1993 - Fraga war schon von Gustavo Franco abgelöst worden - 
ein Leitfaden veröffentlicht wurde, der den Akteuren vor Augen führte, was sie nicht glauben 
wollten. Nicht umsonst wurde dieser Leitfaden „Ratgeber für Währungssünden“ genannt. 
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beinhaltete. Sie betrafen vor allem den öffentlichen Dienst, da die vorherige 
Regierung den privaten Sektor bereits reformiert hatte. Die Regierung benutzte 
als Ausrede die hohen Defizite, die noch weiter zunehmen würden, um die 
Rentenversicherung für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes zu ändern. 
Wie es Cardoso schon für die Arbeiter des privaten Sektors durchgesetzt hatte, 
wurden Höchstbeträge für die Renten festgesetzt, so dass die Arbeiter gezwun- 
gen sind, sich ergänzend bei privaten Rentenfonds zu versichern. Anders je- 
doch als Cardoso, der es nicht wagte, auf „Übergangsregelungen“ zu verzich- 
ten, hatte der ursprüngliche Vorschlag des PT keine solche Regelungen. Es wa- 
ren dann die Abgeordneten, die Änderungen vornahmen und die vorgeschla- 
gene Reform „weniger radikal“ machten.‘ 

Obwohl die Regierung die Beseitigung des Hungers zu ihrem Markenzeichen 
machte, hat sie diesem Ziel keine große Bedeutung beigemessen oder auch 
nur entsprechende Ressourcen dafür zur Verfügung gestellt.” Beim Abbau der 
sozialen Sicherung versuchte sie jedoch das zu vollenden, was Cardoso be- 
gonnen hatte. Dass die neue Regierung ihr ganzes politisches Gewicht und die 
ihr zur Verfügung stehenden Ämter mobilisierte, um eine solche Reform 
durchzusetzen, kann kein Zufall sein. Dieser Beginn ist vielmehr ein unzwei- 
deutiges Signal dafür, welchem Weg und welcher Doktrin die Regierung folgt. 
Damit erhält die Hypothese noch mehr Plausibilität, dass es sich bei der Poli- 
tik der Regierung Lula um eine bewusst gewählte Option und nicht um die 
Reaktion auf eine (angeblich) schwierige Situation handelt. 

Die Vervollständigung der von Cardoso konzipierten Veränderungen schlug 
mehrere Fliegen mit einer Klappe. Zunächst wurde ein Markt für ergänzende 
Rentenversicherungen geschaffen, die seit mehr als zwei Jahrzehnten die Hab- 
gier des nationalen und internationalen Finanzsektors geweckt hatten. Mit der 
Reform auch des öffentlichen Sektors wurden erheblich größere Akkumulati- 
onsmöglichkeiten eröffnet, als mit der Reform des Privatsektors. Zwar gibt es 
im privaten Sektor mehr Arbeiter, doch ist ihr Durchschnittseinkommen nied- 
riger, und sie sind stets mit dem Risiko der Arbeitslosigkeit konfrontiert. Die 
Erschließung dieses neuen und fruchtbaren Raums der Verwertung war (aus 
der Sicht der Rechten, wie stets) einer der ersten Erfolge der neuen Regierung. 
Darüberhinaus dienten die Beiträge der Rentner und die Verlängerung der 
Zeitdauer, die notwendig war, um einen Rentenanspruch zu erwerben, auch 
der „fiskalischen Konsolidierung“. Weiter konnten mit einer gut durchdachten 
Propaganda die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes als diejenigen hinge- 
stellt werden, die sich den sozialen Missständen des Landes bisher entzogen 


4 Außerdem wurden den Rentnern von der neuen Regierung Beiträge aufgebürdet. Dies war 
für die Rechte riskant gewesen, und Cardoso hatte es mehrfach erfolglos versucht. Einer der 
Hauptgründe für Cardosos Scheitern war die von der PT organisierte Opposition dagegen. 

5 Nicht umsonst hat die „Null-Hunger“-Strategie eher den Charakter eines philantropischen 
Wohltätigkeitsprogramms als einer staatlichen Politik. 
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hatten, so dass die Reform lediglich ein Stück weit die soziale Gerechtigkeit 
herstellen würde. Schließlich passte das alte staatliche System der sozialen Si- 
cherheit nicht mehr zu einem Land, das sich seit Beginn der 1990er Jahre be- 
mühte zu einem wichtigen Ort der Verwertung des Finanzkapitals zu werden. 
Die von der PT durchgesetzte Reform trug entschieden dazu bei, dieses Ziel 
zu erreichen. 

Das kapitalgedeckte Rentensystem ist am Zins, das umlagefinanzierte System 
an der Produktion orientiert. Ersteres ist mit einer Präferenz für hohe Zinsen 
insbesondere bei (sicheren) Staatspapieren verbunden, da die Manager der 
Pensionsfonds langfristig Auszahlungen entsprechend den gegenüber den Bei- 
tragszahlern eingegangenen Verpflichtungen garantieren müssen. Aus dem 
zweiten System folgt dagegen ein Interesse an hoher Beschäftigung, an Ein- 
kommen und produktivem Kapital, da die Arbeitenden das Einkommen der- 
jenigen, die nicht mehr arbeiten, sichern. Daher hat die Stärkung des kapital- 
gedeckten Rentensystems nicht nur den Fffekt, dass in vielen Fällen erworbene 
Rechte verletzt werden, dieses Rentensystem trägt auch zur Verschärfung der 
Krise bei. Von der Regierung wurde dies aber wohl nur als unbedeutendes De- 
tail betrachtet, angesichts der angestrebten „Modernisierung“ der Institutionen 
und der verbesserten „Kreditwürdigkeit“.° Man sollte nicht vergessen, dass die 
Weltbank als Gegenleistung für ihre Unterstützung sozialer Projekte der neuen 
Regierung noch vor ihrem Amtsantritt „nahe legte“, die Reform des Sozialsy- 
stems zu vollenden. 

Nach dem Abschluss dieser Phase war das Land dafür hergerichtet, um am 
Verwertungskreislauf des Finanzkapitals teilzunehmen. Es müssen lediglich 
noch einige Details hinzukommen wie die Verabschiedung eines neuen Insol- 
venzrechts und die Autonomie der Zentralbank. Diese Maßnahmen werden 
für notwendig erachtet, um dem Kapital ein „Mindesteinkommen“’ 
chern. Dieser glanzvolle Augenblick wird nicht mehr lange auf sich warten 
lassen, da Lulas Regierung alle nötigen Schritte unternommen hat, um diese 
Reformen so schnell wie möglich umzusetzen. Die Autonomie der Zentral- 
bank wird „die Märkte“ ein für allemal erkennen lassen, dass der brasilianische 
Staat keineswegs davon Abstand nehmen wird, der Gesellschaft einen Teil ih- 
res Realeinkommens zu nehmen, um es in die Sphäre des Finanzkapitals zu 
transferieren (vgl. dazu Chesnais 1998) und so das Einkommen des fiktiven 
Kapitals zu gewährleisten, das vom Staat in Form der Staatsanleihen geschaf- 


zu SI- 


6 Einer der Vorteile, die von einem kapitalgedeckten System erwartet werden, ist die Zunahme 
der Sparquote, die einen heilsamen Effekt auf eine Ökonomie wie die brasilianische hätte, 
der entsprechend dem Mainstreamdiskurs Ersparnisse fehlen. Werden die Finanzen jedoch 
in der beschriebenen Weise organisiert, können sie kaum den versprochenen Kreislauf von 
Sparen, Investieren und Einkommenserzielung in Gang setzen. Denn die beträchtlichen Er- 
sparnisse nehmen gerade nicht die Form von produktiven Investitionen an. 

7 Dieser äußerst treffende Ausdruck stammt aus einem Artikel von Joao Sayad in Folha de 


Sao Paulo, 24.4.2000. 
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fen wird.® Zur gleichen Zeit macht der Staat aus der Landeswährung ein Spe- 
kulationsobjekt, die ihren Wert mit dem Zinssatz ändert. Als Objekt der Spe- 
kulation und als Rechtfertigung der enormen Zinssätze kann der Real dazu 
benutzt werden, um hohe Gewinne in einer starken Währung zu erzielen. Die 
Rentenfonds, die nun zahlreicher und größer werden, werden zu Hilfskräften 
der öffentlichen Verschuldung, indem sie der Sphäre der produktiven Akku- 
mulation ebenfalls erhebliche Anteile des Realeinkommens entziehen. Sie tun 
dies indirekt mittels freiwilliger Rentenbeiträge, während der Staat dies direkt 
durch das Zwangsmittel der Steuern tut. 

Die von der größten linken Partei der Welt im größten Land Lateinamerikas 
gestellte Regierung leistet den Interessen des Finanzkapitals und seiner Ideolo- 
gie einen unschätzbaren Dienst. Sie wird solange beweisen, dass es keine Al- 
ternative gibt, keinen anderen Weg - solange niemand an den progressiven 
Absichten der PT und seiner wichtigen Führer zweifelt. Sie wird gleichzeitig 
eine außerordentlich wichtige Rolle bei der Konsolidierung des internationa- 
len Währungssystems übernehmen, in dem ungedecktes Kreditgeld eine zen- 
trale Rolle spielt. Die Aufrechterhaltung dieses Systems ist jedoch genau das, 
was zur Aufrechterhaltung einer „finanzdominierten Verwertung“ beiträgt.’ 
Denn der Emittent dieses Kreditgeldes erzeugt einen Überfluss an Kapital, das 
sich gegen klassische Krisen, die es vernichten könnten, durch seine Verwer- 
tung in der monetären Sphäre schützt. 

Dies ist das von Lula und der PT übernommene Modell, um die Entwicklung 
Brasiliens zu fördern. Die konventionelle Rhetorik versichert uns immer noch, 
dass die weiterhin betriebene Politik der Austerität und des knappen Geldes 
der einzig sichere und „wissenschaftliche“* Weg ist, um eine „stabile Entwick- 
lung“ zu erreichen. Sie behauptet, dass aufgrund des Umfangs der Schulden 


8 Es könnte argumentiert werden, dass durch die Garantie der Einkommen aus fiktivem Kapi- 
tal Konsum und Investitionen angeregt würde, so dass in die Sphäre der produktiven Akku- 
mulation auf der einen Seite zurückfließt, was ihr auf der anderen genommen wurde. Selbst 
wenn das hinsichtlich des Konsums zutreffen sollte, ist es bei den Investitionen eine eitle 
Hoffnung. Denn aufgrund reduzierter öffentlicher Ausgaben und hoher Zinsen werden die 
an produktive Ausgaben geknüpfte Gewinnerwartungen gering bleiben. 

9 Mit „finanzdominierter Verwertung“ soll nicht eine Phase bezeichnet werden, in der die 
Verwertung des fiktiven Kapitals die des produktiven Kapitals überlagert und einschränkt. 
Vielmehr geht es darum, dass aufgrund der Menge des Finanzkapitals und der besonderen 
Form des Weltwährungssystems die Logik der Verwertung des Finanzkapitals auch die Logik 
der Verwertung des produktiven Kapitals prägt und auf diese Weise eine neue Regulations- 
weise hervorbringt, diejenige des finanzdominierten Akkumulationsregimes. Die Verände- 
rungen, die mit dem Toyotismus begannen, haben alle dieselbe Richtung. Die „Flexibilisie- 
rung der Arbeit“ erlaubt eine intensivere Nutzung der Arbeitskraft; das Kapital wird flexibler, 
indem es seine Risiken mit der Lohnarbeit teilt; mit der Ausrichtung der Produktion an der 
direkten Kundennachfrage werden die Kosten für die Lagerhaltung von Rohstoffen und 
Vorprodukten verringert (was angesichts hoher Zinsen eine unverzeihliche Verschwendung 
wäre). Alle diese Veränderungen haben mit dem Rahmen zu tun, in dem die produktive 
Verwertung stattfinden muss, nämlich den von der monetären Sphäre gesetzten Vergleichs- 
maßstäben der Verwertung (vgl. dazu Frontana 2000). 


158 Leda Paulani 


das Land „ökonomischer“ werden muss, und der Staat seinen Anteil am BIP 
verringern muss. Doch wird niemals gesagt, dass das Wachstum der Schulden, 
das zu ihrem gegenwärtigen Ausmaß geführt hat, nicht das Ergebnis „unver- 
antwortlicher“ Regierungsausgaben war, sondern des orthodoxen Rezepts, das 
hohe Zinsen vorschrieb, um den Wechselkurs der Währung zwischen 1995 bis 
1999 auf einem hohen Niveau zu halten. Niemals wird gesagt, dass die Zah- 
lung so hoher Zinsen die Ursache für die Defizite sind, die die öffentlichen 
Schulden immer weiter wachsen lassen - selbst nach dem Niedergang des öf- 
fentlichen Dienstes und dem Anstieg der Arbeitslosigkeit ins Unerträgliche. 
Schließlich wird auch niemals gesagt, dass gar nicht anzunehmen ist, dass die 
Schulden jemals getilgt sein werden. Sie sind keine Anomalie, keine Sünde, 
von der sich das Land reinigen muss, um mit Entwicklung belohnt zu werden. 
Im Gegenteil, sie sind ein Teil des Kapitalismus. Sie leiten sich aus dem Ver- 
hältnis zwischen Staat und privater Akkumulation, zwischen Macht und Geld 
ab. Wenn die Verschuldung zu anderen Zeiten als Instrument gedient haben, 
um einen „Soziallohn“ zu garantieren und der Arbeitskraft bis zu einem ge- 
wissen Grad ihren Warencharakter genommen und einen Raum des „Anti- 
Werts“ (Oliveira 1998) geschaffen haben, so unterstützt die Verschuldung heu- 
te den Raum des Werts und des Kapitals, indem sie die Vernichtung des über- 
flüssigen Kapitals verhindert und ihm stattdessen ein „Mindesteinkommen“ 
garantiert. 

Der letzte Punkt macht deutlich, dass die Regierung Lula zur Verlängerung der 
mittlerweile schon mehr als zwei Jahrzehnte andauernden brasilianischen Mi- 
sere erheblich beiträgt. Der „Konflikt“ zwischen produktivem Kapital und Fi- 
nanzkapital erscheint nur auf aggregiertem Niveau, wo deutlich wird, wie irra- 
tional es ist, ökonomisches Wachstum auf die Aneignung von Realeinkom- 
men statt auf seine Produktion zu stützen. Auf der Ebene des Einzelkapitals 
jedoch und insbesondere des großen, global operierenden Kapitals ist es ein 
Teil seiner Funktionsweise, Gewinne aus der monetären Sphäre mit Gewinnen 
aus der Produktion zu kombinieren. Diese Logik ist kurzfristig orientiert und 
kennt kein anderes Ziel als eine zunehmende Vergrößerung des Geldgewinns. 
Wenn die Staaten des peripheren Kapitalismus hohe Zinsen anbieten, dann 
passt sich die Kombination von Produktions- und Finanzgewinnen dement- 
sprechend an. Wenn die Manager des Großkapitals einhellig die hohen Zinsen 
kritisieren, dann handelt es sich eher um ein Täuschungsmanöver, denn aus 
politischen Gründen müssen sie beteuern, sie seien betroffen über die Millio- 
nen Arbeitsloser. Das Verhältnis zwischen dem große Finanzkapital und dem 
produktiven Kapital auf der einen und dem Staat als Emittent von fiktivem 
Kapital auf der anderen Seite lässt jedoch erkennen, dass solche Probleme 
nicht existieren. Eine Ausnahme bilden die Eigentümer von kleinen Unter- 
nehmen, Ladengeschäften oder Hinterhoffirmen, die zur Erzeugung von Real- 
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einkommen verdammt sind.!” Anders gesagt, die Logik der Produktion und 
die Logik der Verwertung des Finanzkapitals befinden sich im Konflikt, nicht 
aber die Einzelkapitale, die von der Situation profitieren. 

Alles dies weist darauf hin, dass es unterschiedliche Arten gibt, in denen der 
Staat auf das Kapital einwirken kann und dass es der Staat ist, der über die 
Richtung seiner Einwirkung entscheidet. Er kann den „Rentierkapitalismus“ 
stärken, was zwar von einem sozialen Standpunkt aus pervers ist, was aber aus 
der Sicht der privaten Gewinnmaximierung altvertraut und vorteilhaft ist. Der 
Staat kann sich dieser Logik aber auch entgegenstellen. Statt der Gesellschaft 
einen Teil des Realeinkommens zu entziehen und das Kapital zu mästen, kann 
der Staat seine Macht auch dazu benutzen, das Kapital zu produktiver Akku- 
mulation und zur Erweiterung des Realeinkommens zu zwingen. Der Nach- 
druck, mit dem das ökonomische Establishment der Regierung die Austeri- 
tätspolitik verfolgt und als sicheres Rezept anpreist, um „Wachstum“, d.h. 
wachsende Produktion und darum auch wachsende Beschäftigung und wachsen- 
de Realeinkommen zu erzielen, zeigt aber gerade, dass der Staat vor allem die 
Verwertung des von ihm geschaffenen fiktiven Kapitals absichert. Indem die 
Regierung der PT nicht den Mut aufbringt, sich mit den vorhandenen Interes- 
sen anzulegen, und indem sie keine Bereitschaft zeigt, eine Veränderung in der 
Position des Staates vorzunehmen, so dass er dazu in der Lage wäre, die Proble- 
me des Landes zu lösen, verstärkt dadurch die perverse Logik, die in Brasilien 
schon lange wirksam ist. Sehen wir uns die Ergebnisse nach einem Jahr an. 


4. Die Ergebnisse der gewählten Politik 


Nachdem zu Beginn des Jahres 2004, also nach einem Jahr der Regierung Lu- 
la, die Statistiken bekannt wurden, konnte man in den Zeitungen folgende 
Schlagzeilen lesen: 


„Brasilien kauft 2003 weniger Nahrungsmittel.“ 

„Der inländische Konsum, der zehn Jahre lang wuchs, stagniert 2003.“ 
„Mit Lula fallen die Einkommen und die Arbeitslosigkeit steigt.“ 
„Die Industrie erzielt die schlechtesten Ergebnisse seit 1999.“ 

„Die Zahl der Unterbeschäftigten wuchs 2003 um 42,5 Prozent.“ 
„Die Wirtschaft schrumpft in Lulas erstem Regierungsjahr.“ 

„Zum ersten Mal seit 1992 fällt das BIP.“ 

„Das Wachstum der Investitionen verlangsamt sich.“ 

„Die Sozialausgaben wachsen mit Lula nicht.“ 

„Die Arbeitslosigkeit wächst in Sao Paulo wieder auf Rekordhöhe.“ 
„Der Großraum Sao Paulo hat 2 Millionen Arbeitslose.“ 


10 Der von Fernand Braudel angeregte Hinweis auf den fiktiven Charakter des Konflikts zwi- 
schen produktivem und finanz-spekulativem Kapital geht zurück auf ein Interview mit Jose 
Luis Fioris in Folha de Sao Paulo vom 9.5.2004. 
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Doch heißt es auf der anderen Seite: 


„Die Budgetkürzungen sind höher als vom IWF gefordert.“ 

„Die Zinszahlungen sind auf Rekordhöhe.“ 

„Brasilien steht an vierter Stelle der Zinszahlungen.“ 

„Brasilien hat die höchsten Zinsen der sich entwickelnden Länder.“ 

„Die Steuerlast stieg während Lulas Regierungszeit.“ 

„Lula nimmt die größten Budgeteinschnitte in der Geschichte Brasiliens vor.“ 
„Das Land investiert wenig und hat Rekordkürzungen bei den Staatsausgaben.“ 


Dessen ungeachtet gilt: 


„Das brasilianische Ökonomie ist noch immer verwundbar.“ 

„Ausländische Direktinvestitionen sind auf dem niedrigsten Stand seit 1995.“ 

„Die Überschüsse reichen nicht einmal für die Hälfte der Zahlungsverpflichtungen.“ 
„Das Länderrisiko Brasiliens liegt wieder bei 500 Punkten.“ 

„Standard & Poor’s hält Brasiliens Ökonomie für verwundbar.“ 

„Brasilien befürchtet höhere Zinsen in den USA.“ 

„JP Morgan stuft Brasilien niedriger ein, das Länderrisiko steigt.“ 

„Die brasilianische Ökonomie bleibt instabil, sagt die Internationale Entwick- 
lungsbank.“ 


Um dies auszugleichen: 


„Die Ergebnisse der Finanzinstitutionen sind um 6,7 Prozent höher als 2003.“ 
„Die sieben größten Banken haben einen Gewinn von 13,4 Mrd. Real erzielt.“ 
„Bankgebühren wachsen schneller als die Inflation.“ 

„Investoren profitierten von der Orthodoxie der PT.“ 


Darum: 


„Palocci kündigt an, dass die restriktive Fiskalpolitik in diesem und im nächsten 
Jahr fortgesetzt wird.“ 

„Die Geldpolitik wird nicht geändert, sagt Palocci.“ 

„Der Zentralbankpräsident BCs lehnt eine Kursänderung ab.“ 

„Die Zentralbank sagt, die gegenwärtigen Zinsen seien kein Hindernis für das 
Wirtschaftswachstum.“ 

„Die Wirtschaftspolitik wird nicht geändert, sagt Lula.“ 


Es ist also nicht grundlos, wenn gerade mal ein Jahr nach Lulas Regierungsan- 
tritt andere Formen des Kampfes und der Mobilisierung der Linken in Be- 
tracht gezogen werden: eine neue Partei (von der einige möchten, dass sie par- 
lamentarisch sein soll), ein Bündnis sozialer Bewegungen, die Organisation 
von Gegenmacht oder die Verbreitung sozialistischer Studienzirkel und Aktio- 
nen. 
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5. Nachtrag. Die Erholung im ersten Halbjahr 2004: 
Ein nachhaltiges Wachstum? 


Seit Mai 2004 zeigen die Produktions- und Beschäftigungsstatistiken gewisse 
Veränderungen an. Die Regierung jubelt und behauptet, diese Ergebnisse wür- 
den die Richtigkeit ihrer wirtschaftspolitischen Strategie beweisen. In einem 
optimistischen Höhenflug erklärte Finanzminister Antonio Palocci vor der 
Industriellenvereinigung von Rio de Janeiro Mitte Juli, dass „die ökonomi- 
schen Grundlagen geschaffen wurden, um in den nächsten 15 Jahren ein kon- 
tinuierliches Wachstum sicherzustellen“. Und er fügte hinzu: „Brasilien hat die 
Möglichkeiten für mehr als nur schwaches Wachstum, es kann bei 5 Prozent 
und mehr liegen. Wir werden diese überraschenden Ergebnisse erzielen.“ Um 
solch hoffnungsvolle Voraussagen bewerten zu können, muss allerdings nach 
der Qualität dieses Wachstums und den Bedingungen seiner Nachhaltigkeit 
gefragt werden. 

Zunächst ist zu bemerken, dass das Wachstum des BIP von 2,7% im ersten 
Quartal 2004 hauptsächlich dem Export geschuldet ist. Dieser stieg in diesem 
Zeitraum um 19,1% an. In deutlichem Kontrast dazu steht der Anstieg des 
Konsums der privaten Haushalte um 1,2%, der öffentlichen Ausgaben um 
1,5% und des Anlagekapitals um 2,2%. Die Beschäftigungszunahme weist in 
die gleiche Richtung. Die Beschäftigung wächst im Bereich der Landwirtschaft 
und der verarbeitenden Industrie (beides Sektoren, die viel exportieren), aber 
weniger im Bausektor und sehr wenig im Bereich Handel und Dienstleistun- 
gen (Sektoren, die von der Inlandsnachfrage abhängen). 

Zur Exportabhängigkeit der wirtschaftlichen Erholung kommt noch die Ver- 
wundbarkeit der gesamten Außenwirtschaft hinzu: sie ist durch einen kontinu- 
ierlichen Anstieg des Zinsniveaus in den USA und eine unter Umständen pa- 
nikartige Erhöhung der Ölpreise bedroht. Was die Situation noch schlimmer 
macht, ist die Tatsache, dass die Währungsreserven Brasiliens relativ klein 
sind: ca. 22 Mrd. US Dollar bei einem BIP von etwa 460 Mrd. US Dollar 
(zum Vergleich: die Währungsreserven Indiens sind sechs mal größer, bei ei- 
nem BIP, das nur um 25% größer ist). 

Die leicht zu ziehende Schlussfolgerung ist, dass ein Wachstum, das so stark 
von außenwirtschaftlichen Faktoren abhängt, instabil ist. Wenn Brasilien nicht 
zur Ökonomie der Zeit vor 1930 zurückkehren will, in der die Wachstumsdy- 
namik allein von der Außenwirtschaft bestimmt war, kann es zu dem vom Fi- 
nanzminister vorhergesagten nachhaltigem Wachstum nur kommen, wenn sich 
die Inlandsnachfrage erholt. Der private und der öffentliche Konsum und vor 
allem das Niveau der Investitionen müssen steigen. Gibt es gegenwärtig Be- 
dingungen, die dies ermöglichen? Hinsichtlich der Investitionen sind die Aus- 
sichten angesichts der andauernd hohen Realzinsen schlecht. Die hohen Zin- 
sen drücken auch auf die öffentliche Nachfrage, denn von ihnen geht der 
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Zwang zu hohen Haushaltsüberschüssen aus, so dass es nicht zu öffentlichen 
Ausgaben kommen kann, die das Wachstum wirklich anregen würden. Es 
bleibt der Inlandskonsum. Dieser sollte im Prinzip mit der Erhöhung des Be- 
schäftigungsniveaus wachsen, wenn man unterstellt, dass das gesamte Lohnvo- 
lumen ebenso wie das Durchschnittseinkommen der Arbeiter ansteigt. Doch 
scheint dies trotzdem nicht zu geschehen. Abgesehen davon, dass die Beschäf- 
tigung nur sehr langsam zunimmt, ging die Zunahme der Beschäftigung im er- 
sten Halbjahr 2004 nicht mit einem Wachstum der Lohnsumme einher. 
Schließlich sollte man auch den zyklischen Charakter der kapitalistischen 
Ökonomie nicht vergessen. Nach dem Abschwung von 2003 und unter Be- 
rücksichtigung des seit Juli 2003 sinkenden Basiszinssatzes kann das, was ge- 
rade beobachtet wird, auch einfach die mit der üblichen Zeitverzögerung ab- 
laufende Anpassungsbewegung sein, die durch die Auslandsnachfrage angesto- 
ßen wurde. 
Es braucht wohl den Optimismus eines Finanzministers, um zu der Schluss- 
folgerung zu gelangen, dass sich die brasilianische Ökonomie endgültig und 
mit hoher Geschwindigkeit auf einem Wachstumspfad bewegt. Ohne eine 
grundlegende Veränderung des Modells und ohne Befreiung Brasiliens aus der 
„externen Falle“ gibt es keinen Grund, an dieses Märchen zu glauben. 
Übersetzung aus dem Englischen: Alex Demirovie 


Literatur 


Arantes, Paulo Eduardo (2003). Beijando a Cruz. In: Reportagem, Nr. 44, Mai. 

Chesnais, Frangois (1998). Introdugäo Geral. In: Chesnais, Francois (ed.) A Mundializacäo 
Financeira. Sio Paulo, Xamä. 

Fiori, Jose Luis (2004). Para Fiori, 'revolta social’ sera crescente. Interview given to Claudia 
Antunes, Folha de Säo Paulo, May 9%. 

Frontana, Andres V. (2000). © Capitalismo no fim do seculo XX. Säo Paulo, IPE/USP, PhD thesis. 

Oliveira, Francisco (1998). Os Direitos do Anti-Valor. Petröpolis, Vozes, Colegäo Zero A Esquerda. 

Paulani, Leda M. (2003). „Brasil Delivery: razöes, contradigöes e limites da politica econömica 
nos seis primeiros meses do governo Lula. In: Paula, Joäo Antonio de (org.), A Economia 
Politica da Mudanga. Belo Horizonte, Autentica. 

Pereira, Raimundo Rodrigues (2004). Uma Manipulagäo Extraordinäria. In: Reportagem, Nr. 53, 
Februar. 


Sayad, Joäo (2000). Taxa de Juros. In: Folha de Säo Paulo, 24. April. 


